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A. Berichterstattung 



Erläuterung zum Aufbau der Berichterstattung 

Der Deutsche Bundestag überwies durch Beschluß in seiner 
62. Sitzung am Donnerstag, den 16. Dezember 1954, 

die  Entwürfe  
eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Oktober 1954 
über die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundes-
republik Deutschland 
— Drucksachen 1000, zu 1000 — 

eines Gesetzes betreffend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundes-
republik Deutschland 
— Drucksache 1060 — 

eines Gesetzes betreffend den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantik-
vertrag 
— Drucksache 1061 — 

eines Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris 
unterzeichnete Abkommen über das Statut der Saar 
— Drucksache 1062 — 

an den 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 
— federführend — 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) 
Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
Haushaltsausschuß (18. Ausschuß) 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß) 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
(35. Ausschuß) 
Ausschuß für Fragen der europäischen Sicherheit (6. Ausschuß) 
Ausschuß für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 

In einer gemeinsamen Besprechung kamen die Vorsitzenden und 
die Berichterstatter des federführenden Ausschusses und der betei-
ligten Ausschüsse überein, die Generalberichte des Auswärtigen 
Ausschusses in verschiedenen Fällen durch eine besondere Bericht-
erstattung beteiligter Fachausschüsse zu einzelnen Vertragsteilen 
oder Fragenkomplexen zu ergänzen. 

Im Sinne dieses Übereinkommens wurden einzelnen General-
berichten als Anlagen besondere Berichte des Ausschusses für 

Rechtswesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß) 
Fragen der europäischen Sicherheit (6. Ausschuß) 
beigefügt. 

Insgesamt wurden der Beratung des Vertragswerkes 
16 Sitzungen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
7 Sitzungen des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
5 Sitzungen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
4 Sitzungen des Haushaltsausschusses 
9 Sitzungen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
5 Sitzungen des Ausschusses für Gesamtdeutsche und Berliner 

Fragen 
9 Sitzungen des Ausschusses für Fragen der europäischen Sicher-

heit und 
4 Sitzungen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 

Verwaltung 
gewidmet. 

Der Ausschuß für Besatzungsfolgen erstattete dem federführenden 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten auf eine dement-
sprechende Bitte hin ein Gutachten zu den im Vertragswerk ent-
haltenen besatzungsrechtlichen Fragen. Diese Stellungnahme wurde 
durch die Generalberichte des Abgeordneten Dr. Furler zu Druck-
sache 1000 (Deutschlandvertrag) und Drucksache 1060 (Aufenthalts-
vertrag) berücksichtigt. 



I. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksachen 1000, zu 1000 - 

a) Generalbericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 

Generalberichterstatter : Abgeordneter Dr. Furler 

A. Vorbemerkungen 
1. Die Bundesrepublik erstrebt seit ihrer Ent-

stehung, das auf ihr lastende Besatzungsregime der 
Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nordirland 
und der Französischen Republik zu beseitigen. 
Diese Politik führte über das Petersberger Abkom-
men vom 22. November 1949 und die New Yorker 
Deutschlanderklärung der drei Westmächte vom 
19. September 1950 zu jenen langwierigen Ver-
handlungen, deren Ergebnis der am 26. Mai 1952 
in Bonn unterzeichnete Vertrag über die Bezie-
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Drei Mächten war, einschließlich der 
Verträge über die Rechte und Pflichten auslän-
discher Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland, des Finanzvertrages, 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besat-
zung entstandener Fragen und der zu den Ver-
trägen gehörigen Briefe und Briefwechsel. Dieser 
Vertragskomplex, zu dem noch das Abkommen 
vom 26. Mai 1952 über die steuerliche Behandlung 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder und das Pro-
tokoll vom 26. Juli 1952 über die Zuständigkeit des 
Schiedsgerichts kamen, wurde durch die Gesetze 
vom 28. März 1954 (BGBl. II S. 57 ff. und 332 ff.) 
in der Bundesrepublik publiziert. Er konnte aber 
nicht endgültig und für alle Vertragsstaaten ver-
wirklicht werden, weil er nicht allein politisch, 
sondern auch rechtlich mit dem Vertrag über die 
Gründung der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft vom 27. Mai 1952 verbunden war, gegen den 
sich die französische Nationalversammlung am 
30. August 1954 entschied. Im Mittelpunkt der 
Verhandlungen in den Monaten September und 
Oktober 1954 stand nicht die Frage der Beendi-
gung des Besatzungsregimes in der Bundesrepu-
blik. Die Westmächte wären bereit gewesen, die 
hier in Betracht kommenden Verträge mit unver-
ändertem materiellen Inhalt in Kraft treten zu 
lassen. Die Bundesregierung lehnte dies ab, da 
nach ihrer Auffassung die gewandelte politische 
Situation und vor allem die für die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft gefundene Ersatzlösung 
sich auch auf die Regelung der Fragen auswirken 
mußte, die mit der Beendigung des Besatzungs-
regimes zusammenhingen. Die Londoner Schluß-
akte vom 3. Oktober 1954 und die Pariser Ver-
träge vom 23. Oktober 1954 gestalteten den 
Deutschlandvertrag und die mit ihm verbundenen 
Abkommen nicht völlig um, was weder erforder-
lich noch zeitlich möglich war. Sie brachten ledig-
lich Abänderungen der hier in Betracht kommen

-

den Bonner Verträge, die in dem Protokoll vom 
23. Oktober 1954 über die Beendigung des Besat-
zungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland 
und in den 5 Listen niedergelegt sind, die mit dem 
Protokoll verbunden sind. Der Vertragskomplex 
soll in der so geänderten Fassung gleichzeitig und 
unabhängig von den Vereinbarungen über den 
deutschen Verteidigungsbeitrag in Kraft treten. 
Die Verträge, die Gegenstand des Gesetzentwurfes 
in Drucksache 1000 sind, verbinden alte und neue 
Inhalte und Formulierungen, die aus dem Jahre 
1952 stammen, mit solchen, die erst auf der Pariser 
Konferenz entstanden sind. Nach Auffassung des 
Auswärtigen Ausschusses muß bei der Auslegung 
und Wertung der Verträge diese besondere Ent-
stehungsgeschichte berücksichtigt werden. 

2. Soweit die Verträge des Jahres 1952 unver-
ändert übernommen wurden, behalten die frühe-
ren Texte und die zu ihnen entstandenen gesetz-
geberischen Materialien ihre Bedeutung, was im 
besonderen von dem Schriftlichen Bericht des Aus-
schusses für Besatzungsstatut und auswärtige An-
gelegenheiten — Drucksache Nr. 3900 der 1. Wahl-
periode des Deutschen Bundestages — gilt. Im 
Vordergrund der Beratungen des Auswärtigen 
Ausschusses und der mitberatenden, Ausschüsse 
standen die in Paris durchgeführten Änderungen 
der Verträge. Der Schwerpunkt dieses Berichts 
liegt daher auch in der Darstellung und in der Be-
urteilung dieser umgestalteten Normen. 

Zum Verständnis darf noch gesagt werden: 
Der Bericht wiederholt nicht die Ausführungen 

der Regierungsbegründung zur Drucksache 1000, 
die neben ihm selbständige Bedeutung behält. Er 
ist sich auch dessen bewußt, daß Wortlaut und In-
halt der Verträge für den Bundestag nicht abänder-
bar sind. Der von der Bundesregierung vorge-
legte Entwurf eines Zustimmungsgesetzes stellt 
vor eine politische Gesamtentscheidung, was den 
Auswärtigen Ausschuß und die mitberatenden 
Ausschüsse aber nicht verhindert hat, zu allen we-
sentlichen Einzelheiten der Verträge wertend Stel-
lung zu nehmen. 

B. Die Londoner Schlußakte vom 
3. Oktober 1954 

1. Die Zustimmungsgesetze beziehen sich nur 
auf die in Paris am 23. Oktober 1954 unterzeichne-
ten Verträge. Sie befassen sich nicht mit der Lon-
doner Schlußakte, die lediglich der Begründung 
des Gesetzes zu Drucksache 1000 als Anlage A bei- 



gefügt ist. Die Bundesregierung hält eine Ratifi-
zierung der Londoner Schlußakte nicht für erfor-
derlich. Der Auswärtige Ausschuß schloß sich die-
ser Auffassung an, die davon ausgeht, daß von 
allen in London zustande gekommenen Vereinba-
rungen und Erklärungen nur eine, die aber nicht 
ratifikationsbedürftig ist, nicht Gegenstand der 
Pariser Verträge wurde. Es handelt sich um die in 
Teil I Deutschland enthaltene Grundsatzerklärung 
der Regierungen Frankreichs, des Vereinigten 
Königreichs und der Vereinigten Staaten, die 
lautet: 

„In der Überzeugung, daß einem großen Land 
nicht länger die Rechte vorenthalten werden 
dürfen, die einem freien und demokratischen 
Volk von Rechts wegen zustehen; und 

in dem Wunsche, die Bundesrepublik Deutsch-
land als gleichberechtigten Partner mit ihren 
Bemühungen um Frieden und Sicherheit zu ver-
einigen; 

wünschen die Regierungen Frankreichs, des 
Vereinigten Königreichs und der Vereinigten 
Staaten von Amerika, das Besatzungsregime so 
bald wie möglich zu beenden. 

Zur Erfüllung dieser Politik bedarf es der 
Regelung von Einzelfragen, um mit der Vergan-
genheit abzuschließen und die Zukunft vorzu-
bereiten, und des Abschlusses entsprechender 
parlamentarischer Verfahren. 

In der Zwischenzeit weisen die drei Regierun-
gen ihre Hohen Kommissare an, unverzüglich 
im Geiste dieser Politik zu handeln. Insbeson-
dere werden die Hohen Kommissare keinen Ge-
brauch von den Befugnissen machen, die aufge-
geben werden sollen, es sei denn im Einverneh-
men mit der Bundesregierung; dies gilt nicht auf 
den Gebieten der Abrüstung und Entmilitarisie-
rung und in Fällen, in denen die Bundesregie-
rung aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage 
ist, die Maßnahmen zu treffen oder die Verpflich-
tungen zu übernehmen, die in der vereinbarten 
Abmachung vorgesehen sind." 
Diese Erklärung beseitigte schon in London in 

weitem Umfange de facto das Besatzungsregime, 
eine tatsächliche Entwicklung anerkennend und sie 
zugleich weiterführend. Mit dem Inkrafttreten des 
Deutschlandvertrages und seiner Zusatzverträge 
endet die Bedeutung dieser Erklärung, da alsdann 
das Besatzungsregime auch rechtlich und endgültig 
aufgehoben wird. Die Grundsatzerklärung behält 
aber für die Auslegung der Pariser Verträge ihren 
Wert, da in ihr die westlichen Mächte aussprechen, 
die Aufhebung des Besatzungsregimes erfolge, um 
die Bundesrepublik zu einem gleichberechtigten 
Partner zu machen, mit dem sich die drei Mächte 
assoziieren, und um ihr die Rechte nicht länger 
vorzuenthalten, die einem freien und demokrati-
schen Volke „von Rechts wegen zustehen". 

Im übrigen ging der Inhalt der Londoner Schluß-
akte teils wörtlich, teils in eingehender vertrag-
licher Detaillierung in die Pariser Verträge über. 
Diese Verträge konsumieren damit die Londoner 
Schlußakte, deren Gehalt Gegenstand dieser Ver-
träge wurde und mit ihnen ratifiziert wird. 

2. Es erscheint notwendig, die in Ziff. 1 des Tei-
les V der Londoner Schlußakte enthaltene Erklä-
rung der Regierungen der Vereinigten. Staaten, des 
Vereinigten Königreichs und Frankreichs schon 
hier zu besprechen. Diese Erklärung ist zwar nicht 
in die Vertragsgruppe zu Drucksache 1000, wohl 
aber in die Entschließung betreffend die Zustim

-

mungserklärung der übrigen Parteien des Nord-
atlantikvertrages — Drucksache 1061 S. 66 ff. —
und in Abs. 4 der Präambel des Protokolls zum 
Nordatla.ntikvertrag über den  Beitritt der Bundes-
republik aufgenommen worden. Sie steht aber in 
einem unmittelbaren Zusammenhang mit den Ver-
trägen zu Drucksache 1000. Sie war sowohl im 
Auswärtigen Ausschuß wie im Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht Gegenstand eingehen-
der Erörterungen und lautet: 

Die drei Mächte erklären, 
daß sie die Regierung der 'Bundesrepublik 

 Deutschland als die einzige deutsche Regierung 
betrachten, die frei und rechtmäßig gebildet 
und dabei berechtigt ist, für Deutschland als 
Vertreterin des deutschen Volkes in interna-
tionalen Angelegenheiten zu sprechen. 
Dieser Satz findet sich erstmals und wörtlich in 

der New Yorker Deutschlanderklärung der drei 
alliierten Westmächte vom September 1950. Wie 
aus den Darlegungen der deutschen, die Londoner 
Verhandlungen führenden Delegierten hervorgeht, 
wurde diese Erklärung deshalb in die Londoner 
Schlußakte aufgenommen und später in die Pari-
ser Verträge übernommen, weil die neuen Abma-
chungen die New Yorker Deutschlanderklärung 
aufheben sollten, wobei jedoch der hier formu-
lierte Gedanke an keiner anderen Stelle der Ver-
tragswerke zum Ausdruck gekommen wäre. Zur 
Fixierung des sachlichen Gehalts und der Bedeu-
tung dieser Erklärung ist zunächst festzustellen, 
daß sie sich nicht auf die Beendigung des Besat-
zungsregimes und diejenigen Fragen bezieht, die 
mit der Souveränität der Bundesrepublik zusam-
menhängen, so daß sie für den Art. 1 des Deutsch-
landvertrages nicht von Bedeutung ist. Die Norm 
hat eine besondere Legitimation der Regierung 
der Bundesrepublik zum Gegenstand. Sie befaßt 
sich nicht mit dem an sich selbstverständlichen 
und mit der Souveränität unbegrenzten Recht der 
Bundesregierung, in internationalen Angelegen-
heiten für die Bundesrepublik zu handeln, son-
dern mit der Zuständigkeit der Bundesregierung, 
für das gesamte Deutschland und für das gesamte 
deutsche Volk aufzutreten. Die Mächte ver-
leihen hier der Bundesregierung keine Legiti-
mation, da ihr diese, wie es auch der Auffasssung 
des Auswärtigen Ausschusses entspricht, schon zu-
steht. Sie — und durch die Übernahme auch die 
übrigen Staaten der nordatlantischen Vertei-
digungsgemeinschaft — erkennen aber diese Legi-
timation im Rahmen ihrer Erklärung an, wobei 
sie zur Begründung ihrer Haltung auf die Tat-
sache abheben, daß die Regierung der Bundes-
republik die einzige deutsche Regierung ist, die 
frei und rechtmäßig gebildet wurde. Über den sach-
lichen Umfang dieser gesamtdeutschen Legitimation 
der Bundesregierung konnte im Auswärtigen Aus-
schuß eine übereinstimmende Meinung nicht er-
zielt werden. Der These, dieses „sprechen" bedeute 
die Fähigkeit, Gesamtdeutschland zu berechtigen 
und zu verpflichten, stand die Auffassung gegen-
über, die Erklärung erkenne zum mindesten kein 
Recht der Bundesrepublik an, für Gesamtdeutsch-
land Verpflichtungen zu übernehmen oder unmit-
telbare Verfügungen zu treffen. 

Im Jahre 1950 haben die drei westlichen Mächte 
zu dieser Legitimationserklärung eine Interpretation 
zu Protokoll gegeben. Durch Auseinandersetzun-
gen in der französischen Nationalversammlung 
entstand die Frage, ob dieses Interpretationspro

-

tokoll auch für die in die Londoner Schlußakte 



und die Pariser Verträge zwar mit gleichem Wort-
laut, aber neu aufgenommene Erklärung maßgeb-
lich sei. Der Auswärtige Ausschuß lehnte eine 
solche Auffassung ab, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1. Die Erklärung wurde in New York von den 
Regierungen der Vereinigten Staaten, des Verei-
nigten Königreichs und Frankreichs abgegeben 
und in einem nicht veröffentlichten Protokoll in-
terpretiert. In London erfolgte die Erklärung ohne 
jede Bezugnahme auf jenes Protokoll. 

2. Diese Erklärung wurde in Paris von den 
übrigen Staaten der nordatlantischen Verteidi-
gungsgemeinschaft als sie verpflichtend anerkannt, 
die  das Interpretationsprotokoll nicht übernommen 
hatten. 

3. Die Interpretation des Jahres 1950 ergab sich 
aus einer politischen Situation, die 1954 überholt 
war und die auch dem völkerrechtlichen Status der 
Bundesrepublik nicht entspricht, die nach dem 
Willen der interpretierenden Mächte gerade durch 
die Pariser Verträge grundlegend verändert wer-
den soll. 

Die Erklärung des Teiles V Ziff. 1 der Londoner 
Schlußakte ist daher ausschließlich aus ihrem 
Wortlaut und aus ihrem Zusammenhang mit den 
Vertragswerken von London und Paris zu ver-
stehen. 

C. Das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über 
die Beendigung des Besatzungsregimes in der 

Bundesrepublik Deutschland 

1. Wie schon dargelegt, wurde der Komplex des 
Deutschlandvertrages in Paris nicht in vollem Um-
fang neu formuliert. Man schuf einen Rahmenver-
trag, das Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die 
Beendigung des Besatzungsregimes, und verband 
mit  diesem 5 Listen, die diejenigen Bestimmungen 
enthalten, die in den Verträgen vom 26. Mai 1952 
durch Streichung, Umformung oder Ergänzung ver-
ändert worden sind. Wie den Bonner Verträgen, 
so wurden auch dem Protokoll vom 23. Oktober 
1954 Briefe und Briefwechsel beigefügt, die die 
neuen Abmachungen ergänzen und zugleich klar-
stellen, in welchem Umfange !die entsprechenden 
Urkunden vom 26. Mai 1952 aufrechterhalten blei-
ben. 

Art. 1 des Protokolls ist also für die endgültigen 
Texte der Verträge maßgeblich. 

2. Die Einleitungsformel des Protokolls. führt die 
vier vertragschließenden Staaten in der  internatio-
nal üblichen Reihenfolge auf. Sie stellt damit die 
Gleichberechtigung der Vertragschließenden klar. 

Auch der Deutschlandvertrag, der  Truppenver-
trag, der  Finanzvertrag, der Überleitungsvertrag 
und das Steuerabkommen weisen diese Formel  auf, 
während früher einleitend  überall gesagt worden 
war, daß die Bundesrepublik Deutschland einerseits 
und die drei westlichen Mächte andererseits die 
Verträge schließen. Mit der Gleichberechtigung ent-
fällt auch die blockbildende Gegenüberstellung. 

3. Das Protokoll hebt die frühere rechtliche Ver-
bindung, also  das Junktim, zwischen dem Komplex 
des Deutschlandvertrages und demjenigen des deut-
schen Verteidigungsbeitrages auf. Nach Art. 1 tre-
ten die zu Drucksache 1000 gehörigen Verträge zu-
gleich mit dem Protokoll in Kraft. Art. 3 Abs. 2 
aber bestimmt, daß das Protokoll und die ergän-
zenden Dokumente mit der Hinterlegung der Rati

-

fikations- oder Genehmigungsurkunden aller Un-
terzeichnerstaaten in  den Archiven der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland  in  Kraft tritt. Der 
Auswärtige Ausschuß war sich allerdings darüber 
einig, daß die  Aufhebung des rechtlichen Junktims 
durch eine tatsächliche und politische Verbindung 
aller Pariser Verträge an Bedeutung verlieren 
kann. 

4. Art. 2 des Protokolls enthält besondere Vor-
schriften über die Rechte der drei Westmächte auf 
den Gebieten der Abrüstung und der Entmilitari-
sierung. Er behandelt das Schicksal dieser Rechte 
bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über den 
deutschen Verteidigungsbeitrag, von welchem Zeit-
punkt an die IbisherigenRechte erlöschen und durch 
die besonderen Bestimmungen der Verteidigungs-
abmachungen ersetzt werden. 

Bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag bleiben die 
hier in Betracht kommenden Rechte der Vereinig-
ten Staaten, des Vereinigten Königsreichs und 
Frankreichs grundsätzlich bestehen. Die aufrecht

-

erhaltenen und durch den hier behandelten Ver-
tragskomplex nicht berührten Rechtsvorschriften 
sind in einem gleichlautenden Schreiben der  drei 
Hohen Kommissare an  den  Bundeskanzler vom 
23. Oktober 1954 — Drucksache 1000 S. 70/71 — 
aufgeführt. 

Von diesem Grundsatz bringt die Ziff. 2 des 
Art. 2 des Protokolls eineausdrückliche und vom 
Auswärtigen Ausschuß für bedeutsam angesehene 
Ausnahme. 

Mit dem Inkrafttreten des  Protokolls vom 23. Ok-
tober 1954 wird das militärische Sicherheitsamt der 
westlichen Alliierten in  Koblenz aufgelöst. Ein neu 
zu bildender Gemeinsamer Viermächte-Ausschuß 
übt alsdann die Kontrolle ,auf den  Gebieten der 
Abrüstung und Entmilitarisierung ,aus. In diesem 
Ausschuß ist die  Bundesrepublik  gleichberechtigt 
vertreten. Der Ausschuß entscheidet mit Stimmen-
mehrheit seiner  vier Mitglieder. Die Bundesrepu-
blik kann überstimmt werden. Das bisher be-
stehende Vetorecht jedes Staates, im besonderen ge-
gen ,eine Lockerung ,der Kontrolle, ist aber beseitigt. 
Aus dem Briefwechsel vom 23. Oktober 1954 be-
treffend Revision der Abrüstungs- und Entmilita-
risierungskontrolle — Drucksache 1000 S. 71/72 — 
ergibt sich, daß die Vertragschließenden überein-
gekommen sind, diese Angelegenheit schon gegen 
Ende des Jahres 1954 nach Maßgabe der dann im 
Hinblick auf das Inkrafttreten des Protokolls be-
stehenden Lage zu überprüfen. Diese Überprüfung 
soll auch unter dem Gesichtspunkt erfolgen, die 
Bundesrepublik in  die Lage zu versetzen, ihren 
künftigen Verteidigungsbeitrag vorzubereiten. Am 
20. Oktober 1954 kamen die Außenminister dahin 
überein, daß in diesem Zusammenhang auch in  der 
Bundesrepublik  bestehende  Beschränkungen der 
zivilen Forschung und der 'zivilen industriellen 
Fertigung zumZwecke einer Erleichterung und 
Aufhebung zu überprüfen sind. Auf Frage teilte 
die Regierung mit, die entsprechenden vorbereiten-
den Besprechungen seien schon aufgenommen. 

5. Wenn der Komplex des Deutschlandvertrages 
und die Abmachungen über den deutschen Verteidi-
gungsbeitrag gle ichzeitig  in  Kraft treten, wird der 
Viermächte-Ausschuß nicht entstehen. Der Wirt-
schaftspolitische Ausschuß erwartet gerade deshalb 
als Ergebnis der soeben erwähnten Besprechun-
gen und Verhandlungen, daß die Genehmigungs-
pflicht und  die  Kontrollen lockerer als bisher 



gehandhabt werden. Insbesondere wird erwar

-

tet, daß die zivile Forschung und die zivile in-
dustrielle Fertigung auf den von den Gesetzen be-
troffenen Gebieten keinen Einschränkungen mehr  

unterliegen. Dies gilt vor allem für die Kapazitäten  
in der Kugel- und Rollenlagerindustrie, im Schiff-
bau, in den Industrien für synthetisches Öl und  
synthetischen Gummi. Gleiches gilt für die Herstel-
lung, Ein- und Ausfuhr von gewissen elektro-
nischen und optischen Geräten und für bestimmte  

chemische Erzeugnisse.  
Im übrigen hat  der Wirtschaftspolitische Aus-

schuß zur Vorlage an  den Auswärtigen Ausschuß  
eine Entschließung gefaßt, durch die die Bundes-
regierung ersuchtwerden soll, darauf hinzuwirken,  

daß in Zukunft die zivile industrielle Fertigung  
und die zivile Forschung auf den von den alliier-
ten Gesetzen betroffenen Gebieten keiner Ein-
schränkung mehr unterliegen und daß die Ver-
handlungen hierüber unverzüglich aufgenommen 
werden. 

D. Der Vertrag über die Beziehungen zwischen der  
Bundesrepublik Deutschland und den  

Drei Mächten (Deutschlandvertrag).  

Dieser Vertrag wurde weitgehend und sehr be-
deutungsvoll geändert. Die neuen Bestimmungen 
wirken sich auf verschiedene politische Grundpro-
bleme aus. Sie werden in dem jeweiligen Zusam-
menhang besonders dargestellt. 

Von allgemeiner Bedeutung ist zunächst der Weg-
fall der Präambel, die dem Deutschlandvertrag von 
1952 vorausgeschickt war. Die vier vertragschlie-
ßenden Staaten beschränken sich nunmehr darauf, 
zu erklären, mit dem Vertrag die „Grundlagen ihres 
neuen Verhältnisses" festzulegen. Die frühere Prä-
ambel war nach verschiedenen Richtungen durch 
das Scheitern der EVG und durch die neue Form 
des deutschen Verteidigungsbeitrages überholt oder 
gegenstandslos geworden. Gebliebene gemeinsame 
Ziele der Mächte sind in dem Vertragstext veran-
kert. Einige Erklärungen der Präambel bilden aber 
auch heute noch selbstverständliche Motive des 
neuen Vertrages. So die Unvereinbarkeit des Be-
satzungsregimes mit den europäischen Aufgaben 
der Bundesrepublik, die Notwendigkeit, die Gleich-
berechtigung durchzuführen und das höchste Ziel 
der Vertragschließenden, die gemeinsame Freiheit 
vereint zu fördern und zu verteidigen. Der Aus-
wärtige Ausschuß nahm das hier durchgesetzte 
Bestreben der Bundesrepublik billigend zur Kennt-
nis, die grundgesetzliche Ordnung ausschließlich in 
die Verantwortung der Bundesrepublik zu stellen 
und sie nicht zum Gegenstand internationaler Ver-
pflichtungen zu machen. 

I. Das Ende des Besatzungsregimes  
Eine entscheidende Aufgabe des Deutschlandver-

trages ist es, die Bundesrepublik von jeder Besat-
zungshoheit zu befreien. Der Art. 1 der alten und 
der neuen Fassung hebt daher mit dem Inkraft-
treten des Vertrages das Besatzungsstatut auf und 
verpflichtet die bisherigen Besatzungsmächte, die 
Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen  
der Landeskommissare aufzulösen. Die neue For-
mulierung des Art. 1 geht hier nach zwei Richtun-
gen klarstellend über den früheren Text hinaus. 

Nach Art. 1 Abs. 1 ist auch das Besatzungsregime 
in der Bundesrepublik zu beenden, womit nach Auf

-

fassung des Auswärtigen Ausschusses zum Aus-
druck gebracht wird, daß jeder besatzungsmäßige 
Tatbestand aufhören, die Freiheit der Bundesrepu-
blik von der Besatzungshoheit also eine um-
fassende sein soll. In diesem Zusammenhang wurde 
der bisherige Abs. 3 des Art. 1 gestrichen, aus dem 
man das Weiterbestehen einer gegenüber einer 
gleichberechtigten Macht nicht mehr zu rechtfer-
tigenden Art von gemeinsamer Kommission der  
früheren Besatzungsmächte hatte herauslesen wol-
len. Nach Lage der Dinge werden die Regierungen 
der Vereinigten Staaten, des Vereinigten König-
reichs und Frankreichs auch nach Inkrafttreten des 
Deutschlandvertrages die Vorbehaltsrechte in gegen-
seitigem Einvernehmen ausüben. Diese Regierungen 
haben daher am 23. Oktober 1954 in Paris ein Ab-
kommen dahin geschlossen, diese Vorbehaltsrechte 
durch ihre bei der Bundesrepublik Deutschland be-
glaubigten Missionschefs ausüben zu lassen, die 
hierbei gemeinsam tätig werden. Insoweit sich diese 
Rechte auf Berlin beziehen, werden sie in Berlin 
nach Maßgabe der bestehenden Verfahren ausge-
übt. Um jede Deutung dahin auszuschließen, es 
handle sich gegenüber der Bundesrepublik hier 
um eine, wenn auch nur besatzungsrechtsähnliche 
Erscheinung, erging am 1. Dezember 1954 nachfol-
gende Note des Geschäftsführenden Hohen Kom-
missars, Sir  Frederik H o y er Miillar an 
den Bundeskanzler: 

„Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
ich erhielt Ihr Schreiben vorn 16. November 

1954 betreffend das Dreimächte-Abkommen vom 
23. Oktober 1954 über die Ausübung der Vorbe-
haltsrechte in Deutschland, in welchem Sie zum 
Ausdruck brachten, daß Sie besonders daran in-
teressiert wären, zu erfahren, ob die drei Bot-
schafter bei der Ausübung der Vorbehaltsrechte 
als Rat von Botschaftern handeln und mit einem 
besonderen Verwaltungsstab arbeiten würden. 

Ich möchte diese Gelegenheit benutzen, um jeg-
liches Mißverständnis, das in diesem Zusammen-
hang bestehen könnte, zu klären. Abgesehen von 
Absatz 3, der sich mit Berlin befaßt, wo natür-
lich eine besondere Lage besteht, ist das Drei-
mächte-Abkommen lediglich dazu bestimmt, 
verwaltungsmäßig zu regeln, wie die Vereinigten 
Staaten, das Vereinigte Königreich und Frank-
reich gegebenenfalls die Vorbehaltsrechte aus-
üben können, die sich nach dem Vertrag über die 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Drei Mächten in erster 
Linie auf Deutschland in seiner Gesamtheit be-
ziehen, Rechte, die, wie Sie wohl wissen, im bei-
derseitigen Interesse der Bundesrepublik und 
des Vereinigten Königreichs sowie im Interesse 
der beiden anderen Unterzeichnermächte vorbe-
halten wurden. 

Ich kann Ihnen versichern, daß es nicht not-
wendig sein wird und auch in keiner Weise be-
absichtigt ist, in Ausübung dieser Vorbehalts-
rechte einen Rat von Botschaftern, ein Nach-
folgeorgan der Alliierten Hohen Kommission 
oder irgendein sonstiges ähnliches Gremium mit 
gemeinsamem Verwaltungs- oder Büropersonal 
zu schaffen. 

Das Dreimächte-Abkommen wurde getroffen, 
um die klare Übereinstimmung der Auffassung 
der drei Unterzeichner darüber aktenkundig zu 
machen, daß sie in ihren Beziehungen zur Bun-
desrepublik lediglich auf ad hoc-Basis über ihre 
bei der Bundesrepublik akkreditierten Missions-
chefs, und dann nur unter den in den Pariser 



Abkommen vorgesehenen besonderen Umstän-
den gemeinsam vorgehen werden." 
Der Auswärtige Ausschuß hat die mit der Auf-

hebung des Besatzungsregimes zusammenhängen-
den Bestimmungen bei unterschiedlicher Bewer-
tung ihrer Tragweite übereinstimmend positiv be-
urteilt. 

Auswirkungen der Beendigung des Besatzungs-
regimes ergeben sich auch aus anderen Vorschrif-
ten des Vertrages, so vor allem auch aus den 
Art. 2, 4 und 5. 

II. Die Souveränität 
Mit dem Ende des Besatzungsregimes entfällt jede 
Beschränkung der autonomen Handlungsfähigkeit 
der Bundesrepublik, und zwar nach innen und nach 
außen. Damit wird für die Bundesrepublik der völ-
kerrechtliche Status der Souveränität anerkannt. 
Diese Folgerung wird in dem Vertrage ausdrücklich 
gezogen. Während der frühere Art. 1 das Wort 
Souveränität vermied, sagt der jetzige Abs. 2 des 
Art. 1, „die Bundesrepublik werde die volle Macht 
eines souveränen Staates über ihre inneren und 
äußeren Angelegenheiten" haben. Auf Fragen des 
Ausschusses teilte die Regierung mit, diese Formu-
lierung sei auf deutsches Verlangen nach Diskus-
sionen in Paris so gewählt worden, um hinsichtlich 
der Souveränität eine eindeutige Lage zu schaffen 
und um auszuschließen, daß von einer „als ob"

-

Souveränität oder von einem ähnlichen Status ge-
sprochen werde. 

Im Auswärtigen Ausschuß wurde die Frage der 
Souveränität eingehend und unter den verschie-
densten Gesichtspunkten erörtert. Im besonderen 
bemühten sich die hier zuständigen Berichterstat-
ter, die Abgeordneten Dr. von Merk  Merkatz und 
Dr. Schmid  (Frankfurt), den Begriff der Souve-
ränität und die mit Art. 1 Abs. 2 geschaffene inner-
staatliche und völkerrechtliche Situation unter histo-
rischen, rechtsphilosophischen, staatsrechtlichen und 
völkerrechtlichen Gesichtspunkten zu klären. In ver-
schiedenen grundsätzlichen Ausgangspunkten der 
Betrachtung und  in der Bewertung der  diesbezüg-
lichen Vertragsbestimmungen konnten volle Über-
einstimmungen nicht erzielt werden. Einverständ-
nis bestand aber schließlich darüber, daß der hier 
gebrauchte Begriff der Souveränität für die Aus-
legung der Pariser Verträge und als Grundlage für 
die Weiterentwicklung der Bundesrepublik von 
großer Bedeutung sei. Dem Inhaber der Souveräni-
tät fällt in dubio, also in allen zweifelhaften oder 
nicht geregelten Fällen, die Zuständigkeit zu eigen-
ständiger Bestimmung der Ziele und Mittel seiner 
Politik und zu verantwortlichem Handeln zu. Die 
besondere funktionelle Bedeutung des Souveräni-
tätsbegriffes wurde von allen Mitgliedern des Aus-
schusses anerkannt. Der Auswärtige Ausschuß war 
der Meinung, daß die Souveränität der Bundes-
republik eine ursprüngliche und keine verliehene 
ist, daß sie deutsche Souveränität darstelle, 
die durch das Besatzungsregime gehemmt, aber 
nicht beseitigt war und nach Inkrafttreten der Ver-
träge wieder effektiv werde. Der Auswärtige Aus-
schuß zieht aus dieser Souveränität im Zusam-
menhang mit den Pariser Verträgen und der völ-
kerrechtlichen Situation vor allem drei Folgerun-
gen, die  auch der Auffassung der Bundesregierung 
entsprechen, wobei allerdings die Minderheit gegen-
über der ersten Folgerung Bedenken ausspricht: 

1. Die Bundesrepublik ist zuständig und befugt, 
in allen Fragen eine eigene, selbständige und unab

-

hängige Außenpolitik zu betreiben. Dies gilt im be-
sonderen auch für die deutsche Wiedervereinigung. 
Wie noch darzulegen sein wird, schließen die Vor-
behaltsrechte des Art. 2 eine solche selbständige 
Politik der Bundesrepublik nicht aus. 

Ihre grundsätzlich unbeschränkte politische Hand-
lungsfreiheit ist aber durch übernommene völker-
rechtliche Verpflichtungen und vertragliche Ab-
machungen gebunden. So hat die Bundesrepublik 
die Bindungen des Art. 2 der Satzung der Ver-
einten Nationen ausdrücklich übernommen und in 
Art. 3 des Deutschlandvertrages sich verpflich-
tet, ihre Politik in Einklang mit den Prinzipien der 
Satzung der Vereinten Nationen und mit den im 
Statut des Europarates aufgestellten Zielen zu hal-
ten. Die Regierung der Bundesrepublik hat dar-
über hinaus auf der Londoner Konferenz aus-
drücklich und feierlich erklärt, die Wiedervereini

-

gung Deutschlands oder die Änderung der gegen-
wärtigen Grenzen der Bundesrepublik Deutsch-
land niemals mit gewaltsamen Mitteln herbeizu-
führen und alle zwischen der Bundesrepublik und 
anderen Staaten gegebenenfalls bestehenden Streit-
fragen mit friedlichen Mitteln zu erledigen. In diesen 
Zusammenhang gehört auch die in Art. 7 des 
Deutschlandvertrages übernommene Verpflichtung 
der Bundesrepublik, mit den drei anderen Vertrags-
partnern hinsichtlich der Wiedervereinigung und 
der Herbeiführung einer friedensvertraglichen Re-
gelung für ganz Deutschland eine gemeinsame 
Politik zu treiben. 

2. Die Bundesrepublik wird ein gleichberechtig-
ter und notwendiger Vertragspartner bei allen in-
ternationalen Vereinbarungen sein, die ihre Rechte 
oder Interessen berühren. Nach Auffassung des 
Auswärtigen Ausschusses wird es lediglich von Er-
wägungen der Zweckmäßigkeit bestimmt sein, ob 
sich die Bundesrepublik an vorbereitenden Ver-
handlungen für derartige internationale Regelun-
gen unmittelbar beteiligt. Auch wenn die Bundes-
republik solche Verhandlungen ganz oder teilweise 
dritten Mächten zu führen überläßt, kann ein Ab-
schluß nur unter Mitwirkung der Bundesrepublik 
erfolgen. 

3. Die Bundesrepublik ist berechtigt, mit allen 
Staaten diplomatische Beziehungen aufzunehmen 
und Verhandlungen zu führen. Dies gilt auch 
für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken. Die Abs. 3 und 4 des Art. 3 beeinträchtigen 
diese Rechte der Bundesrepublik nicht. Sie ver-
pflichten nur die anderen Vertragspartner, auf 
Wunsch der Bundesrepublik tätig zu werden, wenn 
diese es nicht vorzieht, selbständig zu handeln oder 
die Wahrung ihrer Interessen anderen Staaten 
überläßt. Entsprechendes gilt für Art. 4 des sie-
benten Teiles der Überleitungsvertrages. 

III. Die Vorbehaltsrechte 

Der Auswärtige Ausschuß billigte einmütig die 
Politik der Bundesregierung, die Wert darauf 
legte, den drei westlichen Mächten Rechtsposi-
tionen zu erhalten, die hinsichtlich Deutschlands 
auf den 1945 auch mit Sowjetrußland getroffenen 
Vereinbarungen beruhen. Eine Gefährdung oder 
Aufgabe dieser Rechtsstellung läge nicht im deut-
schen Interesse. In diesem Zusammenhang hatte der 
frühere Art. 2 den drei Mächten ihre bisher aus-
geübten oder innegehabten Rechte in Bezug auf 

a) die Stationierung von Streitkräften in Deutsch-
land, 



b) Berlin, 
c) Deutschland als Ganzes, einschließlich der Wie-

dervereinigung Deutschlands und einer frie-
densvertraglichen Regelung 

aufrechterhalten. 
Im neuen Art. 2 bleiben diese Vorbehalte für 

Berlin und Deutschland als Ganzes. Wegen der 
Stationierungsrechte wird auf die Art. 4 und 5 
des Vertrages verwiesen. Die Erörterung dieser 
Frage erfolgt in einem besonderen Abschnitt. 

Neben der Sonderregelung über die Stationie-
rung von Streitkräften betrachtet der Auswärtige 
Ausschuß folgende Änderungen des Art. 2 als be-
sonderen Fortschritt. 

1. Es wird ausdrücklich darauf abgehoben, daß 
die drei Mächte nicht nur ihre Rechte, sondern auch 
ihre Verantwortlichkeiten beibehalten. Diese Ver-
antwortlichkeiten sind besonders für Berlin, aber 
auch für Gesamtdeutschland bedeutsam. 

2. Der bisherige Abs. 2 des Art. 2 hatte die Bun-
desregierung verpflichtet, jede Maßnahme zu un-
terlassen, die die vorbehaltenen Rechte beeinträch-
tigen könnte, und dahin mitzuwirken, den drei 
Mächten die Ausübung dieser Rechte zu erleich-
tern. Die Streichung dieser Norm zeigt das Ver-
trauen, das sich die Bundesrepublik erworben hat. 
Es ist auch ohne vertragliche Verpflichtung für die 
Bundesrepublik selbstverständlich, die drei Mächte 
zu unterstützen und mit ihnen eine auch sonst fest-
gelegte Zusammenarbeit durchzuführen. 

Im Auswärtigen Ausschuß wurden Bedenken 
vorgetragen, die mit der Gefahr einer zu starken 
oder etwa mißbräuchlichen Ausübung des gesamt-
deutschen Vorbehalts zusammenhängen. Die Bun-
desregierung hob hier auf den aufrechterhaltenen 
Brief der Hohen Kommissare an den. Bundeskanz-
ler vom 26. Mai 1952 (BGBl. II S. 244) ab, in dem 
die drei Regierungen ausdrücklich erklären, das 
Vorbehaltsrecht in  bezug auf Deutschland als Gan-
zes nicht dahin auszulegen, als erlaube es ihnen, 
von den gegenüber der Bundesrepublik in den 
Verträgen übernommenen Verpflichtungen abzu-
weichen. Diese Erklärungen zwingen im Zusam-
menhang mit Inhalt und Geist der Verträge zu der 
Feststellung, daß die Vorbehaltsrechte ausdrück-
lich auf ihren Sinn und Zweck beschränkt sind, der 
darin besteht, die Rechtsposition gegenüber Sowjet-
rußland zu wahren. Die Vorbehalte können und 
dürfen also gegenüber der Bundesrepublik nicht 
Befugnisse geben, die der Aufhebung des Besat-
zungsregimes und der Souveränität widersprechen. 
Soweit Maßnahmen zur Aufrechterhaltung oder 
Durchführung gesamtdeutschen Vorbehalts im Ge-
biete der Bundesrepublik notwendig werden, kön-
nen diese nicht einseitig und hoheitsrechtlich durch 
die drei Mächte durchgeführt werden. Die Bundes-
republik ist aber je nach Sachlage vertraglich ver-
pflichtet, alsdann in eigener Zuständigkeit das Er-
forderliche zu tun. 

Im Auswärtigen Ausschuß wurde auch darüber 
diskutiert, auf welchen internationalen Vereinba-
rungen die beizubehaltenden Rechte der drei west-
lichen Mächte beruhen. Eine Einigkeit darüber, ob 
nur die  Deklarationen vom 5. Juni 1945 oder da-
neben auch das Potsdamer Abkommen oder ob nur 
dieses Abkommen in Betracht komme, war nicht zu 
erzielen. Übereinstimmung bestand jedoch darüber, 
daß alle Berlin und Gesamtdeutschland betreffen-
den Rechte und Verantwortlichkeiten aufrechter-
halten werden sollen, die sich aus irgendwelchen 
Vereinbarungen zwischen den hier in Betracht 

kommenden Alliierten des zweiten Weltkrieges er-
geben. 

Der Auswärtige Ausschuß legt Wert darauf fest-
zustellen, daß der Vorbehalt der Rechte und Ver-
antwortlichkeiten keine ausschließliche Zuständig-
keit der drei Mächte für die vorbehaltenen Fra-
gen anerkennt oder schafft. Der Vorbehalt besagt 
lediglich, daß solche Rechte und Verantwortlich-
keiten neben den eigenen Zuständigkeiten der 
Bundesrepublik bestehenbleiben. Die Vorbehalts-
rechte schließen daher eine eigene Politik und eine 
eigene Zuständigkeit 'der Bundesrepublik weder 
für Berlin noch für die Wiedervereinigung aus. 

IV. Die Stationierung ausländischer Truppen 

1. Diese schwierige und bedeutsame Materie er-
fuhr in den neuen Verträgen eine grundlegende 
Änderung. Die Umgestaltung ist das Ergebnis ein-
mal der Beseitigung des Besatzungsregimes und 
der anerkannten Souveränität der Bundesrepublik, 
zum anderen aber auch des Strukturwandels des 
deutschen Verteidigungsbeitrags. Die Mehrheit des 
Auswärtigen Ausschusses begrüßt  diese Änderung 
und erblickt in ihr einen wesentlichen Fortschritt. 

2. Zum Verständnis der neuen Lage sind drei 
Dinge vorweg klarzustellen: 

a) Die Rechtsgrundlage der Streitkräfte, die sich 
in Berlin befinden, ändert sich durch das Vertrags-
werk nicht. In Berlin halten sich alliierte Truppen 
auch ein Zukunft ausschließlich auf Grund hoheit-
Iicher Befugnisse auf, die sich ausbesatzungs-
rechtlichen Grundlagen und aus den Viermächte

-

Vereinbarungen von 1945 ergeben. 
b) Bis zum Inkrafttreten ides  Deutschlandver-

trages und seiner Zusatzverträge bleibt der bishe-
rige Rechtszustand unverändert. Die nicht endgül-
tig zustande gekommenen Verträge von 1952 sind 
hier nicht von Bedeutung. 

c) Wenn die Gesamtheit der Pariser Verträge 
nicht gleichzeitig in Kraft tritt, kann sich zwischen 
dem Wirksamwerden des Deutschlandvertrages 
und dem Inkrafttreten der Abmachungen über 'den 
deutschen Verteidigungsbeitrag, das mit dem 
rechtskräftigen Beitritt der Bundesrepublik in die 
NATO eintritt, ein Zwischenzeitraum ergeben. In 
dieser Zeitspanne befinden sich die ausländischen 
Truppen im Gebiet der Bundesrepublik nicht mehr 
auf Grund des ,Besatzungsstatuts, wohl aber auf 
Grund hoheitlicher Rechte, die von der Bundes-
republik nicht verliehen sind, sondern den drei 
westlichen Mächten über die Aufhebung des Be-
satzungsregimes und das Wiederaufleben der deut-
schen Souveränität hinaus zustehen. 

Die hoheitliche Grundlage des Stationierungs-
rechtes in dieser Übergangszeit erfuhr aber beson-
dere Einschränkungen. 

a) Die Rechtsstellung der Streitkräfte, also 
deren Rechte und Pflichten im Rahmen des Gebie-
tes der Bundesrepublik, ergibt sich nicht mehr aus 
besatzungsrechtlichen Normen. Maßgeblich ist der 
Truppenvertrag, der nach Art. 8  Abs. 1 Buchstabe b 
auf der Grundlage der entsprechenden Verein-
barungen der Mächte des Nordatlantikvertrages 
umgestaltet werdenwird. 

b) Die drei Mächte verpflichten sich, die Bundes-
regierung in allen die Stationierung der Streit-
kräfte betreffenden Fragen zu konsultieren. Die 
Bundesrepublik hingegen übernimmt es, im Rah-
men dieses Vertragswerkes und des Grundgesetzes 
dazu mitzuwirken, den Streitkräften ihre Aufgabe 



zu erleichtern (Art. 5 Abs. 1 des Deutschlandvertra-
ges). Dabei ist die  Aufgabedieser Streitkräfte da-
hin umrissen, die  freie Welt, zu der die  Bundes-
republik und Berlin gehören, zu verteidigen. 

c) Die drei Mächte dürfen nur eigene oder Trup-
penkontingente von solchen Staaten, die bisher 
schon Streitkräfte in der Bundesrepublik halten, 
in das Gebiet der Bundesrepublik bringen. Jede 
Erweiterung dieses Rahmens setzt die vorherige 
Einwilligung der  Bundesrepublik voraus. Ausge-
nommen ist die vorübergehende Hereinnahme von 
Truppen im Falle eines unmittelbar drohenden 
oder tatsächlich erfolgenden Angriffs. 

3. Nach Inkrafttreten der Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag wandelt sich 
die Rechtsgrundlage der Stationierung ausländi-
scher Truppen im Gebiete der Bundesrepublik. 
Dies ergibt sich aus Art. 4 Abs. 2 des Deutschland-
vertrages im Zusammenhang mit den Vorschriften 
des Aufenthaltsvertrages — Drucksache 1060 —. Die 
nicht einfachen Formulierungen des neuen Abs. 2 
des Art. 4 zeigen, daß die drei Mächte gewillt sind, 
ihr Stationierungsrecht aus einem hoheitlichen in 
ein vertragliches umzuwandeln. Dieser Wille wird 
mit dem neuen Status der Bundesrepublik, demje-
nigen der Souveränität, und weiterhin damit be-
gründet, daß die drei Mächte die Stationierung von 
Streitkräften in der Bundesrepublik nur in vollem 
Einvernehmen mit dieser durchzuführen beabsich-
tigen. Aus diesem Grunde wird ,,diese Frage" — 
also  diejenige des Stationierungsrechts — in einem 
besonderen Vertrag geregelt, dem Aufenthaltsver-
trag der  Drucksache 1060. Der Wortlaut des Art. 4 
deutet darauf hin, daß die Umwandlung des Sta-
tionierungsrechtes Gegenstand von Auseinander-
setzungen war, bei denen zunächst gewisse Gegen-
sätzlichkeiten hervortraten. Da die Formulierung 
des Art. 4 Abs. 2 und der ganze Aufenthaltsver-
trag aus deutschen und amerikanischen Vorschlä-
gen hervorging, ist für die Auslegung auch die 
Stellungnahme des Staatssekretärs Dulles gegen-
über dem Präsidenten der Vereinigten Staaten be-
sonders bedeutsam, in der zur Frage des Rechts-
grundlage der Stationierung gesagt wird: 

„Die Bedeutung dieses Vertrages liegt d arin, daß 
die in Deutschland stationierten Streitkräfte dort 
nicht mehr auf Grund von Vorbehaltsrechten sta-
tioniert sein werden, ,die wir durch das Pots-
damer Abkommen und die Kapitulationsbedin-
gungen erhalten hatten, sondern auf Grund eines 
neuen Vertrages, der von Deutschland freiwillig 
abgeschlossen worden ist und der von den ver-
antwortlichen parlamentarischen Körperschaften 
in  Deutschland gebilligt werden muß. In dieser 
Beziehung wird  Deutschland  also  den  anderen 
alliierten Ländern gleichgestellt sein." 
Der Auswärtige Ausschuß ist mit der Regierung 

der Auffassung, daß für das Gebiet der Bundes-
republik nach dem Inkrafttreten der Abmachun-
gen über den deutschen Verteidigungsbeitrag nur 
noch ein vertragliches Stationierungsrecht besteht. 
Es erscheint dem Ausschuß auch nicht möglich, 
zwischen dem Recht und seiner Ausübung zu un-
terscheiden und zu sagen, bei fortbestehendem Ho-
heitsrecht sei dessen Ausübung gegenüber der 
Bundesrepublik nicht mehr oder nur noch mit 
deren Zustimmung zulässig, wie dies in den Aus-
führungen des Berichtertatters des Auswärtigen 
Ausschusses in der französischen Nationalver-
sammlung vom 20. Dezember 1954 zum Ausdruck 
kommt. Diese Trennung widerspräche der Tatsache 
der Aufhebung des Besatzungsregimes, der aus

-

drücklichen Begrenzung der alliierten Vorbehalte, 
der Entstehung der neuen Rechtslage und Existenz 
und Sinn des besonderen und selbständigen Auf-
enthaltsvertrages. Sie ist zur Wahrung der Inter-
essen der ,drei Mächte auch nicht erforderlich, weil 
die Bundesrepublik die rechtliche und tatsächliche 
Hoheit über ihr Gebiet hat, den drei Mächten also 
vertraglich ein Stationierungsrecht einräumen 
kann, das das frühere, aus der Besatzung hervor-
gegangene hoheitliche Recht voll zu ersetzen ver-
mag. Zur Aufrechterhaltung der Berliner und der 
gesamtdeutschen Rechte gegenüber Sowjetrußland 
ist aber ein hoheitliches Stationierungsrecht in der 
Bundesrepublik nicht erforderlich. Mit Inkraft-
treten des deutschen Verteidigungsbeitrages ist also 
eine hoheitliche Legitimation für eine Truppen-
stationierung innerhalb des Bundesgebietes er-
loschen. Die Rechte der drei Mächte ergeben sich 
aus der im Deutschlandvertrag und im Aufent-
haltsvertrag freiwillig übernommenen Verpflich-
tung der Bundesrepublik. Einzelheiten werden in 
dem Bericht zu Drucksache 1060 dargelegt. 

V. Die Wiedervereinigung 

1. Wie im Bundestag, sowaren auch im Aus-
wärtigen Ausschuß alle Parteien darüber einig, 
daß die Wiedervereinigung Deutschlands im Frie-
den erfolgen und die Freiheit gewährleisten müßte. 
Daß kriegerische Auseinandersetzungen für die 
Bundesrepublik ausscheiden, ergeben nicht nur Er-
wägungen der Vernunft, sondern darüber hinaus 
die ausdrücklich eingegangenen internationalen 
Verpflichtungen. Bei der Wiedervereinigung muß 
die bisherige Freiheit der in  der  Bundesrepublik 
lebenden Deutschen erhalten bleiben und diese 
Freiheit ingleichem Umfange den  18 Millionen Ein-
wohnern der sowjetisch besetzten Zone  Deutsch-
lands gebracht werden. Der Auswärtige Ausschuß 
stimmte auch darin überein, idaß es  der Bundes-
republik nicht möglich ist, dieses Ziel aus eigener 
Kraft zu erreichen, weshalb eine Politik grundsätz-
lich gebilligt wurde, die dahin geht, Staaten zu ver-
pflichten, für die Freiheit der  Bundesrepublik ein-
zutreten und mit ihrzusammen die Wiedervereini-
gung Deutschlandsdurch gemeinschaftliche An-
strengungen zu erstreben. 

2. In der Erklärung V Ziff. 4 der  Londoner 
Schlußakte bezeichnen die Regierungen der Ver-
einigten Staaten, des Vereinigten Königreichs und 
Frankreichs die Schaffung eines völlig freien und 
vereinigten Deutschlands durch friedliche Mittel 
als ein grundlegendes Ziel ihrer Politik. Diese Er-
klärung wurde für alle Staaten der nordatlan-
tischen Verteidigungsgemeinschaft durch die Ent-
schließung betreffend die  Zustimmingserklärung 
der übrigen Parteien des  Nordatlantikvertrages 
— Drucksache 1061 S. 66 — verbindlich. 

In Abs. 2 des Art. 7 des Deutschlandvertrages 
verpflichten sich die vier Unterzeichnerstaaten zu-
sammenzuwirken, um mit friedlichen Mitteln lihr 
gemeinsames Ziel zu verwirklichen, das dahin um-
schrieben wird: 

Ein wiedervereinigtes Deutschland, das eine 
freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich 
wie die  Bundesrepublik, besitzt und das in die 
europäische Gemeinschaft integriert ist. 

Diese Formulierung deckt sich mit derjenigen des 
früheren Art. 7 Abs. 2. 

3. Der Auswärtige Ausschuß besprach eingehend 
die  rechtliche und  die  politische Bedeutung der so- 



eben dargelegten Vereinbarungen. Die der Oppo-
sition angehörenden Mitglieder des Ausschusses 
blieben dabei, der Bundesregierung vorzuwerfen, 
die anderen Staaten in der Frage der deutschen 
Wiedervereinigung nicht konkret genug gebunden 
zu haben. Über das allgemeine Ziel einer gemein-
schaftlichen Außenpolitik hinaus habe man recht-
liche Bindungen  in  Einzelfragen weder verlangt 
nocherhalten. Die Vertreter der Minderheit gaben 
zwar zu, daß es nicht möglich gewesen sei, konkrete 
Spezialverpflichtungen zum Gegenstand des 
Deutschlandvertrages zu machen. Sie meinten aber, 
man hätte solche Festlegungen in einem Brief-
wechsel, in besonderen Erklärungen oder zum min-
desten in  der  Schaffung von Gremien, die sich mit 
der Vorbereitung und (der Durchführung der ge-
meinschaftlichen Wiedervereinigungspolitik zu be-
fassen hätten, zumAusdruck bringen müssen. Dem-
gegenüber blieb die Mehrheit des Ausschusses da-
bei, ,daß die erzielten Vereinbarungen eine ausrei-
chende Bindung der anderen Mächte an die deut-
schen Interessen schaffe und daß es unmöglich sei, 
im voraus die Vertragspartner zu ganz bestimmten 
Schritten zu verpflichten, da diese Schritte von der 
jeweiligen, nicht voraussehbarenrealpolitischen 
Situation abhängig seien. 

Die Vertreter der Opposition rügten darüber 
hinaus — wie bei den Auseinandersetzungen 
um ,die entsprechende Bestimmung des Ver-
trages von 1952 — die Festlegung der Wieder-
vereinigungspolitik auf ein Deutschland, das in 
die  europäische Gemeinschaft integriert sei. Dies 
erschwere die  Durchführung der gemeinschaftlichen 
Politik. Der Ausschuß konnte jedoch in seiner 
Mehrheit diese Bedenken nicht als begründet an-
sehen, wobei er mit  dem Gesamtdeutschen und 
dem Rechtsausschuß übereinstimmte. Folgende Er-
wägungen standendabei im Vordergrund: Mit der 
Streichung der Präambel zum Deutschlandvertrag 
entfällt eine Möglichkeit, über deren Abs. 7 den 
Begriff der Integration  in  einem bestimmten tech-
nischen, supranationalen Sinn zu interpretieren. 
Der beanstandete Halbsatz des Abs. 2 des 
Art. 7 besitzt nicht die Bedeutung, die Wieder-
vereinigungspolitik der Unterzeichnerstaaten auf 
die Schaffung einer ganz bestimmten euro-
päischen Gemeinschaft mit supranationalen Ele-
menten festzulegen. Das hier formulierte Ziel ist 
sehr ,allgemein und umfaßt die verschiedensten, 
auch losesten Möglichkeiten einer Gemeinschaft 
der europäischen Staaten. D ie Bundesregierung, die 
schon für den Vertrag von 1952 die Festlegung auf 
eine Europäische Gemeinschaft im Sinne eines 
supranationalen Europas bestritt, brachte die hier 
dargelegte Auffassung nachdrücklich zum Aus-
druck und betonte, es liege auch nicht eine Fest-
legung auf das durch die Pariser Verträge zu schaf-
fende System vor. Diese Formel meine eine euro-
päische ,Gemeinschaft im weiteren, durchaus unbe-
stimmten Sinn. Sie sei „nur als ein Bekenntnis zu 
dem Ziele zu verstehen, daß sich die Wiedervereini-
gung Deutschlands in  den  Gedanken der  europä-
ischen Einigung (einreihen solle". Sie bedeute 
also nicht Integration im technischen Sinne 
in eine der bestehendeneuropäischen Gemein-
schaften — NATO, WEU oder (nach den Ver-
trägen von 1952) EVG —, sondern ein allge-
meines Bekenntnis zur europäischen Solidarität. 
Die Frage, ob etwa ein Land, das nach idem Status 
des Königreichs Schweden lebe, im Sinne dieser 
Bestimmung als „ in eine europäische Gemeinschaft 

integriert" angesehen werden könne,wurde von 
Sprechern der Bundesregierung unter Hinweis auf 
die Mitgliedschaft 'Schwedens im Europarat bejaht. 
Die  weitere Frage, ob demnach im Rahmen dieser 
Vertragsbestimmung auch ein Status  Deutschlands 
auf der Grundlage der Bündnisfreiheit möglich sei, 
wurde dahin beantwortet, daß dieses durch die For-
mel des Art. 7 Abs. 2 nicht ausgeschlossen sei; es 
sei eine weitere Frage, ob ein solcher Status  durch 
andere Vertragsbestimmungen ausgeschlossen sei. 

4. Im Zuge der gemeinsamen, auf die Wiederver-
einigung Deutschlands gerichteten Bemühung liegt 
die weitere Verpflichtung der Vertragspartner, als 
wesentliches Ziel ihrer Politik eine zwischen 
Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei 
vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz 
Deutschland zu erstreben. Diese Verpflichtung ist 
in Art. 7 Abs. 1 und ein Teil V Ziff. 3 der Londoner 
Schlußakte niedergelegt und ebenfalls von den 
übrigen NATO-Staaten übernommen worden. Da-
bei ist in  beiden Normen klargestellt, daß die end-
gültige Festlegung der Grenzen Deutschlands bis 
zum Friedensvertrag ,aufgeschoben werden muß. 
Auf Fragen erklärte die Regierung, der Formulie-
rung für „ganz Deutschland" komme eine beson-
dere Bedeutung nicht zu. Diese Formulierung be-
sage das gleiche wie „Gesamtdeutschland". Es sei 
weder daran gedacht noch bestehe die  Möglichkeit, 
zu schließen, man habe sich dahin 'vereinbart oder 
auch nur vorbehalten, friedensvertragliche Regelun-
gen mit Teilen Deutschlands so zu treffen, daß 
schließlich der Status von „ganz Deutschland" ge-
regelt sei.  In diesem Zusammenhang sei —auch we-
gen besonderer Fragen in  den Ausschußberatungen —
bemerkt: die Bundesregierung und die Mehrheit 
des Auswärtigen Ausschusses meinen, es sei weder 
notwendig noch zweckmäßig gewesen, eine Klausel 
dahin aufzunehmen, daß eine friedensvertragliche 
Regelung auf der Basis des Status quo ausgeschlos-
sen sei. Daß eine derartige Vereinbarung nach dem 
Deùtschlandvertrag nicht erfolgen darf und ihr An-
streben die  vertraglichen Verpflichtungen verlet-
zen würde, ergibt sich aus der  Bindung auf die ge-
meinschaftlich zu erstrebende Wiedervereinigung 
Deutschlands und auf die Festlegung, daß der Erie-
densvertrag mit Gesamtdeutschland ,abzuschließen 
ist. 

5. Gegenstand eingehender Beratungen des 
Auswärtigen Ausschusses, des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht und des Gesamt-
deutschen Ausschusses war die Frage, ob die Pariser 
Verträge auch nach der Wiederherstellung Gesamt-
deutschlands, also  für die Regierung des wiederver-
einigten Deutschlands, bindend seien. Im Deutsch-
landvertrag bestand hierüber die Bestimmung des 
Art. 7 Abs. 3, die gestrichen wurde. Diese Streichung 
beseitigte zunächst einen Anlaß zu vielfältigen recht-
lichen und politischen Auseinandersetzungen, da 

 über Auslegung und Bedeutung dieses Abs. 3 eine 
einheitliche Meinung nicht 'erreichbar war. Aus der 
Streichung folgt aber auch, daß nunmehr eine ver-
tragliche Norm fehlt, die herangezogen werden 
könnte, um die 'gestellte Frage zu beantworten. 

Alle Vertragspartner gingen bei der Streichung 
des  Abs. 3 ides  Art. 7 davon aus, daß damit auch 
klargestellt werden sollte, die Wiedervereinigung 
Deutschlands bilde einen Tatbestand, der die betei-
ligten Mächte vor eine 'Situation  stelle, die eine er- 



neute Entscheidung über die Bindung an die Ver-
träge ermögliche. Die Freiheit der  Entschließung 
als Folge des  Wegfalls des Abs. 3 wurde von den 
Vertragschließenden bei den Verhandlungen zum 
Ausdruckgebracht. Übereinstimmend haben später 
sowohl der Bundeskanzler als auch Außenminister 
Eden erklärt, eine Bindung an die Verträge sei 
nach der  Wiedervereinigung nicht mehr gegeben. 
Geht man an  die Beantwortung der  Frage unab-
hängig von den Verhandlungen und nur auf Grund 
allgemeiner völkerrechtlicher Regeln heran, so füh-
ren die hierzu geäußerten verschiedenartigen Auf-
fassungen doch zu einem übereinstimmenden, die 
Bindung des wiedervereinigten Deutschlands aus-
schließenden Ergebnis. Wer die Bundesrepublik 
und das iwiedervereinigte Deutschland staatsrecht-
lich nicht als identisch ansieht, wird eine Bindung 
nicht annehmen. Aberauch die von Mitgliedern der 
SPD-Fraktion dargelegte staatsrechtliche Beurtei-
lung ergibt die Freiheit ides wiedervereinigten 

 Deutschlands. Die Mehrheit ides  Ausschusses, die 
mit der Bundesregierung eine, wennauch faktisch 
begrenzte Identität zwischen Bundesrepublik und 
Gesamtdeutschland annimmt, kommt zudemselben 
Ergebnis, und zwar über die Erwägung, daß die 
Einbeziehung der sowjetischen Besatzungszone in 
den Bereich der  Regierung des wiedervereinigten 
Deutschlands eine so tiefgreifende Änderung der 
politischen Situation und der Struktur des  deut-
schen Vertragspartners bringe, die jedem Unter-
zeichnerstaat die Freiheit der Entscheidung darüber 
gebe, ob er zu den Verträgen stehen oder sie als 
überholt ansehen wolle. Es wird darauf hingewie-
sen, daß Bedenken, die die Minderheit hier wegen 
der Verträge über die WEU und NATO hegt, in 
dem Generalbericht zur Drucksache 1061 dargestellt 
werden. Das aus rechtlichen Erwägungen gewon-
nene Ergebnis wird allerdings auch von der Art 
abhängen, in  der  die Wiedervereinigung zustande-
kommt. 

6. Der Auswärtige Ausschuß und  der Gesamt-
deutsche  Ausschuß sind in ihrer Mehrheit der Auf-
fassung, daß die Abkommen, die sich um den 
Deutschlandvertrag gruppieren, die Aussichten für 
eine in Frieden und Freiheit zustandekommende 
Wiedervereinigung fördern. In beiden Ausschüs-
sen erkannte die Minderheit gewisse Fortschritte 
in der Gestaltung der Verträge gegenüber der 
Formulierung von 1952 an,  und zwar auch hin-
sichtlich der Wiedervereinigung; sie hielt jedoch 
die gegenüber den Vorbehaltsrechten und gegen-
über Art. 7 Abs. 2 des Deutschlandvertrages ge-
äußerten Bedenken aufrecht. 

VI. Berlin 
1. Berlin steht unter einer Viermächte-Verwal-

tung. Es ist über die drei Westsektoren aufs engste 
mit der Bundesrepublik verbunden, aber nicht als 
Land zu ihr gehörend. Diese internationalrechtliche 
Lage und die Tatsache, daß die Stadt inmitten der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands liegt, 
schaffen die besondere Situation Berlins. Die neuen 
Abmachungen befassen sich an folgenden Stellen 
mit Berlin. 

a) Die Vereinigten Staaten von Amerika, das 
Vereinigte Königreich und Frankreich haben in 
Teil V Ziff. 5 der Londoner Schlußakte erneut 
eine umfassende Garantieerklärung für Berlin ge-
geben. Sie verpflichteten sich, im Gebiete von 
Berlin Streitkräfte zu unterhalten und brachten 
zum Ausdruck, jeden Angriff gegen Berlin als 

einen Angriff auf ihre Streitkräfte und auf sich 
selbst zu behandeln. 

Diese Garantieerklärung wurde in die Pariser 
Vereinbarungen übernommen und mit der vom 
Nordatlantikrat am 22. Oktober 1954 angenom-
menen Entschließung auch für die übrigen NATO

-

Staaten verbindlich. Sie hat ihre besondere Be-
deutung auch im Zusammenhang mit den Bei-
standsverpflichtungen des Art. V des Vertrages 
über die Westeuropäische Union und des Art. 5 des 
Nordatlantikvertrages. 

b) Ergänzend hierzu gaben die drei Mächte zur 
Frage des Berliner Besatzungsregimes noch fol-
gende Erklärung ab: 

Was Berlin anlangt, dessen Sicherheit Ge-
genstand der alliierten Garantien innerhalb des 
Londoner Kommuniqués vom 3. Oktober 1954 
ist, haben die Außenminister der Französischen 
Republik, des Vereinigten Königreichs von Groß-
britannien und Nordirland und der Vereinigten 
Staaten von Amerika mit tiefer Befriedigung 
die enge und freundschaftliche Zusammenarbeit 
zur Kenntnis genommen, die zwischen alliierten 
und Berliner Behörden geübt wird. 

Die drei Mächte sind entschlossen sicherzustel-
len, daß Berlin das höchstmögliche Maß von 
Selbstregierung erhält, das mit der besonderen 
Situation Berlins vereinbar ist. 

Demgemäß haben die drei Regierungen ihre 
Vertreter in Berlin angewiesen, sich mit den Be-
hörden dieser Stadt zu beraten, um gemeinsam 
und in weitestmöglichem Maße die oben erwähn-
ten Grundsätze durchzuführen. 
c) In Art. 2 des Deutschlandvertrages behalten 

sich die drei Mächte ihre bisher ausgeübten oder 
innegehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in 
bezug auf Berlin vor, wozu auf den Abschnitt 
„Vorbehaltsrechte" verwiesen wird. In Art. 6 
Abs. 1 des Deutschlandvertrages verpflichten sich 
die drei Mächte, die Bundesrepublik hinsichtlich 
der Ausübung ihrer Rechte in bezug auf Berlin zu 
konsultieren. 

d) Durch ein Schreiben der Hohen Kommissare 
vom 26. Mai 1952 (BGBl. II S. 242), dessen Abs. 3 
in Paris neu gefaßt wurde, haben die drei Mächte 
eine besondere Erklärung über die Aufgabe und 
die Durchführungihres Vorbehalts in bezug auf 
Berlin abgegeben. 

e) Der bisherige Abs. 2 des Art. 6 wurde ge-
strichen. Er enthielt die Verpflichtung der Bun-
desrepublik, Berlin politisch, kulturell, wirtschaft-
lich und finanziell zu helfen und hinsichtlich Ber-
lins mit den drei Mächten zusammenzuwirken. 
Diese Bestimmung war durch eine besondere, dem 
Vertrage als Anhang unmittelbar beigefügte Er-
klärung der Bundesregierung über die Hilfelei-
stungen für Berlin konkretisiert gewesen. 

Diese Streichung und die damit zusammenhän-
gende Änderung des Abs. 3 des Briefes der drei 
Hohen Kommissare vom 26. Mai 1953 / 23. Ok-
tober 1954 erfolgte, weil es für die Bundesrepu-
blik eine selbstverständliche Verpflichtung ist, 
Berlin zu helfen, eine Verpflichtung, die in eigener 
Verantwortung und nicht auf Grund einer inter

-

nationalrechtlichen Bindung erfüllt werden soll. 

Die Bundesrepublik hat Ziele und Umfang ihrer 
Hilfsverpflichtungen für Berlin in einer besonde-
ren, vom Deutschlandvertrag unabhängigen Erklä-
rung niedergelegt, die das Datum vom 23. Oktober 
1954 trägt und in  einer Abschrift dem unter Buch- 



stabe d erwähnten Brief  der Hohen Kommissare 
beigefügt ist — Drucksache 1000 S. 30/31 —. 

Diese Erklärung geht sachlich über die frühere 
Verpflichtung der Bundesrepublik hinaus. Sie ist 
auch dadurch bemerkenswert, daß sie von Berlin 
„als der vorgesehenen Hauptstadt eines freien 
wiedervereinigten Deutschlands" spricht. 

2. Über diese Dokumente wurde im Auswärtigen 
Ausschuß und im Ausschuß für gesamtdeutsche 
Fragen eingehend verhandelt. Man war sich dar-
über einig, daß die besondere internationalrecht-
liche Situation Berlins die Aufrechterhaltung der 
Rechte der drei westlichen Mächte gegenüber 
Sowjetrußland, also den ausgesprochenen Vor-
behalt notwendig mache. Übereinstimmend wurde 
auch die von den drei Mächten abgegebene und 
von den übrigen NATO-Staaten übernommene 
Garantieerklärung für Berlin begrüßt. Alle Mit-
glieder der Ausschüsse hielten es auch für richtig, 
daß die Bundesrepublik ihr Hilfsversprechen nicht 
mehr zum Gegenstand einer völkerrechtlichen 
Verpflichtung gemacht hat. 

Die beiden Ausschüsse waren der Meinung, daß 
die  für Berlin in den Verträgen und im Zusammen-
hang mitihnen abgegebenen Erklärungen einen 
Fortschritt darstellen und von Berlin ausgesehen 
alserfreulich zu bezeichnen sind. Die Minderheit 
hielt jedoch Beanstandungen aufrecht, die im we-
sentlichen mit den  rechtlichen Beziehungen Berlins 
gegenüber der Bundesrepublik zusammenhängen. 
Die Minderheit ist hier der Auffassung, daß jetzt 
schon eine Erweiterung der Berliner Selbstverwal-
tung und eine noch stärkere Verbindung mit  der 
Bundesrepublik hätte erreicht werden müssen, wo-
bei auch die Forderung nach einer unmittelbaren 
Wahl und dem Stimmrecht der Berliner Abgeord-
neten im Deutschen Bundestag nachdrücklich er-
hoben wurde, dies allerdings nur unter Aufrecht-
erhaltung des Viermächte-Status, dessen Beibehal-
tung auch die Minderheit für notwendig hält und 
der in der Alliierten Kommandantur verkörpert ist. 

VII. Die Notrechte 

1. Das Notstandsrecht 

Truppenkontingente der Vereinigten Staaten von 
Amerika, des Vereinigten Königreichs und 
Frankreichs bleiben im Gebiet der Bundesrepublik; 
zunächst noch in Ausübung hoheitsrechtlicher Be-
fugnisse, nach Inkrafttreten der Abmachungen 
über den deutschen Verteidigungsbeitrag im Rah-
men des Bündnissystems und auf vertraglicher 
Grundlage. Die Regierungen der drei Mächte leg-
ten 1952 und bei den Verhandlungen über die Pa-
riser Verträge entscheidenden Wert darauf, die 
Sicherheit dieser Streitkräfte auch bei besonderen 
Notlagen garantiert zu wissen. Hieraus entstand 
der Art. 5 des alten Deutschlandvertrages, der die 
drei Mächte berechtigte, den Notstand zu erklären, 
wenn die Bundesrepublik und die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft außerstande waren, 
einer Lage Herr zu werden, die durch einen An-
griff auf die Bundesrepublik oder Berlin, durch 
eine umstürzlerische oder sonstige andere Störung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit oder durch 
den ernstlich drohenden Eintritt solcher Ereignisse 
entstanden war. 

Auf diesem Gebiet bringen die neuen Abmachun-
gen einen grundlegenden Wandel. Der heutige 
Art. 5 gibt Regelungen bei Notstandslagen, die ver-
schiedenartig sind für die Zeit vor und für die

-

jenige nach Inkrafttreten der Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag. 

1. Bis zu diesem Inkrafttreten gelten nicht die 
Bestimmungen des früheren Art. 5. Die aus der 
hoheitsrechtlichen Grundlage der Stationierung 
sich ergebende Rechtslage wird aber hinsichtlich 
des Notstandsrechtes folgenden Einschränkungen 
unterworfen: 

a) Eine Verpflichtung der drei Mächte, die Bun-
desrepublik zu konsultieren, besteht auch für die 
Ausübung des Notstandsrechtes. Die militärische 
Lage in der Notsituation muß allerdings so sein, 
daß sie noch eine Konsultierung erlaubt. 

b) Entgegen dem allgemein festgelegten Grund-
satz können die drei Mächte im Falle eines er-
folgten oder eines unmittelbar drohenden An-
griffs auch ohne Einwilligung der Bundesrepublik 
weitere Truppenkontingente in deren Gebiet ver-
bringen. Diese Kontingente dürfen aber nach Be-
seitigung der Gefahr nur mit Einwilligung der 
Bundesregierung im Gebiete der  Bundesrepublik 
verbleiben. 

2. Nach Rechtskraft des Beitritts der  Bundes-
republik zur NATO bleibt die zu 1 dargestellte 
Rechtslage zunächst bestehen. Die drei westlichen 
Mächte behalten ihre bisherigen Rechte in  bezug 
auf den Schutz  der Sicherheit ihrer Streitkräfte in  
der  Bundesrepublik „zeitweilig" bei, schränken 
diese aber nochmals ein.  Diese neuen und weiteren 
Schranken der  vorübergehend noch beibehaltenem 
hoheitlichen Befugnisse sind die folgenden: 

a) Die  drei Mächte werden ihre Rechte nur nach 
Konsultation der Bundesregierungausüben. Aus-
genommen ist der Sonderfall, daß die  militärische 
Lage eine solche Konsultation ausschließt. 

b) Die Ausübung von Notstandsrechten setzt wei-
terhin voraus, daß die Bundesregierung mit den 
drei Mächten darin übereinstimmt, daß die Um-
stände die Ausübung derartiger Rechte erfordern. 
Hierin liegt eine sehr entscheidende Begrenzung. 
Es zeigt sich die Tendenz, den  ganzen Komplex des 
Notstandsrechtes in  den Zuständigkeitsbereich der 
deutschen Regierung zu verlagern. 

c) Es wird ausdrücklich ausgesprochen, daß sich 
„im übrigen", also von den aus der Notlage zwin-
gend sich ergebenden, ganz außergewöhnlichen 
Maßnahmenabgesehen, der Schutz der Sicherheit 
der  Streitkräfte nach Iden Vorschriften des  Trup-
penvertrages und nach deutschem Rechtbestimmt. 

3. Die Vereinigten Staaten, das Vereinigte König-
reich und Frankreich legen es durch den Satz 1 des 

 neuen Abs. 2 des Art. 5 in die ausschließliche Ent-
scheidungsbefugnis des Gesetzgebers der  Bundes-
republik, das ganze Notstandsrecht endgültig und 
umfassend aufzuheben. Diese allliierten Rechte er-
löschen, sobald die zuständige deutsche  Behörde 
durch den Gesetzgeber besondere Vollmachten er-
halten hat. Art und Inhalt der hier vorausgesetzten 
gesetzgeberischen Maßnahmen ergeben sich nicht 
ausschließlich aus dem Art. 5, sondern auch aus 
einer besonderen Erklärung, die  die drei Mächte 
der Bundesregierung zur Interpr etation des ersten 
Satzes des Abs. 2 des Art. 5 schriftlich abgegeben 
haben. Die Bundesregierung hat den Auswärtigen 
Ausschuß und den Rechtsausschuß hierüber umfas-
send unterrichtet. Der Auswärtige Ausschuß ist da-
her berechtigt, bei seiner Beurteilung der hier in 
Betracht kommenden Fragen von folgender Lage 
auszugehen: 

Die  Vollmachten müssen die zu ermächtigende 
Behörde in  den Stand setzen, wirksame Maßnah- 



men zum Schutz der Sicherheit der Streitkräfte zu 
treffen. Dies setzt voraus, daß diese Behörde die 
Fähigkeit hat, einer ernstlichen Störung der öffent-
lichen Ordnung -und Sicherheit zu begegnen. Es 
wird aber von den drei Mächten nur verlangt, 
diese Vollmacht für Fälle zu geben, in denen die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit und damit die 
Sicherheit der ausländischen Streitkräfte auf Grund 
eines Angriffs odereiner äußeren Bedrohung der 
Bundesrepublik gefährdet ist. Besondere Situatio-
nen, dieihre Ursache in  Vorgängen innerhalb der 
Bundesrepublik haben, brauchen nicht von  der hier 
gesetzgeberisch zu erteilenden Ermächtigung erfaßt 
zu sein,  so  Notlagen,  die  durch innere Unruhen, 
Streiks, Wassergefahr, Seuchen etc. entstehen kön-
nen. Daneben wird gefordert, daß militärische Not-
wendigkeiten bei der Überwachung ides  Post- und 
Fernmeldewesens berücksichtigtwerden. 

Die vier vertragschließenden Staaten sind darüber 
einig, daß das diese Vollmachten schaffende Gesetz 
keinen bestimmten und konkret :festgelegten In-
halt zu haben braucht, um  die  bisherigen Not-
standsrechte der westlichen Mächte zum Erlöschen 
zu bringen. Es genügt, daß ein Gesetzergeht, das 
solche Vollmachten gibt. Sobald dieses Gesetz in 

 Kraft getreten ist, sind die zeitweilig beibehaltenen 
Rechte der drei Mächte endgültig erloschen. 

Der Auswärtige Ausschuß war sich darüber einig, 
daß der  Art. 5 gegenüber der früheren Fassung 
einen bedeutsamen Fortschritt bringt. Er hat hier-
bei auch erwogen: 

1. Die Notstandsrechte hören mit Inkrafttreten 
des ,ermächtigenden Gesetzes auf zu existieren. Sie 
erlöschen, ohne daß die drei Mächte zustimmen 
oder eine besondere Erklärung abgeben müssen. 

2. Das Erlöschen tritt ein, ohne daß ein Gesetz 
vorausgesetzt wird, das einenkonkret vorgeschrie-
benen Inhalt hat. Der Gesetzgeber der Bundes-
republik ist also auf bestimmte Ermächtigungsnor-
men nicht festgelegt. Es wird vor allem nicht eine 
Regelung im Sinne Ides  Art. 48 der Weimarer Ver-
fassung verlangt. Der Gesetzgeber ist frei, Normen 
zu entwickeln, wobei allerdings angenommen wird, 
daß er sich im Rahmen dessen hält, was bei den 
Mitgliedstaaten der nordatlantischen Verteidigungs-
gemeinschaft üblicherweise Rechtens ist.  

3. Nach Erlöschen der Rechte besteht keine Mög-
lichkeit des Rückgriffs auf hoheitliche Befugnisse 
mehr, auch nicht über den gesamtdeutschen Vor-
behalt, wozu lauf die dortigen Ausführungen ver-
wiesen wird. 

2. Das Notwehrrecht 

Art. 5 Abs. 7 des alten Deutschlandvertrages er-
klärte, jeder Militärbefehlshaber sei,abgesehen 
von der Notstandssituation, berechtigt, im Falle 
einer unmittelbaren Bedrohung seiner Streitkräfte 
dieangemessenen Schutzmaßnahmen (einschließlich 
des Gebrauchs von Waffengewalt) unmittelbar zu 
ergreifen, die erforderlich sind, um die Gefahr zu 
beseitigen. Diese Bestimmung ist nunmehr ge-
strichen. Ineinem Briefe des Bundeskanzlers an 
die  Außenminister der drei Mächte vom 23. Okto-
ber 1954 betreffend das Recht eines Militärbefehls-
habers zum Schutze seiner Streitkräfte — An-
lage B I zur Regierungsbegründung in Druck-
sache 1000 — wird unter Bezugnahme auf diesen 
früheren Abs. 7 des  Art.  5 gesagt, dle  Bundesregie-
rung sei der Ansicht, daß es sich bei dieser Norm 
um ein nach Völkerrecht und damit auch nach 

deutschem Recht jedem Militärbefehlshaber zu-
stehendes Recht handle. Der Bundeskanzler stellt 
daher fest, daß dieses Recht durch die Streichung 
des Abs. 7 des Art. 5 nicht berührt werde. 

Es handelt sich hier um das Notwehrrecht, das 
einem Militärbefehlshaber zusteht,wenn seine 
Truppen einem gegenwärtigen, unmittelbaren und 
rechtswidrigen Angriff ausgesetzt sind. Diese Lage 
steht im Gegensatz zum Notstand, der seine Be-
gründung in besonderen Verhältnissen hat, die sich 
gefährdend auf eine Truppe auswirken, ohne daß 
diese Gegenstand einer gegen sie gerichteten Aktion 
ist.  Der Brief vom 23. Oktober 1954 schafft dieses 
Notwehrrecht nicht. Er stellt nur fest, daß dieses 
Recht nachallgemeinen völkerrechtlichen Normen 
und auch nach deutschem Recht jedem Militär-
befehlshaber zusteht. Er besitzt mithin nur diekla-
ratorische Bedeutung und war veranlaßt, um Miß-
verständnisse zu beseitigen, die aus der Streichung 
des  früheren Abs. 7 entstehen könnten. 

VIII. Das Schiedsgericht 
Die mit der Errichtung eines Schiedsgerichts zu-

sammenhängende Regelung veränderte sich in fol-
genden Punkten: 

1. Das Schiedsgericht entsteht nicht mehr unmit-
telbar mit dem Inkrafttreten des Deutschlandver-
trages. Dieses Schiedsgericht wird gebildet werden 
— und es besteht eine Pflicht hierzu —, sobald der 

 erste Streitfall dies notwendig macht (Art. 9 Abs. 1 
,des Deutschlandvertrages und die geänderten 
Art. 1, 3, 6 und 12 der  Satzung des Schiedsgerichts 
— Anlage B zum Deutschlandvertrag —). 

2. Bisher konnte das Schiedsgericht angerufen 
werden, wenn ,die Streitigkeit nicht durch Verhand-
lungen zu bereinigen war. Jetzt ist neben den 
Schlichtungsverhandlungen auch eine Beilegung der 

 Streitigkeit „auf eine andere, zwischen allen Unter-
zeichnerstaaten vereinbarte Weise" vorgesehen 
(Art. 9 Abs. 2). 

3. Die Abgrenzung der Zuständigkeit des Schieds-
gerichts ist die  gleiche  geblieben. Dieses Gericht ist 
ausschließlich und für alle Streitigkeiten zwischen 
den Vertragschließenden aus den Bestimmungen des 

 Vertrages, der  Satzung des Schiedsgerichts oder 
eines der Zusatzverträge zuständig. Beibehalten ist 
vor allem die Bestimmung, daß Streitigkeiten, die 
die Vorbehaltsrechte berühren, nicht in die Zustän-
digkeit des Schiedsgerichts fallen. Diese Vorbehalts-
rechte werden aber  nicht allgemein und generell 
genannt, sondern besonders bezeichnet. Nur was 
in Abs. 3 des  Art. 9 lausdrücklich aufgeführt wird, 
ist der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit entzogen. 

4. Von besonderer Bedeutung und nach überein-
stimmender Auffassung des Auswärtigen Ausschus-
ses sehr erfreulich 'ist idie Änderung der Art. 11 der 
Satzung des  Schiedsgerichts. In eingehenden Bestim-
mungen war früher das Schiedsgericht berechtigt ge-
wesen, zur Durchsetzung seiner Urteile weitgehend 

 in  die  Zuständigkeiten der Bundesrepublik  einzu-
greifen. Das Schiedsgericht sollte ermächtigt werden, 
deutsche Verwaltungsmaßnahmen unmittelbaraußer 
Kraft zu setzen, Urteile für nichtig zu erklären und 
unmittelbar gesetzliche Normen zu erlassen. Diese 
hier ein Betracht kommenden Bestimmungen sind 
gestrichen. An ihre Stelle trat der neue Abs. 2 des 
Art. 11, der folgendes vorsieht: wird eine vom 
Schiedsgericht angeordnete Maßnahme zur Aus-
führung seiner Entscheidung innerhalb angemesse-
ner Frist nicht durchgeführt, so :kann der betrof- 



fene und jeder Unterzeichnerstaat, der an dem Streit 
beteiligt ist, an das Schiedsgericht mit der Bitte 
herantreten „um eineweitere Entscheidung be-
züglich entsprechender anderweitiger Maßnahmen 
seitens des säumigen Staates". Eine derartige Norm 
ist innerhalb internationaler schiedsgerichtlicher 
Verträge üblich. Sie hat keinen Zusammenhang 
mehr mit den gestrichenen Sondervorschriften. 

Es ist notwendig darauf hinzuweisen, daß in 
 Art. 10 des Brüsseler Vertrages die obligatorische 

Zuständigkeit des Internationalen Gerichtshofes für 
alle Rechtsstreitigkeiten [zwischen den Parteien des 
Brüsseler Vertrages vereinbart wird. Da die Bun-
desregierung weder ,Mitglied der Vereinten Natio-
nen ist noch dem Statut des Internationalen Ge-
richtshofes angehört, setzt die Erfüllung dieser Ver-
pflichtung die Abgabe einer Erklärung der Bundes-
regierung gegenüber dem Internationalen Gerichts-
hof voraus, deren Inhalt sich nach dem Beschluß 
des Sicherheitsrates vom 15. Oktober 1946 be-
stimmt. 

IX. Die Revisionsklausel 
Der Ausschuß für Auswärtige Angelegenheiten 

erblicktauch in  der neuen Formulierung der Re-
visionsklausel (Art. 10) einen Fortschritt gegen-
über dem Vertrage von 1952. Beide Fassungen 
ses Artikels unterscheiden zwei Überprüfungs-
möglichkeiten. Die eine — Buchstabe a — erfolgt 
auf Ersuchen eines Vertragspartners, die andere 
— Buchstabe b — setzt eine gemeinsame Auf fas-
sung aller vier Mächte voraus. Beide Revisions-
tatbestände wurden erweitert. 

Zu Buchstabe a: Während früher die Wiederver-
einigung Deutschlands und die Bildung einer Euro-
päischen Föderation das Ersuchen auf Überprüfung 
rechtfertigten, sind dessen Voraussetzungen heute 
zusätzlich auch dann gegeben, wenn eine inter-
nationale Verständigung über Maßnahmen zur 
Herbeiführung der Wiedervereinigung Deutsch-
lands erzielt ist. Im Auswärtigen Ausschuß entstand 
keine einheitliche Auffassung über die Abgrenzung 
dieser zweiten Alternative. Sicherlich stellt die all-
gemeine Hoffnung oder der Wunsch auf eine 
Wiedervereinigung noch keinen Überprüfungsgrund 
dar. Die neue Voraussetzung muß sich zwischen der 
Wiedervereinigung selbst und einerallgemeinen 
Chance auf sie erfüllen. Sobald eine internationale 
Übereinstimmung über Maßnahmen erzielt ist, die 
der Herbeiführung der  Wiedervereinigung Deut sch-
lands dienen, kann die Bundesrepublik die anderen 
Vertragspartner um eine Überprüfung ersuchen, 
deren Zweck ist, die Anpassung des Vertrages an 
die konkret in  Aussicht stehende Wiedervereini-
gung durchzuführen. Voraussetzung der Überprü-
fung ist allerdings, daß die  Vertragspartner selbst 
— also alle vier Staaten — an  dieser internationa-
len Übereinstimmung beteiligt sind oder ihr wenig-
stens zustimmen. Diese Notwendigkeit würde sich 
auch schon aus der vertraglich festgelegten gemein-
schaftlichen, auf eine Wiedervereinigung Deutsch-
lands gerichteten Politik der vierStaaten ergeben. 
Auf jeden Fall  geht aus dieser Norm der Wille der 
Vertragschließenden klar hervor, auf Idem Weg zur 
Wiedervereinigung schon frühzeitig alle möglichen 
Hindernisse zu beseitigen. 

Zu Buchstabe b: Sobald die bei Inkrafttreten des 
Vertrages bestehenden Verhältnisse nach Auffas-
sung  der Vertragspartner eine Änderung grund-
legenden Charakters erfahren haben, ist der Ver-
trag ebenfalls zu überprüfen. 

Das Ziel jeder Überprüfung ist,  den  Vertrag und 
seine Zusatzverträge in gegenseitigem Einverneh-
men so zu gestalten, wie es die grundlegende Än-
derung der Lage erforderlich oder ratsam macht. 

Die Streichung des Abs. 3 ides  Art. 7 und die aus 
ihr sich ergebende neue Rechtslage steht in keinem 
unmittelbaren und kausalen Zusammenhang mit 
der Veränderung der Revisionsklausel. Der  Aus-
wärtige Ausschuß ist aber mit der Regierung der 
Meinung, daß ein innerer Zusammenhang zwischen 
beiden Komplexen besteht, da es darum geht, die 

 Entschließungsfreiheit der Regierung des wieder-
vereinigten Deutschlands durch eine Anpassung der 
Verträge vorzubereiten und zu ermöglichen. 

Der Auswärtige Ausschuß schloß sich der in den 
Beratungen zum Ausdruck gekommenen Auffassung 
an, daß Art. 10 nur eine spezielle Anwendung und 
detailliertere, konkretere, präzisere Formulierung 
einesallgemeinen völkerrechtlichen ,Grundsatzes 
ist, der dahin geht, daß eine wesentliche Verände-
rung der tatsächlichen Gegebenheiten zu einer 
Überprüfung der getroffenen Vereinbarungen be-
rechtigt. Diese Rechtsauffassung ist für den Vertrag 
über die Gründung der nordatlantischen Venteidi-
gungsgemeinschaft, der auf den 4. April 1959 eine 
Revision zuläßt, und für den Brüsseler Vertrag, 
der nach seinem Wortlaut auf 50 Jahre unver-
änderlich abgeschlossen wurde, von besonderer Be-
deutung. 

E. Vertrag über die Rechte und Pflichten auslän

-

discher Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland (Truppenvertrag) 

I. 

Die Rechte und Pflichten ausländischer Streit-
kräfte in der Bundesrepublik regeln sich nach dem 
Inkrafttreten des Protokolls vom 23. Oktober 1954 
über die Beendigung des Besatzungsregimes aus-
schließlich nach dem Truppenvertrag. Dieser Ver-
trag umgrenzt die Rechtsstellung der ausländischen 
Truppen. Er befaßt sich nicht mit der rechtlichen 
Grundlage, die die Anwesenheit dieser auslän-
dischen Truppen im Gebiete der Bundesrepublik 
rechtfertigt. Diese rechtliche Grundlage ist nach 
Inkrafttreten der Abmachungen über den deut-
schen Verteidigungsbeitrag in dem Aufenthalts-
vertrag — Drucksache 1060 — normiert. 

Der Grundsatz, daß sich die Rechte und Pflich-
ten ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepu-
blik ausschließlich aus dem Truppenvertrag er-
geben, gilt sowohl für die Kontingente der Vereinig-
ten Staaten, des Vereinigten Königreichs und Frank-
reichs als auch für die Streitkräfte, die andere 
Staaten in der Bundesrepublik unterhalten. Diese 
durch den Vertrag abschließend umrissene Rechts-
stellung ist auch in einer etwaigen Zwischenzeit 
maßgeblich, die sich ergibt, wenn der Komplex des 
Deutschlandvertrages vor den Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag in Kraft tritt. 
Sie gilt auch dann, wenn sich Streitkräfte zu 
Übungszwecken, auf Grund von Transitrechten 
oder auf dem Wege nach Berlin in der Bundes-
republik aufhalten. Nach Inkrafttreten des Proto-
kolls vom 23. Oktober 1954 gibt esalso für ,auslän-
dische Truppen in der Bundesrepublik keine Be-
fugnisse, die sich außerhalb des Truppenvertrages 
ableiten ließen. 



II.  

Der 1952 zustande gekommene Truppenvertrag 
wurde im wesentlichen unverändert in das neue 
Vertragswerk übernommen. Zu seiner Erläuterung 
sind daher heute noch die Materialien zum Gesetz 
vom 28. März 1954 (BGBl. II S. 78 ff.) und im 
besonderen der Bericht des Ausschusses für das 
Besatzungsstatut und auswärtige Angelegenheiten 
— Drucksache Nr. 3900 der 1. Wahlperiode — maß-
geblich. Ergänzend wird auf die  Darstellung des 
Besonderen Berichtes das Ausschusses für Fragen 
der europäischen Sicherheit Bezug genommen. 

III.  

Art. 8 des Deutschlandvertrages bringt für die 
Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder insofern eine bedeutsame An-
derung, als der Truppenvertrag nur noch für eine 
begrenzte Zeit gilt, also — im- Gegensatz zu 1952 — 
eine Übergangsregelung darstellt. Nach Art. 8 Abs. 1 
Buchstabe b des Deutschlandvertrages bleibt die-
ser Truppenvertrag bestehen bis zum Inkraft-
treten neuer Vereinbarungen über die Rechte und 
Pflichten der Streitkräfte der Vereinigten Staa-
ten, des Vereinigten Königreichs und Frankreichs 
und sonstiger Staaten, die Truppen im Gebiete der 
Bundesrepublik unterhalten. Diese neuen Verein-
barungen — also der neue Truppenvertrag — wer-
den auf der Grundlage des in London am 19. Juni 
1951 zwischen den Parteien des Nordatlantikvertra-
ges über den Status ihrer Streitkräfte unterzeichne-
ten Abkommens getroffen. Diese Umformung der 
Rechte und Pflichten der in der Bundesrepublik 
befindlichen ausländischen Truppen auf der Basis 
des Rechts der Nordatlantischen Verteidigungsge-
meinschaft erfährt insofern eine Abwandlung, als 
bei diesem neuen Truppenvertrag die besonderen 
Verhältnisse zu berücksichtigen sind, die für die 
in der Bundesrepublik stationierten Streitkräfte 
vorliegen. Nach Mitteilungen der Regierung ergibt 
sich aber aus den hier in London und Paris geführ-
ten Besprechungen, daß nach Möglichkeit ein Ab-
kommen zustande kommen soll, das nicht nur für 
die Bundesrepublik, sondern auch für andere Mit-
glieder des Nordatlantikvertrages, die sich in  einer 
ähnlichen Situation wie die Bundesrepublik befin-
den, Geltung haben soll. Im übrigen ist der Aus-
wärtige Ausschuß der Meinung, daß die  Vorbe-
haltsklausel wegen der besonderen Verhältnisse 
der ausländischen Streitkräfte in der Bundesrepu-
blik nicht dahin zu verstehen ist, daß diese Ver-
hältnisse vermehrte Rechte dieser Truppen be-
dingen. Der Sinn ist ein objektiver und kann, ja 
muß nach verschiedenen Richtungen zu einer be-
vorzugten Behandlung der Bundesrepublik führen, 
die auf Grund einer Situation, die sie nicht verur-
sacht hat, einer größeren Zahl von ausländischen 
Streitkräften ein vertragliches Aufenthaltsrecht 
gewährt, als dies bei anderen NATO-Staaten der 
Fall ist. 

IV. 

Der  Ausschuß hat hinsichtlich dieser Verträge 
soeben entwickelten Gedanken in einer Erklärung 
Ausdruck gegeben, die lautet: 

Der Ausschuß hat hinsichtlich dieser Verträge 
anerkannt, daß die Vertragspartner sich ver-
pflichtet haben, den Truppenvertrag durch eine 
dem NATO-Statut angepaßte Regelung abzu

-

lösen und dadurch den deutschen wirtschaftlichen 
Belangen größere Geltung zu verschaffen. , 
2. Zu den Verhandlungen über einen neuen 

Truppenvertrag wünschte der Ausschuß für An-
gelegenheiten der inneren Verwaltung noch, daß 

a) bei Art. 19 — Manöver und 'Übungen — eine 
günstigere Regelung möglichst sofort herbeigeführt 
werde und 

b) bei Art. 20 und 21 — Verteidigungsanlagen — 
einheitliche Regelungen zum Schutze der Zivilbe-
völkerung im Sinne der deutschen Vorschriften ge-
troffen werden. 

3. Der Bericht des Ausschusses für Wirtschafts-
politik zu Drucksache 1000 — erstattet durch den 
Abg. Lange  — hebt auf die Bedeutung ab, die der 
vorgesehene Abschluß eines neuen Truppenver-
trages hat. Er weist gleichzeitig auf die sich aus 
dem Abschnitt II — Versorgung — zwingend er-
gebenden Vorschriften für die Sicherstellung der 
Versorgung der Streitkräfte hin. Wenn auch die 
aus diesen Vorschriften abzuleitenden Lei-
stungsgesetze sich nur auf den Truppenver-
trag beziehen, so ist nach der von der Regie-
rung vorgetragenen Auffassung die Formulie-
rung der Gesetze so, daß sie sowohl für die aus-
ländischen Truppen als auch für die deutschen noch 
aufzustellenden Streitkräfte die Grundlage der Ver-
sorgung bilden sollen. In diesem Zusammenhang 
weist der Bericht auf Bedenken der Minderheit 
hin, diee auf die über  die  Geltungsdauer dieses Ver-
trages sich erstreckende Gültigkeit der Leistungs-
gesetze Bezug halben. Die Minderheit sieht hier die 
Möglichkeit für eine Veränderung der derzeitigen 
Wirtschaftsverfassung. Hierbei hat auch die Frage 
eine Rolle gespielt, ob die in Art. 3 gefundene For-
mulierung, wonach die Streitkräfte bei der Geltend-
machung ihrer Rechte auf die deutschen öffent-
lichen und privaten Interessen „gebührend Rück-
sicht nehmen", die Sicherstellung des deutschen 
zivilen Bedarfs unter allen Umständen gewähr-
leistet. Der Begriff ,,gebührend Rücksicht nehmen" 
war im Sinne dieser Frage für die Mehrheit aus-
reichend, für die Minderheit nicht genügend ge-
klärt. Dazu kommt für die Minderheit, daß die ge-
nannte Bestimmung 'in Verbindung mit  der Vor-
rangklausel des Art. 39 Abs. 5 gesehen werden 
muß, die den Vorrang des Streitkräftebedarfs ein-
deutig festlegt. 

Zur Sicherstellung des vorrangigen Bedarfs sind 
ein Landbeschaffungsgesetz, ein Bundesleistungs-
gesetz und ein Sicherstellungsgesetz erforderlich. 
Von dem Gedanken eines Dienstleistungsgesetzes 
für die Sicherstellung des sich aus den gesamten 
Leistungsverpflichtungen ergebenden Arbeits-
kräftebedarfs ist die Bundesregierung wieder ab-
gegangen; die Arbeitskräfte sollen auf dem nor-
malen Wege der Arbeitsvermittlung ,ohne Zwang 
an die Stellen dies  Bedarfs geleitet werden. Es ist 
im Ausschuß zum Ausdruck gebracht worden, daß 
sich durch die Leistungsgesetze möglicherweise eine 
Einschränkung der durch das Grundgesetz gewähr-
leisteten Grundrechte anbahnen könne. Bei der Be-
ratung der einzelnen Gesetze im Bundestag sei 
darauf besonderes Augenmerk zu richten. 

Abschließend stellt der Bericht fest, daß die 
Mehrheit dies  Ausschusses für Wirtschaftspolitik die 
zu erwartenden Belastungen der Volkswirtschaft 
für tragbar hält. Dagegen 'befürchtet die  Minder-
heit im Zusammenhang mit der möglichen Wir-
kung der Leistungsgesetze, der Art der Beschaf-
fung und den materiellen Belastungen Verzerrun- 



gen des Wirtschaftsgefüges und die Gefahr der 
Veränderung der Wirtschaftsverfassung in Rich-
tung auf zentrale Verwaltungswirtschaft. Der  Aus-
schuß teilte in seiner Mehrheit eine derartige Be-
fürchtung nicht, weil das Gesamtvolumen der nach 
dem Truppenvertrag aufzubringenden Leistungen 
im Verhältnis zum Sozialprodukt und dessen zu er-
wartender Steigerung nicht von ,ausschlaggebender 
Bedeutung sei. 

4. Der Ausschuß für Besatzungsfolgen hat in 
diesem Zusammenhang den Wunsch geäußert, daß 
bei den Verhandlungen über einen neuen Truppen-
vertrag auf jeden Fall eine Schlechterstellung der 
Bundesrepublik gegenüber dem Status des bishe-
rigen Vertrages vermieden werden muß. Der Aus-
wärtige Ausschuß teilt solche Befürchtungen nicht. 
Er ist einmütig der Meinung, daß es der Sinn der 
Schaffung eines neuen Truppenvertrages ist, hier 
Verbesserungen zu erreichen, die sich aus Inhalt 
und Geist der NATO-Vereinbarungen ergeben. 

F. Der Finanzvertrag 

I. 

Dieser zwischen den Vereinigten Staaten, dem Ver-
einigten Königreich, der Französischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland zustande ge-
kommene Vertrag — BGB1. 1954 II S. 135 ff. — 
erfuhr durch die Pariser Verträge Abänderungen, 
die in der Liste III des Protokolls vom 23. Oktober 
1954 niedergelegt sind — Drucksache 1000 S. 15 ff. —. 
Darüber hinaus aber ist in Art. 8 Abs. 1 Buchstabe c 
des Deutschlandvertrages ausdrücklich vereinbart, 
daß der Finanzvertrag nur bis zum Inkrafttreten 
neuer Vereinbarungen gelte, über die gemäß Art. 4 
Abs. 4 des geänderten Finanzvertrages mit den-
jenigen Mitgliedstaaten der Nordatlantikvertrag

-organisation verhandelt wird, die Truppen im 
Bundesgebiet stationiert haben. Der vorliegende 
Finanzvertrag stellt mithin eine Übergangsrege-
lung dar, wobei die an seine Stelle tretende ver-
tragliche Vereinbarung im Geiste des Art. 3 des 
Nordatlantikvertrages zu gestalten ist. 

II.  

Bei dem Finanzvertrag handelt es sich um eine 
spezielle Materie, die im Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen einer eingehenden Überprüfung 
unterzogen wurde. Es erscheint daher richtig, hier 
die Ausführungen des Schriftlichen Berichtes die-
ses Ausschusses — erstattet durch den Abg. 
Dr. Gülich —  folgen zu lassen. 

1. Grundsätze für die finanziellen Leistungen 

Aus dem Finanzvertrag sind alle diejenigen Be-
stimmungen herausgenommen, geändert oder an-
gepaßt worden, die auf den  1952 vorgesehenen 
supranationalen Charakter einer Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft zugeschnitten waren. 
Die materiellen Änderungen im Finanzvertrag be-
ziehen sich in erster Linie auf die Vorschriften, 
welche die finanziellen Verpflichtungen der Bun-
desrepublik regeln. 

Die beiden wichtigsten Punkte sind: 
a) Der Bundesrepublik obliegt keine Dauerver-

pflichtung zur Leistung eines finanziellen Global
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erteidigungsbeitrags mehr (Wegfall des Art. 3 
f  Abs. 1 bis 3 des Bonner Finanzvertrages a. F.). 

Statt dessen erbringt sie — wie alle anderen 
NATO-Staaten auch — künftig Realleistungen in 
Gestalt der Aufstellung und Ausrüstung militäri-
scher Einheiten. Die Ausgaben dafür werden im 
einzelnen im Bundeshaushalt veranschlagt. 

NATO veranstaltet Jahreserhebungen über die 
Verteidigungsanstrengungen der westlichen Staa-
ten; bewertet dabei die Realleistungen der einzel-
nen Mitgliedstaaten finanziell und spricht als Er-
gebnis dieses sogenannten NATO-Verfahrens Emp-
fehlungen insbesondere auch zur Höhe des finan-
ziellen Verteidigungsaufwands aus, die sich auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des betreffenden 
Mitgliedstaates und auf einen Vergleich mit den 
entsprechenden finanziellen Verteidigungsleistun-
gen der anderen Staaten stützen. Die Befolgung 
dieser finanziellen Empfehlungen wird überprüft 
(vgl. die Entschließung zur Durchführung von Ab-
schnitt IV der Londoner Schlußakte Ziff. 2). Nach 
den Erklärungen des Vertreters der Bundesregie-
rung sollen Verhandlungen über den Gesamtver-
teidigungsaufwand nach dem Inkrafttreten der 
Verteidigungsverträge stattfinden. 

b) DerBundesrepublik obliegt keine Dauerver-
pflichtung zur Leistung eines Stationierungskosten

-

beitrags für die im Bundesgebiet stationierten 
fremden Streitkräfte (Wegfall des Art. 3 Abs. 4 
und 5 des Bonner Finanzvertrages a.  F.). Statt des-
sen erklärt sie sich ,,im Geiste ides  Art. 3 des  Nord-
atlantikvertrages" bereit, über Fragen des Unter-
halts der stationierten Streitkräfte, wie z. B. über 
die Erbringung von Sach- und Werkleistungen zu 
verhandeln; dabei ist der Bedarf der eigenen Streit-
kräfte zu berücksichtigen (Art. 4 Abs. 4). 

Die  finanziellen Übergangsbestimmungen befin-
den sich jetzt in Art. 4, der  seinem ganzen Wort-
laut nach geändert ist. 

Es ist von Bedeutung, daß der Finanzvertrag 
nicht mehr für die  Dauer  bestimmt ist, sondern 
lediglich für eine Übergangszeit gelten soll (Art. 8 
Abs. 1 des Generalvertrages n. F.). Der Vertrag 
soll durch ein neues Abkommen auf der Grund-
lage des Nordatlantikvertrages abgelöst werden. 

2. Stationierungskosten vor aktivem deutschen 
Verteidigungsbeitrag 

Die  Bundesrepublik  zahlt vom Zeitpunkt dies 
 Inkrafttretens dieses Vertrages bis zum Inkraft-

treten der Abmachungen über den deutschen Vertei-
digungsbeitrag einen monatlichen Durchschnitts-
betrag von 600 Mio DM als Mittel für den Unter-
halt der Streitkräfte (Art. 4 Abs. 1 Buchstabe a). 

Während bisher 600 Mio DM als Besatzungs-
kosten monatlich den Besatzungsmächten zur 
freien Verfügung überlassen sind, ist neu, daß 
von dem genannten Betrag von 600 Mio DM monat-
lich ein Teilbetrag von 100 Mio DM für besondere 
Zwecke bestimmt ist,  über die noch keine Ab-
machungen vorliegen, die aber zwischen den drei 
Mächten und der  Bundesregierung später gemein-
sam vereinbart werden sollen. Ausdrücklich wird 
hervorgehoben, daß Aufwendungen für das NATO

-

Infrastrukturprogramm in diesem Betrag enthal-
ten sind und das Entschädigungszahlungen für Be-
satzungsschäden in diesen Betrag einbezogen wer-
den können (Art.  4 Abs. 1 Buchstabe b). 

'Sollten die Abmachungen über den deutschen 
Verteidigungsbeitrag gleichzeitig mit  dem Proto- 



koll über  die  Beendigung des Besatzungsregimes 
in Kraft treten, so kommt die soeben geschilderte 
Regelung überhaupt nicht ,zur Anwendung, viel-
mehr gilt dann sofort die Regelung unter Ziff. 4 
dieses Berichtes. 

3. Vorgesehene Zwischenlösungen 

Die  in den beiden vorhergehenden Absätzen ge-
nannten Besitimmungen sollen auf jeden Fall nur 
bis zum 30. Juni 1955 gelten. Für den Fall, daß die 
Abmachungen über den deutschen Verteidigungs-
beitrag — das sind die Abkommen über den  Bei-
tritt der Bundesrepublik zum Brüsseler Vertrag und 
zum Nordatlantikvertrag — Drucksache 1061 — 
nach diesem Zeitpunkt in Kraft treten, ist verein-
bart, daß Verhandlungen zwischen den vertrag-
schließenden Staaten über den Beitrag der Bundes-
republik zum Unterhalt der Streitkräfte für die 
Zeit nach dem 30. Juni 1955 und vor dem Inkraft-
treten der Abmachungen über den deutschen Ver-
teidigungsbeitrag stattfinden werden (Art. 4 Abs. 1 
Buchstabe c). 

Nach den Erklärungen des Vertreters der Bun-
desregierung war die Festsetzung des  Termins 
des 30 Juni 1955 ein besonderes Anliegen der 
Bundesrepublik. 

4. Stationierungskosten nach Beginn des aktiven 
deutschen Verteidigungsbeitrages 

Die Bundesrepublik verpflichtet sich, während 
der ersten 12 Monate nach dem Inkrafttreten der 
Abmachungen über den  deutschen Verteidigungs-
beitrag einen Gesamtbeitrag von 3200 Mio DM als 
Mittel für den Unterhalt der Streitkräfte zur Ver-
fügung zu stellen. 

Diese Mittel sollen nicht in gleichmäßigen Monats-
beträgen überwiesen werden, sondern in  folgender 
— gegenüber dem alten Finanzvertrag verstärkter 
- Degression: 

für die ersten beiden Monate 
je 400 Mio DM mtl. = 800 Mio DM 

für die folgenden 4 Monate 
je 300 Mio DM mtl. = 1200 Mio DM 

für die letzten 6 Monate 
je 200 Mio DM mtl. = 1200 Mio DM. 

Die Bundesregierung glaubt, daß in  dieser De-
gression die  Tendenz zu auslaufenden Zahlungen 
in  reiner Übergangszeit zu erkennen ist. 

Falls die Abmachungen über den deutschen Ver-
teidigungsbeitrag nach dem 30. Juni 1955 in Kraft 
treten, werden  die vorgenannten Bestimmungen 
nicht angewendet, sondern es werden verein-
barungsgemäß neue Verhandlungen zwischen der 
Bundesrepublik  und den drei Mächten über den 
Beitrag der Bundesrepublik zum Unterhalt der 
'Streitkräfte stattfinden, jedoch nur für den Zeit-
raum von höchstens 12 Monaten nach Inkrafttreten 
der Abmachungen über den deutschen Verteidi-
gungsbeitrag (Art. 4 Abs. 2). 

5. Revisionsklausel zu den Stationierungskosten 

Die Bundesregierung hat das Recht, eine Ü ber-
prüfung der bisher dargelegten finanziellen Ab-
machungen vorzuschlagen, falls sie der Auffassung 
ist, daß die  durch den Aufbau der deutschen Streit-
kräfte entstehende finanzielle Belastung „eine 
solche Überprüfung rechtfertigt". Die Unterzeich

-

nerstaaten verpflichten sich in  diesem Fall, alle 
einschlägigen Fragen zu prüfen und „erforder-
lichenfalls" übereinzukommen, die  Mittel für den 
Unterhalt der Streitkräfte herabzusetzen (Art. 4 
Abs. 3). 

6. Regelung nach Ablauf des ersten deutschen 
Verteidigungsjahres 

Für die Zeit nach Ablauf des ersten deutschen 
Verteidigungsjahres ist eine Verpflichtung der 

 Bundesrepublik zur Zahlung 'der Stationierungs-
kosten weder dem Grunde noch der Höhe nach 
festgelegt. Die Bundesregierung hat jedoch in 
Art. 4 Abs. 4 ihre Bereitschaft erklärt, bei Ablauf 
des ersten Verteidigungsjahres mit den anderen 
Mitgliedern des Nordatlantikvertrages in Verhand-
lungen über Fragen bezüglich des Unterhalts die-
ser Streitkräfte einzutreten (vgl. die grundsätz-
liche Bemerkung unter Ziff. 1 Buchstabe b dieses 
Berichtes). Die Bundesregierung glaubt aus dem 
Klammerhinweis („z. B. Sach- und Werkleistun-
gen") schließen zu können, daß sich diese Regelun-
gen vorwiegend mit der Gewährung von Natural-
leistungen an die in der Bundesrepublik stationier-
ten Streitkräfte zu befassen haben. 

7. Übertragbarkeit und Verteilung der Mittel 

Mittel, die vertraglich für einen bestimmten Zeit-
raum zur Verfügung gestellt werden, können auch 
in anderen Zeiträumen verwendet werden, und sie 
können auch „im Benehmen mit der Bundesrepu-
blik" unter den beteiligten Mächten neu verteilt 
werden (Art. 4 Abs. 5). 

Hier ist einzuschalten, idaß gemäß Schreiben der 
Außenminister vom 23. Oktober 1954 betr. die Be-
stätigung der Schreiben des Bundeskanzlers der 
Brief Nr. 5 — Nr. 3500 der Drucksachen der 
1. Wahlperiode Anlage 3 C Nr. 5 a und 5 b S. 10 
bis 15 — betr. Art. 4 Abs. 3 und 5 des Finanzver-
trages nicht mehr anwendbar ist. 

8. Behandlung der Besatzungskostenüberhänge 

a) Die Mittel, die den Besatzungsmächten als 
Besatzungskosten- und Auftragsausgaben zur Ver-
fügung zu stellen sind und die von ihnen bis zum 
Inkrafttreten des Finanzvertrages noch nicht ver-
braucht worden sind, sollen den drei Mächten auch 
nach Inkrafttreten des Vertrages noch für eine 
Übergangszeit zur Verfügung stehen. 

Diese Mittel dürfen ausschließlich zur Abwick-
lung von Verbindlichkeiten verwendet werden, die 
noch vor Inkrafttreten des Finanzvertrages einge-
gangen worden sind (Art. 4 Abs. 6 Buchstabe a). 

b) Ein etwaiger Oberhang an Stationierungs-
kosten aus der sog. Interimsperiode (oben Nr. 2) 
steht den drei Mächten noch 18 Monate nach Ab-
lauf der  Interimsperiode zur Verfügung. Dagegen 
stehen etwaige Überhänge aus den Stationierungs-
kosten des ersten deutschen Verteidigungsjahres 
(oben Nr. 4) den drei Mächten nur noch 12 Monate 
nach Ablauf dieses Zeitraums zur Verfügung (Art. 4 
Abs. 6 Buchstabe b). 

c) Der bisher nicht verausgabte Teil der  Be-
satzungskosten (derzeit rd. 3500 Mio DM) soll „so 
schnell wie möglich wesentlich vermindert werden". 
Zu diesem Zwecke verpflichten sich die Behörden 
der drei Mächte und der  Bundesrepublik zusam-
menzuarbeiten und einander durch Austausch ein- 



schlägiger Auskünfte und in jeder anderen geeig-
neten Weise zu unterstützen (Art. 4 Abs. 7). 

9. Verwendung, Verausgabung und Verbuchung der 
Ausgaben 

Die Art. 5 und 6 sind im wesentlichen unver-
ändert geblieben. Nur die  sich auf die EVG be-
ziehenden Sätze sind gestrichen worden, und es 
wird vereinbart, daß die Bundesregierung alle 
Maßnahmen zu treffen hat, um Mittel für den 
Unterhalt der Streitkräfte nach Bedarf zur Ver-
fügung zu stellen (Art. 6 Abs. 1). 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß von dem 
Vertreter der Bundesregierung interpr etiert wurde, 
daß die Bestimmung materiell bedeutet, „nach 
Maßgabe des echten Kassenbedarfs". 

10. Schiedsgericht 

Die Bestimmung über die Zuständigkeit des 
Schiedsgerichts (Art. 19) ist im wesentlichen be-
stehen geblieben. In Anpassung an die Streichung 
des Art. 3 und  die  Neufassung des Art. 4 des 
Finanzvertrages ist lediglich die Bestimmung unter 
Buchstabe a geändert worden. Sie besagt, daß An-
gelegenheiten, die nach den Abs. 1 bis 4 des Finanz-
vertrages (Stationierungskosten) in  künftigen Ver-
handlungen zu regeln sind, nicht der Schieds-
gerichtsbarkeit unterliegen. 

Im übrigen ist das Schiedsgericht nach der un-
verändert gebliebenen Bestimmung unter Buch-
stabe b nicht zuständig zur Entscheidung von ge-
wissen Fragen im Zusammenhang mit Stationie-
rungsschäden (Art. 8) und für Angelegenheiten des 
Koordinierungsausschusses (Art. 14). 

11. Entschädigungs- und Vergütungs f ragen 

Neu hinzugefügt wird dem Finanzvertrag ein 
neuer Anhang B, der Ausführungsbestimmungen 
des Art. 8 (Entschädigungs- und Vergütungsfragen) 
in bezug auf die  Streitkräfte der USA ,enthält und 
dem der auf StreitkräfteEnglands, Belgiens, Däne-
marks und Norwegens bezügliche Anhang A im 
Finanzvertrag alter Fassungentspricht. 

III. 

1. Der Ausschuß für Besatzungsfolgen, der den 
 Finanzvertrag ebenfalls beriet, gab zu Art. 12 die-

ses Vertrages eine besondere Erklärung ab. In 
Abs. 3 dieses Art. 12 ist festgelegt, daß die Ver-
gütungen für die Bereitstellung von Liegenschaf-
ten, Gütern, Materialien oder sonstigen Leistungen 
von den zuständigen deutschen Behörden im Be-
nehmen mit den Behörden der beteiligten Macht 
auf Grund eines zu erlassenden Bundesgesetzes 
festgelegt werden, und zwar nach Grundsätzen, die 
im Finanzvertrag (Art. 12 Abs. 3) niedergelegt sind. 
Bis zum Inkrafttretendieses Bundesgesetzes bleibt 
es  bei der bisher geltenden Grundlage für die  Be-
messung dieser Vergütungen. Hierzu erklärt der 
Ausschuß für Besatzungsfolgen: 

Der Ausschuß ist der Ansicht, im Hinblick auf 
Art. 12 Abs. 3 des Finanzvertrages müsse unbe-
dingt dafür gesorgt werden, daß das Bundes-
leistungsgesetz spätestens zugleich mit dem Pro-
tokoll über die Beendigung des Besatzungsregi-
mes in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft 

trete. Sollte das nicht erreicht werden können, 
hält der Ausschuß es für erforderlich, daß das 
Bundesleistungsgesetz dann rückwirkend vom 
Tage des Inkrafttretens des Protokolls über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung finden 
müsse. 
2. Der Haushaltsausschuß stellte über die finan-

ziellen Auswirkungen des Finanzvertrages auf den 
Bundeshaushalt Erwägungen an. Aus dem Mehr-
heitsbericht dieses Ausschusses — erstattet durch 
den Abg. Dr.  Vogel  — wird hierher das fol-
gende übernommen: 

Das Bundesfinanzministerium sieht in diesen 
Vereinbarungen von London und Paris das denk-
bar Mögliche unter den obwaltenden Umstän-
den. Auf beiden Konferenzen herrschte die  Über-
zeugung, die gesunde Wirtschaftslage der NATO

-

Staaten dürfe keinesfalls durch militärische Ver-
pflichtungen gestört werden. Es liege in der 
Hand von Regierung und Parlament, Störungen 
zu vermeiden. Für das erste Jahr nach dem In-
krafttreten sei die haushaltsmäßige Auswirkung 
durch die Einsetzung von 9 Milliarden DM — 
aufgeteilt in 5,8 für die deutsche Seite und rund 
3,2 Milliarden DM für die alliierte Seite — ge-
klärt. Bei der Verwendung der 5,8 Milliarden DM 
müsse nochentschieden werden, was man jetzt 
kaufen müsse oder was zur Vorbereitung der Eigen-
produktion vorzufinanzieren sei. Hinsichtlich der 
Kasernierung hoffe man mit Neubauten für ein 
Drittel des erforderlichen Bedarfs auszukommen. 
Für die Ausrüstung mit schweren und mittel-
schweren Waffen lägen USA-Zusagen in London 
in feierlicher Form vor. Es sei angedeutet wor-
den, diese Ausstattung erfolge unentgeltlich in 
Erwartung auch entsprechender Anstrengungen 
der Bundesrepublik. Sie dürfe von seiten der 
USA in der Belieferung gleiche Behandlung 
wie die anderen NATO-Staaten erwarten. In-
folge des noch nicht ausgearbeiteten Pro-
gramms für die Ausstattung der Verbände 
und die Eigenproduktion an Gerät kann 
das Bundesfinanzministerium die volle Höhe 
der Kosten der Wiederaufrüstung noch nicht 
beziffern. Gesamtkosten können deshalb nicht 
genannt werden, weil das Materialprogramm 
Millionen von Einzelposten umfaßt. Es ist 
auch noch nicht über die Ausstattung der einzel-
nen Divisionen entschieden und über die Frage, 
welches Gerät bei uns produziert oder vom Aus- 
landbezogen wird. Das Programm geht von einer 
Aufstellung der Streitkräfte in 3 Jahren aus.  Es 
muß zwischen Erstausstattung und laufenden 
Kasten unterschieden wenden. Bei der Erstaus-
stattung werden die USA die Hauptkosten tra-
gen. Man habe sich in  London nicht zu festen 
finanziellen Leistungen verpflichtet. Die andere 
Seiteerwarte von uns aus einem wachsenden 
deutschen Sozialprodukt entsprechend wachsende 
Leistungen. Die Bundesrepublik bleibt jedoch 
Herr der Entscheidung, die andere Seite kann 
uns nichts vorschreiben. Die  NATO-Staaten sind 
berechtigt, alles  was an Kosten unter den Begriff 
„Verteidigung" fällt, in die Bruttoausgaben mit 
einzubeziehen. Diese Möglichkeiten müssen von 
uns im Hinblick auf die Kosten für die Berlin-
Hilfe, Grenzschutz, außergewöhnliche soziale 
Leistungen, Aufnahme der Sowjetzonenflücht-
linge, Seßhaftmachung der Heimatvertriebenen 
bei den kommenden Verhandlungen noch ausge- 



schöpft werden. Wer eine überstürzte Aufrüstung 
will, muß doppelte Kosten riskieren. In London 
wie in  Paris ist dies keineswegs übersehen wor-
den.  Die andere Seite vermutet, wir könnten die 
vorgesehenen 5,8 Milliarden DM gar nicht aus-
geben. Die Höhe der  eigenen Investitionen hängt 
auch von der Entscheidung ab, wie und  mit wel-
chen Mitteln Beihilfen im Inland produziert wer-
den und zu welchen Preisen das Ausland liefern 
kann. Was die laufenden Kosten ,anbetrifft, ist 
die Bundesregierung der Überzeugung, sie könn-
ten voneinem wachsenden deutschen Sozialpro-
dukt getragen werden.Führe das Dreijahres-
programm zu einer Überforderung unserer finan-
ziellen und wirtschaftlichen Leistungskraft, dann 
wird man mehr Zeit brauchen. Eine Gesamtkosten-
ziffer kann nicht etwa deswegen nicht genannt 
werden, weil man  einen zu hohen Betrag fürch-
tet, sondern weil infolge der  vorgetragenen Ein-
zelheiten noch keine sichere Kalkulationsbasis 
vorliegt. Man hat bis jetzt von keiner Seite, auch 
nicht von seiten der Dienststelle Blank, verbind-
lich Ziffern wie 60 Milliarden DM in 3 Jahren 
nennen hören. Für das Haushaltsjahr 1955 hat 
die Bundesregierung über den  Betrag von 
9 Milliarden DM hinaus keine neuen Mittel 
angefordert. Da sie nach ihren Angaben keine 
bindenden Verpflichtungen für kommende Haus-
haltsjahre eingegangen ist, die das Bewilligungs-
recht des Parlamentes einschränken würden, lie-
gen Verteidigungsausgaben der  folgenden Haus-
halte im Ermessen des Parlaments. 
Die Minderheit des Haushaltsausschusses vertrat 

abweichende Auffassungen, die  in  ihremdurch den 
Abg. Ritz el  erstatteten Minderheitsbericht nieder-
gelegt sind und dessen allgemeine Darlegungen 
lauten: 

Nach Auffassung der Minderheit war es  die 
 Pflicht ides  Haushaltsausschusses, konkrete Fest-

stellungen zu treffen über 
1. die unmittelbare Belastung des Haushalts 

auf Grund der Verträge, 
2. die mittelbaren materiellen Auswirkungen 

der  Verträge im Sinne vonzusätzlichen Ausga-
ben des Bundes und durch Einnahmeverminde-
rungen, 

3. die haushaltsmäßige Konsequenz der Ver-
träge. Voraussetzung hierfür wäre eine ausrei-
chende pflichtgemäße politische und technische 
Prüfung der Auswirkungen der Verträge auf den 
Haushalt gewesen. Diese Prüfung hätte die Tat-
sache berücksichtigen müssen, daß es sich nicht 
nur um Auswirkungen für ein Rechnungsjahr, 
sondern um eine über eine unbekannte Anzahl 
von Jahren verlaufende Erscheinungsform der 
Bundesfinanzen handelt. 

Voraussetzung wäre weiter eine sorgfältige 
Haushaltsgebarung auf Grund einer exakten 
Planung und eines umfassenden Charakters der 
Veranschlagung gewesen. Damit allein hätte eine 
Vollständigkeit der Haushaltsgebarung erreicht 
werden können. Sie  wurde angesichts der unge-
nügenden Unterlagen nicht erreicht. Das Haus-
haltsrecht des Bundestages ist damit nicht ge-
wahrt. 

Die Minderheit befürchtet, ,daß das Gleichge- 
wicht des Bundeshaushalts durch von  der  Bun-
desregierung nicht genannte tatsächliche Bela-
stungen erschütert wird. Sie befürchtet weiter, 
daß diese Belastung auf die Dauer  in  einem kras-
sen Mißverhältnis zum Nationaleinkommen steht. 

Die Minderheit schätzt die  Kosten für den Auf-
bau von 12deutschen Divisionen auf mindestens 
60 000 Mio DM, die innerhalb von 3 Jahren ausge-
geben werden müßten. Sie glaubt daneben an  die 

 Entstehung von Folgekosten in unbekannter Höhe, 
wobei sie die Ausgabe für dein zivilen Luftschutz 
auf mindestens 12 000 Mio DM schätzt. 

Der Minderheitsbericht faßt seine abweichende 
Auffassung dahin zusammen: 

Unter diesen Umständen sieht sich die Minder-
heit zu ,der Feststellung gezwungen, daß in jeder 
der  genannten Beziehungen die haushaltsmäßigen 
Konsequenzen der  Verträge nicht gezogen wer-
den konnten, daß keine Beurteilung über die 
tatsächlichen materiellen Auswirkungen der Ver-
träge durch zusätzliche Ausgaben und durch Ein-
nahmeminderung möglich war.  
Daher lehnt die Minderheit die Verträge auch 
vom Standpunkt einer ordnungsgemäßen Haus-
haltswirtschaft ab. 

G. Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen (Überleitungsvertrag) 

a) Vorbemerkung 

Die Verträge wollen in  den  Beziehungen zwi-
schen den Vereinigten Staaten, dem Vereinigten 
Königreich, Frankreich und der Bundesrepublik 
einen Zustand schaffen, der die Zeiten des Krieges 
und der Besatzung abschließt. Sie haben daher auf 
vielen Gebieten jetzt schon eineähnliche Bedeu-
tung, wie sie einem Friedensvertrag zukommen 
wird. Aus Krieg und Besatzung entstanden sehr 
viele und schwierige Probleme, deren Bereinigung 
durch den Überleitungsvertrag erfolgen soll. Die 
Verhandlungen über dieses weite Gebiet waren in 
den Jahren 1951/52 die langwierigsten und kompli-
ziertesten gewesen. Die Interessengegensätze stan-
den sich hier in besonderer Stärke gegenüber. Der 
Überleitungsvertrag versuchte, einen Ausgleich zu 
schaffen, der naturgemäß für die Bundesrepublik 
mit besonderen Opfern verbunden war, die wegen 
des verlorenen Krieges, ,der jahrelangen Besatzung 
und der politischen Situation unvermeidlich waren. 
Wie die Regierung dem Auswärtigen Ausschuß mit-
teilte, war von deutscher Seite versucht worden, 
die Regelungen des Überleitungsvertrages nach 
verschiedenen Richtungen zu ändern. Dies gelang 
jedoch nur in einem relativ engen Rahmen. Die 
drei Mächte bestanden in grundsätzlichen Fragen 
auf den bisherigen Bestimmungen, so daß große 
Teile des Überleitungsvertrages unverändert über-
nommen werden mußten. 

Die voraussichtlichen finanziellen Belastungen, 
die  sich für den Bundeshaushalt aus dem Inkraft-
treten des Überleitungsvertrages ergeben, beziffern 
sich nach der unmittelbar als Anlage beigefügten 
Übersicht ides  Bundesministers der Finanzen vom 
17. Januar 1955 auf jährliche Ausgaben in Höhe von 
182,9 Mio DM und auf einmalige Ausgaben in 
Höhe von 6 129 500 DM. Da der Überleitungsver-
trag ,aber Leistungen enthält — so der Dritte Teil 
(Innere Rückerstattung) und der Vierte Teil (Ent-
schädigung für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung) —, d ie auch unabhängig von diesen 
Vereinbarungen ,gesetzgeberisch hätten festgesetzt 
werden müssen, sind die hieraus sich ergebenden 
Belastungen des Bundeshaushalts bei der Gesamt-
beurteilung der aus dem Überleitungsvertrag sich 



ergebenden Lasten auszuklammern. Grundsätzliche 
Veränderungen der finanzieilen Lasten haben sich 
seit dem Vertrag von 1952 nicht ergeben. Der Haus-
haltsausschuß folgte in seiner Mehrheit den 
Schätzungen des Bundesfinanzministeriums. Die 
Minderheit äußerteBedenken ,und meinte, die Ge-
fahr sei nicht ausgeräumt, daß noch unbekannte 
Ansprüche gegen Deutschland auf Grund des 
Überleitungsvertrages erhoben werden. 

Nachfolgend werden die durchgeführten Ände-
rungen besprochen werden. Soweit die Normen des 
Vertrages unverändert blieben, darf auf die hierzu 
erfolgten Ausführungen im Bericht Drucksache 
Nr. 3900 der 1. Wahlperiode verwiesen werden. 

b) Die einzelnen Teile des Überleitungsvertrages 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Die Art. 1 bis 8 des Ersten Teiles des Über-
leitungsvertrages sind nicht verändert. Sie regeln 
das Schicksal der Maßnahmen, die die Besatzungs-
mächte im Gebiete der Bundesrepublik getroffen 
haben. Dabei wird von dem Grundsatz ausgegan-
gen, daß die erlassenen Rechtsvorschriften, die für 
das Besatzungsgebiet abgeschlossenen Verträge, die 
aus Maßnahmen der Besatzungsbehörden entstan-
denen Rechte und Verpflichtungen und die ergan-
genen Urteile bestehen bleiben. Die Organe der 
Bundesrepublik und der Länder werden aber im 
Rahmen ihrer allgemeinen Zuständigkeiten für be-
fugt erklärt, die von den Besatzungsbehörden er-
lassenen Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu 
ändern, sofern nicht in den Verträgen ausdrückliche 
Ausnahmen normiert sind. Die vom Kontrollrat 
ausgegangenen Rechtsvorschriften können aus 
Gründen, die in der allgemeinen politischen Situa-
tion liegen, nicht aufgehoben werden. Die Bundes-
republik ist aber befugt, die alliierten Rechtsvor-
schriften nach Konsultation mit den drei westlichen 
Mächten innerhalb ihres Gebietes außer Wirksam-
keit zu setzen. Wegen des unveränderten Inhalts 
der Art. 1 bis 8 darf auf die früheren Mate-
rialien Bezug genommen werden. Der Auswärtige 
Ausschuß hat sich hier auf die Besprechung ein-
zelner Sonderfragen beschränkt. 

1. Der Ausschuß nahm mit Bedauern zur Kennt-
nis, daß alle Bemühungen, den Art. 3 zu verändern, 
ergebnislos geblieben sind. 

2. Da die Verträge des Jahres 1952 nicht in Kraft 
traten, konnte auch der in Art. 6 vorgesehene ge-
mischte Ausschuß nicht gebildet werden, der sich 
mit den Strafen und dem Strafvollzug von Perso-
nen empfehlend befassen sollte, die von den Ge-
richten einer alliierten Macht wegen Kriegsver-
brechens verurteilt waren und im Gebiete der Bun-
desrepublik in Haft gehalten werden. Die drei 
Mächte hatten aber in der Zwischenzeit für ihre 
Zonen gemischte Ausschüsse gebildet, die diese 
Verurteilungen überprüften und deren Empfehlun-
gen für die Entschließungen der drei Mächte von 
maßgebender Bedeutung waren. Daß hier trotz der 
nicht zustande gekommenen Verträge Fortschritte 
erzielt wurden, ergeben die nachfolgenden Zahlen 
über die durchgeführten Entlassungen aus Lands-
berg, Werl und Wittlich. 

Es saßen am 1. April 1952 am 1. Januar 1955 

in Landsberg 	353 93 Häftlinge 
in Werl 	144 33 Häftlinge 
in Wittlich 	152 38 Häftlinge 

649 164 Häftlinge. 

3. Art. 7 des Überleitungsvertrages befaßt sich 
mit Strafurteilen gegen Personen, die sich im Ge-
biete der Bundesrepublik während der Besatzungs-
zeit gegenüber den Alliierten strafbar gemacht ha-
ben. Er regelt auch .die Strafvollstreckung inner-
halb Deutschlands und das Gnadenrecht. Nach Mit-
teilungen des Bundesjustizministeriums befinden 
sich im Augenblick 536 Personen, die im Rahmen 
des Anwendungsbereichs des Art. 7 verurteilt wur-
den, in deutschen Haftanstalten. 99 Inhaftierte ver-
büßen eine lebenslängliche Freiheitsstrafe. Im übri-
gen beträgt die durchschnittliche Dauer der Frei-
heitsstrafen drei Jahre und 10 Monate. Die Zahl der 
Inhaftierten betrug im November 1952 1503 Per-
sonen. Es handelt sich hier um Deutsche und um 
Ausländer, die im Gebiete der Bundesrepublik ge-
genüber den Besatzungsmächten strafbar wurden. 
Die Zahl der deutschen Staatsangehörigen und der 
Volksdeutschen belief sich im November 1952 auf 
660 Personen, die Zahl der Ausländer auf 765. Das 
Bundesjustizministerium nimmt an, daß im Augen-
blick unter den noch inhaftierten 536 Personen sich 
nicht mehr als 200 deutsche Staatsangehörige und 
Volksdeutsche befinden. 

4. Die drei westlichen Mächte haben seit 1949 Ver-
träge für das Gebiet der Bundesrepublik nicht mehr 
abgeschlossen. 1952 waren Listen über die noch in 
Kraft befindlichen und über die abgelaufenen Ver-
träge der Besatzungsmächte aufgestellt worden. 
Diese Listen wurden in London und Paris nicht er-
neuert. Die vier vertragschließenden Staaten waren 
aber darüber einig, daß abgelaufene Verträge die-
ser Art auch dann als beendet gelten, wenn sie for-
mell noch in der 1952 aufgestellten Liste der in 
Kraft befindlichen Verträge stehen. Diese Rechts-
lage wird auch dadurch bestätigt, daß in der Ein

-

leitung zu den Listen des Jahres 1952, die im BGBl. 
1954 II S. 254 ff. veröffentlicht sind, steht, die Nen-
nung eines Vertrages in einer der beiden Listen 
sei „nicht als vollgültiger Beweis seines gegen-
wärtigen Status aufzufassen". Ein ablaufender 
Vertrag tritt mithin auch dann außer Kraft, wenn 
er weiterhin in der Liste der noch bestehenden 
Verträge aufgeführt ist. 

5. Zur Frage der für die deutsche Funkhoheit 
bestehenden Bindungen gab die Regierung fol-
gende Erklärungen ab: 

Das Rundfunkabkommen von Kopenhagen aus 
dem Jahre 1948 ist weder von Deutschland noch 
von den Besatzungsmächten für Deutschland unter-
schrieben worden. Die Bundesrepublik ist deshalb 
an den Wellenplan von Kopenhagen nicht gebun-
den. Sie ist auf diesem Gebiet aber aus dem Brief 
des Bundeskanzlers an die drei Hohen Kommissare 
vom 26. Mai 1952 betr. Funkdienste, der in Kraft 
bleibt und in BGBl. 1954 II S. 108 veröffentlicht 
ist, durch den Art. 18 Abs. 5 des Truppenvertrages 
und durch den internationalen Fernmeldevertrag 
von Buenos Aires des Jahres 1952 verpflichtet. Im 
Rahmen dieser Einschränkungen ist die Bundes-
republik bereit, jede Initiative zu ergreifen, die es 
ermöglicht, die Bedürfnisse des Rundfunks zu be-
friedigen. Die Regierung wies darauf hin, daß über 
die hier offenen Fragen gegenwärtig Beratungen 
gepflogen und Verhandlungen geführt werden. 

6. Der Ausschuß für Besatzungsfolgen legt auf 
die Feststellung Wert, daß die aufrechterhaltenen 
alliierten Verwaltungsmaßnahmen und Urteile 
nicht daran hindern, bei Besatzungsschäden eine 
zusätzliche Zahlung durch den Bund zu leisten. 



II. Dekartellierung und Entflechtung 

1. Der mit der Dekartellierung und Entflechtung 
überschriebene Zweite Teil des Überleitungsvertra-
ges wurde in vollem Umfange gestrichen. Das neue 
Vertragswerk befaßt sich aber an zwei Stellen 
mit der hier ursprünglich behandelten Materie. 

a) In den Ersten Teil des Überleitungsvertrages, 
also  in  die Allgemeinen Bestimmungen, wurden die 
Artikel 9 bis 12 neu eingefügt. Diese Artikel regeln 
spezielle Fragen, die aus dem Gebiete der Dekar-
tellierung und Entflechtung noch offen waren. 

b) Ein Schriftwechsel vom 23. Oktober 1954 zwi-
schen dem Bundeskanzler und den drei Hohen 
Kommissaren — Drucksache 1000, Begründung 
Anlage B III a und III b S. 64/65 — befaßt sich mit 
der Kartellpolitik, die die Bundesregierung durch-
führen will. 

In einem allgemeinen Zusammenhang hiermit 
steht der Schriftwechsel vom 23. Oktober 1954 be-
treffend Gewährleistung der Weiterführung von 
Gewerben und freien Berufen — Drucksache 1000 
Begründung Anlage B IV a und IV b S. 65/66 —. 

2. Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat die 
mit der Dekartellierung, Entflechtung und Ge-
werbefreiheit zusammenhängenden Fragen einer 
eingehenden Prüfung unterzogen und hierüber 
durch den Abg. Dr. Pohle berichtet. Aus diesem 
Bericht werden die folgenden Ausführungen hier-
her übernommen: 

Dekartellierung 

Da Art. 1 des Ersten Teils des Überleitungs-
vertrages in Kraft geblieben ist, sind die Organe 
der Bundesregierung, insbesondere also der 
Deutsche Bundestag, befugt, von den Besatzungs-
behörden erlassene Rechtsvorschriften aufzuhe-
ben oder zu ändern, sofern die Verträge nichts 
anderes bestimmen. 

Eine solche Vertragsbestimmung ist nach dem 
Wegfall des Art. 1 des früheren Zweiten Teils 
im neuen Vertragswerk nicht enthalten. Zwar 
hat sich die Bundesregierung durch den Brief des 
Bundeskanzlers verpflichtet, sich gegen eine Auf-
hebung der genannten alliierten Gesetze zu 
wenden, ohne daß ein Kartellgesetz verabschie-
det ist. Doch beziehen sich die von der Bundes-
regierung als Drucksachen 1000 und 1061 vorge-
legten Ratifikationsgesetze nicht auch auf den 
Brief des Bundeskanzlers. Dieser Brief ist also 
nicht Gegenstand der Zustimmungsgesetze; das 
Parlament nimmt durch seine Zustimmung zu 
den Gesetzen zu diesem Brief keine Stellung. 
Mithin besteht eine Bindung der gesetzgebenden 
Körperschaften insoweit nicht mehr. Würde der 
Bundestag den Versuch unternehmen, die alli-
ierten Bestimmungen ohne gleichzeitige Verab-
schiedung eines Kartellgesetzes aufzuheben, so 
ist zwar die Bundesregierung verpflichtet, gegen 
eine bedingungslose Aufhebung der alliierten 
Kontrollgesetze Stellung zu nehmen. Nach über-
einstimmender Auffassung des Wirtschaftspoliti-
schen Ausschusses ist jedoch die Beschlußfreiheit 
der gesetzgebenden Körperschaften damit nicht 
berührt. 

Im übrigen ist der Brief des Bundeskanzlers 
weniger starr gefaßt als die frühere Vorschrift 
des Art. 1, Zweiter Teil des Überleitungsvertra-
ges. Während nach bisherigem Recht ein Bundes-
gesetz in den „entscheidenden Bestimmungen 
dem bisher von der Bundesregierung verabschie

-

deten Gesetzentwurf zu entsprechen" hatte, ver-
pflichtet sich in dem zitierten Brief die Bundes-
regierung nunmehr nur, dahin zu wirken, daß die 
Freiheit des Wettbewerbs umfassend und wirk-
sam geschützt wird; das zu erlassende deutsche 
Gesetz soll nur „allgemeine Bestimmungen gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen enthalten". 

Entflechtungen 

a) Ufa-Ufi-Gesetz 

Der frühere Art. 2 des  Zweiten Teils des  Über-
leitungsvertrages ist gleichfalls ersatzlos ge-
strichen. Nach ihm sollte das Ufa-Gesetz, das bei 
der Unterzeichnung der Bonner Verträge noch 
nicht in Kraft war, bestehen bleiben, bis die in 
diesem Gesetz vorgesehene Überführung des 
Vermögens in  private Hand sowie die Liqui-
dation der Ufa-Film-Gesellschaft durchgeführt 
waren. Nunmehr kann von den gesetzgebenden 
Körperschaften jederzeit eine Änderung des Ge-
setzes beschlossen werden. Die sogenannte Ver-
steinerung des Gesetzes ist gefallen. 

b) Großbanken 

Auch der frühere Art. 3 des Zweiten Teils ist 
durch das neue Vertragswerk gestrichen. Er sah 
die Verpflichtung vor, das Bundesgesetz über den 
Niederlassungsbereich von Kreditinstituten vom 
29. März 1952 (BGBl. I S. 217) bis zur Übergabe 
der Aktien der Nachfolgebanken an die Bank 
deutscher Länder zur Verteilung an die Aktio-
näre nicht zu ändern. 

Zwar liegt eine frühere Erklärung der Bundes-
regierung gegenüber den Alliierten vor, daß sie 
von sich aus eine Änderung des Großbanken-
gesetzes für die Dauer von drei Jahren nicht 
vorschlagen wird. Der Lauf dieser Frist sollte 
beginnen, sobald die Vermögensgegenstände der 
Großbanken an die Nachfolgebanken übertragen 
und die Aktien übergeben waren. Da die Aktien-
übergabe im Jahre 1953 stattgefunden hat, würde 
die Verpflichtung der Bundesregierung, von sich 
aus kein Änderungsgesetz einzubringen, im 
Frühjahr 1956 ablaufen. Die gesetzgebenden 
Körperschaften sind jedoch hinsichtlich der Groß-
banken auch bis zu diesem Zeitpunkt von allen 
Bindungen frei geworden. Der Briefwechsel ist 
nicht Bestandteil der Zustimmungsgesetze. 

c) Entflechtung des Kohlenbergbaus und der 
Stahl- und Eisenindustrie 

An Stelle der früheren Bestimmungen des 
Zweiten Teils des Überleitungsvertrages sind die 
Art. 9, 10 und 12 des Ersten Teils der Liste IV 
des Protokolls über die Beendigung des Be-
satzungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch-
land getreten. Damit ist insbesondere der 
frühere Art. 4 des Zweiten Teils ides Überlei-
tungsvertrages weggefallen, wonach die alliier-
ten Bestimmungen insbesondere des alliierten 
Gesetzes Nr. 27 bis zur Durchführung der Ent-
flechtung in Kraft bleiben sollten. Weggefallen 
ist namentlich auch die durch jenen Artikel ein-
geführte neu zu gründende alliierte „Stelle", der 
gewisse Kontroll-, Genehmigungs-, Befreiungs- 
und Verteilungsrechte zustehen sollten. Die 
Befugnisse der „Stelle" sollten sich freilich fort-
schreitend mit der Erfüllung ihrer Aufgaben er-
übrigen. Inzwischen ist bekanntlich die Entflech-
tung weit fortgeschritten. Die organisatorischen 
Maßnahmen sind im wesentlichen beendet, die 



meisten Unternehmen aus der Kontrolle entlas-
sen. Die früheren Vorschriften des Art. 4 waren 
also durch die zeitliche Entwicklung überholt. 
In Art. 9 Abs. 1 ist somit nur noch vorgesehen, 
daß die alliierten Vorschriften in dem Umfang 
in Kraft bleiben, in dem sie am Tage des Inkraft-
tretens der Pariser Verträge gelten, ,soweit und 
solange vor diesem Zeitpunkt angeordnete Ent-
flechtungsrnaßnahmen noch durchzuführen sind 
oder Berechtigte noch geschützt werden müssen'. 
Diese Vorschrift bezieht sich in ihrem Zweiten 
Teil auf den Gläubigerschutz, den das alliierte 
Gesetz Nr. 27 einem Prüfungsausschuß übertrug, 
welcher die Ansprüche der einzelnen Gläubiger 
und Berechtigten zu prüfen hat. Der Prüfungs-
ausschuß kann nur innerhalb von sechs Monaten 
nach den jeweiligen Entflechtungsmaßnahmen 
angerufen werden. Auf ihn ist auch im Londoner 
Schuldenabkommen Bezug genommen, nach des-
sen Art. 33 der Prüfungsausschuß auch die Be-
stimmungen des Londoner Abkommens anzu-
wenden hat. Solange die Berechtigten den Aus-
schuß noch anrufen können, mußte daher die 
Vorschrift aufrecht erhalten werden. 

Die Beibehaltung der Rechtsvorschriften des Ge-
setzes Nr. 27 bezieht sich nicht nur auf den 
Schutz der Berechtigten, sondern auch auf die 
bereits „angeordneten Entflechtungsmaßnah-
men". Solche Maßnahmen enthalten z. B. einige 
technische Fragen, wie den Umlauf einiger Inte-
rimsscheine, solange die Aktien der Neuunter-
nehmungen noch nicht verteilt worden sind. Im 
wesentlichen handelt es sich aber dabei um die 
bestehenden Verkaufsauflagen. Bei der Entflech-
tung wurden nach den Bestimmungen der Alli-
ierten die neuen Aktien an den Nachfolgegesell-
schaften nach dem pro -rata-Prinzip auf die Ak-
tionäre der Altgesellschaften verteilt. Es war 
außerdem vorgesehen, daß sogenannte Haupt-
gesellschafter, nämlich solche, deren Aktienbesitz 
15 v. H. am Nennkapital der alten Gesellschaften 
überstieg, grundsätzlich nur bei einer Nachfolge-
gesellschaft in unbeschränktem Umfang beteiligt 
bleiben durften. Bei den übrigen Nachfolge-
gesellschaften hatte der Hauptgesellschafter sei-
nen Anteil innerhalb einer Frist von fünf Jahren 
zu veräußern. Hauptgesellschafter war auch, wer 
mit mehr als 5 v. H. am Nennkapital einer Alt-
gesellschaft beteiligt war, wenn er infolge der be-
sonderen Umstände auf Grund einer solchen Be-
teiligung einen beherrschenden Einfluß ausübte. 

Schon bei den Verhandlungen von 1951 bis  1952 
hatte die deutsche Bundesregierung gegen diese 
Verkaufsauflagen erhebliche Einwände erhoben. 
Bei den Londoner und Pariser Verhandlungen 
1954 wurde, wie die Vertreter der Bundesregie-
rung dem Ausschuß berichteten, erneut versucht, 
die Verkaufsauflagen zu beseitigen. Der Aus-
schuß brachte die gleichen Bedenken gegen die 
Verkaufsauflagen zum Ausdruck. Er pflichtet da-
her der Bundesregierung in vollem Umfang in 
ihrem Bemühen bei, die Vertragspartner des Pa-
riser Vertragswerks auf die schwerwiegenden 
Folgen der Beibehaltung der Verkaufsauflagen 
hinzuweisen. Nach Mitteilung der Bundesregie-
rung war es in den Verhandlungen nicht mög-
lich, die Verkaufsauflagen zu beseitigen. Zwar 
ist nach dem Abschluß der Bonner Verträge der 
Gemeinsame Markt ,der Montan-Union für Kohle 
und Stahl errichtet worden. Alle Zusammen-
schlüsse von Unternehmen auf dem Gebiet von 
Eisen und Kohle, d. h. auch alle etwaigen 
Wiederverflechtungen, unterliegen der vorheri

-

gen Genehmigung der Hohen Behörde. Durch die 
Entscheidungen Nr. 24, 25 und 26/54 vom 6. Mai 
1954 hat die Hohe Behörde die allgemeinen Vor-
schriften des Art. 66 inzwischen spezialisiert und 
das Genehmigungsverfahren im einzelnen gere-
gelt. Im Ausschuß ist daher die Frage aufgewor-
fen worden, ob nicht auch die endgültige Durch-
führung angeordneter Entflechtungsmaßnahmen, 
beispielsweise die Erfüllung der Verkaufsaufla-
gen, auf die Hohe Behörde hätte übergehen sol-
len. Statt dessen ist in Art. 10 im wesentlichen 
die frühere Vorschrift des Art. 5 aufrechterhal-
ten, wonach ein sogenannter Gemischter Aus-
schuß von sieben Sachverständigen gebildet wird, 
der aus drei Deutschen und drei Alliierten 
besteht, die sich auf ein siebentes Mitglied zu 
einigen haben. Sollte dieses Mitglied nicht inner-
halb einer 6-Monats-Frist gewählt sein oder die 
Wahl nicht annehmen, wird der Verwaltungsrat 
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
als siebentes Mitglied einen Sachverständigen 
bestellen, der nicht Angehöriger eines Unter-
zeichnerstaates ist. 

Der Gemischte Ausschuß kann von jenen Haupt-
gesellschaftern, die der Verkaufsauflage unter-
liegen, angerufen werden. Seine Aufgabe ist es, 
Anträge auf Fristverlängerung zu prüfen. Er 
kann eine Verlängerung der Verkaufsfristen je-
weils um ein Jahr gewähren, und zwar unbe-
schränkt oft. Durch Art. 10 Abs. 4 ist festgelegt, 
daß der Gemischte Ausschuß „die für die Ver-
äußerung festgesetzte Frist verlängert, wenn der 
Antragsteller dartut, daß die Wertpapiere trotz 
zumutbarer Bemühungen zu wirtschaftlich trag-
baren Bedingungen und auf einer mit den deut-
schen Allgemeininteressen zu vereinbarenden 
Grundlage nicht veräußert werden konnten und 
eine solche Veräußerung auch innerhalb der rest-
lichen Frist nicht möglich ist, ohne daß eine 
nachhaltige Störung des deutschen Kapitalmark-
tes verursacht wird". In der Begründung zu 
Art. 10 heißt es, daß die erste Voraussetzung dem 
Schutz der Betroffenen dient, während die zweite 
klarstellt, daß keine Verpflichtung zur Veräuße-
rung ins Ausland besteht. Mit anderen Worten: 
Der zweite Halbsatz soll die Gefahr der Über-
fremdung bannen, der erste das Problem der 
Paketbewertung als solches anerkennen, d. h. 
einen Verkauf zu unangemessen niedrigen Kur-
sen verhindern. 

Nach Mitteilung der Bundesregierung wurde bei 
den Verhandlungen versucht, dem Gemischten 
Ausschuß die Befugnis zu geben, nach zweimali-
ger Verlängerung die Verkaufsauflage überhaupt 
aufzuheben. Mit diesem Wunsch drang die Bun-
desregierung bei den Verhandlungen nicht durch. 
Der Bundeskanzler gab jedoch in der Sitzung 
der vier Außenminister vom 20. Oktober 1954 
die Erklärung ab, die in der Begründung der 
Bundesregierung zum Deutschlandvertrag — 
Drucksache 1000 S. 42 — wörtlich wiedergegeben 
ist. 

Laut Verhandlungsprotokoll nahmen die drei 
angesprochenen Außenminister diese Erklärung 
(statement) des Bundeskanzlers ohne Wider-
spruch zur Kenntnis. Demgemäß wird die Bun-
desregierung entsprechend dieser Erklärung zu 
gegebener Zeit erneut mit den drei Mächten in 
Verdingung treten, wenn trotz der Regelung des 
Art. 10 Schwierigkeiten bei der weiteren Be-
handlung der Verkaufsauflagen auftreten sollten. 
Nach Art. 9 Abs. 2 wird die Bundesregierung 



dafür sorgen, daß die von den Alliierten ange-
ordneten Verkaufsauflagen vollständig durch-
geführt werden. In der Begründung zu dieser 
Vorschrift heißt es, daß die Bundesregierung zur 
Erfüllung der von ihr übernommenen Sorge-
pflicht „im Rahmen der ihr verfassungsrechtlich 
gegebenen Möglichkeiten" gehalten ist. Die Ver-
treter der Bundesregierung haben in den Ver-
handlungen vor dem Ausschuß darauf hinge-
wiesen, daß bei den Vertragsverhandlungen die 
deutschen Vertreter stets widerspruchslos be-
tont hätten, die Bundesregierung sehe von sich 
aus keine Möglichkeit, durch Verwaltungsakt 
oder eine sonstige Maßnahme die Erfüllung der 
Verkaufsauflagen zu erzwingen, z. B. durch An-
weisung an die sogenannten Verfügungstreu-
händer (disposition Trustees), die Verkäufe ent-
gegen dem Willen der Eigentümer durchzu-
führen. Sie sei allenfalls in der Lage, dem Par-
lament ein Gesetz vorzulegen, das derartige 
Maßnahmen vorsehe; ob es angenommen werde, 
stehe allein in der Entscheidung der gesetz-
gebenden Körperschaften. Im Ausschuß ist hier-
bei die Frage sorgsam erwogen worden, ob nicht 
— entgegen dieser Auffassung — auch das deut-
sche Parlament im Falle der Zustimmungs-
erteilung zum vorliegenden Vertragswerk an 
diese Verpflichtung gebunden, d. h. nach völker-
rechtlichen Grundsätzen verpflichtet sei, einem 
eine Verkaufsauflage erzwingenden Gesetz zu-
zustimmen. 

Die Mehrheit des Ausschusses folgte jedoch in-
soweit der Rechtsansicht der Bundesregierung, 
die in Art. 9 Abs. 2 lediglich eine Verpflichtung 
für sich als Exekutive übernommen hat, nicht 
dagegen eine korrespondierende Verpflichtung 
für die übrigen staatstragenden Gewalten. 

d) IG-Farbenindustrie 
Die früheren Bestimmungen des alten Vertrages 

(zu Drucksache 1000 S. 118 ff.) über die Ent-
flechtung und Liquidation der IG-Farbenindustrie 
waren ebenso aufgezogen wie bei Kohle und 
Stahl. Nach dem neuen Art. 11 bleiben die von 
der Alliierten Hohen Kommission erlassenen 
Rechtsvorschriften über den Abschluß der Ent

-

flechtung und Liquidation in dem Umfang in 
Kraft, in dem sie im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Vertrages gelten, und zwar so 
lange, his die Liquidation vollständig durchge-
führt ist. Damit gelangt zum Ausdruck, daß 
anstelle der alliierten Gesetze Nr. 9 und 35 das 
sogenannte IG-Liquidationsschlußgesetz tritt. 
Dessen Vorschriften sehen eine beschleunigte 
Beendigung der Liquidation unter Beachtung 
des deutschen Liquidationsrechts, eine Befriedi-
gung oder Sicherstellung der Schulden und eine 
Verteilung des Restvermögens durch die Liqui-
datoren, die Wiederherstellung der Rechte der 
Gesellschaftsorgane einschließlich der Haupt-
versammlung und eine Aufhebung der Kon-
trollen vor. Bei der Wiederherstellung der Rechte 
der Gesellschaftsorgane bleiben lediglich die 
sogenannten Inkompatibilitätsbestimmungen 
über die Interlocking Directorates insoweit auf-
rechterhalten, als kein Mitglied des Aufsichts-
rates oder Vorstandes der Chemischen Werke 
Hüls oder einer der vier großen Tochtergesell-
schaften Mitglied des Aufsichtsrates oder Liqui-
dator der IG-Farbengesellschaft sein darf. 

Das IG-Liquidationsschlußgesetz wurde im Ja-
nuar verkündet und trat am 6. Februar 1955 in 

Kraft. Dieses Gesetz, das die Nr. 84 trägt, setzt 
die Gesetze Nr. 9 und 35 mit dem Zeitpunkt 
außer Kraft, in dem die Erneuerung oder Be-
stätigung der Liquidatoren und des Aufsichts-
rats im Bundesanzeiger bekanntgemacht wird. 
Außer dem Schlußgesetz sind vier Durchfüh-
rungsverordnungen bekanntgemacht, die die 
Verfügung über das Restvermögen, die Ver-
teilung der Aktien der Nachfolgegesellschaften 
an die Aktionäre der IG-Farbenindustrie, die 
Befriedigung der Gläubiger der IG-Farben und 
eine gewisse Übergangsregelung für sämtliche 
der Beschlagnahme unterlegenen Vermögens-
gegenstände betreffen. 

Gewerbefreiheit 

Der Art. 10 des gestrichenen Zweiten Teils des 
Überleitungsvertrages sah den Schutz jener Ge-
werbetreibenden vor, die auf Grund von Ge-
setzen und Verordnungen, Direktiven oder son-
stigen Erlassen der Besatzungsbehörden unter 
erleichterten Voraussetzungen für die Über-
nahme eines Gewerbes oder freien Berufes zu-
gelassen worden waren. Der Artikel schützte 
diese Gewerbetreibenden in ihrem Besitzstand 
und ist im neuen Vertragswerk fortgefallen. An 
seine Stelle tritt der Brief des Bundeskanzlers 
(Drucksache 1000 S . 65), der nicht vom Zustim-
mungsgesetz erfaßt wird: 

„Die Bundesregierung bekennt sich zu dem 
Grundsatz, daß die Rechtsstellung derjenigen 
Personen zu schützen ist, die seit dem 8 . Mai 
1945 unter erleichterten Voraussetzungen, 
welche durch Gesetze, Verordnungen, Direk-
tiven oder sonstige Erlasse oder Anweisungen 
der Besatzungsbehörden geschaffen worden 
sind, ein Gewerbe oder eine freie Berufstätig-
keit aufgenommen und bis heute fortgesetzt 
haben. Die Bundesregierung wird sich gegen 
alle Bestrebungen wenden, die dahin gehen 
könnten, die erworbene Rechtsstellung dieser 
Personen zu beeinträchtigen. Sie ist im übri-
gen der Auffassung, daß die Ausübung der 
gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit 
der genannten Personen schon nach Artikel 2 
des Ersten Teils ides  Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 

,geschützt ist."  

Die Hohen Kommissare bestätigten dem Bun-
deskanzler dieses Schreiben am gleichen Tage 
(23. Oktober 1954). 

Hiermit hat sich die Bundesregierung verpflich-
tet, sich gegen alle Bestrebungen zu wenden, die 
die Rechtsstellung dieser Personen beeinträch-
tigen könnten. Dies entspricht einer Bestimmung 
der Handwerksordnung, die die in der amerika-
nischen Zone erleichtert zugelassenen Personen 
ausdrücklich schützt. Im Ausschuß wurden ge-
wisse Bedenken erhoben, ob diese Zusage nicht 
die Aufrechterhaltung von verschiedenem Recht 
innerhalb der Bundesrepublik bedeute. Es be-
steht jedoch Klarheit darüber, daß diese Frage 
nur im Zuge eines allgemeinen innerdeutschen 
Gesetzgebungswerks geregelt und entschieden 
werden könne. 
3. Der Wirtschaftspolitische Ausschuß hat bei der 

Beratung der neuen Art. 9 bis 12 des Ersten Teils 
les Überleitungsvertrages anerkannt, daß hinsicht-
lich der sich aus den Entflechtungsmaßnahmen 
ergebenden Verkaufsauflagen die Möglichkeit 
teuer Verhandlungen vorbehalten worden ist. 



IlI Innere Rückerstattung 

Das im Dritten Teil des Überleitungsvertrages 
geregelte Rechtsgebiet der inneren Rückerstattung 
ist im wesentlichen unverändert geblieben. Eine 
Anpassung einzelner Bestimmungen an Rechts-
vorschriften, die nach der Unterzeichnung des 
Überleitungsvertrages, also  nach dem 25. Mai 1952, 
im Gebiete der Bundesrepublik in Kraft getreten 
sind, hat nur formelle Bedeutung. Die einzelnen 
Veränderungen sind in dem hier in Betracht kom-
menden Teil der Regierungsbegründung — Druck-
sache 1000 S. 43/44 — aufgeführt. Entsprechendes 
gilt für den Anhang zu diesem Dritten Teil des 
Überleitungsvertrages, der die Satzung des zu er-
richtenden Obersten Rückerstattungsgerichtes ent-
hält. 

Eine sachliche Änderung ergibt sich aus der 
Streichung der Unterabsätze a, b und c des Abs. 5 
des Art. 3. Der bisherige Inhalt dieser gestrichenen 
Vorschriften ist in abgewandelter Form in einen 
Schriftwechsel vom 23. Oktober 1954 betreffend 
Auskünfte über innere Rückerstattung — Druck-
sache 1000 S. 66/67 — aufgenomen worden. Die 
neuen Vereinbarungen bringen insofern eine Ver-
änderung, als das bisher vorgesehene Zugangs-
recht der drei Mächte oder ihrer Bevollmächtigten 
zu allen in Frage kommenden Verwaltungs- und 
richterlichen Behörden und Organisationen dahin 
umgewandelt wurde, daß je ein Beamter der drei 
Regierungen zum Zwecke der Berichterstattung 
über den Fortschritt des Rückerstattungsprogramms 
alle angemessenen Erleichterungen und alle not-
wendigen Auskünfte erhält. Diese Auskünfte kön-
nen auch durch die Bundesregierung gegeben wer-
den. Die besondere Verpflichtung zur Aufbewah-
rung von Gerichtsakten usw. ist beseitigt. Es gelten 
hier nunmehr ausschließlich die in Betracht kom-
menden deutschen Vorschriften. 

IV. Entschädigung für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung 

Auch auf dem Gebiet der Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung sind 
die bisherigen Vorschriften unverändert geblieben. 
Die Verpflichtung zur Auskunft und zur Auf-
bewahrung von Gerichtsakten usw. ergibt sich 
nicht mehr aus dem — nunmehr gestrichenen — 
Abs. 4 des Vierten Teiles des Überleitungsver-
trages, sondern aus einem Briefwechsel vom 
23. Oktober 1954, der der Begründung zu Druck-
sache 1000 Anlage B VI S. 67/68, beigefügt ist. 

V. Äußere Restitutionen 

Der Fünfte Teil des Überleitungsvertrages, der 
sich mit Äußeren Restitutionen befaßt, ist nicht 
verändert. Es mußten nur Fristen angepaßt und 
jeweils um ein Jahr (vom 8. Mai 1955 und 1956 
auf den 8. Mai 1956 und 1957) verlängert werden. 

VI. Reparationen 

Die Verhandlungen in London und in Paris er-
gaben keine Möglichkeit, die Bestimmungen des 
Überleitungsvertrages über die Reparationen zu 
verändern. Geblieben sind auch die in Art. 4 des 
Sechsten Teiles enthaltenen Vorschriften über 
deutsche Auslandswerte. Zu idem Abs. 4 des Art. 4 
nahm der Auswärtige Ausschuß davon Kenntnis, daß 
die Regierungen der drei Mächte sich bereiterklärt 
haben, unverzüglich die Frage der Handhabung 

des hier normierten Widerspruchsrechtes zu er-
örtern. Der Auswärtige Ausschuß erwartet, daß es 
in diesen Verhandlungen gelingt, die ausschließ-
liche Zuständigkeit der Bundesrepublik zu er-
reichen. 

VII. Verschleppte Personen und Flüchtlinge 

Verschiedene Bestimmungen des Siebenten 
Teiles des Überleitungsvertrages (Verschleppte 
Personen und Flüchtlinge) wurden gestrichen, da 
sie durch die Entwicklung überholt waren. Der 
Auswärtige Ausschuß befaßte sich auf diesem Ge-
biet mit folgenden speziellen Fragen: 

1. In Art. 1 Buchstabe d verpflichtet sich die 
Bundesrepublik, die Fortführung der Arbeiten zu 
gewährleisten, die gegenwärtig vom Internatio-
nalen Suchdienst in Arolsen durchgeführt werden. 
Die Bundesrepublik hat diese Arbeiten des Inter-
nationalen Suchdienstes auch bisher unterstützt. 
Auf Grund von Verhandlungen, die im Herbst 
1952 zwischen den Vereinigten Staaten, dem Ver-
einigten Königreich, Frankreich, Italien, den Be-
nelux-Staaten und der Bundesrepublik stattgefun-
den haben, war man übereingekommen, diesen 
Suchdienst in deutsche Verwaltung übergehen zu 
lassen, und zwar in der Form einer Bundesanstalt, 
die unter einer internationalen Kontrolle und 
nach Richtlinien arbeiten sollte, die von einem 
internationalen Ausschuß festzulegen waren. Spa-
ter kamen neue Gedanken auf, die aber zu einem 
grundsätzlichen Einvernehmen darüber führten, 
daß in den hier zu schaffenden internationalen 
Ausschuß die Westeuropäische Union eingeschaltet 
werde und daß der Leiter der Verwaltung, der 
einstimmig durch den Ausschuß zu benennen ist, 
möglichst ein Schweizer oder ein Schwede sein 
solle. Die Verhandlungen über die Umgestaltung 
des Suchdienstes sind noch nicht abgeschlossen. 

2. Das Problem der Rückführung von Flücht-
lingen aus den östlichen Staaten wird von den 
zuständigen deutschen Stellen ständig bearbeitet. 
Es bleibt nach Art. 4 dabei, daß die drei Mächte 
bereit sind, hier nötigenfalls Verhandlungen mit 
Staaten zu führen, in denen die Bundesrepublik 
keine diplomatischen Vertretungen unterhält. 
Art. 4 enthält keine Verpflichtung, sondern nur 
ein Recht der Bundesregierung, die derartige Ver-
handlungen auch selbst oder durch dritte Staaten 
führen kann. 

VIII. Ansprüche gegen Deutschland 

Das Abkommen über deutsche Auslandsschulden 
vom 27. Februar 1953 — BGBl. 1954 II S. 331 — 
hat  die Vorschriften des Achten Teiles (Ansprüche 
gegen Deutschland) des Überleitungsvertrages und 
die hierzu gehörige Anlage abgelöst. Der Achte 
Teil wurde daher in vollem Umfange gestrichen. 

Ix. Gewisse Ansprüche gegen fremde Nationen 
und Staatsangehörige 

Von einer formalen Änderung in Art. 3 Abs. 3 
abgesehen, ist der Neunte Teil des Überleitungs-
vertrages (Gewisse Ansprüche gegen fremde Na-
tionen und Staatsangehörige) unverändert ge-
blieben. Es handelt sich hier um eine Materie, 
deren endgültige Regelung erst in dem Friedens-
vertrag erfolgen soll. Der Auswärtige Ausschuß 
und der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
bedauern, daß eine Auflockerung dieser Be- 



stimmungen zugunsten geschädigter deutscher 
Eigentümer nicht möglich war. Sie sind der Mei-
nung, daß hier auch nach Inkrafttreten der Pariser 
Verträge weitere Bemühungen zu entfalten sind. 

Der Auswärtige Ausschuß hat die mit der Ab-
wicklung der JETA zusammenhängenden Fragen 
(Art. 4) einer Beratung unterzogen. Das Problem 
der Endabwicklung der JEIA bildet den Gegen-
stand besonderer Regierungsverhandlungen. Es 
besteht die Absicht, zu diesem Zwecke eine Ge-
sellschaft deutschen Rechts zu gründen, die die 
noch vorhandenen Bestände der JEIA abzuwickeln 
hat. In dieser Gesellschaft sollen frühere leitende 
Angestellte der JEIA tätig sein. Die Frage der 
Ansprüche solcher in- und ausländischen Gläubiger, 
die durch die JEIA nicht befriedigt werden, ist 
noch ungelöst. Es handelt sich hier um ein Objekt 
von äußerst 150 Millionen DM, wobei zu berück-
sichtigen ist, daß für die Erledigung der Passiven 
der JETA Vermögenswerte in Höhe von rund 
300 Millionen DM vorhanden sind, die allerdings 
nicht sofort flüssig gemacht werden können. 

X. Ausländische Interessen in Deutschland 

Auch der Komplex des Art. 10 des Über-
leitungsvertrages ist im wesentlichen unverändert 
geblieben. Die ausländischen Interessen in Deutsch-
land bleiben in dem Umfang geschützt, der 1952 
vereinbart war. Eine Anpassung an die Be-
stimmungen des Londoner Schuldenabkommens 
vom 27. Februar 1953 ist durch den neu formu-
lierten Art. 2 vorgesehen. Die übrigen Verände-
rungen dieses Teiles ergeben sich daraus, daß in-
zwischen das Gesetz über den Lastenausgleich vom 
14. August 1952 — BGB1. I S. 446 — in Kraft ge-
treten ist und einige andere Bestimmungen des 
deutschen und des allierten Rechts sich geändert 
haben. In Art. 12 wurde noch die Zuständigkeit 
der Schiedskommission erweitert. 

XI. Erleichterungen für die Botschaften und Kon-
sulate der drei Mächte in der Bundesrepublik 

Der Elfte Teil des Überleitungsvertrages wurde 
gestrichen. Die in ihm vorgesehenen Erleichterun-
gen für die Botschaften und Konsulate- der drei 
Mächte in  der  Bundesrepublik sind aber in ihren 
wesentlichen Punkten aufrechterhalten worden, 
und zwar durch 
a) den neuen Art. 13 des Ersten Teiles des Über-

leitungsvertrages und 
b) den Briefwechsel vom 23. Oktober 1954 be- 

treffend Erleichterungen für Botschaften und 
Konsulate — Drucksache 1000 S. 58/60 —. 

Die Sonderregelung soll einen reibungslosen 
Übergang von dem Besatzungsregime zu normalen 
diplomatischen Beziehungen erleichtern und zu 
diesem Zwecke die Unterbringung der Botschaften 
und Konsulate der Vereinigten Staaten, des Ver-
einigten Königreichs und Frankreichs ermöglichen. 
Gegenüber den Vereinbarungen des früheren Elf-
ten Teils des Überleitungsvertrages sind im deut-
schen Interesse liegende Veränderungen erzielt 
worden. So darf privates Eigentum nur noch auf 
die Dauer von 6 Monaten nach Inkrafttreten des 
Überleitungsvertrages in Anspruch genommen 
werden. Mietverträge auf freier, vertraglicher 
Basis sind selbstverständlich möglich. Die Ent-
schädigungspflicht für eine Weiterbenutzung pri-
vaten Eigentums ist vorbehalten. 

XII. Zivile Luftfahrt 

Die Vorschriften des Zwölften Teiles des Über-
leitungsvertrages stellen die zivile Lufthoheit der 
Bundesrepublik her. Din bisher schon vorgesehene 
Regelung wird im wesentlichen aufrechterhalten. 
Die volle Verantwortung der Bundesrepublik für 
den Bereich der zivilen Luftfahrt im Bundesgebiet 
erfährt durch den Art. 2 vertragliche Einschrän-
kungen, von denen als bedeutsam zu erwähnen 
sind: 

1. Die Bundesrepublik verpflichtet sich, dem 
Abkommen von Chicago des Jahres 1944 über die 
internationale Zivilluftfahrt beizutreten. 

2. Bis dahin wird die Bundesrepublik sich an die 
Bestimmungen dieses Abkommens halten und 
jeden Staat, mit dem sie diplomatische Beziehun-
gen unterhält, auf der Grundlage der Gegenseitig-
keit behandeln. 

In Art. 3 erklärt sich die Bundesrepublik bereit, 
in ihren zweiseitigen Luftverkehrsabkommen und 
-vereinbarungen eine liberale Politik ohne Dis-
kriminierungen zu verfolgen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat sich in diesem 
Bereich noch mit zwei Sonderfragen beschäftigt: 

1. Die Grundsatzerklärung der Londoner Schluß-
akte über die  de  facto-Souveränität bezieht sich 
auch auf das Gebiet der zivilen Luftfahrt. Deutsche 
Fluglinien können daher heute schon errichtet 
und beflogen werden. Die Frage, ob trotzdem bis 
zum Inkrafttreten des Überleitungsvertrages for-
melle Genehmigungen durch die zuständigen Stel-
len der drei westlichen Mächte zu erteilen sind, ist 
Gegenstand von Besprechungen. Der deutsche Flug-
dienst wird aber durch diese Rechtsfrage nicht 
berührt. 

2. Es wurde auf gewisse Benachteiligungen der 
deutschen Luftverkehrsgesellschaften durch die 
Bestimmungen des Art. 4 über die Kabotage ab-
gehoben. Die Regierung wies darauf hin, daß die 
hier gegebenen, allerdings zeitlich begrenzten Vor-
rechte ausländischer Luftverkehrsgesellschaften in 
Abs. 2 eingeschränkt sind, da diese Privilegien zu-
rückgezogen werden können, „falls und sobald ein 
deutsches Luftverkehrsunternehmen eine Linie 
einrichtet, die das öffentliche Verkehrsbedürfnis 
auf einer oder mehreren Strecken deckt, die auf 
Grund gegenwärtiger Kabotageprivilegien einer 
ausländischen Luftverkehrsgesellschaft bedient 
werden". 

H. Satzung der Schiedskommission für Güter, 
Rechte und Interessen in Deutschland 

Die Satzung der Schiedskommission für Güter, 
Rechte und Interessen in Deutschland, die dem 
Überleitungsvertrag als Anhang beigefügt ist, 
blieb in vollem Umfang unverändert. 

J. Das Abkommen über die steuerliche Behand-
lung der Streitkräfte und ihrer Mitglieder (Steuer-

abkommen) 

1. Das Abkommen vom 26. Mai 1952 über die 
steuerliche Behandlung der Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder und das Protokoll vom 26. Juli 1952, 
durch das die Zuständigkeit der Schiedsgerichte 
auf Streitigkeiten aus diesem Abkommen erstreckt 



wird, sind Gegenstand eines besonderen Gesetzes 
vom 28. März 1954 (BGBl. II S . 333 ff.). 

Die materiellrechtlichen Grundsätze des Steuer-
abkommens sind die bisherigen geblieben. Dieses 
Abkommen erfuhr aber formelle Änderungen, die 
in der Liste V zum Protokoll vom 23. Oktober 1954 
niedergelegt sind. Neben der allgemein durchge-
führten Veränderung der Einleitungsformel wurde 
Art. 5 dem neuen Art. 9 Abs. 2 des Deutschland-
vertrages angepaßt, also auch vorgesehen, daß die 
Anrufung des Schiedsgerichts nicht nur durch 
Schiedsverhandlungen, sondern auch durch eine 
Beilegung der Streitigkeit vermieden werden 
kann, die auf eine andere zwischen allen Unter-
zeichnerstaaten vereinbarte Weise erfolgt. Die ge-
strichenen Abs. 1 und 2 des Art. 6 waren durch 
die Ratifikationsbestimmungen des Art. 3 des Pro-
tokolls vom 23. Oktober 1954 überholt. Die Strei-
chung des Abs. 3 des Art. 6 war durch den ver-
änderten Abs. 3 des Art. 1 des Truppenvertrages 
notwendig geworden. 

2. Aus Art. 8 Abs. 1 Buchstabe b des  hier geänder-
ten Deutschlandvertrages ergibt sich, daß auch das 
Steuerabkommen nur noch ein vorläufiges ist. 
Dieses Steuerabkommen soll in dem gleichen Rah-
men und unter denselben Gesichtspunkten neu ab-
geschlossen werden, die für den Truppenvertrag 
gelten und dargelegt sind. Das endgültige Steuer-
abkommen ist also im Geiste der hier vorliegen-
den Vereinbarungen zwischen den NATO-Staaten 
unter Berücksichtigung der besonderen Verhält-
nisse der ausländischen Streitkräfte in der Bundes-
republik zu gestalten. 

3. Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
hat es bedauert, daß die Devisen-, Zoll- und 
steuerliche Behandlung der Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder noch nicht dem NATO-Verfahren an-
geglichen worden ist. Der Auswärtige Ausschuß 
stimmt mit dem Finanzausschuß hier in der Forde-
rung überein, daß dies im Zusammenhang mit dem 
neu abzuschließenden Steuerabkommen geschehe. 
Der Finanz- und Steuerausschuß hat weiterhin 
darauf hingewiesen, daß die Frage nicht ausdrück-
lich geregelt wurde, ob sich die steuerlichen Be-
stimmungen des Abkommens auch auf die 
Gemeindesteuern beziehen, was nach Meinung 
der Bundesregierung der Fall ist. 

4. Im Haushaltsausschuß hat bei der Bewertung 
dieses Abkommens die Minderheit auf die Gefahr 
der Einfuhr beträchtlicher unverzollter Werte 
nach Deutschland (Kaffee, Tabak usw., auch Mine-
ralöle) hingewiesen. Die Mehrheit des Ausschusses 
hat demgegenüber darauf abgehoben, daß nach 
den im Rahmen der Nordatlantischen Verteidi-
gungsgemeinschaft üblichen Abkommen die Bun-
desrepublik sich in der Sorge über unkontrollierte 
Einfuhren durch NATO-Streitkräfte in der glei-
chen Lage befinde wie andere Länder, insbeson-
dere wie Frankreich und Holland. 

K. Das Zustimmungsgesetz 

Der Auswärtige Ausschuß beschloß, den Entwurf 
des Zustimmungsgesetzes in  Drucksache 1000 in 
folgenden Punkten zu ändern: 

1. Auf Vorschlag des Bundesrates wurden in den 
einleitenden Satz die Worte ,eingefügt: 

„mit Zustimmung d es Bundesrates". 
Der Auswärtige Ausschuß will damit weder für 

dieses Gesetz noch grundsätzlich dazu Stellung 

nehmen, unter welchen Voraussetzungen ein Ge-
setz der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

2. In .den Text des Art. 1 wurde aufgenommen: 
und dem Briefwechsel vom 23. Oktober 

1954 betreffend Erleichterungen für Botschaften 
und Konsulate   
Dieser Briefwechsel war bisher der Begründung 

zu Drucksache 1000 als Anlage B II beigefügt ge-
wesen. Der Auswärtige Ausschuß folgtauch hier 
einer von der Bundesregierung gebilligten An-
regung des Bundesrates. Der  erwähnte Briefwechsel 
enthält eine Regelung über die Entschädigung für 
die Eingriffe in deutsches Eigentum, die im Zusam-
menhang mit der Benutzung von Gebäuden für 
Botschaften und Konsulate stehen. Er bringt auch 
eine Ausgestaltung des Art. 13 ,des Ersten Teils 
des Überleitungsvertrages. Die Aufnahme des 
Briefwechsels in das Zustimmungsgesetz erschien 
daher erforderlich. 

Hieraus ergab sich eine formelle Änderung des 
Art. 2. 

3. Aus iArt. 2 Abs. 1 des Entwurfs wurden die 
Worte „mit  Gesetzeskraft" gestrichen. 

Der Ausschußentschloß sich, in  Art. 2 Abs. 1 die 
Formel „mit Gesetzeskraft" zu streichen. Damit 
soll keine Änderung in der Rechtswirkung der Zu-
stimmungsgesetze eintreten, sondern lediglich die 
formelle Praxis der Weimarer Zeit wiederaufge-
nommen werden. Die Bundesregierung hat erklärt, 
daß sie diese Praxis auch bei.allen künftigen Zu-
stimmungsgesetzen nach Art. 59 Abs 2 GG üben 
wird. 

Diese Änderung wurde in allen Zustimmungsge-
se tzen vorgenommen, die mit den Pariser Verträgen 
zusammenhängen. Sie  gilt also für ,die Entwürfe  in 

 den Drucksachen 1000, 1060, 1061 und 1062. 

L. Abschluß und Antrag 

Der Deutschlandvertrag und die Vereinbarun-
gen, die sich um ihn gruppieren, stehen in einem 
großen Zusammenhang. Sie regeln Probleme, die 
aus dem Krieg und dem Zusammenbruch hervor-
gingen. Sie ziehen einen Schlußstrich unter die 
Vorgänge, idie die Jahre der Besetzung für das 
Gebiet der Bundesrepublik gebracht haben. Zu-
gleich beenden sie auch formell die Zeit, in der die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frank-
reich der Bundesrepublik als Alliierte gegenüber-
standen und als Besatzungsmächte die hoheitlichen 
Funktionen in unserem Land ausübten. Diese Ver-
träge schließen aber nicht nur einen Zeitraum ab. 
Sie eröffnen zugleich einen neuen Weg, indem sie 
die Souveränität der Bundesrepublik anerkennen 
und ihr Freiheit und Gleichberechtigung gewäh-
ren. Sie schaffen damit auch eine Voraussetzung 
dafür, daß die Deutschen in einem freien und 
gleichberechtigten Staate vereinigt sein werden. 

In dieser Überzeugung empfiehlt der Auswärtige 
Ausschuß dem Hohen Hause, diesen Verträgen die 
Zustimmung zu geben. 

Bonn, den 15. Februar 1955 

Dr. Furler 

Generalberichterstatter 



Anlage 

Übersicht 
über die voraussichtliche finanzielle Auswirkung 

des Überleitungsvertrages 

Belastungen 

jährlich einmalig 

Erster Teil: Allgemeine Bestimmungen 

Zu Art. 6 und 7 Gemischter Ausschuß und Gemisch-
ter beratender Gnadenausschuß 
Deutscher Anteil an den Kosten 	  

Zu Art. 7 Abs. 4 Haftkosten 
Geschätzte Belastung der Länder 	  

Zu Art. 10 und 12 Gemischter Ausschuß für Umge

-

staltung der  deutschenKohlen-, Eisen- und Stahl

-

industrie und Prüfungsausschuß 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 

Zu Art. 13 Weiterbenutzungsrecht von diploma

-

tischen Gebäuden für Übergangszeit, wenn über

-

haupt 	  

100 000 DM  

1 000 000 DM  

100 000 DM  

— 

— 

— 

— 

1 000 000 DM 

Zweiter Teil: Dekartellisierung und Entflechtung 
Fortgefallen 	  — — 

Dritter Teil: Innere Rückerstattung 
Zu Art. 3 Kosten des Verfahrens . 	. 	. 	. 	. 	. 	. 

Zu Art. 4 Verpflichtung des Bundes begrenzt auf 	 

Zu Art. 5 Steuer- und Abgabefreiheit der  Nach- 
folgeorganisation 	und Treuhänderkörperschaften, 
gemeinnützig, nicht zu schätzen 	  

Zu Art. 6 Errichtung des Obersten Rückerstattungs-
gerichts 

2 200 000 DM  

— 

— 

500 000 DM 

— 

1 500 000 000 DM 

— 

1 500 000 DM 

Vierter Teil: Entschädigung für Opfer der national-
sozialistischen Verfolgung 
Die Kosten des Bundesergänzungsgesetzes werden 
geschätzt auf 	  

Es ist eine Novelle in Bearbeitung, deren endgül-
tiges Ergebnis noch nicht geschätzt werden kann. 

Verwaltungsaufwand der Länder 	  

— 

50 000 000 DM 

4 200 000 000 DM 

— 

Fünfter Teil: Äußere Restitutionen 
Zu Art. 1 Verwaltungsdienststelle 
Die Verwaltungsdienststelle wird 	voraussichtlich 
beim Auswärtigen Amt errichtet. Der Arbeitsanfall 
wird voraussichtlich gering sein, der Aufwand läßt 
sich nicht schätzen. . . . 

Zu Art. 4 Abs. 4 Erfüllung von Restitutionsan

-

sprüchen, die von  den  drei Mächten gebilligt wor

-

den sind (Jugoslawischer Kupferclaim) . 	. 	. 	. 	. 

— 

— 

— 

27 000 000 DM 

Sechster Teil Reparationen 

In den internen Verhandlungen ist von alliierter 
Seite mehrfach zum Ausdruck gebracht worden, 
daß Erleichterungen in der Verhandlungsfreiheit 
überdeutsches Auslandsvermögen bzw. Freigabe 



Belastungen 
jährlich einmalig 

in USA nach einer vorherigen Bereinigung der Ver-
mögensprobleme in Portugal, Spanien und Schweden 
gewährt werden könnte. Dabei scheint man voraus-
zusetzen, daß gewisse Opfer aus dem Bundeshaus-
halt erbracht werden. Der Vollständigkeit halber 
wird diese Möglichkeit erwähnt. . . . . . . . — — 

Zu Art. 5 
Nach Art. 5 wird die Bundesrepublik Vorsorge tref-
fen, daß die früheren Eigentümer, deren Werte auf 
Grund alliierter Maßnahmen beschlagnahmt wor-
den sind, entschädigt werden. Die Entschädigung 
ist dem zukünftigendeutschen Gesetzgeber vorbe-
halten. Im . Kriegsfolgenschlußgesetz ist beabsich-
tigt, vorerst nur in Härtefällen Leistungen zu er-
bringen und zur Behebung größerer wirtschaftlicher 
Schäden Kredite zu gewähren. 

Ansatz 	  100 000 000 DM — 

Siebenter Teil: Verschleppte Personen und Flücht-
linge 
Zu Art. 1 Finanzierung der Arbeiten des Inter-
nationalen Suchdienstes, Instandhaltung von 
Gräbern ziviler Kriegsopfer, Pilgerfahrten und In-
standhaltung von Kriegergräbern . . . . . . . 1 500 000 DM — 

Neunter Teil: Gewisse Ansprüche gegen fremde 
Nationen und Staaten 

Zu Art. 3 Besatzungslasten 
Gesetzliche Regelung in Vorbereitung 
Kosten (1955 etwa 150) 	  
Zu Art. 4 JEJA-Komplex 	  

— 
— 

400 000 000 DM  
— 

Zehnter Teil: Ausländische Interessen in Deutsch-
land 
Zu Art. 6 Befreiung von Steuern und Abgaben 
Ausfall an  Vermögensabgabe infolge der Vergün-
stigungen für die Angehörigen der Vereinten 
Nationen (AVN) 
Geschätzter Jahresausfall 	  27 000 000 DM — 

Zwölfter Teil: Zivile Luftfahrt 

Übernahme der sich aus der Lufthoheit der Bun-
desrepublik ergebenden Lasten 

Anhang: Satzung der Schiedskommission für Güter-
rechte und Interessen in Deutschland 

Errichtung der Kommission 
Unkosten 	  500 000 DM  — 

Summe: 182 900 000 DM 6 129 500 000 DM 



b) Besondere Berichte beteiligter Ausschüsse 

1. Besonderer Bericht des Ausschusses für Fragen 
der europäischen Sicherheit (6. Ausschuß) 

Berichterstatter: Abgeordneter Erler 

Der Ausschuß für Fragen der europäischen 
Sicherheit berichtet ausschließlich über die mili-
tärischen und Sicherheitsfragen dieses Vertrages. 

Er weist infolgedessen auf Art. 2 Nr. 1 des Pro-
tokolls über die Beendigung des Besatzungsre-
gimes hin, wonach die den drei Westmächten zu-
stehenden Befugnisse auf den Gebieten der Ab-
rüstung und der Entmilitarisierung ihnen weiter-
hin bis zum Inkrafttreten der Abmachungen über 
den deutschen Verteidigungsbeitrag zustehen. Der 
Briefwechsel auf S. 70 und 71 der Drucksache 1000 
zählt die einzelnen in Frage kommenden Bestim-
mungen auf. Zu erwähnen sind vor allem das Ge-
setz Nr. 7 der Alliierten Hohen Kommission über 
Uniformen und Abzeichen und das Gesetz 
Nr. 16 über Ausschaltung des Militarismus. In den 
Briefen des Bundeskanzlers vom 23. Oktober 1954 
an die drei Hohen Kommissare wird festgestellt, 
daß diese Angelegenheit gegen Ende des Jahres 
1954 überprüft werden soll. Die vier Regierungen 
sind übereingekommen, daß die Ausübung der 
Kontrollen im Hinblick darauf überprüft wird, daß 
die Bundesrepublik in die Lage versetzt wird, 
ihren künftigen Verteidigungsbeitrag vorzuberei-
ten. Die Verhandlungen hierüber haben begonnen, 
sind aber noch nicht abgeschlossen. Im Grundsatz 
sollen also die Demilitarisierungsbestimmungen 
der Westmächte in dem Umfange gelockert werden, 
wie dies zur Vorbereitung des deutschen Vertei-
digungsbeitrages notwendig ist. Das Militärische 
Sicherheitsamt in Koblenz wird mit dem Inkraft-
treten des Protokolls über die Beendigung des Be-
satzungsregimes aufgelöst. Die Kontrolle auf den 
Gebieten der Abrüstung und Entmilitarisierung 
wird in der Folge durch einen gemeinsamen Vier-
mächteausschuß ausgeübt, der mit Mehrheit ent-
scheidet. 

Zu Liste I mit den Änderungen zu dem Vertrag 
über die Beziehungen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und den Drei Mächten ist an die-
ser Stelle auf Art. 4 hinzuweisen. Daraus ergibt 
sich, daß die Aufgabe dieser Streitkräfte die Ver-
teidigung der Bundesrepublik und Berlins ist 
und ihre Stationierung in der Bundesrepublik 
künftig auf einer doppelten Rechtsgrundlage be-
ruht. Im Verhältnis zwischen den drei Westmäch-
ten und der Bundesrepublik ist als Rechtsgrund-
lage der neue Vertrag vom 23. Oktober 1954 über 
den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland — Drucksache .1060 — 
abgeschlossen worden. Im Hinblick auf die Vorbe-
haltsrechte .der drei Mächte in bezug auf Berlin 
und auf Deutschland als Ganzes einschließlich der 
Wiedervereinigung Deutschlands steht aber den 
drei Mächten nach der angeführten Bestimmung 
des Art. 4 Abs. 2 auch weiterhin ein Stationie-
rungsrecht zu. Dies gilt vor allem für das Verhält-
nis zwischen den drei Mächten und der Sowjet-
union.  

Der Vertrag über die Rechte und Pflichten aus-
ländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der 
Bundesrepublik Deutschland, als Truppenvertrag 

bekannt, ist in der Liste II nicht sehr erheblich 
geändert worden. 

I. 

Gegenstand dieses Berichtsteils ist der Vertrag 
über die Rechte und Pflichten ausländischer Streit-
kräfte und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik 
Deutschland — zu Drucksache 1000 S. 20 ff. — 
genannt Truppenvertrag, unter Einbeziehung der 
durch die Liste II des Protokolls über die Been-
digung des Besatzungsregimes in der Bundesrepu-
blik Deutschland herbeigeführten Änderungen, je-
doch mit Ausnahme des Zweiten Teils (Art. 6 bis 
16), der Gerichtsbarkeit und Verfahren behandelt, 
sowie der Art. 32 bis 36 und 17, 18, 37 bis 45, die 
Finanz- und Wirtschaftsfragen betreffen. Die 
nachfolgenden Artikel und Paragraphen beziehen 
sich, soweit nicht ausdrücklich anders bemerkt, 
auf den Truppenvertrag. 

II.  
Eine politische Wertung des Truppenvertrages 

hinsichtlich seiner Stellung im gesamten Vertrags-
werk wurde von anderer Seite vorgenommen. Im-
merhin darf festgehalten werden, daß er durch die 
Änderung des Art. 8 des Deutschlandvertrages 
(Hauptvertrag) — siehe Liste I zum Protokoll über 
die Beendigung des Besatzungsregimes in der 
Bundesrepublik Deutschland — seine juristische 
Qualifikation insofern geändert hat, als ihm nun-
mehr der Charakter einer Ü bergangsregelung bei-
gelegt ist. Der genannte Art. 8 sagt hierzu aus-
drücklich, daß der Truppenvertrag bis zum In-
krafttreten neuer Vereinbarungen über die Rechte 
und Pflichten der Streitkräfte der drei Mächte und 
sonstiger Staaten, die Truppen auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik unterhalten, in Kraft bleibt. 

Er sagt ferner: Die neuen Vereinbarungen wer-
den auf der Grundlage des in London am 19. Juni 
1951 zwischen den Parteien des Nordatlantikver-
trages über den Status ihrer Streitkräfte unter-
zeichneten Abkommens (NATO-Truppenvertrag) 
getroffen, ergänzt durch diejenigen Bestimmungen, 
die im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse 
in bezug auf die in der Bundesrepublik stationier-
ten Streitkräfte erforderlich sind. 

Leider sind zahlreiche Abweichungen in dem 
NATO-Truppenvertrag einerseits und dem jetzt 
nur übergangsweise geltenden Truppenvertrag 
des Deutschlandvertrages andererseits bestehen 
geblieben. Der Ausschuß erwartet, daß sie durch 
die zu treffenden neuen Vereinbarungen mit Rück-
sicht auf die prinzipiell gleiche Rechtsstellung aller 
Mitgliedstaaten der NATO beseitigt werden. Die 
Massierung von Truppen in der Bundesrepublik 
darf den Aufenthaltsstaat rechtlich nicht schlech-
ter stellen, sondern müßte eher ein Grund sein, 
ihm besondere Einwirkungsmöglichkeiten zuzu-
gestehen. 

Der Inhalt des Truppenvertrages kann im all-
gemeinen zwar nicht als hochpolitisch bezeichnet 
werden, wird sich aber in der Praxis als besonders 
bedeutsam erweisen für die Tätigkeit der Verwal-
tung und der Justiz sowie für das tägliche Leben 
des Staatsbürgers. Es dürfte deshalb von beson-
derer Bedeutung sein, daß Streitigkeiten aus dem 
Truppenvertrag der Schiedsgerichtsbarkeit unter-
liegen. 



III. 
Im Ersten Teil des Truppenvertrages wird eine 

Reihe von Begriffen (diesbezüglich siehe Art. 1) 
und allgemeinen Bestimmungen festgelegt. Die Be-
stimmung der gegenseitigen Pflichten und Rechte 
soll auf den Grundsätzen der Gleichberechtigung 
der Vertragspartner und der Anerkennung der 
deutschen Staatshoheit beruhen. 

So übernehmen die Mitglieder der Streitkräfte, 
soweit nicht ausdrücklich anderes vereinbart wird, 
die Pflicht zur Beachtung des deutschen Rechts, 
ihre Behörden die Pflicht für die Durchsetzung 
dieses Rechts gegenüber den Mitgliedern der 
Streitkräfte (Art. 2 Abs. 1). Die letzteren enthalten 
sich jeder Betätigung, die mit dem Geist des 
Truppenvertrages unvereinbar ist, insonderheit 
jeder politischen Betätigung (Art. 2 Abs. 2). Die 
Streitkräfte nehmen grundsätzlich bei der Geltend-
machung ihrer Rechte auf die deutschen Interes-
sen, seien sie öffentlicher oder privater Art, Rück-
sicht, insonderheit auf die Leistungsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft, sowie den wesentlichen in-
nerdeutschen und Ausfuhrbedarf der Bundesrepu-
blik und Westberlins (Art. 3 Abs. 1). 

Die deutschen Behörden verpflichten sich, auf 
dem Gebiet der Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung ihre verfassungsmäßigen Befug-
nisse im Interesse des Schutzes und der Sicherheit 
der Streitkräfte, ihrer Mitglieder und des Eigen-
tums beider auszuüben und die Befriedigung des 
Bedarfs der Streitkräfte zu gewährleisten (Art. 3 
Abs. 2). Hierbei ist nicht an eine, naturgemäß ver-
fassungswidrige, unterschiedliche Auslegung von 
Rechtsnormen gedacht, sondern nur an die Aus-
füllung des Ermessensspielraums. Jede Diskrimi-
nierung der Streitkräfte, ihrer Mitglieder und 
ihres Eigentums gegenüber den für im Inland an-
sässige Ausländer üblichen Bestimmungen, dem 
Völkerrecht und der internationalen Praxis ist 
ausgeschlossen (Art. 3 Abs. 4). 

Die Vertragspartner verpflichten sich zur Zu-
sammenarbeit und gegenseitigen Unterstützung 
bei der Förderung und Wahrung der Sicherheit der 
Bundesrepublik und einer der beteiligten Mächte 
sowie der im Bundesgebiet stationierten Streit-
kräfte. Diese Zusammenarbeit erstreckt sich auch 
auf die Sammlung und den Austausch, sowie auf 
den Schutz der Sicherheit aller einschlägigen Nach-
richten. Eine enge gegenseitige Verbindung zwi-
schen den deutschen Behörden und denen der 
Streitkräfte ist gewährleistet (Art. 4 und 5). 

Zugleich mit dem Truppenvertrag treten gemäß 
Art. 3 Abs. 3 die Vorschriften des Anhangs A zum 
Vertrag in Kraft. Diese gewährleisten als Straf-
vorschriften den Schutz der drei Mächte, der 
Streitkräfte und ihrer Mitglieder durch Bestim-
mungen über den Verrat militärischer Angelegen-
heiten, Sabotage, Untergrabung der Dienstbereit-
schaft und Manneszucht der Streitkräfte. Be-
schimpfungen der Streitkräfte und entsprechende 
Anwendung von im einzelnen aufgeführten Vor-
schriften des deutschen Strafgesetzbuchs zugun-
sten der Streitkräfte. Die Bundesrepublik ver-
pflichtet sich. der hierdurch gewährleisteten 
Rechtsschutz nicht zu vermindern. 

Wegen des Fehlens entsprechender Bestim-
munen des deutschen Strafgesetzbuchs haben 
sich die  drei Mächte im Truppenvertrag nicht mit 
der Anwendung der Bestimmungen des deutschen 
Strafgesetzbuchs begnügt. Es bleibt bedauerlich, 
daß sie sich nicht auch mit der Verpflichtung zu 

einer ergänzenden Gesetzgebung durch die ver-
fassungsmäßigen Organe der Bundesrepublik be-
gnügt haben, sondern auf einer unmittelbar bin-
denden Festlegung der Strafvorschriften bestehen. 
Deshalb muß angestrebt werden, die Bestim-
mungen des Strafgesetzbuchs so schnell wie 
möglich insoweit zu ergänzen. Dem sachlichen 
Inhalt nach dürfte ein wesentlicher Unter-
schied zwischen dem nach beiden Methoden 
zu erreichenden Ergebnis nicht bestehen. Aller-
dings muß auch in diesem Zusammenhang auf die 
Bedenken hingewiesen werden, die gegen § 2 
Abs. 4 des Anhangs A bestehen (Nichtanwendbar-
keit des § 100 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs auf 
militärische Geheimnisse). Über diese Frage wird 
indessen von anderer Seite berichtet. 

IV. 

Aus den oben angeführten Grundsätzen werden 
im Dritten Teil die Konsequenzen für die einzel-
nen Gebiete der Verwaltung und Versorgung der 
Truppen zu ziehen versucht. Dabei behandelt der 
Abschnitt I „Einzelne Verwaltungsgebiete" (Art. 17 
bis 36) die hoheitliche, der Abschnitt II „Versor-
gung" (Art. 37 bis 48) die obligatorische Seite der 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner. Hier 
interessiert nur ein Teil der dort aufgeführten Be-
stimmungen. 

Zur Durchführung von Manövern und sonstigen 
Übungen haben die deutschen Behörden nach 
rechtzeitiger vorheriger Verständigung auf Antrag 
der Streitkräfte die notwendigen Verwaltungs-
maßnahmen zu treffen, an deren Durchführung 
die Streitkräfte mitwirken können. Die deutschen 
Verwaltungsmaßnahmen sind genügend weit zu 
halten, um den Streitkräften selbst zu gestatten, 
die zur Erfüllung des militärischen Zwecks erfor-
derlichen Einzelmaßnahmen zu treffen (Art. 19). 
Damit ist das besatzungsrechtliche autonome Ma-
növerrecht der Stationierungstruppen beseitigt 
und der Umfang des künftigen Manöverrechts 
klargestellt worden. An einer solchen Bestimmung 
bestand ein besonderes deutsches Interesse. 

Unmittelbar der Verteidigung dienende Anla-
lagen und Werke sowie Sicherheitsvorrichtungen 
errichtet und ändert die Bundesrepublik in dem 
für die  Verteidigung erforderlichen Ausmaß. Nur 
sofern ein besonderes Geheimhaltungs- oder 
Sicherheitserfordernis vorliegt, können die Streit-
kräfte nach vorheriger Konsultation der Bundes-
regierung derartige Anlagen und Werke selbst 
errichten und ändern. Diesbezüglich und im Hin-
blick auf die Rechte der Streitkräfte in bezug auf 
diese Anlagen sowie die Abgrenzung deutscher 
und alliierter Rechtsvorschriften sind weitere Ver-
einbarungen getroffen (Art. 20 und 21). Die Streit-
kräfte und ihre Mitglieder besitzen besondere Pri-
vilegien: Anlagen. Archive. Dokumente und Post-
sendungen unterliegen mit gewissen Einschrän-
kungen nicht dem Zutritt. der Durchsuchung und 
Beschlagnahme oder der Zensur durch deutsche 
Behörden (Art. 22). 

Bei Ein- und Ausreisen bzw. Aufenthalten in 
der Bundesrepublik werden Mitglieder der Streit-
kräfte von einigen allgemein bindenden Bestim-
mungen freigestellt (Art. 25). Mitglieder der Streit-
kräfte können nur von der beteiligten Macht aus 
dem Bundesgebiet entfernt werden (Art. 28 Abs. 1). 
Ein formales Recht der Bundesbehörden, die Aus-
weisung eines Mitgliedes der Streitkräfte zu ver-
langen, besteht also im Gegensatz zu den Rechten 



der Aufenthaltsstaaten nach dem NATO-Abkom-
men nicht. Ein Bedürfnis hierzu hat auch nicht in 
dem gleichen Maße bestanden, da dann, wenn die 
drei Mächte in Deutschland Personen als Mitglied 
der Streitkräfte führen, die nach den Bestimmun-
gen des Truppenvertrages nicht Mitglieder der 
Streitkräfte sein dürfen, die Möglichkeit besteht, 
das Schiedsgericht anzurufen, eine Möglichkeit, 
die bei NATO nicht besteht. 

Über ein Ersuchen um Auslieferung von Mit-
gliedern der Streitkräfte entscheidet die beteiligte 
Macht, also diejenige Macht, deren Rechte und 
Verpflichtungen im konkreten Fall betroffen sind. 
Erhalten die deutschen Behörden ein Ausliefe-
rungsersuchen von einer anderen Regierung als 
einer der drei Mächte, so teilen sie, falls eine 
solche Auslieferung nach deutschem Recht nicht 
unzulässig ist, dieses den Behörden der drei 
Mächte schriftlich mit. Die Behörden der drei 
Mächte können binnen 21 Tagen bei den deut-
schen Behörden Einwendungen gegen die Auslie-
ferung erheben. Beabsichtigen die deutschen Be-
hörden dennoch die Auslieferung zu bewilligen, 
so entscheidet ein Schiedsrichter (Art. 27). Hier-
nach kann kein deutscher Zivilist ausgeliefert 
werden. Schwierigkeiten wegen deutscher Staats-
angehöriger können sich unter Umständen nur er-
geben, wenn ein solcher Mitglied der Streitkräfte 
einer der drei Mächte ist. Man wird allerdings 
nicht leugnen können, daß ein solcher deutscher 
Staatsangehöriger durch die Eingliederung in einen 
fremden militärischen Verband in gewissem Um-
fang aus den Bindungen zu seinem Heimatstaat 
gelöst wird. Praktisch kann es sich hierbei nur 
um solche Personen handeln, die im Ausland Mit-
glieder der amerikanischen Streitkräfte geworden 
sind, also um einige wenige Grenzfälle von Emi-
granten. 

Die Polizei der Streitkräfte hat das Recht zum 
Streifendienst gegenüber den Mitgliedern der 
Streitkräfte (Art. 23), die durch die zuständige Be-
hörde der beteiligten Mächte mit Personalaus-
weisen zu versehen sind (Art. 24). Für das Ver-
hältnis zwischen der deutschen Polizei und der 
Militärpolizei gilt der in Art. 4 festgelegte Grund-
satz der gegenseitigen Zusammenarbeit und Un-
terstützung bei der Förderung und Wahrung der 
Sicherheit der Bundesrepublik und der beteilig-
ten Mächte sowie der Sicherheit der Streitkräfte, 
ihrer Mitglieder und des Eigentums der Streit-
kräfte und ihrer Mitglieder. Deutsche und alliierte 
Sicherheitsinteressen sind demnach bei der Zu-
sammenarbeit von allen Seiten gleichermaßen zu 
wahren. Dabei ist grundsätzlich davon auszugehen, 
daß die Streitkräfte nur solche Polizeibefugnisse 
haben, die im Truppenvertrag ausdrücklich um-
schrieben sind. Die Polizeibefugnisse der Streit-
kräfte gegenüber Personen, die der deutschen Ge-
richtsbarkeit unterliegen, bestehen außerhalb von 
Anlagen nur in Ausnahmefällen nach Art. 7 des 
Truppenvertrages; entsprechendes gilt für die Be-
fugnisse der deutschen Polizei gegenüber Mitglie-
dern der Sreitkräfte. 

Im Rahmen des Grundgesetzes und der internatio-
nalen Abmachungen über den Reiseverkehr arbei-
ten die deutschen Behörden mit denen der drei 
Mächte zusammen, um die unerwünschte Einreise 
oder Ausreise von solchen Personen zu verhindern, 
die seitens einer oder mehrerer der drei Mächte 
als der Sicherheit der Streitkräfte abträglich er-
achtet wird (Art. 26). Sind die Behörden der drei 
Mächte der Auffassung, daß der Aufenthalt einer 

solchen Person im Bundesgebiet ihre Sicherheit 
gefährdet, so können sie den deutschen Behörden 
die nach dem Grundgesetz zulässigen Maßnahmen 
hinsichtlich des Aufenthalts der betreffenden Per-
sonen empfehlen (Art. 28 Abs. 2). Die verfassungs-
mäßigen Grundrechte bleiben also gewahrt. 

Die Behörden der Streitkräfte regeln die Vor-
aussetzungen, unter denen bei den Streitkräften 
beschäftigte Personen Waffen besitzen oder ge-
brauchen dürfen. Diese bedürften hierzu eines 
Waffenscheins, der nur für Personen aufgestellt 
werden darf, gegen die keine begründeten Beden-
ken bestehen. Die Bestimmungen über den Waf-
fengebrauch werden sich im Rahmen des deutschen 
Notwehrrechts halten (Art. 29). 

Die Behörden der Bundesrepublik und der 
Streitkräfte arbeiten in Fragen des Gesundheits -
wesens und der sanitären Maßnahmen in vollem 
Umfange zusammen, insbesondere im Hinblick auf 
die Kontrolle ansteckender Krankheiten. Auf An-
trag der Behörden der Streitkräfte treffen die 
deutschen Behörden in der Umgebung von Anla-
gen der Streitkräfte diejenigen gesundheitlichen 
und sanitären Maßnahmen, die zum Schutze der 
Gesundheit der Streitkräfte erforderlich sind. In 
diesen Bestimmungen darf man wohl insbeson-
dere eine Grundlage für Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Geschlechtskrankheiten erblicken 
(Art. 30 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1). 

Auch innerhalb ihrer Anlagen haben die Streit-
kräfte die deutschen Vorschriften auf dem Gebiete 
der öffentlichen Gesundheit zu befolgen, soweit 
ihre eigenen nicht gleichwertige oder höhere An-
forderungen stellen. Unter Umständen können die 
Streitkräfte ihre eigenen Vorschriften unter der 
Voraussetzung anwenden, daß sie hierdurch nicht 
die öffentliche Gesundheit, Sicherheit und Ord-
nung außerhalb der Anlagen gefährden. Sie teilen 
dies den deutschen Behörden rechtzeitig mit 
(Art. 21 Abs. 1). Sind die deutschen Behörden 
nicht in der Lage, hinsichtlich der Müll-
abfuhr, der Ungezieferbekämpfung oder der Was-
serreinigung in Gebieten außerhalb der Städte an-
gemessene Maßnahmen zur Erfüllung der mili-
tärischen Erfordernisse zu treffen, so können die 
Streitkräfte selbst diese Maßnahmen ergreifen. In 
Städten dagegen, in denen Streitkräfte stationiert 
sind, treffen die städtischen Behörden und die 
Streitkräfte Vereinbarungen über die Normen für 
die Wasserreinigung (Art. 30 Abs. 2 Satz 2 und 3). 
Damit sind die Streitkräfte nicht mehr in der Lage, 
einseitige Bestimmungen über die Chlorung des 
Trinkwassers zu treffen. 

Die Streitkräfte sind berechtigt zur Anlegung 
eigener Friedhöfe sowie zum Erlaß angemessener 
hygienischer Vorschriften über Bestattung, Ex-
humierung und Überführung verstorbener Mit-
glieder der Streitkräfte (Art. 31). 

Die Regelung des Jagd- und Fischereirechts 
(Art. 46) sucht den Interessen aller Beteiligten ge-
recht zu werden. 

V. 

Durch die Liste II zum Protokoll über die Be-
endigung des Besatzungsregimes in der Bundes-
republik Deutschland hat der Wortlaut des Trup-
penvertrages keine wesentlichen Änderungen er-
fahren. Das erklärt sich aus der in London und 
Paris angewandten Verhandlungsmethode und der 
bereits erwähnten Tatsache, daß er ohnehin nur 
mehr als Übergangsregelung gelten soll. 



Die Bezugnahme auf die EVG waren zu strei-
chen und die sich aus diesen Streichungen erge-
benden redaktionellen Änderungen vorzunehmen. 
Sie beziehen sich im wesentlichen auf solche Be-
stimmungen, die gemeinsame Ausschüsse mit Ver-
tretern der EVG und gemeinsame Versorgungs-
verfahren vorsahen (Versorgungsausschuß, Fre-
quenzausschuß, Durchführung der Liegenschafts-
programme — Art. 39, Anhang B Abs. 3, Art. 38 — 
usw.). 

Außerdem sind dort Änderungen vorgenommen 
worden, wo in der bisherigen Fassung berücksich-
tigt war, daß Frankreich bei Wirksamwerden der 
EVG nicht mehr den Bestimmungen des Truppen-
vertrages unterliegen würde (Änderung Art. 44 
Abs. 10, Streichung des Art. 50 und des Anhangs 
C). 

Desgleichen war die Kollisionsnorm des Art. 49 
über das Verhältnis zur EVG zu streichen. 

Der Änderung der juristischen Situation der 
Bundesrepublik mit Inkrafttreten der Abmachun-
gen über den deutschen Verteidigungsbeitrag wur-
de durch Änderung der Definition „anderer Ent-
sendestaat" (Art. 1 Abs. 3) Rechnung getragen. Es 
wurde textlich klargestellt, daß nach Inkrafttre-
ten dieser Abmachungen eine Stationierung von 
Streitkräften einer Macht, die bis dato keine Trup-
pen in der Bundesrepublik stationiert hat, nur 
mehr auf Grund einer Vereinbarung mit der Bun-
desrepublik möglich ist. 

Schließlich darf auf die Neufassung des Art. 44 
Abs. 2 Satz 1 hingewiesen werden. Dieser Satz 
lautet im ursprünglichen Text: „Deutsche, die im 

Dienst der Streitkräfte arbeiten, unterliegen allen 
Verpflichtungen, die sich aus der Zugehörigkeit 
der Bundesrepublik zur EVG ergeben". Es ist be-
deutsam, daß die Bestimmung nicht, wie andere 
Bezugnahmen auf die EVG, ersatzlos gestrichen 
wurde. Vielmehr ist an ihre Stelle folgender Wort-
laut getreten: „Deutsche, die im Dienst der Streit-
kräfte arbeiten, unterliegen allen Verpflichtungen, 
die sich aus den Abmachungen über einen deut-
schen Verteidigungsbeitrag ergeben". 

Damit ist klargestellt, daß ein deutscher Wehr-
dienst den Dienstleistungen für andere Streit-
kräfte vorgeht. 

Die Bestimmung des Art. 51, nach der der Trup-
penvertrag unbeschadet des Art. 10 des Deutsch-
landvertrages auf Antrag eines Partners nach 
zwei Jahren überprüft werden kann, ist aufrecht-
erhalten worden. Das mag wegen des transitori-
schen Charakters des Truppenvertrages überflüs-
sig erscheinen, gewährt aber der Bundesrepublik 
eine zusätzliche Sicherung. Die Kumulierung der-
artiger Sicherungen ist wegen der eingangs er-
wähnten großen Bedeutung jedes Truppenver-
trages für die Praxis des täglichen Lebens zu be-
grüßen, zumal nicht sicher ist, wie zeitraubend 
sich die Verhandlungen über die Anpassung an 
den NATO-Truppenvertrag gestalten. 

Bonn, den 11. Februar 1955 

Erler 

Berichterstatter 

2. Besonderer Bericht des Ausschusses für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wahl 

(Mehrheitsauffassung) 

Wie die Drucksache zu 1000 ausweist, sind große 
Teile ides  Deutschlandvertrages und seiner Zusatz-
verträge unverändert geblieben. Aber inzwischen 
haben die verfassungsrechtlichen Bedenken, die im 
Jahre 1952 den Rechtsausschuß beschäftigten, durch 
die Ergänzung des Grundgesetzes vom 26. März 
1954 viel von ihrem Gewicht verloren. In der Tat 
ist durch die Novelle zum Grundgesetz klargestellt
worden, daß der (damalige Deutschlandvertrag und 
seine Zusatzverträge mit dem Grundgesetz verein-
bar sind. Neue verfassungsrechtliche Probleme 
könnten daher nur dann auftreten, wenn in den 
Veränderungen, d ie inzwischen vereinbart worden 
sind, andere Verstöße gegen das Grundgesetz ent-
halten wären, als damals erörtert und nunmehr 
durch die erwähnte Klarstellung gedeckt worden 
sind. Schon damals hat die Mehrheit des Rechts-
ausschusses auf dem Standpunkt gestanden, daß so-
wohl die grundsätzlichen Zweifel an der Verein-
barkeit dies  Deutschlandvertrages mit dem Grund-
gesetz wie die zahlreichen Einzelbedenken gegen 
gewisse Bestimmungen der Berechtigung entbehr-
ten. Es  wird  insoweit auf die  Mehrheitsauffassung 
verwiesen, die der Unterzeichnete schon damals die 
Ehre hatte, dem Hohen Hause vorzutragen, ohne 

daß die ganzen Argumente noch ,einmal vorgetragen 
werden sollen. 

Es genügt der Nachweis, daß ,die neuen Formu-
lierungen neue verfassungsmäßige Bedenken nicht 
aufgeworfen haben. Der Rechtsausschuß hat sich 
mit der Frage beschäftigt, ob man  die Änderung 
des Grundgesetzes in ,diesem Sinne noch heran-
ziehen könne, obwohl nunmehr die Zustimmung 
nicht mehr zu den  damals gescheiterten Verträgen, 
sondern zu einem veränderten Vertragstext gefor-
dert wird. Da aber das neue Abkommenexpressis 
verbis die alten Vereinbarungen, die  mit ihrem 
ursprünglichen Datum zitiert werden,  in  Kraft 
setzt und rechtstechnisch die  Neuerungen in  der 
Weise bewältigt, daß nur eine Liste von Abände-
rungen beschlossen worden ist, umfaßt die Zustim-
mung zu den neuen Verträgen auch die Zustimmung 
zu den alten Verträgen, und nachdem der Verfas-
sungsgeber seinen Willen im Wege der authen-
tischen Interpretatio n  dahin bekundet hat, daß die 
damals vorgeschlagenen Bestimmungen mit dem 
Grundgesetz vereinbar seien, sind die  Änderungen 
nur dann ein ,verfassungsrechtliches Problem, wenn 
sie selbst neue Verstöße gegen das Grundgesetz 
enthalten. Das ist aber nicht der Fall, wie sich 
schon aus der allgemeinen Tenden ider Verträge 
ergibt, Deutschlands Selbständigkeit rechtlich wei-
ter auszubauen und demgemäß die Eingriffe in das 
innere Gefüge und die Zuständigkeiten der  ein-
zelnen Bundesorgane noch mehr zu beschränken, 
als in dem Vertrag von 1952 vorgesehen war.  



Die Erörterungen entzündeten sich besonders an 
folgenden Bestimmungen, wobei nicht nur ihre 
Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, sondern auch 
ihre verfassungsrechtliche Bedeutung umstritten 
war. 

Daß mit  der  Neufassung der Einleitung und dem 
Weglassen der Präambel der Wille zum Ausdruck 
gekommen ist, die Gleichberechtigung der Bundes

-

republik mit ,den Vertragspartnern zu unterstrei-
chen und ihre Selbständigkeit bei der Gestaltung 
ihrer politischen Zukunft zum Ausdruck zu bringen, 
liegt auf der  Hand. Wenn die Bundesrepublik als 
Subjekt und nicht mehr bloß als Objekt der inter-
nationalen Politik erscheint, lag es nahe, die im 
Abs. 7 der Präambel enthaltene Festlegung, daß 
die Wiedervereinigung Deutschlands über die euro-
päische Integration führe, nach dem Scheitern der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft zu strei-
chen. Ob die Bundesrepublik nach dem Inkraft-
treten der Verträge wirklich als souveräner Staat 
bezeichnetwerden kann, ist angesichts der alliierten 
Vorbehalte auf lebenswichtigen Gebieten ange-
zweifelt waren, aber durch die Bezugnahme auf 
diesen völkerrechtlichen Begriff ist jedenfalls die 
Vermutung für die alleinige Zuständigkeit der 
Bundesrepublik in allen nicht vorbehaltenen Ma-
terien gesichert. Auch die Regelung des Art. 4 ist 
zweifellos ein Fortschritt gegenüber der Lösung 
des  Jahres 1952, insofern als der Vorbehalt der 
Truppenstationierung im Verhältnis zur Bundes-
republik nur auf Grund eines Einvernehmens mit 

 dieser ausgeübt werden soll. 
Was Art. 5 betrifft,  so war auf Grund Ides  Wort-

lauts die Hauptsorge des Rechtsausschusses, daß 
die in dem Vertrag vorgesehene Aufgabe der alliier-
ten Notstandsbefugnisse davon .abhängig sein 
könnte, daß die Alliierten die Notstandsbefugnisse, 
die die deutschen Behörden durch eine Ergänzung 
des Grundgesetzes erhalten sollen, ais ausreichen-
den Ersatz fürihre Notstandsrechte anerkennen 
und sich damit zum Richter über die Grundgesetz-
änderung aufschwingen könnten. Durch einen 
Briefwechsel zwischen der Bundesregierung und 
den Alliierten, der im Rechtsausschuß den Mitglie-
dern zur Kenntnis gebracht wurde, verlor diese 
Besorgnis sehr an Gewicht. In idiesem Briefwechsel 
ist keine Festlegung der erwarteten deutschen Not-
standsbefugnisse im einzelnen erfolgt, sondern nur 
der ,Gegenstand bezeichnet, auf den sich die Reform 
beziehen soll. 

Zu besonders eingehenden Erörterungen gab 
Art. 7, insbesondere der Abs. 2, Anlaß, der ein 
wiedervereinigtes Deutschland, das in  die euro-
päische Gemeinschaft integriert ist, als gemein-
sames Ziel der Politik der unterzeichneten Staaten, 
festlegt. Hier wurde der  Einwand, der  schon im 
Jahre 1952 gegen diese Vorschrift erhoben wurde, 
er führe zu einer Festlegung der Richtlinien der 
deutschen Politik, die darauf verzichten müsse, die 
Wiedervereinigung auch auf anderem Wege zu ver-
wirklichen, mit neuer Schärfe wiederholt. Aber er 
verliert ja dadurch viel von seiner politischen Be-
deutung, daß, wie die  Erklärung Edens vor dem 
englischen Unterhaus vom 18. November 1954 
zeigt, das wiedervereinigte Deutschland die freie 
Entscheidung über die Übernahme der  Verpflich-
tungen aus diesem Vertrage habenwird. Die Strei-
chung von Art. 7 Abs. 3 hat diese Freiheit der Ent-
scheidung des wiedervereinigten Deutschland nicht 
beseitigen wollen, sondern nur die einseitige Bin-
dung der Alliierten aufgehoben, dem wiederver

-

einigten Deutschland die Rechte aus den Verträgen 
zu gewähren, wenn es sich bereit erklären würde, 
die daraus entspringenden Verpflichtungen zu 
übernehmen. Auch ist idie Revisionsklausel verbes-
sert, indem die Überprüfung des Vertrages nicht 
mehr bloß an den Fall der Wiedervereinigung 
selbst angeknüpft ist, sondern auch an eine son-
stige internationale Verständigung über Maßnah-
men zur Herbeiführung der Wiedervereinigung 
Deutschlands, die freilich unter Beteiligung oder 
mit Zustimmung aller unterzeichneten Staaten zu-
standegekommen sein muß. 

Endlich sei auf die wichtige Änderung in den 
Funktionen des Schiedsgerichts hingewiesen, das 
heute nicht mehr befugt ist, eine Rechtsvorschrift, 
von der es annimmt, daß die Bundesrepublik auf 
Grund der  Verträge zu ihrem Erlaß verpflichtet sei, 
selbst mit bindender Wirkung für die deutschen 
Bürger undStaatsorgane einzuführen. Daßdamit 
'die 'im Jahre 1952 viel erörterten Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit einer solchen Vereinbarung 
behoben warden sind, liegt auf der Hand. 

Die Hauptdiskussion schloß sich aber an die Be-
handlung der Grenzfrage in dem gesamten neuen 
Vertragswerk an. Die Frage erhob sich, ob durch 
den neuen Deutschlandvertrag vor allem im Zu-
sammenhang mit  der Verwendung des  Ausdrucks 
souveräner Staat und der Verpflichtung im Nord-
atlantikvertrag, ,die deutschen Grenzen nicht mit 
Gewalt zu verändern, nicht ein deutscher Teil-
staat im Geltungsbereich des Grundgesetzes kon-
stituiert worden wäre, der mit den Zielsetzungen 
des Grundgesetzes unvereinbar wäre. 

Demgegenüber hat der Rechtsausschuß in großer 
Einmütigkeit an seiner alten Auffassung festgehal-
ten, daß Deutschland durch die Übernahme der 
Regierungsgewalt seitens der  Alliierten im Jahre 
1945 nicht untergegangen ist, daß vielmehr ,das 
Grundgesetz die Reorganisation dieses Staates 
überall da gebracht hat, wo die deutschen Staats-
organe tätig werden können, daß also die durch die 
Nachkriegsereignisse verursachte faktische Unmög-
lichkeit, das Grundgesetz in allen Gebietsteilen 
nach den Grenzen von 1937 durchzusetzen, die 
Grenzen Deutschlands im staats- und völkerrecht-
lichen Sinne nicht verändert hat. Das neue Ver-
tragswerk stimmt mit dieser Auffassung voll über-
ein. Nicht nur, weil die Alliierten in der Londoner 
Schlußakte den Grundsatz anerkannt haben, daß in 
allen deutschen Angelegenheiten die Bundesrepu-
blik als Sprecher für ganz Deutschland bestätigt 
wird, sondern 'auch deshalb, weil die Verleihung 
der vollen Macht eines souveränen Staates an die 
Bundesrepublik nach unserer Auffassung nichts 
anderes bedeutet als das Freiwerden der deutschen 
Souveränität von besatzungsrechtlichen Schranken, 
die nun wieder abgebaut werden. Wenn die Frage 
sich erhob, ob die Verpflichtung des Nordatlantik-
vertrages, die deutschen Grenzen nicht mit Gewalt 
zu ändern, mit dieser Staatskonzeption vereinbar 
sei, weil Irland dem Nordatlantikvertrag nicht bei-
getreten sei, um durch eine analoge Verpflichtung 
seine territorialen Ansprüche auf Nordirland nicht 
zu gefährden, so tritt dem die Mehrheit des Aus-
schusses mit der Auffassung entgegen, daß der Ge-
waltverzicht wirklich nicht als Grenzverzicht auf-
gefaßt werden kann, zumal im Art. 7 des Deutsch-
landvertrages in Übereinstimmung mit der Lon-
doner Schlußakte die Grenzfrage ausdrücklich dem 
späteren Friedensvertrag vorbehalten ist. Es ist ein 
alter Grundsatz des Rechtes, daß Verzichte nicht 



vermutet werden können, daß also die freiwillige 
Aufgabe von Rechten eines deutlichen Ausdrucks 
bedarf, und  solange alle Bundesorgane —das Parla-
ment in seinen Entschließungen, die Bundesregie-
rung in Regierungserklärungen und den theore-
tischen Darlegungen ihrer Rechtsberater, das Bun-
desverfassungsgericht in seinen Entscheidungen — 
nach den Absichten des Grundgesetzgebers an  der 

 Meinung festhalten, daß zwischen der Bundesrepu-
blik und dem Staate Deutschland im Rechtssinne 
Identität besteht, kann aus den Bestimmungen der 
neuen Verträge nicht die Anerkennung eines deut-
schen Teilstaates gefolgert werden. Das Bundes-
verfassungsgericht hat in seiner Entscheidung über 
das Wirtschaftsabkommen mit der Saar den Grund-
satz aufgestellt, daß im internationalen Verkehr 
der ausdrückliche Vorbehalt des eigenen Rechtsan-
spruchs nicht immer wiederholt zu werden braucht, 
besonders wenn er dem Verhandlungspartner be-
kannt ist. Wenn in den Ausschußberatungen von 
den Regierungsvertretern erklärt worden ist, daß 
die Aufrüstungsverpflichtung nur für den Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes übernommen sei, 
so mag darin eine stärkere Betonung des Geltungs-
bereichs des Grundgesetzes, ein Ausbau seiner 
Funktionen liegen, der nach dem äußeren Eindruck 
auf den außenstehenden Beobachter die faktischen 
Unterschiede zwischen den einzelnen Teilen 
Deutschlands vergrößert und deswegen die gegen-
wärtige Trennung noch schmerzlicher als bisher 
empfinden läßt. Aber niemand kann sich den Auf-
trag des Grundgesetzes, die deutsche Einheit in 

Freiheit zu vollenden, als eine Aufgabe vorstellen, 
die einfach so gelöst werden kann, daß denjenigen 
deutschen Gebietsteilen, die von der Geltung des 
Grundgesetzes bisher ausgeschlossen sind, im Ver-
handlungswege einfach die Möglichkeit des Bei-
tritts zu dem Grundgesetz eröffnet werden könnte. 
Eine solche Auffassung der gesamtdeutschen Mis-
sion der Bundesrepublik wäre illusionistisch. Wer 
mit den Realitäten der deutschen Frage vertraut 
ist, wird der Bundesrepublik, und zwar auch im 
Sinne der Grundgesetzgeber, einen politischen 
Spielraum gewähren müssen, und wenn die 
Bundesrepublik kein anderes Mittel sieht, dem 
Ziel der deutschen Wiedervereinigung näher zu 
kommen, als sich dem Westen anzuschließen, 
so ist sie dazu verpflichtet, dieses Mittel zu ergrei-
fen. Dieser Gedankengang ist schon auf Seite 35 
der Drucksache Nr. 3900 der 1. Wahlperiode ange-
klungen; ich weise ausdrücklich darauf hin. Es mag 
eine Tragik der deutschen Situation sein, daß wir 
keinen anderen Weg sehen, der ideutschen Wieder-
vereinigung näher zu kommen, als über die West-
integration, die  zunächst nur die Gegensätze zwi-
schen Ost- und Westdeutschland zu vertiefen 
scheint, aber ein verfassungsrechtliches Problem 
liegt deswegen nicht vor. 

Bonn, den 11. Februar 1955 

Dr. Wahl 
Berichterstatter 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Arndt 

(Minderheitsauffassung) 

I. 

Die Gesetzesvorlagen sind nicht formgerecht. Sie 
genügen Art. 59 GG nicht. 

Bei einem sachlich einheitlichen Vertragswerk 
müssen sämtliche für sein Verständnis, seine Aus-
legung und Anwendung bedeutsamen Schriftstücke 
— mögen sie Noten, Briefwechsel, Gedächtnisproto-
kolle usw. sein — mit Gegenstand der gesetzgebe-
rischen Zustimmung werden.  Dabei kommt es nicht 
darauf an, ob die einzelne Erklärung, für sich allein 
genommen, der Form  des  Art. 59 Abs. 2 GG nicht 
bedürfte; gehört sie zu einem Vertrag im Sinne 
des  Art.  59 Abs. 2 GG, so  darf sie für das gesetz-
geberische Verfahren von ihm nicht losgelöst 
werden. 

Die Gesetzesvorlagen de r  Bundesregierung da-
gegen teilen vielfach solche Erklärungen nur „zur 
Kenntnis" mit, ohne sie den ,gesetzgehenden Kör-
perschaften zur Zustimmung zu unterbreiten. Das 
genügt nicht. Dies gilt insbesondere für die — nicht 
einmal im authentischen Wortlaut bekanntgege-
bene — Londoner Schlußakte — Drucksache 1000 
Anlage A —. Einzelne Schriftstücke, so  z. B. die 
Erklärungen zur Notstandsklausel in Art. 5 des 
Generalvertrages, sind dem Bundestag sogar vor-
enthalten. 

Dieses Verfahren verletzt Art. 59 GG und wird 
die staats- und völkerrechtliche Ungültigkeit der 
Ratifikation zur Folge haben. 

Wird in  den Gesetzen die Bestimmung gestrichen, 
daß die Verträge „mit Gesetzeskraft" zu veröffent-
lichen sind, so werden  die  Vertragsvorschriften 

nicht als Recht für jedermann verbindlich. Ein Zu-
stimmungsgesetz nach Art. 59 GG hat eine doppelte 
Bedeutung: es ermächtigt das Staatsoberhaupt zur 
Ratifikation des völkerrechtlichen Vertrages und 
formt zugleich die Vertragsabreden, dite zu einer 
solchen Umformung fähig und ihrer bedürftig sind, 
in innerstaatliches Recht um. Unterbleibt die  Be-
stimmung, daß die Verträge Gesetzeskraft haben 
sollen, so fehlt diese Umformung. 

II. 

Der Name des Protokolls ist falsch und irre-
führend. Das Protokoll bezieht sich nicht auf die 
Bundesrepublik Deutschland, sondern lediglich au f 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes. 

Die Bezeichnung „Bundesrepublik" wird — teils 
aus Nachlässigkeit, teils mit Absicht — in zwei 
verschiedenen Bedeutungen gebraucht. 

„Bundesrepublik" im Sinne des Bonner Grund-
gesetzes ist die Bundesrepublik Deutschland als der 
im Jahre 1867 gegründete und das ganze deutsche 
Volk in  den Grenzen von 1937 umfassende Staat 
Deutschland, der für nur einen Teil seines Volkes 
und Gebietes 1949 durch das Grundgesetz reorgani-
siert wurde. Auf dieses rechtliche Verständnis des 
Begriffs Bundesrepublik hat der Rechtsausschuß 
des 1. und des 2. Bundestages stets einhellig Ge-
wicht gelegt. Es liegt zahlreichen Entschließungen 
des Bundestages, insbesondere zurSaarfrage, zu-
grunde, .auch  den  Erklärungen der Bundesregierung 
— z. B. aus Anlaß der sogenannten Souveränitäts-
erklärung der angeblichen „Deutschen Demokra-
tischen Republik" —, daß es  nur den einen deut-
schen Staat gebe. In der Gesetzessprache wird des- 



halb richtig der Geltungsbereich des Grundgesetzes 
vom Bundesgebiet unterschieden, weil Bundesgebiet 
dais Gebiet innerhalb der deutschen Staatsgrenzen 
von 1937 ist. 

„Bundesrepublik" im Sinne der Pariser Verträge 
und des Sprachgebrauchs der Bundesregierung in 
ihrer amtlichen Begründung und in ihren Erklä-
rungen zu den Vertragsgesetzen ist dagegen etwas 
anderes, nicht der Staat Deutschland, sondern ein 
Bruchstück dieses Staates innerhalb des Geltungs-
bereichs des Grundgesetzes, der Inbegriff der vom 
Grundgesetz eingesetzten Verfassungsorgane. 

Jede Verständigung ist unmöglich, wenn das 
Wort „Bundesrepublik" nebeneinander in diesen 
beiden unvereinbaren Bedeutungen gebraucht wird. 
An Stelle von „Bundesrepublik" im Sinne des 
Grundgesetzes wird darum hier vom Staat Deutsch-
land,  an  Stelle von „Bundesrepublik" im Sinne der 
Verträge wird hier von Westdeutschland gespro-
chen werden. 

Im einzelnen sind folgende Bedenken verfas-
sungsrechtlicher und rechtspolitischer Art beson-
ders hervorzuheben. 

1. Der Art. 1 Abs. 2 des Vertrages über die  Be-
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Drei Mächten (Generalvertrag) in  der 
Neufassung des Pariser Protokolls vom 23. Oktober 
1954 ist mit dem Grundgesetz unvereinbar. Durch 
diese Abrede wird Westdeutschland als ein Staat 
anerkannt und verselbständigt und somit als ein 
anderer und neuer Staat aus dem Staate Deutsch-
land herausgelöst. 

Die ,Beendigung ides  Besatzungsregimes in Art. 1 
Abs. 1 bezieht sich nicht auf den Staat Deutschland, 
sondern nur auf Westdeutschland. Vom Staat 
Deutschland  wird  in Art. 4 des zugehörigen Über-
leitungsvertrages als vom „früheren" Deutschen 
Reich im Sinne eines nicht mehr oder zur Zeit nicht 
bestehenden Staates gesprochen — zu Druck-
sache 1000 S. 127 —. In Art. 1 des  zugehörigen 
Truppenvertrages wird Bundesgebiet als Geltungs-
bereich des Grundgesetzes definiert — zu Druck-
sache 1000 S. 20 —. 

Der Art. 1 Abs. 2, worin von Westdeutschland 
als einem „Staat" die Rede ist,  will  im Zusammen-
hang mit der Londoner Schlußakte und dem Nord-
atlantikvertrag verstanden sein. Der Nordatlantik-
vertrag setzt als Partner Staaten mit Staatsgebie-
ten voraus, die sich zum Zwecke der kollektiven 
Selbstverteidigung untereinander durch Art. 4 und 
Art. 6 die Unversehrtheit dieser Staatsgebiete ge-
währleisten — Drucksache 1061 S. 38 —. Durch den 
Beitritt zu diesem Pakt erkennt ein Staat die Un-
versehrtheit seines Staatsgebietes an, ein Tatbe-
stand, durch den sich Eire gehindert sieht, Mit-
gliedstaat dieses Paktes zu werden. Um die Unver-
sehrtheit eines Staatsgebietes für Westdeutschland 
als ieinen Staat zu konstruieren, hat anläßlich des 
Beitritts zum Nordatlantikvertrag sich deshalb 
Westdeutschland — unter Verletzung des Art. 59 
Abs. 2 GG — „insbesondere verpflichtet", die Än-
derung seiner gegenwärtigen Grenzen niemals mit 
gewaltsamen Mitteln herbeizuführen, wie es unter 
V. in der Schlußakte der Londoner Neun-Mächte-
Konferenz heißt — Drucksache 1000 Anlage A 
S. 50 —. 

Der Verzicht auf angreifende Gewalt ist in 
Art. 26 Abs. 1 GG schon zwingend ausgesprochen; 
verfassungswidrig aber ist es, die in West und Ost 
durch die  Demarkationslinien  der Besatzungsmächte 

dem ;Geltungsbereich des Grundgesetzes gezogenen 
tatsächlichen Schranken als gegenwärtige Staats-
grenzen anzuerkennen. Der Art. 1 Abs. 2 hat den 
Sinn, Westdeutschland als Staat mit  einem eigenen 
Staatsvolk und einem eigenen Staatsgebiet nato-
fähig zu gestalten. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben hierzu 
keine befriedigenden Erklärungen geben können. 
Der Bundeskanzler und der :Bundesminister der 
Justiz sowie sein Staatssekretär haben dem Aus-
schuß zu Auskünften nicht zur Verfügung gestanden, 
der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes nur ver-
einzelt, kurzfristig und jeweils in Zeitnot. Der 
Staatssekretär des AuswärtigenAmtes hat zwar 
erklärt, daß insoweit die  Londoner Schlußakte von 
Grenzen nicht im Sinne von Staatsgrenzen spreche; 
weder aber  genügt ohne überzeugende Begründung 
eine bloße Behauptung, noch steht diese Behaup-
tung im Einklang mit der amtlichen Begründung, 
worin es heißt (S.  37), Westdeutschland werde 

„mit der Beendigung des  Besatzungsregimes ein 
souveräner Staat ... ". 

Verfehlt ist dieEinwendung, daß Westdeutsch-
land mit dem Staat Deutschland „identisch" sei. 
Die nach 1945 und vor Erlaß des Bonner Grund-
gesetzes entwickelte Identitätslehre hat den Sinn, 
daß der Staat Deutschland durch die militärische 
Kapitulation nicht unterging, sondern — mit sich 
gleich — in seinen Grenzen von 1937 fortbesteht. 
Der Parlamentarische Rat hat zum Ausdruck ge-
bracht, daß sich hieran durch das Grundgesetz 
nichts ändere; es hat weder einen Staat ,,gegrün-
det", noch haben sich durch das Grundgesetz die 
Länder  der  drei westlichen Besatzungszonen „zu 
einem Bund zusammengeschlossen", sondern das 
Grundgesetz hat den Staat Deutschland als gegen-
wärtige Geschichtstatsache vorausgesetzt und ihn 
für ein Teilstück innerhalb des grundgesetzlichen 
Geltungsbereichs nur neugeordnet. Der — mit dem 
Staat Deutschland identische — Bund besteht nicht 
allein aus den  in Art.  23 ;GG ,aufgezählten Ländern, 
sondern nur die Geltung der  Verfassungsordnung 
beschränkt sich „zunächst" auf diesen Staatsteil. 

Die Behauptung, daß es derzeit „faktisch" zwei 
deutsche Teilstaaten gebe, ist von  den  Kommu-
nisten aufgestellt. Gäbe es sie, könnte es sich dabei 
nur um Nachfolgestaaten handeln, von denen kei-
ner mehr mit dem Staat Deutschland identisch 
wäre. Denn das rechtliche Wiesen eines Staates ist 
als eine Gemeinschaft von den bestimmten Men-
schen, die als das Staatsvolk sich zusammenge-
schlossen haben, nicht ablösbar. Solange das deutsche 
Staatsvolk eine — in  seiner  vollen Handlungs-
fähigkeit nur durch die Besatzungsmächte beein-
trächtigte — Geschichtstatsache ist, und es ist sie, 
ist es nicht bloß sinnlos, sondern widersinnig, ein 
angebliches Gleichsein (Identität) der mehr als 
70 Millionen Deutschen — an der Saar, in Wes t

-deutschland, in Berlin, in der sowjetisch besetzten 
Zone und jenseits der Oder und Neiße — mit  den 

 50 Millionen Deutschen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes zu behaupten. Eine nur einen Teil 
des deutschen Staatsvolkes umfassende Organisa-
tion  in Westdeutschland kann unmöglich 'dasselbe 
sein wie der das deutsche Staatsvolk als Ganzes 
umfassende Staat Deutschland. Die vom Grund-
gesetz eingerichteten Verfassungsorgane übien zwar 
deutsche Staatsgewalt aus, aber nicht die deutsche 
Staatsgewalt; die Bundesregierung ist zwar eine 
deutsche Regierung und ;die einzige in  Deutschland, 



die eine demokratische Legitimation besitzt, weil 
sie im Geltungsbereich des Grundgesetzes aus dort 
freien Wahlen hervorging, aber die Bundesregie-
rung ist nicht idie Regierung des Staates Deutsch-
land. 

Deutschland als Staat ist auch kein bloßer „An-
spruch", der erst durch eine Wiedervereinigung zu 
verwirklichen wäre. Der Staat Deutschland besteht 
sowohl rechtlich als auch tatsächlich durch sein 
Volk gegenwärtig. Deshalb verpflichtet das Grund-
gesetz, die Einheit dieses gegenwärtigen, das ge-
samte deutsche  Volk ganz umfassenden Staates zu 
wahren und in Freiheit zu vollenden. In Überein-
stimmung mit dem Grundgesetz und in Ausübung 
der von ihm geordneten Gewalt darf deshalb West-
deutschland niemals zu einem selbständigen Staat 
mit eigener Souveränität und gegenwärtigen Gren-
zen gemacht werden. 

2. Der Art. 5 Abs. 2 begegnet in seiner Neufas-
sung weniger Bedenken; doch bleibt seine Zulässig-
keit verfassungsrechtlich zweifelhaft. Es konnte 
keine Klarheit darüber gewonnen werden, wer im 
.Streitfall entscheidet, ob die von den Besatzungs-
mächten in Anspruch genommenen :Notstandsbefug-
nisse erloschen sind. Auswärtigen Staaten darf 
jedoch nicht ein Recht eingeräumt werden,  darüber 
zu urteilen, ob eine deutsche Verfassungsvorschrift 
richtig ist und den  Vereinbarungen entspricht. 
Rechtspolitisch geht es nicht an,  in  so ungewisser 
Weise 'eine Verfassungsänderung in Aussicht zu 
stellen. Die Vertreter der Bundesregierung haben 
erklärt, daß es hierüber ein Schriftstück gebe, aber 
das Schriftstück nicht vorgelegt.Warum das Schrift-
stück geheimzuhalten sei, haben sie nicht dartun 
können, zumal die geplante Änderung des Grund-
gesetzes sich doch nicht geheim vollziehen läßt. 
Für eine gesetzgebende Körperschaft, die der Bun-
destag sein soll, ist es unzumutbar und unerträg-
lich, daß ihm eine Zustimmung angesonnen wird, 
aber die Regierung, zu deren Kontrolle er berufen 
ist, ihm die volle Kenntnis des Sachverhalts rechts-
widrig verweigert. 

3. Gegen Art. 7 Abs. 2 richteten sich seit jeher die 
entscheidendsten Bedenken verfassungsrechtlicher 
Art, auch wenn man sie totzuschweigen suchte und 
so zu tun pflegte, als streite man nur um den 
3. Absatz dieses 7. Artikels. 

In Art. 7 Abs. 2 wird gesagt, daß die Vertrags-
partner — bis  zum Abschluß eines Friedensvertra-
ges — zusammenwirken werden, um ein wieder

-

vereinigtes Deutschland als ihr gemeinsames Ziel 
friedlich zu verwirklichen, wobei jedoch dieses 
wiedervereinigte Deutschland in doppelter Hinsicht 
dadurch gekennzeichnet wird, Idaß es eine freiheit-
lich-demokratische Verfassung besitzen und in die 
europäische Gemeinschaft integriert sein müsse. Es 
erheben sich daher die Fragen, welchen Gehalt die 
von .den Westmächten übernommene Verpflichtung 
hat und welche Bedeutung der  Abrede zukommt, 
daß Deutschland  in die europäische Gemeinschaft 
integriert sein soll. 

Die  Ausschuß-Mehrheit vertritt den Standpunkt, 
daß insoweit verfassungsrechtliche Zweifel unbe-
gründet, jedenfalls aber durch das verfassungs-
ändernde Gesetz behoben seien, das einen Art. 142 a 
in das Grundgesetz eingefügt habe. Die Minderheit 
vermag diese Auffassung sich nicht zu eigen zu 
machen. Im 'Grundgesetz gibt es einen Art. 142 a 
nicht. Der Art. 79 Abs. 1 GG, daß das Grundgesetz 
nur ausdrücklich durch eine Änderung seines Wort

-

lautes geändertwerden könne, ist unabänderlich 
Der Versuch, unter Verletzung dieser Vorschrift 
sowie unter Verstoß gegen die Gewaltenteilung 
(Art. 20 Abs. 2 in  Verbindung mit Art. 92 und 
Art. 79 Abs. 3 GG) durch eine ,,Klarstellung" da: 
Grundgesetz auszulegen, hat nicht einmal der 
Schein  eines Rechts erzeugt. 

Alle gegen den Bonner und den Pariser Vertrag 
vom 26./27. Mai 1952 erhobenen Bedenken verfas-
sungsrechtlicher Art bestehen .daher unvermindert 
fort, soweit sie nicht durch eine Änderung der Ver-
träge gegenstandslos wurden. 

Welchen Gehalt die  Abrede in Art. 7 Abs. 2 
rechtlich hat (daß auf ein wiedervereinigtes 
Deutschland als gemeinsames Ziel hinzuwirken sei), 
ist fragwürdig. Es ist weder  erkennbar, daß sich die 
Vertragspartner über das gegenwärtige Bestehen 
des Staates Deutschland einig wären, noch ersicht-
lich, ob sie über Deutschland 'als Staat gemeinsame 
Vorstellungen haben. Die Vertreter der Bundes-
regierung haben eingeräumt, daß Art. 7 Abs. 2 
keine Rechtspflicht 'begründe, die Saar bei Deutsch-
land zu belassen. Es ließ sich keinerlei Klarheit 
darüber schaffen, ob die Vertragspartner überhaupt 
Schritte zu unternehmen haben older wann und wie 
etwas tatsächlich von ihnen zu tun  ist,  um die 
Einheit des Staates Deutschland aufrechtzuerhalten, 
zu wahren und in Freiheit zu vollenden. Insbeson-
dere blieb ungewiß, ob ein Bemühen um die Ein-
heit eines freien Staates Deutschland auchunab-
hängig von einer der Freiheit Polens, der Tschecho-
slowakei und der übrigen Satellitenstaaten durch 
eine Neuordnung Osteuropas gewidmeten Politik 
geboten ist oder ob friedliche  Versuche, die  Freiheit 
Deutschlands zu verwirklichen, nach dem Ermessen 
der Vertragspartner bis zur Möglichkeit einer Neu-
ordnung Osteuropas zurückgestellt werden dürfen. 
Unklar ist auch, warum ein Friedensvertrag nach 
Art. 7 Abs. 1 mit Deutschland nur „für ganz 
Deutschland", nicht aber für Deutschland als Gan-
zes auszuhandeln ist.  

Ist es so einerseits rechtlich nicht greifbar, welche 
Pflichten die Vertragspartner hinsichtlich der Ein-
heit Deutschlands übernehmen, so muß es anderer-
seits verfassungsrechtlichen Bedenken begegnen, 
daß die Einheit Deutschlands an die Voraussetzung 
der Integration in  die  europäische Gemeinschaft 
geknüpft wird. 

Als seinerzeit die französische Regierung den  in-
soweit Bleichlautenden Bonner Vertrag vom 26. Mai 
1952 der französischen Nationalversammlung zur 
gesetzgeberischen Zustimmung vorlegte, hat sie in 
der amtlichen Begründung ausgeführt, der Art. 7 
Abs. 2 enthalte mit dieser Integrationsklausel eine 
Bedingung, durch die sich auch der deutsche  Ver-
tragspartner verpflichte, keiner landeren Formel 
der Wiedervereinigung zuzustimmen. 

Hierzu haben die Regierungsvertreter im Aus-
schuß geltend gemacht, daß sich der Sinn des Art. 7 
Abs. 2 geändert habe, weil der Vorspruch des Ver-
trages gestrichen wurde und der Vertrag nicht 
mehr mit der Gründung einer supranationalen or-
ganisierten Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
gekoppelt sei. Integration sei jedenfalls nunmehr 
nicht dahin zu verstehen, daß Deutschland sich in 
eine Gemeinschaft mit supranationaler Struktur 
eingliedern müsse. 

Die Regierungsvertreter halben jedoch nach Mei-
nung der Minderheit nicht hinreichend ierläutern 
können,warum im Unterschied zur Londoner 



Schlußakte die Klausel in Art. 7 Abs. 2 stehen 
blieb, daß Deutschland in die europäische Ge-
meinschaft integriert sein müsse. Diese Klausel 
ist um so weniger verständlich, als sie selbständig 
neben die — gewiß als Bedingung gemeinte — 
Klausel tritt, daß der Staat Deutschland eine frei-
heitlich-demokratische Verfassung haben müsse. 

Sicherlich braucht Integration nicht supranatio-
nale Organisation zu bedeuten. Ein Regierungsver-
treter hat den Begriff Integration so erklärt, er 
heiße: verbinden, zum Bestandteil machen. Die 
Verträge verwenden den Begriff der  Integration 
mehrfach und bringen dadurch in der Tat zum 
Ausdruck, daß durch das Bilden einer Gemeinschaft 
ein gewisser Grad von Unselbständigkeit und Ab-
hängigkeit der zu einer höheren Einheit zusammen-
gefügten Teile erreicht werden soil. So ist in der 
Entschließung des Nordatlantikrats zur Durch-
führung von Abschnitt IV der Londoner Schluß-
akte unter Nr. 8 Buchstabe a von einerIntegration 
der Streitkräfte die Rede — Drucksache 1061 
S. 63 —. Die Westeuropäische Union  wind  von der 
Bundesregierung als Ansatz der „europäischen Inte-
gration" bezeichnet, und zwar, weil z. B. die Be-
fugnisse des Ministerrats „über das sonst für Or-
gane internationaler Organisationen übliche Maß 
hin ausgehen" — Drucksache 1061 S. 46 —. 

Es ist zu billigen, daß die Einheit des Staates 
Deutschland nicht anders verwirklicht werden darf 
als durch eine freiheitlich-demokratische Verfas-
sung. Das entspricht nicht nur der  politischen Ziel-
richtung aller demokratischen Kräfte, deren keine 
bereit ist, die  Freiheit der Einheit zu opfern oder 
auch nur Einbußen der  Freiheit in Westdeutsch-
land durch Zugeständnisse an die Sowjet-Union 
in Kauf zu nehmen, sondern es ist durch das Grund-
gesetz auch allen von ihm gebildeten Verfassungs-
organen rechtlich verwehrt, die Einheit anders als 
in Freiheit zu vollenden. Es wäre auch kein Ein-
wand dagegen zu erheben, daß als politisches Ziel 
eine Einigung Europas anzustreben ist und der 
Staat Deutschland sich politisch zu Europa bei-
spielsweise durch Zugehörigkeit zum Europarat in 

 Straßburg, zählen will, — steht doch die  unlösbare 
Verbundenheit des deutschen Volkes mit der freien 
Welt völlig außer Frage. Eine solche Zielsetzung 
würde ebenfalls nur dem Grundgesetz entsprechen, 
das neben die verfassungskräftige Rechtspflicht, 
die Einheit Deutschlands zu wahren, ein politisches 
Bekenntnis gesetzt hat, daß Deutschland in einem 
vereinten Europa dem Frieden der Welt dienen 
wolle. 

Ist dagegen Art. 7 Abs. 2 als eine rechtliche Be-
dingung und Bindung zu verstehen, daß die Einheit 
Deutschlands, auch wenn sie eine Einheit in Frei-
heit durch eine freiheitlich,demokratische Verfas-
sung wäre, vertraglich ausgeschlossen werden soll, 
falls nicht der Staat Deutschland insgesamt durch 
ein Bündnis seine Wehrkraft und sein Rüstungs-
potential in die Verteidigungsorganisation des 
Westens eingliedern würde, so ist ein solcher 
Rechtsverzicht auf die deutsche Einheit verfassungs-
widrig. Kein Verfassungsorgan, auch nicht der ver-
fassungsändernde Gesetzgeber, ist nach dem Grund-
gesetz befugt,  der  Einheit Deutschlands zu ent-
sagen oder sie von irgendeiner anderen Bedingung 
als einzig der der Freiheit abhängig zu machen. 
Ohne die  einwandfreie und völkerrechtlich gesi-
cherte Klarstellung, daß Art. 7 Abs. 2 mit diesem 
zwingenden Verfassungsgebot im Einklang steht, 
ist der Vertrag unannehmbar. 

4. Welche Wirkung es — insbesondere in  Verbin-
dung mit Art. 10 — hat, daß Art. 7 Abs. 3 gestri-
chen wurde, konnte nicht geklärt werden. 

Auf die Frage, ob bei Vollendung der Wiederver

-

einigung der Staat Deutschland an diese von  West-
deutschland eingegangenen Verträge gebunden 
bleibe, haben die Regierungsvertreter keine ein-
deutigen Antworten gegeben. Die Frage, warum in 
den Verträgen über den Beitritt zur Westeuropä-
ischen Union und zur Nordatlantikvertragorgani-
sation sich keine dem Art. 10 des Generalvertrages 
entsprechende Klausel finde sowie, ob die Wieder-
vereinigung zum Ausscheiden aus dem Nordatlan-
tikvertrag berechtige, ist unbeantwortet geblieben. 

In der französischen Nationalversammlung hat 
der Abgeordnete Jacques Isorni am  20. Dezember 
1954 als Berichterstatter des Auswärtigen Ausschus-
ses die  Auffassung vertreten, daß es rechtlich meh-
rere Möglichkeiten der Wiedervereinigung gebe 
und das wiedervereinigte Deutschland dann gebun-
den sein werde, wenn es dadurch entstehe, daß 
Westdeutschland Ostdeutschland absorbiere. Die 
Vorstellung, daß derStaat Deutschland gegenwär-
tig besteht,  ist .dem französischen Denken fremd. 
Auch das Denken der Vertreter der Bundesregie-
rung bei ihren Außerungen im Ausschuß zeigte sich 
von der Vorstellung beherrscht, daß der Staat 
Deutschland, der sog. „gesamtdeutsche Staat", ein 
vermeintlich erst „künftiger Staat" sei. Halte man 
es für möglich, haben die Regierungsvertreter aus-
geführt, daß der Staat Deutschland die staats- und 
völkerrechtliche Fortsetzung Westdeutschlands 
werde, so würden die Verträge den Staat Deutsch-
land binden, allerdings nach der völkerrechtlichen 
clausula rebus sic stantibus nur insoweit, als die 
Vertragsgrundlage nicht fortgefallen sei und eine 
Bindung ides ,Staates Deutschland nach der „Natur" 
der Verträge und nach idem Willen der Partner 
nicht ausgeschlossen sein sollte. Es ist unerfindlich, 
wie diese Auffassung mit Art. 10 vereinbart wer-
den soll. Auch ist eine clausula rebus sic stantibus 
völkerrechtlich keineswegs anerkannt. 

Die Minderheit kann daher nur feststellen, daß 
in diesen Fragen eine grenzenlose Verwirrung 
herrscht und eine rechtliche Beurteilung weder 
möglich ist noch es erlaubt, eine Verantwortung zu 
übernehmen. Bot das Bestehen des Art. 7 Abs. 3 
schon Grund zu vielfältigen Meinungsverschieden-
heiten, so kann seine Streichung noch mehr die Ur-
sache von Streitigkeiten und Konflikten werden, 
weil es unklar war, was Art. 7 Abs. 3 bedeuten 
sollte, hat der Verzicht auf diese Bestimmung die 
Unklarheit noch vergrößert. Jedenfalls läßt sich 
die negative Folge des Wegfalls dieser Vorschrift 
nicht ausschließen, daß die Regierung des Staates 
Deutschland nicht mehr die begrenzte Entschei-
dungsfreiheit des  früheren Art. 7 Abs. 3 haben 
wird, sondern daß ohne eine rechtliche Mitsprache-
befugnis der Vertragspartner die Regierung des 
Staates Deutschland nicht gebilligt und ihr Status 
nicht bestimmt werden kann. 

5. Verfassungsrechtliche Bedenken, die gegen die 
Nebenverträge zum Generalvertrag erhoben wur-
den, sind bestehengeblieben, soweit nicht Ände-
rungendieser Verträge den Bedenken Rechnung 
trugen. Diese Bedenkenwerden als bekannt vor-
ausgesetzt, so daß sich eine Wiederholung erübrigt. 
Sie sindauch nicht durch einen Art. 142 a  im 
Grundgesetz ausgeräumt, da: jene Bestimmung 
nicht einmal idle  Vermutung einer Gültigkeit für 
sich hat.  Hervorhebung verdienen jedoch die ver- 



fassungsrechtlichen und rechtspolitischen Einwände 
gegen idie Strafvorschriften im Anhang A zum 
Truppenvertrag. Es ist demütigend, daß keine 
Streichung des § 2 Abs. 4 erreicht werden konnte, 
der die Unanwendbarkeit des § 100 Abs. 3 StGB 
bestimmt und ein die Rechtsstellung der Mitglieder 
des Bundestages eingreift. Die Tatbestände sind 
teilweise, so z. B. bei § 12, so unbestimmt, wie dies 
nur  in  totalitären Staaten üblich und mit den Er-
fordernissen des  Art. 103 Abs. 2 GG nicht verein-
bar ist. Um so 'bedenklicher muß es sein, daß die 
von ausländischen Mächten zum Schutze ihrer 
Streitkräfte geforderten und mit ihnen völkerrecht

-

lich vereinbarten Strafvorschriften teilweise sogar 
den  Verlust der Mitgliedschaft im Bundestage oder 
einem Landtage zur Folge haben sollen (§ 9). Wer-
den die Rechtsstellung der  Volksvertreter und die 
Sicherheitihres Mandats zum Gegenstand des Han-
delns mit  fremden Staaten gemacht, so muß hierin 
insoweit ein Verlust der Freiheit und der Selbst-
bestimmung gesehen werden. 

Bonn, den 11. Februar 1955 

Dr. Arndt 
Berichterstatter 



II. Entwurf eines Gesetzes betreffend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 

Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 1060 - 

Generalbericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 

Generalberichterstatter : Abgeordneter Dr. Furler 

I. Allgemeines 

Der  Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in  der Bun-
desrepublik Deutschland (Aufenthaltsvertrag) wurde 
in Ausführung dies Artikels 4 Abs. 2 Satz 3 des 

 Deutschlandvertrages geschlossen. Er regelt die 
 Rechtsgrundlage dieser ausländischen Streitkräfte 

für die Zeit nach Inkrafttreten der Vereinbarungen 
über  den deutschen Verteitdigungsbeitrag. Er han-
delt nicht von den Rechten und Pflichten, die  diese 
Streitkräfte im Gebiete der Bundesrepublik haben. 
Diese Rechtsstellung der ausländischen Streitkräfte 
ist 'Gegenstand des Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer Mit-
glieder in derBundesrepublik Deutschland (Trup-
penvertrag) — BGBl. II S. 78 ff. —, verändert 
durch Liste II des Protokolls über die Beendigung 
des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Oktober 1954 — Druck-
sache 1000 S. 12 ff. —. 

Die Rechtsgrundlage für den Aufenthalt auslän-
discher Truppen ist nach Inkrafttreten der Ab-
machungen über dendeutschen Verteidigungsbei-
trag keine hoheitliche mehr, sondern eine vertrag-
liche. Aus Art. 4 Abs. 2 des Deutschlandvertrages 
und aus dem .Aufenthaltsvertrag ergibt sich der 
Wille der drei Mächte, ihr Stationierungsrecht aus 
einem hoheitlichen in  ein vertragliches Recht um-
zuwandeln. Dieser Wille wird mit dem neuen 
Status der Bundesrepublik, nämlich demjenigen der 
Souveränität, und weiterhin damit begründet, daß 
die drei Mächte die Stationierung vonStreitkräften 
in  der  Bundesrepublik nur in  vollem Einverneh-
men  mit dieser durchzuführen beabsichtigen. Aus 
diesem Grunde wird „diese Frage" — also diejenige 
des Stationierungsrechtes — in  diesem besonderen 
Aufenthaltsvertrag geregelt. Der Wortlaut des 
Art. 4 deutet darauf hin, daß die Umwandlung des 

 Stationierungsrechtes Gegenstand von Auseinander-
setzungen war, bei denenzunächst gewisse Gegen-
sätzlichkeiten hervortraten. Wie die Regierung dem 
Auswärtigen ,Ausschuß mitteilte, sind die Formu-
lierung des Art. 4 Abs. 2 und der ganze Aufent-
haltsvertrag aus deutschen und amerikanischen 
Vorschlägen hervorgegangen. Deshalb ist für die 
Auslegung auch die Stellungnahme des Staatssekre-
tärs Dulles gegenüber dem Präsidenten der Ver-
einigten Staaten besonders bedeutsam, in der zur 
Frage der Rechtsgrundlage der Stationierung ge-
sagt wird: 

„Die  Bedeutung dieses Vertrages liegt darin, daß 
die  in  Deutschland stationierten Streitkräfte dort 
nicht mehr auf Grund von Vorbehaltsrechten sta

-

tioniert sein werden,  die wir durch das Pots-
damer Abkommen und die Kapitulationsbedin-
gungen erhalten hatten, sondern auf Grund eines 
neuen Vertrages, der von Deutschland freiwillig 
abgeschlossen worden ist und der von den ver-
antwortlichen parlamentarischen Körperschaften 
in Deutschland gebilligt werden muß. In dieser 
Beziehung wird Deutschland  also  den anderen 
alliierten Ländern gleichgestellt sein." 
'Der  Auswärtige Ausschuß ist mit der Regierung 

der Auffassung, daß für das Gebiet der  Bundes-
republik  nach dem Inkrafttreten der Abmachungen 
über den deutschen Verteidigungsbeitrag nur noch 
ein vertragliches Stationierungsrecht besteht. Es 
erscheint dem Ausschuß auch nicht möglich, zwi-
schen dem Recht und seiner  Ausübung zu unter-
scheiden und zu sagen, bei fortbestehendem Ho-
heitsrecht sei dessen Ausübu.ig gegenüber der 
Bundesrepublik nicht mehr oder nur noch mit 
deren Zustimmung zulässig, wie dies  in den  Aus-
führungen des Berichterstatters des  Auswärtigen 
Ausschusses in  der französischen Nationalversamm-
lung vom 20. Dezember 1954 zum .Ausdruck kommt. 
Diese Trennung widerspräche der Tatsache der 
Aufhebung des Besatzungsregimes, der starken 
Begrenzung  der alliierten Vorbehalte, der  Ent-
stehung der neuen Rechtslage und Existenz und Sinn 
des Aufenthaltsvertrages. Sie ist zur Wahrung der 
Interessen  der  drei Mächteauch deshalb nicht er-
forderlich, weil die Bundesrepublik die rechtliche 
undtatsächliche Hoheit über ihr Gebiet hat, den 
drei Mächtenalso vertraglich ein Stationierungs-
recht einräumen kann, das das frühere, aus der  Be-
satzung hervorgegangene, hoheitliche Recht voll zu 
ersetzen vermag. Zur Aufrechterhaltung der Ber-
liner und der gesamtdeutschen Rechte gegenüber 
Sowjetrußland ist aber  ein hoheitliches Statio-
nierungsrecht in der Bundesrepublik nicht erf or-
derlich. Mit Inkrafttreten des deutschen Verteidi-
gungsbeitrages ist also jede hoheitliche Legitima-
tion für eine Truppenstationierung innerhalb des 
Bundesgebietes erloschen. Die Rechte der drei 
Mächte ergeben sich aus der im Deutschlandvertrag 
und dem. hier vorliegenden Aufenthaltsvertrag 
freiwillig übernommenen Verpflichtung der Bundes-
republik. 



H.  Die einzelnen Bestimmungen 

Artikel 1 
1. Art. 1 Abs. 1 gibt den Vereinigten Staaten von 

Amerika, dem Vereinigten Königreich und Frank-
reich und außerdem allen Staaten, die von der 
Möglichkeit, dem Aufenthaltsvertrag beizutreten, 
Gebrauch machen, das vertragliche Recht, im Ge-
biete der Bundesrepublik Streitkräfte der glei-
chen Nationalität und Effektivstärke, wie zur Zeit 
des Inkrafttretens der Abmachungen über den 
deutschen Verteidigungsbeitrag, zu stationieren. 
Damit wird das Einverständnis der Bundesrepu-
blik zu dieser Stationierung — Art. 4 Abs. 2 
Satz 2 — in einen vertraglichen Konsens umge-
wandelt. 

2. Die Begrenzung des vertraglichen Stationie-
rungsrechtes nach Nationalität und Effektivstärke 
wird in Abs. 2 des Art. 1 insofern bekräftigt, als 
hier jede Erhöhung der Effektivstärke der statio-
nierten Streitkräfte an die Zustimmung der Bun-
desregierung gebunden wird. Damit werden auch 
die für die Übergangszeit geltenden Vorschriften 
des Art. 5 Abs. 1 des Deutschlandvertrages abge-
löst. Selbst im Falle eines drohenden Angriffs 
wäre daher die Einwilligung der Bundesrepublik 
für die Herbeiführung weiterer Streitkräfte erfor-
derlich. Soweit es sich um Streitkräfte der Staaten 
der nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft 
handelt, sind die besonderen Vorschriften der 
NATO über Stationierung und Dislozierung von 
Truppen zu beachten, die ein Einvernehmen mit 
den beteiligten Staaten voraussetzen. 

3. Die Durchführung des vertraglichen Prinzips 
verpflichtet die Vertragsstaaten, die Zustimmung 
der Bundesrepublik auch dann einzuholen, wenn 
zusätzliche Streitkräfte für Übungszwecke bis zur 
Höchstdauer von jeweils 30 Tagen das Gebiet der 
Bundesrepublik betreten sollen — Art. 1 Abs. 3 —. 

4. Die aus dem Nordatlantikvertrag sich ergeben-
den Transitrechte werden  in  Abs. 4 des  Art.  1 auf 
der Basis der völligen Gleichstellung der Bundes-
republik umrissen und hinsichtlich der durch die 
Besetzung Österreichs gegebenen Situation aus-
drücklich geregelt. Für Berlin war die Vereinba-
rung solcher Transitrechte nicht notwendig, weil 
hier das besondere Vorbehaltsrecht der drei west-
lichen Mächte ausreichend ist. Entsprechende Tran-
sit- oder Durchmarschrechte außerhalb der nord-
atlantischen Verteidigungsgemeinschaft bestehen 
nicht. Sollten sich hier aus der militärischen 
Gesamtsituation besondere Notwendigkeiten er-
geben, dann wäre jeweils die ausdrückliche Zustim-
mung der Bundesregierung einzuholen. 

Artikel 2 

Dem Aufenthaltsvertrag können alle Staaten 
beitreten, die am 23. Oktober 1954 Streitkräfte im 
Bundesgebiet stationiert hatten. Damit wird für 
diese Staaten die Möglichkeit eröffnet, ein ver-
tragliches Stationierungsrecht für Truppen in der 
Bundesrepublik zu erhalten. Die Grenzen hinsicht-
lich Nationalität und Effektivstärke und alle Vor-
schriften des Art. 1 gelten für die beitretenden 
Staaten entsprechend. Die Möglichkeit des Bei-
tritts besitzen Belgien, Dänemark, Kanada, Luxem

-

burg und die Niederlande. Tritt ein Staat dem 
Aufenthaltsvertrag nicht bei, dann hat dies die 
Beendigung der Stationierung seiner Truppen mit 
Inkrafttreten der Abmachungen über den deut-
schen Verteidigungsbeitrag zur Folge. Selbstver-
ständlich besteht die Möglichkeit, daß die Bundes-
republik auf Grund besonderer Vereinbarungen 
auch nachträglich noch vertragliche Stationierungs-
rechte einräumt, wobei sie auf die soeben genann-
ten Staaten nicht beschränkt ist. Die bisherige 
Möglichkeit der drei Mächte, fremde Truppen über 
ihre eigenen Hoheitsrechte in die Bundesrepublik 
zu bringen, erlischt aber ebenso wie die Über-
gangsregelung des Art. 5 Abs. 1 Buchstabe b des 
Deutschlandvertrages. 

Artikel 3 

1. Der Aufenthaltsvertrag tritt mit dem Abschluß 
einer friedensvertraglichen Regelung mit Deutsch-
land außer Kraft. Die Folge dieses Außerkrafttre-
tens ist nicht, daß die früheren hoheitlichen Statio-
nierungsrechte wieder aufleben. Deren Erlöschen 
ist ein 'endgültiges. 

Der Aufenthaltsvertrag tritt weiterhin dann 
außer Kraft, wenn die Unterzeichnerstaaten schon 
vor dem Abschluß eines Friedensvertrages darin 
übereinkommen, daß die Entwicklung der inter-
nationalen Lage neue Abmachungen rechtfertigt. 
Es ist also zu einer Änderung unter diesem Ge-
sichtspunkt das Einvernehmen der vier Unterzeich-
nerstaaten notwendig. Zu ihnen gehören in  diesem 
Zusammenhang nicht die später beitretenden 
Staaten. 

2. Der Aufenthaltsvertrag besitzt in  Abs. 2 des 
Art. 3 daneben eine ausdrückliche Revisionsklausel. 
Der Inhalt dieser Klausel deckt sich in vollem Um-
fange mit Art. 10 des Deutschlandvertrages. Es 
wird auf die Ausführungen zu diesem Art. 10 im 
Generalbericht zu Drucksache 1000 Bezug genom-
men. 

Artikel 4 

Der Vertrag ist ratifikationsbedürftig. 

Die Ratifikation erfolgt durch Hinterlegung der 
betreffenden Urkunden bei der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland. Der Vertrag tritt in 
Kraft, sobald alle Unterzeichnerstaaten diese Hinter-
legung vorgenommen haben und darüber hinaus 
die Beitrittsurkunde der Bundesrepublik zum 
Nordatlantikvertrag bei der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika hinterlegt worden 
ist. 

III. 

Der Auswärtige Ausschuß billigte den Aufent-
haltsvertrag. Er bittet daher das Hohe Haus, 
diesem Vertrag die von der Bundesregierung vor-
geschlagene Zustimmung zu geben. 

Bonn, den 15. Februar 1955 

Dr. Furler 
Generalberichterstatter 



III. Entwurf eines Gesetzes betreffend den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 

zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 

- Drucksache 1061 - 

a) Generalbericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 

Generalberichterstatter: Abgeordneter Brandt (Berlin) 

A. Einleitung 

Die Frage der Wiederbewaffnung hat unser Volk 
wie kaum eine andere seit dem Ende des zweiten 
Weltkrieges bewegt, und sie bewegt es noch. Die 
Schwere der  vom Bundestag zu treffenden Ent-
scheidung — darauf wurde bereits im Generalbe-
richt zum EVG-Vertrag (Drucksache Nr. 3900 der 
1. Wahlperiode) hingewiesen — ergibt sich aus dem 
Einschnitt, den die Wiederbewaffnung in das Leben 
des Volkes, in erster Linie seiner jungen Genera-
tion bedeutet, aus den Konsequenzen wirtschafts- 
und finanzpolitischer Art, vor allem aber auch aus 
der unterschiedlich beurteilten Ausstrahlung auf 
das gesamtdeutsche Schicksal. 

Die gemeinsame Diskussionsgrundlage des 
Strebens nach Wiederherstellung der deutschen 
Einheit in Freiheit und nach friedlicher Zusammen-
arbeit der Völker, die gemeinsam erkannte Be-
drohung demokratischer Rechtsstaatlichkeit durch 
die Kräfte des Totalitarismus und die Gefahr, daß 
die Spaltung Deutschlands als ein bis auf weiteres 
nicht zu verändernder Bestandteil der internatio-
nalen Beziehungen hingenommen werden könnte, 
haben nichts daran zu ändern vermocht, daß die 
unser Volk bewegenden gegensätzlichen Meinungen 
auch den Ausschußberatungen ihren Stempel auf-
gedrückt haben. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat sich mit dem hier zu behandelnden Teil des 
Pariser Vertragswerks in einer Reihe von Sitzun-
gen vorwiegend, aber nicht allein unter politischen 
Aspekten befaßt. Die militärpolitischen und tech-
nischen Fragen sind im einzelnen außerdem im Aus-
schuß für Fragen der europäischen Sicherheit beraten 
worden; darüber liegt ein besonderer, durch die 
Abg. Dr. J a e ge r und Erler erstatteter Bericht 
vor. Im Generalbericht wird außerdem auf Be-
richte des Ausschusses für Rechtswesen und Ver-
fassungsrecht, des Ausschusses für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen, des Ausschusses für Wirt-
schaftspolitik und des Haushaltsausschusses Bezug 
genommen. 

Der federführende Ausschuß empfiehlt aus for-
malen Gründen — die Begründung ist im Bericht 
zur Drucksache 1000 gegeben —, aus dem Zustim-
mungsgesetz Art. 3 die Worte „mit Gesetzes Kraft" 
zu streichen. 

B. Von der EVG zu den neuen Verträgen 

Vor knapp zehn Jahren zogen der Zusammen-
bruch des nationalsozialistischen Regimes und die 

bedingungslose Kapitulation eine völlige Entmili-
tarisierung Deutschlands nach sich. Aber schon 
wenige Jahre später stand das Thema einer deut-
schen Wiederbewaffnung auf der Tagesordnung 
der internationalen Politik. Als Ergebnis des sich 
verschärfenden Ost-West-Konflikts und nach Aus-
bruch des Krieges in Korea setzten sich die West-
mächte unter Führung der Vereinigten Staaten von 
Amerika für einen Verteidigungsbeitrag der Bun-
desrepublik ein. Der Bundeskanzler hatte diese 
Frage seinerseits in einem Memorandum aufge-
worfen, das den Außenministern der Vereinigten 
Staaten, Großbritanniens und Frankreichs im 
August 1950 übermittelt wurde. In der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands war der Aufbau einer 
„volkspolizeilich" getarnten militärischen Kader

-

Organisation zu diesem Zeitpunkt bereits weit vor-
geschritten. 

Aus dem Grundsatzbeschluß der Westmächte 
vom September 1950 über die aktive Einbeziehung 
der Bundesrepublik in das atlantische Sicherheits-
system erwuchs der Vertrag über die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft (EVG) vom Mai 1952. 
Die Auseinandersetzungen über dieses Projekt, 
dem der Deutsche Bundestag seine Zustimmung er-
teilt hatte, fanden ihr Ende durch die negative 
Entscheidung der französischen Nationalversamm-
lung vom 30. August 1954. Obgleich der Gedanke 
einer überstaatlichen Lösung auf französische 
Initiative zurückging, hatte sich gezeigt — zuletzt 
auf der Brüsseler Konferenz vom August 1954 —, 
daß es nicht möglich sein würde, die Zustimmung 
Frankreichs zum EVG-Vertrag in seiner ursprüng-
lichen Form zu erlangen. Die Bundesregierung hat 
bei der Begründung zum neuen Vertragswerk dar-
auf hingewiesen, daß durch die Entscheidung der 
französischen Nationalversammlung eine ernste 
politische Krise herbeigeführt worden sei. 

In der schriftlichen Begründung der Bundes-
regierung, auf die insoweit Bezug genommen wer-
den kann, ist dargelegt worden, wie es auf dem 
Wege über Initiativen des britischen und des 
amerikanischen Außenministers zur Londoner Kon-
ferenz kam, deren Ergebnisse in der Schlußakte 
vom 3. Oktober 1954 zusammengefaßt wurden. 
Vorbereitet durch Verhandlungen von Regierungs-
vertretern, fand dann die Pariser Außenminister-
konferenz statt, die mit der Unterzeichnung des 
neuen Vertragswerks, darunter der hier zu erör-
ternden Sicherheitsverträge, am 23. Oktober 1954 
abgeschlossen wurde. Ergänzend wurde während 
der Ausschußberatungen klargestellt, auch das 
Auswärtige Amt habe sich seit dem Frühjahr 1954 



mit der Erarbeitung von Ersatzlösungen an Stelle 
des EVG-Vertrages befaßt. 

Die Vorstellungen der britischen Regierung über 
eine Erweiterung und Neufassung des Brüsseler 
Vertrages sowie über die Mitgliedschaft der Bun-
desrepublik in der NATO deckten sich weitgehend 
mit Überlegungen, die auf deutscher Seite ange-
stellt worden waren. Eine dieser Überlegungen 
war, die neue Lösung müsse möglichst viel jener 
Sicherheitselemente enthalten, von denen man 
überzeugt war, daß sie durch die EVG geschaffen 
worden wären. Die neue Lösung sollte nicht 
weniger Beistandsverpflichtungen enthalten, als 
sie die alte Lösung enthalten hatte; sie sollte vor 
allem die automatische Beistandspflicht der euro-
päischen Vertragspartner einschließlich Groß-
britanniens retten. Eine andere wichtige Über-
legung ging dahin, daß die Entwicklung zur 
politischen „Integration", zum Zusammenschluß 
der westeuropäischen Staaten, nicht verbaut wer-
den dürfte. Die EVG hatte die Lösung des west-
deutschen Verteidigungsbeitrages gleichzeitig mit 
der politischen Integration des westlichen Europa 
lösen sollen. Die neuen Verträge gehen einen an-
deren Weg. Sie sollen jedoch den gleichen Zielen 
dienen. 

C. Unveränderte Zielsetzung 

Die Bundesregierung hat dargelegt, ihre außen-
politischen Aktionen seien an großen und unver-
änderlichen Zielen zu messen. Diese Ziele seien 
durch die Worte Einheit, Freiheit, Sicherheit ge-
kennzeichnet; es gelte, Bundesgenossen für die Ver-
folgung dieser Ziele zu gewinnen. Insbesondere 
wurde betont, die Bundesrepublik müsse aus ihrem 
— rechtlich gesehen noch immer bestehenden — 
Objektzustand befreit und zu einem Faktor des 
internationalen Geschehens gemacht werden. Da-
durch werde sie auch in der Lage sein, im Ringen 
um die deutsche Einheit stärkeren Einfluß auszu-
üben. 

Ihre Beurteilung der internationalen Situation 
hat die Bundesregierung so zusammengefaßt, „daß 
die Bedrohung der Sicherheit der Bundesrepublik 
und der freien Welt überhaupt nicht geringer ge-
worden ist trotz der Änderung der Taktik, die die 
sowjetrussische Politik seit dem Tode Stalins ein-
geschlagen hat." Obwohl nicht mit der akuten 
Gefahr eines sowjetischen Angriffs gerechnet 
werde, bedürfe es eines Ausbaues des westlichen 
Sicherheitssystems. Die Entwicklung der moder-
nen Waffen ändere nichts daran, daß eine Verstär-
kung der westeuropäischen Verteidigung durch 
deutsche Streitkräfte dringend geboten sei. Bereits 
in der Berichterstattung zum EVG-Vertrag war 
betont worden, die Planungen der NATO 
gingen von der Voraussetzung aus, daß deutsche 
Truppen auf die eine oder andere Weise in 
das westliche Verteidigungssystem eingegliedert 
würden; vor allem mit Hinblick auf die Land-
streitkräfte glaube man, eine effektive Ver-
teidigungsposition im westlichen Europa ohne 
deutsche Streitkräfte nicht aufbauen zu können. 
Vor dem Ausschuß wurde mit Nachdruck betont, 
daß sich nach Meinung der Bundesregierung an 
diesen Voraussetzungen nichts geändert habe. Die 
Planung der NATO stehe und falle mit dem deut-
schen Verteidigungsbeitrag. Darüber hinaus be-
stehe die ernste Gefahr, daß die amerikanische 
Politik zum Nachteil Europas verändert werde oder 
sich gar von Europa abwende, wenn die Verteidi
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gungsverträge und der deutsche Verteidigungsbei-
trag nicht verwirklicht würden. 

Die Bundesregierung hat sich auch davon leiten 
lassen, daß es gelte, unter veränderten Bedingun-
gen unvermindert für den westeuropäischen Zu-
sammenschluß zu wirken. Sie hofft, daß es mit 
Hilfe eines solchen Zusammenschlusses und gestützt 
auf eine stärkere Einheitlichkeit und festere Ver-
teidigung der westlichen Welt möglich wäre, nicht 
nur die Gefahr einer sowjetischen Aggression ab-
zuwehren, sondern auch einer internationalen Ent-
spannung den Weg zu ebnen und dabei das Pro-
blem der Wiedervereinigung Deutschlands seiner 
Lösung entgegenzuführen. Die Mehrheit des Aus-
schusses hat sich die Meinung zu eigen gemacht, 
daß es mit Hilfe der neuen Verträge möglich sein 
werde, diesen Zielen näherzukommen. 

Die Einwände der Minderheit haben sich u. a. 
auf die Frage bezogen, ob das Streben nach inter-
nationaler Entspannung durch die militärische Ein-
gliederung der beiden Teile Deutschlands in das 
jeweilige Pakt-System des Westens und des Ostens 
nicht wesentlich erschwert würde und ob durch die 
Eingliederung der Bundesrepublik in die NATO 
nicht mögliche Chancen für die Wiedervereinigung 
verlorengehen könnten. Es ist auch bezweifelt 
worden, daß es zur Erhaltung und Festigung des 
westlichen Sicherheitssystems eines deutschen Ver-
teidigungsbeitrages in der vorgesehenen Form be-
dürfe. 

Der Auswärtige Ausschuß hat — wie zuvor der 
Sicherheitsausschuß — einen Bericht über die 
strategische Lage, wie sie sachverständige Berater 
der Bundesregierung sehen, entgegengenommen. 
Die Voraussetzungen für die Notwendigkeit und 
die Form eines westdeutschen Verteidigungsbei-
trages haben sich demnach nicht wesentlich geän-
dert. Die Minderheit hielt jedoch an ihren Be-
denken fest, daß a) die Entwicklung der Atom-
waffen die bisherige 'strategische Planung habe 
veralten lassen, b) die Erklärungen über die NATO-
Strategie nicht die Gewißheit geben, daß das west-
deutsche Bundesgebiet wirksam geschützt werde, 
c) deutsche Streitkräfte gegenüber einem modern 
gerüsteten Gegner vermutlich ins Hintertreffen ge-
raten würden und d) die erkennbaren Maßnah-
men zum Schutze der Zivilbevölkerung für den 
Fall eines Krieges völlig unbefriedigend seien. 

Andererseits darf festgehalten werden, daß sich 
Mehrheit und Minderheit des Ausschusses — un-
beschadet ihrer in vielem unterschiedlichen Beur-
teilung der Verträge und 'der auswärtigen Politik 
überhaupt — eine Reihe gemeinsamer Überzeu-
gungen zu eigen machen: Beide Teile bekennen 
sich, in Übereinstimmung mit den wiederholten 
Beschlüssen des Bundestages, zur Wiedervereini-
gung als dem vordringlichen Ziel deutscher Poli-
tik. Beide Teile halten daran fest, daß die deutsche 
Politik von einem besonderen Interesse an der Er-
haltung des Friedens geleitet sein muß. Beide Teile 
bejahen die Gemeinschaft des deutschen Volkes 
mit den freien Nationen der Welt und das Stre-
ben nach Einigung unter den europäischen Völkern. 

D. Wiederbewaffnung und Wiedervereinigung 

Durch eine Erklärung des Bundeskanzlers vom 
3. Oktober 1954 hat sich die Bundesrepublik ver-
pflichtet, die in Art. 2 der Charta der Vereinten 
Nationen enthaltenen Verpflichtungen zu über-
nehmen und insbesondere „die Wiedervereinigung 
Deutschlands oder die Änderung der gegenwärti- 



gen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland nie-
mals mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen". 
Daraufhin haben sämtliche Mitgliedstaaten der 
NATO ihrerseits erklärt, daß sie — wie es die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und Fran-
reich zuvor getan hatten — die Bundesregierung 
als die einzige deutsche Regierung ansehen, die be-
rechtigt ist, als Vertreter des deutschen Volkes in 
internationalen Angelegenheiten zu sprechen, daß 
ein frei ausgehandelter Friedensvertrag mit 
Deutschland sowie die Herstellung eines freien und 
vereinigten Deutschland zu den grundlegenden 
Zielen ihrer Politik gehört und daß sie die Sicher-
heit und das Wohl Berlins als wesentliches Ele-
ment einer freien Welt betrachten. Daraus ist im 
Verlauf der Ausschußberatungen gefolgert wor-
den, mit Inkrafttreten des Vertragswerks würden 
alle NATO-Mächte zur Unterstützung der Politik 
der Wiedervereinigung völkerrechtlich verpflichtet. 
Dem ist von seiten der Minderheit entgegengehal-
ten worden, die Erklärungen der drei Mächte bzw. 
der NATO-Staaten seien nicht konkret genug; sie 
seien nur von der einen Seite abgegebene Grund-
satzerklärungen, und die Sonderlage Deutschlands 
als eines gespaltenen Staates werde durch die Ver-
träge nicht berücksichtigt. Es wurde auch der Be-
fürchtung Ausdruck gegeben, die Bezugnahme auf 
die „Grenzen der Bundesrepublik Deutschland" in 
der Erklärung des Bundeskanzlers könne als eine 
Anerkennung der Demarkationslinien als tatsäch-
licher Staatsgrenzen aufgefaßt werden. Abg. Dr. 
Arndt bemerkt im Minderheitsgutachten des 
Rechtsausschusses, es sei „rechtlich nicht greifbar, 
welche Pflichten die Vertragspartner hinsichtlich 
der Einheit Deutschlands übernehmen". Das er-
wähnte Gutachten hält auch die Frage für unbe-
antwortet, ob die Bundesrepublik im Falle der 
Wiedervereinigung zum Ausscheiden aus dem 
Nordatlantikvertrag berechtigt ist. 

Von Regierungsseite wurde betont, der Tatbe-
stan i der Wiedervereinigung würde völkerrecht-
lich zweifellos eine Überprüfung der Verträge 
rechtfertigen. Weiter wurde ausgeführt, die Ver-
träge seien der besonderen Situation der Bundes-
republik durchaus angepaßt. Dafür sprächen u. a. 
das Bekenntnis der NATO-Mächte zur Wiederver-
einigung, die Sicherheitsgarantie für Berlin und 
die Gewaltverzichtserklärung der Bundesrepublik. 

Das Verhältnis des Vertragswerks, vor allem sei-
nes militärischen Teils, zur Frage der deutschen 
Einheit, hat den Ausschuß eingehend beschäftigt. 
Er hat dazu ein Referat des Abg. Dr. Lenz (Go-
desberg) und ein Korreferat des Abg. Wehner 
gehört. Vom Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen ist ihm ein ausführlicher schrift-
licher Bericht unterbreitet worden. Es ist jedoch 
gerade auf diesem Gebiet nicht gelungen, zu einer 
einheitlichen Beurteilung zu gelangen. Während 
der Berichterstatter des federführenden Ausschus-
ses zu den Sicherheitsverträgen, Abg. Fürst von 
Bismarck,  sein die Annahme befürwortendes 
Votum einerseits damit begründete, daß mit dem 
Inkrafttreten der Pariser Verträge alle NATO
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Mächte zur Unterstützung der deutschen Wieder-
vereinigungspolitik verpflichtet würden, anderer-
seits mit dem Eindruck, der dadurch auf die So-
wjetunion erzielt würde, führte Abg. E r l e r als 
Mitberichterstatter aus, er sehe zwar in den neuen 
Verträgen manche Fortschritte gegenüber der EVG, 
komme aber wegen der befürchteten Gefährdung 
der deutschen Einheit zu einem negativen Gesamt-
votum. 

Im Verlauf dieser Erörterungen wurde auch auf 
die Erklärung von sowjetischer Seite hingewiesen, 
daß die Sowjetunion nach der Ratifizierung der 
Verträge Viermächteverhandlungen über die Frage 
der Wiedervereinigung Deutschlands für gegen-
standslos halte. Die Minderheit betonte in diesem 
Zusammenhang, ihrer Meinung nach sei es erfor-
derlich, für Gesamtdeutschland einen militärischen 
Status anzustreben, der von beiden Seiten — den 
Westmächten und der Sowjetunion — akzeptiert 
werden könnte. Ein im Verhältnis zu den gegen-
wärtigen Militärpakten der westlichen und der 
östlichen Seite nicht gebundenes Deutschland könne 
sehr wohl seinen Platz in einem System kollektiver 
Sicherheit finden. Es sei nicht zu erwarten, daß die 
Sowjets einer Wiedervereinigung Deutschlands zu-
stimmen würden, bei der die bisher ihrer Kontrolle 
unterstehende Zone in die gegnerische Allianz „hin-
einvotiert" würde. 

Die vorgetragenen Argumente unterschieden sich 
nicht wesentlich von denen, die schon bei den Be-
ratungen zum EVG-Vertrag im 1. Bundestag 
eine Rolle gespielt hatten. Die Bundesregierung 
und die Mehrheit der Ausschusses wiesen auch 
diesmal darauf hin, das Anstreben eines Status 
der Bündnislosigkeit sei ihrer Meinung nach 
mit der Gefahr verbunden, daß Deutschland 
die Freundschaft des Westens einbüße und in der 
weiteren Folge zu einem Opfer sowjetischer Ex-
pansion werde. Im übrigen sei keine auto-
matische Verbindlichkeit der Verträge für Gesamt-
deutschland vorgesehen. Auch die Sowjetunion 
werde erkennen müssen, daß die Bundesrepublik 
durch ihre Eingliederung in die Verträge nicht 
aggressiv werden könne; sie werde im Gegenteil 
in ein System der Rüstungsbeschränkung und 
Rüstungskontrolle einbezogen. Den Sowjets müsse 
auch ihrerseits daran liegen, den Westmächten 
gegenüber gewisse vertragliche Rechtstitel in der 
Deutschlandfrage zu behalten. Unbeschadet ihrer 
Drohungen würden sie zu Verhandlungen vermut-
lich dann bereit sein, wenn es ihnen aus eigenen 
Interessen zweckdienlich erscheine. 

Der Bundeskanzler erklärte, daß er nach 
der Ratifizierung der Verträge, ohne Voraus-
setzungen anderer Art, auf neue Viermächtever-
handlungen über die Frage der deutschen Wieder-
vereinigung hinzuwirken und eine Verständigung 
über eine der allgemeinen Abrüstung zustrebende 
Regelung der europäischen Sicherheitsprobleme zu 
fördern beabsichtige; solche Verhandlungen er-
forderten allerdings eine sorgfältige diplomatische 
Vorbereitung. In diesem Zusammenhang wieder-
holte der Bundeskanzler die früher bekundete Be-
reitschaft, sich nach Inkrafttreten der Verträge 
um die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur 
Sowjetunion bemühen zu wollen. 

E. Umfang und Möglichkeiten des 
Brüsseler Vertrages 

Der im EVG-Vertrag unternommene Versuch 
einer einheitlichen Lösung politischer und mili-
tärischer Fragen ist gescheitert. Die gleichen Teil-
nehmerstaaten, einschließlich Großbritanniens, 
werden nach der neuen Lösung der Westeuropä-
ischen Union (WEU) angehören. Eine wesentliche 
Aufgabe dürfte zunächst darin zu sehen sein, die 
Bundesrepublik unter gewissen Bedingungen, auf 
die vor allem die französische Regierung Wert 
legte, in den Nordatlantikvertrag (NATO) einzu-
gliedern. Diesem Gesichtspunkt wird vor allem in 



den gegenüber der EVG zum Teil erheblich abge-
schwächten Bestimmungen über die Beschränkung 
der Truppenstärken und der Rüstung Rechnung 
getragen. 

Der Brüsseler Vertrag des Jahres 1948 (Belgien, 
Frankreich, Großbritannien, Luxemburg, Nieder-
lande) wird also zur Westeuropäischen Union um-
gestaltet. Die Bundesrepublik und Italien treten 
dem Vertrag bei, dem seine gegen Deutschland 
gerichtete Tendenz genommen wird. Hierzu wurde 
freilich schon 1952 im Zusammenhang mit der 
EVG seitens der Bundesregierung die Meinung 
vertreten, daß dieser Vertrag seine Spitze gegen 
Deutschland verloren habe. 

Zwischen den neuen sieben Vertragspartnern 
wird die automatische Beistandspflicht statuiert. 
Die als streng defensiv deklarierte Zielsetzung der 
WEU wird über die Verpflichtung zur kollektiven 
Selbstverteidigung hinaus — durch eine Neufas-
sung der Präambel des Vertrages — dahin be-
stimmt, daß die Einheit Europas gefördert und sei-
ner fortschreitenden Integrierung Antrieb gege-
ben werden soll. Nach Meinung der Bundesregie-
rung ist damit im Ansatz eine weitere Entwicklung 
der europäischen Integration und die, wenn auch 
langsamere, Herbeiführung einer engeren politi-
schen Einigung ermöglicht. 

Der aus Ministern  der beteiligten Staaten be-
stehende Rat der WEU soll — anders als der nur 
konsultative Rat des alten Brüsseler Vertrages — 
mit echten Entscheidungsbefugnissen ausgestattet 
werden. Einstimmigkeit bleibt die Regel, aber 
gewisse Entschließungen des Rates, vor allem 
in Fragen der Rüstungskontrolle, werden mit 
Mehrheit gefaßt. Der Ministerrat kann auch — über 
das vorgesehene Amt für Rüstungskontrolle hin-
aus — nachgeordnete Stellen schaffen, die gege-
benenfalls selbständige Befugnisse auszuüben ver-
mögen. Durch das Saarabkommen entstehen für die 
WEU zusätzliche Aufgaben. Sie werden im Gene-
ralbericht zur Drucksache 1062 behandelt. 

Ein Ausbau der Organisation der WEU auf 
Grund der dem Rat übertragenen Organisations-
gewalt steht offen. Es wird unterschiedlich be-
urteilt, wie stark man sich dieser Möglichkeit be-
dienen soll und ob es wünschenswert ist, daß die 
WEU ein stärkeres Eigenleben entwickelt. Dies 
könnte gewiß in Anlehnung an den in der Prä-
ambel bekundeten Vorsatz geschehen, die bereits 
zwischen den Teilnehmerstaaten bestehenden 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bindun-
gen zu stärken. Die Bundesregierung hatte denn 
auch in ihrer Begründung zum Vertrag von einem 
„neuen Ausgangspunkt für eine intensive wirt-
schaftliche Zusammenarbeit innerhalb des ver-
größerten Brüsseler Rahmens" gesprochen. 

Es herrscht Klarheit darüber, daß die dem ur-
sprünglichen Brüsseler Vertrag zugedachten mili-
tärischen Aufgaben rasch auf die NATO überge-
gangen sind. Manche der übrigen Aufgaben, die 
sich die damaligen Partner des Brüsseler Vertrages 
gestellt hatten, haben sich andere Organisationen 
— wie der Europäische Wirtschaftsrat (OEEC), die 
Europäische Zahlungsunion und der Europarat — 
angenommen. Im Ausschuß ist einerseits die Mei-
nung vertreten worden, man sollte deutscherseits 
bemüht sein, der WEU eine möglichst starke Aus-
gangsstellung zu geben; auf diesbezügliche Äuße-
rungen des früheren französischen Ministerpräsi-
denten Mendès-France wie auch des britischen 
Außenministers wurde Bezug genommen. Ande
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rerseits ist ausgeführt worden, daß es nicht sinn-
voll sein würde, die WEU auf solchen Gebieten 
auszubauen, auf denen umfassendere Organisa-
tionen um die Lösung gemeinsamer europäischer 
Aufgab en bemüht sind. Sonderanstrengungen der 
sieben Mächte auf nichtmilitärischen Gebieten 
sollten auf das notwendige Maß beschränkt blei-
ben, zu keiner „Sonderbündelei" führen und um-
fassenderen Regelungen nicht im Wege stehen. 
Vertreter der Bundesregierung pflichteten dieser 
Meinung bei. 

Als „eine Art parlamentarischer Körperschaft" 
ist eine Versammlung der WEU — bei der NATO 
gibt es ein entsprechendes Gremium nicht — vor-
gesehen. Sie soll aus den Vertretern der Brüsseler 
Vertragsmächte bei der Beratenden Versammlung 
des Europarats bestehen. Der Rat soll ihr jähr-
lich über seine Tätigkeit, in erster Linie über die 
Rüstungskontrolle, Bericht erstatten. Direkte Ent-
scheidungsbefugnisse sind ihr nach den getroffenen 
Vereinbarungen zunächst nicht verliehen. Die 
Bundesregierung berichtete, daß über die Stellung 
der Versammlung zwischen Regierungsvertretern 
der sieben Mächte verhandelt werde. 

Der WEU-Vertrag bestimmt, daß keine der Ver-
tragsparteien in Zukunft ein Bündnis abschließen 
oder an einer Koalition teilnehmen wird, die sich 
gegen eine andere Vertragspartei richten könnte, 
und die Bundesregierung hat in ihrer schriftlichen 
Begründung darauf hingewiesen, daß diese Fest-
stellung insbesondere auch für das deutsch-fran-
zösische Verhältnis von Bedeutung sei. Im Aus-
schuß wurden jene Verträge zur Sprache gebracht, 
die noch aus der Zeit des zweiten Weltkriegs zwi-
schen Frankreich und der Sowjetunion bzw. zwi-
schen Großbritannien und der Sowjetunion beste-
hen, und es wurde der Meinung Ausdruck gegeben, 
daß solche Verträge gegen den Geist des neuen 
WEU-Vertrages verstoßen könnten. Die Vertreter 
der Bundesregierung erläuterten hierzu, die be-
treffenden Partner hätten durch den in Frage ste-
henden Artikel des Brüsseler Vertrages erklärt, 
ihre Verträge mit der Sowjetunion seien nicht so 
zu verstehen, daß sie gegen die WEU verstoßen. 

Zu einem anderen in der Debatte befindlichen 
Punkt war bereits in Paris protokollarisch festge-
halten worden, die Bezeichnung Westeuropäische 
Union schließe in der weiteren Entwicklung keines-
wegs Länder aus, die im geographischen Sinne 
nicht zum westlichen Europa gehören. Diese Fest-
stellung wurde durch die Bundesregierung unter-
strichen. 

F. Internationaler Gerichtshof — Schiedsgerichts

-

barkeit der WEU 

Im Vertragswerk ist festgelegt, daß sich die 
WEU zur Schlichtung von Streitigkeiten grundsätz-
lich der Gerichtsbarkeit des Internationalen Ge-
richtshofs (Haager Gerichtshof) bedient. Der Brüs-
seler Vertrag sieht jedoch auch die Errichtung 
eigener schiedsgerichtlicher Instanzen für Fälle vor, 
die — wie die Bundesregierung in ihrer schrift-
lichen Begründung ausführte — „ihrer Natur nach 
nicht geeignet sind, von einem Gerichtshof behan-
delt zu werden, der lediglich für völkerrechtliche 
Fälle geschaffen wurde". Die Bundesregierung hatte 
überdies ein Verfahren für die Regelung solcher 
Fälle angeregt, deren Behandlung vor dem Haager 
Gerichtshof schon deshalb unzweckmäßig ist, weil 
sie nicht völkerrechtlicher, sondern eher verwal-
tungsrechtlicher oder privatrechtlicher Natur sein 



werden. Dieser Vorschlag war von den Regierungen 
der anderen Unterzeichnerstaaten angenommen 
worden. 

Für die Bundesrepublik — wie für Italien — 
ergibt sich jedenfalls die Notwendigkeit, sich der 
Gerichtsbarkeit der Haager Cour zu unterwerfen; 
dies ist auch für solche Staaten möglich, die nicht 
Mitglied der Vereinten Nationen sind. Eine ent-
sprechende Erklärung wird seitens der Bundes-
regierung abgegeben werden, wenn feststeht, daß 
der Bundestag das Vertragswerk billigt. 

Auf Wunsch einiger beteiligter Staaten, insbe-
sondere Großbritanniens, hat die Regierung in-
offiziell mitgeteilt, daß die Bundesrepublik bereit 
sei, sich der Gerichtsbarkeit des Internationalen 
Gerichtshofes zu unterwerfen. Hiervon ist dem 
Ausschuß Mitteilung gemacht worden. Er hat zur 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung ge-
wisse Vorbehalte angemeldet hat: Die Bundes-
republik unterwirft sich der genannten Gerichts-
barkeit unter der Voraussetzung der Gegenseitig-
keit. Im übrigen hat sich die Bundesregierung hin-
sichtlich einer besonderen Schiedsgerichtsbarkeit 
der WEU auf das oben Ausgeführte bezogen. Ein 
solches Verfahren ist bereits für den Fall vorge-
sehen, daß die Tätigkeit des Rüstungskontrollamtes 
Rechte der einzelnen verletzt. Nach Meinung der 
Bundesregierung wird zu prüfen sein, wieweit man 
darüber hinaus, etwa noch für die allgemeinen 
Fragen der Auslegung des Vertrages, ein internes 
westeuropäisches Verfahren vorsehen kann. 

G. Beitritt zur NATO 
1952 war es nicht möglich gewesen, die Mit-

gliedschaft der Bundesrepublik in der NATO 
durchzusetzen. In den damaligen Verträgen war 
nur eine mittelbare Eingliederung und eine be-
grenzte Mitwirkung vorgesehen. Durch das neue 
Vertragswerk wird die Bundesrepublik Vollmit-
glied der NATO. Der Sicherheitsausschuß weist in 
Abschnitt D VII seines Besonderen Berichts — über 
eine allgemeine Analyse des NATO-Beitritts hin-
aus — auf die Verpflichtungen besonderer Art hin, 
die sich hieraus für die Bundesrepublik ergeben. 

In einem besonderen Protokoll zum Pariser Ver-
tragswerk sind die 14 Mitgliedstaaten des Nord-
atlantikvertrages aus dem Jahre 1949 bzw. 1951 
(Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, 
Island, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande, 
Norwegen, Portugal, USA, Griechenland, Türkei) 
übereingekommen, die Bundesrepublik zum Beitritt 
einzuladen. Wirksam wird dieser Beschluß erst, so-
bald sämtliche Staaten nach parlamentarischer 
Ratifizierung den USA die entsprechende endgül-
tige Erklärung übergeben haben. Danach wird die 
Bundesrepublik, wenn sie ihrerseits die Ratifika-
tionsurkunden für die Protokolle zum Brüsseler 
Vertrag und die Urkunden für das Abkommen 
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in 
der Bundesrepublik hinterlegt hat, eine Einladung 
der Vereinigten Staaten erhalten und daraufhin 
die Erklärung über den Beitritt zum Nordatlantik-
vertrag abgeben können. 

In den vorliegenden Begründungen wird auf die 
Feststellung Wert gelegt, daß auch für die NATO 
der ausschließliche Verteidigungscharakter maß-
gebend sei; wie die WEU beruft sich die NATO 
auf die Grundsätze der Vereinten Nationen. Auch 
der Nordatlantikvertrag sieht die Zusammenarbeit 
auf nichtmilitärischen Gebieten vor. Sein Schwer
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gewicht liegt jedoch eindeutig auf dem Gebiet der 
Bemühungen um die militärische Sicherheit. 

Durch den Beitritt entsteht für die Bundesrepu-
blik eine — wenn auch nicht automatische — Bei-
standspflicht im Verhältnis zu den Vertragspart-
nern; das entspricht dem Atlantik-Protokoll des 
gescheiterten Vertragswerkes. Dadurch, daß die 
Besatzungsstreitkräfte in das zu verteidigende Ge-
biet einbezogen sind, war eine „passive" Beteili-
gung der Bundesrepublik an der NATO auch bis-
her schon gegeben. Im Ausschuß wurde festgestellt, 
daß die früher von den Westmächten ausgespro-
chene Verpflichtung, einen Angriff auf das west-
deutsche Bundesgebiet oder auf Berlin als .Angriff 
auf ihre eigenen Staaten zu werten, mit Inkraft-
treten des neuen Vertragswerks nicht erlischt. Es 
bleibt bei der Bestimmung des Nordatlantikver-
trages, daß auch die Streitkräfte Gegenstand der 
Beistandspflicht sind, auch sofern sie außerhalb des 
Heimatgebiets — beispielsweise in Berlin — statio-
niert sind. Die spezielle Garantie,  die  in dieser Hin-
sicht 1950 gegeben wurde, ist durch die neuen Ver-
träge konsumiert. Die Erklärungen des Außen-
ministers der Vereinigten Staaten, durch die er im 
Zusammenhang mit der Londoner Konferenz wei-
terhin einen angemessenen amerikanischen Bei-
trag zur Verteidigung Europas zusicherte, wurde 
nicht von allen Mitgliedern des Ausschusses für 
befriedigend gehalten. Es wurde jedoch beachtet, 
daß der Präsident der Vereinigten Staaten nur sich 
selbst binden kann, nicht seinen Nachfolger. 

Die Bundesrepublik wird, wenn das Vertrags-
werk in Kraft tritt, an allen Entscheidungen der 
Organisation des Nordatlantikvertrages direkt be-
teiligt sein, insbesondere auch an den Planungen 
im Rat, in dem sämtliche Vertragspartner vertre-
ten sind. Hiermit entfallen Einwände, die bei der 
Erörterung des früheren Vertragswerks dagegen 
erhoben worden waren, daß die Bundesrepublik 
einer Organisation hätte Truppen zur Verfügung 
stellen sollen, auf deren Entschlüsse sie nur ge-
ringen Einfluß gehabt haben würde. 

Es ist allerdings darauf hingewiesen worden, daß 
die gegenwärtig aus den Stabschefs der Vereinigten 
St aaten, Großbritanniens und Frankreichs be-
stehende sogenannte Ständige, Gruppe (standing 
group) des Militärausschusses in Washington den 
maßgeblichen Einfluß auf die strategischen Ent-
scheidungen ausübe. Im federführenden Ausschuß 
ist hierzu der gleichen Erwartung Ausdruck ge-
geben worden, die im Bericht des Sicherheitsaus-
schusses ausgesprochen wird, „daß der Bundes-
republik mit Rücksicht auf die Besonderheit ihrer 
Aufgaben für die Verteidigung des Westens in Zu-
kunft eine Vertretung in der Ständigen Gruppe 
eingeräumt wird". 

H. Die militärische Struktur der neuen Lösung 

Statt der ursprünglich geplanten europäischen 
Armee sieht der WEU-Vertrag eine Lösung vor, 
bei der die militärischen Befugnisse grundsätzlich, 
soweit nicht Ausnahmen vorgesehen sind, in der 
nationalen Zuständigkeit verbleiben. Der Sicher-
heitsausschuß hat im einzelnen dargelegt, welche 
praktischen Konsequenzen sich daraus ergeben. Die 
Bundesregierung hatte seinerzeit in ihrer Begrün-
dung zum EVG-Vertrag die Meinung vertreten, 
eine nationale Armee im traditionellen Sinne sei 
„weder politisch sinnvoll noch psychologisch trag-
bar"; die Bundesrepublik verfüge außerdem nicht 



über die wirtschaftliche Kraft, um eine eigene 
Armee mit ausreichender moderner Bewaffnung 
aufzustellen. Bei den damaligen Beratungen war 
darauf hingewiesen worden, .daß die im EVG-Ver-
trag vorgesehene Struktur nicht die einzig mögliche 
Alternative zu den traditionellen Formen einer 
Nationalarmee sei; in der NATO sei beispiels-
weise auf höherer Ebene ein beträchtlicher Grad 
der „Integrierung" erreicht. 

Die neue Lösung entspricht dem Typus einer 
Koalitionsarmee, freilich mit den starken Zügen 
der Integration, und zwar deswegen, weil im west-
europäischen Gebiet durch die NATO eine einheit-
liche und jedenfalls auf der höheren Ebene ver-
schmolzene Militärorganisation besteht bzw. ge-
schaffen wird. 

Gegenüber dem ursprünglichen Brüsseler Ver-
trag, der vor der Gründung der NATO zustande 
gekommen war, wird die enge Zusammenarbeit 
mit der NATO unter Vermeidung jeder Doppel-
arbeit im WEU-Vertrag ausdrücklich festgelegt. 
Von der Unterstellung unter die NATO sind aller-
dings solche Streitkräfte ausgenommen, die für die 
überseeischen Gebiete eines Mitgliedstaates vor-
gesehen sind, oder die nach Anerkennung durch 
die NATO unter nationalem Befehl verbleiben. 

Der Gedanke der Integration auf dem europäi-
schen Festland wird durch den Beschluß des Atlan-
tikrates zur Londoner Schlußakte konkretisiert. 
Das gilt sowohl in bezug auf die Streitkräfte — 
wobei die Regelung elastischer ist als im EVG
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Vertrag — wie in bezug auf das Nachschubwesen 
und die Truppenverteilung im großen. Die Statio-
nierung im einzelnen setzt im Gegensatz zur EVG 
die Zustimmung der einzelnen Mitgliedstaaten vor-
aus. Das Kriterium der militärischen Schlagkraft 
soll dafür entscheidend sein, ob schon unterhalb 
der Armee-Ebene integriert wird. Dem Alliierten 
Oberbefehlshaber Europa (SACEUR), der erwei-
terte militärische Befugnisse erhält, werden die 
deutschen Armeekorps sämtlich unterstellt. 

Ihm ist auch aufgetragen, dafür zu sorgen, daß 
sich der deutsche Verteidigungsbeitrag innerhalb 
der festgesetzten Höchstgrenze hält. Im übrigen 
setzt die NATO im Rahmen einer Jahreserhebung 
die von ihr als erwünscht angesehenen Rüstungs-
stärken fest; diese Festsetzungen sind rechtlich 
nicht verbindlich, sie sind jedoch Empfehlungen 
von starkem politischen Gewicht. Für die Brüsseler 
Vertragsmächte dürfen die vereinbarten Gesamt-
stärken auch im Verfahren der NATO-Erhebung 
nur mit einstimmiger Zustimmung erhöht werden; 
jeder Mitgliedstaat verfügt also über ein Veto-
recht. Im französischen Ratifizierungsgesetz ist 
festgelegt worden, daß die Regierung einer Erhö-
hung der deutschen Gesamtstärke nicht zustim-
men darf, ohne den zuständigen parlamentarischen 
Ausschuß befragt zu haben. 

Hinsichtlich des territorialen Umfangs der ein-
zugehenden Verpflichtungen wurde klargestellt: 
Die automatische Beistandspflicht, wie sie der 
WEU-Vertrag festlegt, bezieht sich auf den geo-
graphischen Begriff Europa. Der Ausschuß nahm 
zu Protokoll, daß die nordafrikanischen Provinzen 
Frankreichs, obgleich sie zum Mutterland gehören, 
nicht hierunter fallen. Die Beistandspflicht des 
Nordatlantikvertrages erstreckt sich auf 

a) Europa und Nordamerika, 
b) die algerischen Departements Frankreichs 

und die außereuropäische Türkei, 

c) die den Mitgliedstaaten zugehörigen Inseln 
im nordatlantischen Gebiet nördlich des Wende-
kreises des Krebses, 

d) Streitkräfte, Schiffe und Fahrzeuge der be-
teiligten Mächte, die sich — wie oben erwähnt — 
in dem durch den Vertrag gedeckten Gebiet befin-
den. 

Die militärische Integration, wie sie durch den 
NATO-Oberbefehlshaber Europa bewirkt wird, er

-

erstreckt sich jedoch nicht auf Nordafrika und ist 
durch die Aufteilung in vier regionale Kommando-
behörden gekennzeichnet. Wenn es bei der bis-
herigen Regelung bliebe, würde der größte Teil 
der Bundesrepublik zum Abschnitt Mitte, ein 
kleinerer Teil zum Abschnitt Nord gehören. Der 
Bericht des 6. Ausschusses führt dazu aus: „Da die 
Teilung eines einheitlichen Gebietes in verschie-
dene Abschnitte für seine Verteidigung nicht von 
Vorteil ist, ist es der Wunsch des Ausschusses für 
Fragen der europäischen Sicherheit, daß die Bun-
desrepublik nach Beitritt zum Nordatlantikvertrag 
ihre Bemühungen dahin richtet, das gesamte Bun-
desgebiet einem einzigen Abschnittskommando zu 
unterstellen und die Abschnittsgrenzen dement-
sprechend zu ändern." 

Während der Ausschußberatungen wurde sei-
tens der Bundesregierung klargestellt, nach den 
Verträgen bestehe eine Verpflichtung der Bundes-
republik, an der Verteidigung der freien Welt mit-
zuwirken, nur insoweit, als es sich um Staaten 
handelt, die durch die gegenseitigen Beistandsab-
reden gebunden sind. Es bestehe also keine Ver-
pflichtung der Bundesrepublik, sich beispielsweise 
für die Verteidigung Spaniens oder Jugoslawiens 
zu engagieren. Das schließe nicht aus, daß man es 
im Falle eines Angriffs auf ein solches außerhalb 
der Verträge stehendes Land nach dem allgemei-
nen völkerrechtlichen Begriff der kollektiven 
Selbstverteidigung doch im gemeinsamen Interesse 
für notwendig erachte, für die Verteidigung dieses 
Landes einzustehen. Jedes Land ist völkerrechtlich 
berechtigt, ein anderes Land zu verteidigen, das 
Opfer eines rechtswidrigen Angriffs geworden ist; 
dieser Grundsatz des allgemeinen Völkerrechts hat 
in der Charta der Vereinten Nationen noch einmal 
seinen besonderen Ausdruck gefunden. In diesem 
Sinne wäre eine Beteiligung der Bundesrepublik 
an der Verteidigung auch eines außerhalb der Ver- 
träge stehenden Landes denkbar; eine Verpflich-
tung hierzu besteht jedoch nicht. 

Zu dem Begriff der „freien Welt", der in die 
übrigen Bündnisbestimmungen eingeordnet ist, war 
schon bei ,den Beratungen im Jahre 1952 die Frage 
aufgeworfen worden, ob es sich um die Freiheit im 
Sinne einer demokratischen Grundordnung oder 
nur um Freiheit von sowjetischer Herrschaft han-
dele. Es war der Besorgnis Ausdruck gegeben wor-
den, daß ausschließlich militärpolitische Erwägun-
gen zu bedenklichen politischen Konsequenzen 
führen und die Bundesrepublik etwa durch eine 
Mitverantwortung für die Kolonialpolitik anderer 
Mächte belasten könnten. Andererseits, so wurde 
damals festgestellt, dürfte der Begriff der freien 
westlichen Welt nicht so ausgelegt werden, als ob 
er einen Gegensatz zu den Völkern Asiens ent-
hielte. 

J. Begrenzung und Kontrolle der Rüstungen 

Durch ,die Protokolle Nr. II bis IV zum WEU-Ver-
trag werden die begrenzenden Elemente des frühe- 



ren EVG-Vertrages weitgehend wiederaufge-
nommen. 

Die der NATO unterstellten Streitkräfte der kon-
tinentaleuropäischen Vertragsstaaten werden auf 
das für die EVG festgelegte Höchstmaß begrenzt. 
Darüber 'hinaus erfolgt eine Begrenzung der Ge-
samtstärke. Im gleichen Protokoll ist die britische 
Verpflichtung festgelegt, vier Divisionen und eine 
taktische Luftflotte auf dem Kontinent zu halten. 
Wie erwähnt, wird die Überwachung der Einhal-
tung der Höchstgrenzen der Truppenstärke, soweit 
die Truppen der NATO unterstellt sind, von dieser 
und nicht von der WEU durchgeführt. 

Die Waffenrüstung der Bundesrepublik wird — 
über die allgemeine Kontrolle hinaus — durch die 
Verzichterklärung der Bundesregierung begrenzt 
sein, einmal unabdingbar hinsichtlich der Herstel-
lung atomarischer, biologischer und chemischer 
Waffen (ABC-Waffen), zum andern hinsichtlich der 
Herstellung weiterer schwerer Waffen (Großkriegs-
schiffe, Langstreckenbomber, ferngelenkte Ge-
schosse); im letzteren Fall in gegenüber dem EVG

-

Vertrag abgeschwächter Form. Der Begriff der 
„strategisch gefährdeten Zone" taucht im neuen 
Vertragswerk nicht mehr auf. Die zivile Forschung 
und Produktion sollen nicht beeinträchtigt werden. 
Änderungen und Streichungen in der Liste, die 
die schweren Waffen enthält, auf deren Herstel-
lung die Bundesrepublik verzichtet, können mit 
Zweidrittelmehrheit durch den WEU-Rat beschlos

-

sen werden. Die Möglichkeit zur Entgegennahme 
von off-shore-Aufträgen ist gegeben. 

Nach dem EVG-Vertrag waren Rüstungen ver-
boten, soweit sie nicht ausdrücklich erlaubt waren. 
Nach dem WEU-Vertrag sind sie grundsätzlich  er-
laubt, soweit nicht ein ausdrückliches Verbot vor-
liegt. Die Höhe der Bestände an ABC-Waffen auf 
dem Kontinent wird durch Mehrheitsbeschluß fest-
gelegt. Das Verzeichnis der der Kontrolle unter-
liegenden Rüstungstypen ist neu zusammengestellt 
worden; Änderungen erfordern Einstimmigkeit. 

Das Rüstungskontrollamt der WEU übt eine Be-
stands-, nicht eine Herstellungskontrolle aus. Ein-
blick in Herstellungsverfahren braucht ihm nicht 
gegeben zu werden. Möglichkeiten der Industrie-
spionage sollen ausgeschaltet werden. Das Amt ist 
auf die  Kontrollfunktion beschränkt. Maßnahmen 
auf Grund des Ergebnisses der Kontrollen kann 
nur der Rat ergreifen. Indiesem Zusammenhang 
ist darauf hingewiesen worden, daß diese elastische 
Form der Kontrolle, von der es heißt, sie sei „im 
Geist einer harmonischen Zusammenarbeit" auszu-
führen, sicherlich manchen Bedenken Rechnung 
trägt, die gegen eine straffere Regelung vorgebracht 
werden können. Es wurde jedoch zu bedenken ge-
geben, daß das für die WEU vorgesehene Verf ah-
ren einem System kollektiver Sicherheit kaum als 
Modell dienen könne; eine Überwachung der Her-
stellung von Atomwaffen auf größeren Gebieten als 
dem der westdeutschen Bundesrepublik werde auf 
diese Weise nicht möglich sein. Der Berichterstatter 
verweist im übrigen auf den Besonderen Bericht 
des Sicherheitsausschusses unter C III und IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat sich 
gleichfalls mit den Fragen der Rüstungskontrolle 
befaßt und nach Prüfung der Vertragstexte fest-
gestellt: 

„a) Der Ausschuß trug trotz der begrüßens-
werten Fortschritte gegenüber Art. 107 des EVG
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Vertrages Bedenken dahingehend vor, daß die 
Einrichtung des Amtes für Rüstungskontrolle ge

-

eignet sei, Industriespionage in den Mitglied-
ländern zu treiben. Diesem Einwand wurde 
seitens der Regierungsvertreter unter Hinweis 
auf Art. 10 des  Protokolls Nr. IV und die Präam-
beln zu den Anlagen II und III des Protokolls 
Nr. III begegnet. Danach darf sich das Amt nur 
mit dem Ausstoß an Fertigfabrikaten und Be-
standteilen der in den Anlagen II, III und IV zu 
Protokoll Nr. III genannten Gegenstände befassen 
und nicht mit dem Herstellungsverfahren. 
Außerdem soll die mengenmäßige Lagerkontrolle 
bei den Fertigungsbetrieben nicht in deren Fer-
tigungsabteilungen, sondern in ihren Depots und 
in den militärischen Arsenalen durchgeführt wer-
den (vgl. Protokoll Nr. IV Art. 7 Abs. 2 Buch-
stabe b). Die an dieser Stelle und in Art. 12 des 
Protokolls Nr. IV erwähnten Stichproben, Besich-
tigungen und Inspektionen in den Anlagen (Fer-
tigungsabteilungen) beziehen sich nur auf die Kon-
trolle der Einhaltung der Herstellungsverzichte, 
nicht aber auf die mengenmäßigen Lagerkontrol-
len für die im Protokoll Nr. III Anlage IV aufge-
führten Gegenstände. Die Präambeln zu den An-
lagen II und III des Protokolls sollen sicherstellen, 
daß Einrichtungen, Geräte und Substanzen für 
zivile Zwecke nicht von der Kontrolle des Amtes 
erfaßt werden. Im übrigen wird es auf die noch 
zu vereinbarende Geschäftsordnung des Amtes 
ankommen, inwieweit der Werkspionage vorge-
beugt werden kann. Eine private widerrechtliche 
Ausnutzung der im Dienst erworbenen Kenntnisse 
der Angestellten des Amtes ist nach der Auffas-
sung der Regierungsvertreter gemäß Art. 6 des 
Protokolls Nr. IV unterbunden worden. 

b) Im Anschluß hieran nahm der Ausschuß 
Ausführungen des Bundeswirtschaftsministers zu 
den Pariser Verhandlungen über einen Rüstungs-
pool entgegen. Eine Präjudizierung durch die am 
17. Januar 1955 in Paris begonnenen Sachver-
ständigen-Besprechungen ist entgegen der An-
sicht einer Minderheit im Ausschuß nicht zu be-
fürchten, da die Bundesregierung dargetan hat, 
daß die  Entschließung über Rüstungsproduktion 
und -standardisierung der Neunmächte-Konferenz 
am 21. Oktober 1954 nicht zu den ratifizierungs-
bedürftigen Anlagen des vorliegenden Gesetzes 
gehört. (Vgl. Art. 1 des Gesetzes, nach dem nur 
die am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten 
Protokolle .und Anlagen zu ratifizieren sind.)" 

K. Verpflichtung zu Wiederbewaffnung? 
Vor dem Ausschuß wurde darauf hingewiesen, 

daß die Bundesrepublik nach dem EVG-Vertrag 
nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet war, 
12 Divisionen zu stellen. Im WEU-Vertrag ist eine 
obere Grenze gesetzt, die die Bundesrepublik nicht 
überschreiten darf. Das sei gewissermaßen der 
grundsätzliche Rahmen, während das Maß des deut-
schen Beitrags durch das vorliegende Vertragswerk 
rechtlich nicht fixiert sei. Daraus ergab sich die 
Frage, ob für die Bundesrepublik eine Ver-
pflichtung bestehe, die vorgesehenen 12 Divisio-
nen zu stellen. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß der Nord-
atlantikvertrag die militärische Hilfeleistung im 
Falle eines Angriffs nur als eine von mehreren 
Möglichkeiten der Beistandsleistung vorsieht und 
in das Ermessen des einzelnen Staates stellt. Nach 
dem Wortlaut des Vertrages sind die Mitglieder — 
wie es  in  der Begründung der Bundesregierung 



heißt — „nicht verpflichtet, mit militärischen Mit-
teln Beistand zu leisten, vielmehr steht es ihnen 
frei, ob sie ihre Bestandspflicht mit diesen oder 
mit sonstigen Mitteln erfüllen wollen". 

Was der einzelne Vertragspartner des Nord-
atlantikvertrages zu stellen hat, wird durch die vor-
erwähnte jährliche Empfehlung des NATO-Rates, 
der die Mindestleistung bestimmt, festgelegt. Diese 
Empfehlung setzt Einstimmigkeit voraus, d. h. daß 
auch im deutschen Fall die Zustimmung der  Bundes-
republik  erforderlich wäre und zumindest theo-
retisch die Möglichkeit bestünde, die Verpflichtung 
der Bundesrepublik auf eine geringere Zahl von 
Streitkräften zu begrenzen. Da die Bundesregie-
rung dem Bundestag verantwortlich ist und da der 
Bundestag in der Feststellung des Haushalts die 
Mittel für eine geringere Zahl von Streitkräften 
bewilligen kann, sei, so wurde argumentiert, durch-
aus offen, wie hoch der Verteidigungsbeitrag der 
Bundesrepublik sein werde. In gleichem Zusam-
menhang wurde auch erörtert, welche rechtlichen 
und politischen Folgen eintreten würden, wenn sich 
die Bundesrepublik entschlösse, keine bewaffneten 
Streitkräfte aufzustellen oder sie später wieder 
aufzulösen. 

Von seiten der Bundesregierung wurde geant-
wortet: Man müsse davon ausgehen, daß die Bei-
standspflicht des NATO-Vertrages, vor allem aber 
des WEU-Vertrages, die Rechtspflicht zur Aufstel-
lung von Streitkräften einschließe. Die Bundes-
republik müsse nach Treu und Glauben", ent-
sprechend dem Maß ihrer Kräfte, grundsätzlich im 
gleichen Umfang wie 'die in vergleichbarer Lage 
befindlichen anderen Teilnehmerstaaten, zur Hilfe-
leistung mit militärischen Machtmitteln imstande 
sein. Rechtlich ergebe sich die Pflicht insbesondere 
aus der automatischen militärischen Hilfeleistung, 
wie sie der WEU-Vertrag vorsieht, aber auch die 
formal einer freien Entscheidung vorbehaltene 
Hilfeleistung nach dem NATO-Vertrag unterliege 
einem gewissen Automatismus. Wenn man sich dort 
mit einer allgemein gehaltenen Zusage der Hilfe-
leistung begnüge, so sei das im wesentlichen durch 
das Verfassungsrecht der Vereinigten Staaten be-
dingt. Die politische und organisatorische Entwick-
lung lasse ein 'gemeinsames militärisches Auftreten 
der NATO-Mächte im Falle eines Angriffs ver-
muten. 

Der Sicherheitsausschuß kommt auch zu der 
Feststellung, daß politisch ein Unterschied zwischen 
der Wirkung der beiden Verträge im Augenblick 
kaum bestehen 'dürfte. Seiner Meinung nach „wäre 
der Gedanke sinnwidrig, die Bundesrepublik sei 
bei Ratifizierung des  Vertragswerkes im Hinblick 
auf die vorerwähnte derzeitige formale Lücke im 
Vertragstext in der Lage, auf die Aufstellung von 
Streitkräften überhaupt zu verzichten". 

Nichtsdestoweniger ist vor dem federführenden 
Ausschuß festgehalten worden, daß der Bundestag 
in bezug auf die Bestimmung des konkreten Maßes 
dies 'deutschen Beitrags das letzte und entscheidende 
Wort habe, und es ist von seiten der Bundesregie-
rung  vorausgesetzt worden, daß dabei politische Er-
wägungen eine Rolle spielen werden. Eine Herab-
setzung der deutschen Leistungen, die hinter dem 
üblicherweise Zumutbaren offensichtlich zurück-
bleiben würde, könnte freilich auf den Willen der 
anderen Vertragsstaaten, ihrerseits die Verteidigung 
Deutschlands wirksam zu übernehmen, beträcht-
lichen Einfluß haben. 

L. Weitere verfassungsrechtliche 
und rechtspolitische Gesichtspunkte 

Der Berichterstatter verweist auf die durch die 
Abg. Dr. W a h 1 und Dr. Arndt erstatteten Gut-
achten der Mehrheit und der Minderheit des Aus-
schusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht. 
Das Mehrheitsgutachten vertritt die Meinung, 
Zweifel über die verfassungsmäßige Vereinbarkeit 
der Zustimmungsgesetze zum vorliegenden Ver-
tragswerk seien durch die Änderung des Grund-
gesetzes ausgeräumt. 

Während der Beratungen des federführenden 
Ausschusses wurde, wie auch von den Bericht-
erstattern des Rechtsausschusses erörtert, die Frage 
aufgeworfen, wie die Bundesregierung das Recht 
der Kriegserklärung zu klären gedenke. Vertreter 
der Regierung legten dar, diese Frage sei dem 
Staatsrecht vorbehalten, und es werde erwogen, 
welche Ergänzungen des Grundgesetzes und welche 
Akte der Gesetzgebung nach der Ratifizierung und 
nach näherer Prüfung erforderlich seien, um das 
Vertragswerk durchführen zu können. 

Es wurde festgestellt, daß ein Junktim zwischen 
dem Deutschlandvertrag und idem Verteidigungs-
beitrag technisch und rechtlich nicht mehr bestehe. 
Wenn man aber den politischen Gehalt der beiden 
Vertragskomplexe betrachte, so erkenne man, daß 
ein politischer, sachlicher und praktischer Zusam-
menhang zwischen den beiden Komplexen weit-
gehend aufrechterhalten ist. 

WEU und NATO sind, wie die Texte ausweisen, 
auch rechtlich miteinander verzahnt; der Beitritt 
der Bundesrepublik zur WEU ist erst mit dem Bei-
tritt zur NATO geregelt. Aber auch für den Zusam-
menhang zwischen den übrigen Verträgen ist durch 
die Pariser Vereinbarungen ein tatsächliches Junk-
tim hergestellt worden. In der Entschließung des 
Nordatlantikrates heißt es beispielsweise, der Rat 
erkenne an, daß alle Vereinbarungen, die sich aus 
der Londoner Konferenz ergeben, Teile einer allge-
meinen Regelung bilden; sie gingen unmittelbar 
oder mittelbar alle NATO-Mächte an und würden 
daher dem Rat zur Kenntnisnahme und zur Be-
schlußfassung vorgelegt. Das Junktim bezieht sich 
allerdings nicht auf das Abkommen über das Statut 
der Saar. Die Erkenntnis von der Einheitlichkeit 
des gesamten Vertragswerks hat bei der Abgabe 
der Voten im Ausschuß eine Rolle gespielt. 

Von selten der Bundesregierung wurde auf Be-
fragen darauf hingewiesen, der Deutschlandvertrag 
könne an sich auch in Kraft treten, ohne daß 
gleichzeitig die Abmachungen über den Verteidi-
gungsbeitrag in Kraft gesetzt würden. Die tatsäch-
liche Entwicklung im politischen Raum, wurde hin-
zugefügt, mache es freilich überaus unwahrschein-
lich, daß dieser Fall eintreten könne. Das gilt ins-
besondere, nachdem die französische Regierung 
durch ein inneres Junktim gebunden ist, nämlich 
durch das „Amendement Palewski", das bei der 
Ratifizierungsdebatte der französischen National-
versammlung angenommen wurde. 

In Anknüpfung an Art. 10 des Deutschlandver-
trages wurden Betrachtungen wegen einer Revi-
sionsmöglichkeit des WEU- und des NATO-Ver-
trages angestellt: Der NATO-Vertrag sieht eine 
Revisionsklausel vor, die nach zehnjähriger Dauer 
des  Vertrages, also vom 4. April 1959 an, wirksam 
wird, wenn ein Staat einen entsprechenden Antrag 
stellt; im übrigen gilt der Pakt auf zwanzig Jahre. 
Der Vertrag über die WEU enthält eine derartige 
Klausel nicht. Hier ist nur jeder Staat nach Ablauf 



eines Zeitraums von fünfzig Jahren zum Austritt 
berechtigt. 

Über diese Bestimmungen hinaus gelte jedoch, so 
legten die Vertreter der Regierung dar, bei allen 
Verträgen ,der völkerrechtliche Grundsatz, der bei 
einer wesentlichen Veränderung der tatsächlichen 
Gegebenheiten zu einer Überprüfung der getrof-
fenen Vereinbarungen berechtigt. Das Minderheits-
gutachten des Rechtsausschusses bestreitet diese 
Rechtsauffassung. 

Auf die grundsätzliche Frage, ob eine Anwendung 
der Revisionsklausel des Deutschlandvertrages 
irgendeine Rückwirkung auf die Rechtskraft der 
Verträge über die WEU oder die NATO haben 
würde, wurde seitens der Regierungsvertreter ge-
antwortet: Ohne Kenntnis weiterer Einzelheiten 
der Lage, die sich im Augenblick einer solchen 
Revision des Deutschlandvertrages vorfinden würde, 
lasse sich nicht sagen, ob eine Anpassung oder Ab-
änderung der genannten Verträge dann gefordert 
werden könne. 

M. Wirtschaftspolitische Gesichtspunkte 
Im federführenden Ausschuß wurde u. a. die 

Frage erörtert, ob die vorgesehenen Methoden der 
Rüstungskontrolle von einer einseitigen, diskrimi-
nierenden Wirkung auf die deutsche Wirtschaft 
sein könnten. Die Frage wurde verneint. Der Aus-
schuß nahm außerdem Informationen über die 
Verhandlungen über eine Rüstungsgemeinschaft 
und über die dazu von französischer Seite unter-
breiteten Vorschläge entgegen. Von seiten der Bun-
desregierung wurde die Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit auch auf diesem Gebiet betont, jedoch 
nicht in der Form eines mechanischen Zwangs. Die 
Regierung ist überzeugt, zu einer Regelung ge-
langen zu können, die neben den gemeinsamen In-
teressen der WEU-Staaten auch den berechtigten 
Interessen der einzelnen Volkswirtschaften Rech-
nung trägt. 

Zu den möglichen Auswirkungen der Rüstungs-
kontrolle auf die deutsche Wirtschaft wird auf die 
unter J dieses Berichts wiedergegebenen Erwä-
gungen des Wirtschaftspolitischen Ausschusses ver-
wiesen, außerdem auf den Besonderen Bericht des 
Sicherheits-Ausschusses unter D V. Letzterem Be-
richt sind „Leitsätze" für die Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium und 
dem Verteidigungsressort beigefügt. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat dem 
federführenden Ausschuß einen Beschluß un-
terbreitet, in dem es heißt, „daß die Durchführung 
der Verträge ohne eine den sozialen Fortschritt 
hemmende Belastung des Güter- und Arbeitsmark-
tes und ohne eine Störung des Wirtschaftsablaufs 
sichergestellt werden kann". Der Ausschuß habe 
anerkannt, daß „der Vertrag über  den  Beitritt der 
Bundesrepublik zur Westeuropäischen Gemein-
schaft und zum Nordatlantikvertrag bei der Auf-
stellung der deutschen Truppen und deren Aus-
rüstung die eigene Verantwortlichkeit wahrt und 
daß der Erlaß der hierzu erforderlichen Gesetze 
allein in deutscher Zuständigkeit liegt". 

In einem durch Abg. Dr. Löhr unterbreiteten 
Bericht des gleichen Ausschusses wird im einzel-
nen zu Problemen des Beschaffungswesens und der 
Arbeitsmarktentwicklung Stellung genommen. Zum 
ersteren wird darauf Bezug genommen, daß das 

Beschaffungswesen nach den Pariser Verträgen 
eine nationale Angelegenheit geblieben sei. Der 
Ausschuß führt im einzelnen aus: 

a) Dem für die Rüstungszwecke notwendigen 
Finanzbedarf stellt der Bundeswirtschaftsmini-
ster die Entwicklung des Sozialprodukts gegen-
über. Er verweist auf das im Jahre 1954 auf 
145 Milliarden DM angestiegene deutsche Sozial-
produkt, dem im ersten Jahre nach Inkrafttreten 
der Pariser Verträge ein Rüstungsaufwand von 
9 Milliarden DM gegenüberstehe. Die Bundes-
regierung sei bestrebt, den Rüstungsbedarf mit 
den Mitteln der sozialen Marktwirtschaft zu 
decken. Dieses bedeute, daß der rüstungswirt-
schaftliche Bedarf kein Fremdkörper in der deut-
schen Volkswirtschaft sein dürfe, so daß durch 
die Deckung des rüstungswirtschaftlichen Be-
darfs der Lebensstandard der Bevölkerung nicht 
absinken werde. 

b) Die Vertreter der Opposition vermochten sich 
diesen Ausführungen nicht anzuschließen. Eine 
Minderheit des Ausschusses begehrte Näheres 
über den Finanzbedarf für die Rüstung für die 
nächsten Jahre zu erfahren. Von Seiten der Bun-
desregierung wurde diesem Wunsch mit dem 
Hinweis darauf begegnet, daß sich der finanzielle 
Aufwand auf Grund von einstimmig zu fassenden 
NATO-Empfehlungen gestalten würde, die die 
angestrebte Schlagkraft der Truppe in Verbin-
dung  mit ihrer Ausrüstung zum Gegenstand 
habe. Bei diesen Empfehlungen würde das für 
jeden Mitgliedstaat „zumutbare Maß" am Sozial-
produkt dieses Staates gemessen. Selbst wenn 
aber diese Empfehlungen über das für einen Mit-
gliedstaat erträgliche Maß hinausgehen sollten, so 
wäre dieser nicht verpflichtet, die Mittel in der 
empfohlenen Höhe bereitzustellen, wenn die ge-
setzgebenden Körperschaften ihr Einverständnis 
hierzu nicht gäben. 

c) Eine Minderheit des Ausschusses trug dar-
über hinaus Bedenken vor, ob die Deckung des 
Rüstungsbedarfs unter Anwendung der Regeln 
des freien Wettbewerbs tatsächlich zufrieden-
stellend und ohne Schädigung des zivilen und 
sonstigen Bedarfs erfolgen könne. Demgegen-
über wurde von Seiten der Bundesregierung an-
gedeutet, daß in Fortführung der Liberalisie-
rungs- und der Zollpolitik weitere geeignete 
Maßnahmen getroffen werden könnten. In diesem 
Zusammenhang stellte der Bundeswirtschafts-
minister für die wirkungsvolle Handhabung der 
Zölle erforderlichenfalls einen besonderen An-
trag in Aussicht. 

d) Für die Errichtung und schlagkräftige Ar-
beitsweise einer Beschaffungsorganisation wurde 
von Seiten der Bundesregierung auf die Leit-
sätze vom 2. November 1954 verwiesen, die für 
die Zusammenarbeit zwischen dem Bundeswirt-
schaftsministerium und dem Verteidigungsressort 
— unbeschadet der Zuständigkeit anderer Res-
sorts — vereinbart wurden. Nach den Ausführun-
gen ,des Bundeswirtschaftsministers erheben die 
Leitsätze keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Sie bedürfen der Ergänzung insbesondere im 
Hinblick auf die Erstellung von Verfahrensricht-
linien. 

Eine eingehende Diskussion der Leitsätze fand 
nicht statt. Der Ausschuß wird sie in Verbindung 
mit dem Wirtschaftssicherungsgesetz eingehen-
der beraten. 



Zur Arbeitsmarktentwicklung heißt es, die Bun-
desregierung habe auf die Tatsache hingewiesen, 
daß einer relativ großen Zunahme der Beschäf-
tigtenzahl eine verhältnismäßig geringe Abnahme 
der Arbeitslosenziffer gegenübersteht, und daß so-
mit der Kreis der Menschen, der zum Arbeitsmarkt 
drängt, wesentlich größer ist, als das bei der Ver-
ringerung der Arbeitslosenziffer sichtbar wird. Für 
diese Erscheinung sei ursächlich, daß in den letz-
ten Jahren die wesentlich stärkeren Geburtenjahr-
gänge in das Wirtschaftsleben getreten seien und 
daß der Kreis der Menschen, die, ohne ihre Arbeits-
kraft anzubieten, leben, ständig abnehme. Schließ-
lich vergrößere sich laufend der Prozentsatz der ar-
beitenden Frauen. Die Arbeitslosenziffer betrage 
zur Zeit im Jahresdurchschnitt 1,2 Mio, worin min-
destens eine weitere Reserve von 600 000 arbeits-
fähigen Menschen enthalten sei: 

Der Ausschuß trägt Bedenken dahingehend 
vor, daß die künftigen Jahrgänge der Schulent-
lassenen wesentlich schwächer seien als die Jahr-
gänge in der heutigen Zeit, daß der Andrang 
weiblicher Arbeitskräfte einmal seine Grenze er-
reiche und daß schließlich eine auf technischem 
Gebiet gut ausgerüstete Streitmacht mindestens 
zu 35 v. H. aus Facharbeitern rekrutiert werden 
müßte. Erschwerend wirkt sich hierbei aus, daß 
auch an die zahlreichen Arbeitskräfte, die zur 
Erhaltung der Schlagkraft der Truppen einge-
setzt und daher ebenfalls der Wirtschaft ent-
zogen werden, besondere berufliche Anforderun-
gen zu stellen sind. 

Demgegenüber weist der Bundesarbeits-
minister auf den fortschreitenden Rationali-
sierungsprozeß in der gesamten Wirtschaft hin, 
der auch menschliche Arbeitskräfte freimache. 
Weitere Arbeitskräfte seien aus der werteschaf-
fenden Arbeitslosenfürsorge, deren Zubringer-
betrieben, den Dienstgruppen und dem sonstigen 
Personal der Besatzungsmächte zu aktivieren. 

Durch eine geschickte Finanzierungspolitik 
lasse sich auch die Bausaison nicht unbeträchtlich 
verlängern, so daß auch dem in etwa zu erwar-
tenden Mangel an Baufacharbeitern die größte 
Wirkung genommen werden kann. Diese Auf f as-
sung  wird sowohl von den maßgeblichen Vertre-
tern der Bauwirtschaft als auch der Gewerk-
schaft gestützt. Der Regierungsvertreter wider-
sprach der Befürchtung des Ausschusses, daß 
der Wohnungsbau oder die Bauvorhaben der 
öffentlichen Hand von dem Mangel an Bauarbei-
tern berührt werden. Zur Koordinierung der 
verschiedenen Bauprogramme sei ein intermini-
sterieller Ausschuß vorgesehen, in dem alle auf 
dem Bausektor als Bedarfsträger auftretenden 
Ressorts vertreten sein sollen. Dieser Ausschuß 
hat die Aufgabe, die Bauvorhaben von der Pro-
grammseite her abzustimmen. 

N. Finanzielle und haushaltsmäßige Gesichtspunkte 

Der Berichterstatter verweist hierbei zunächst 
auf den Besonderen Bericht des Sicherheitsaus-
schusses unter D V „Versorgung". Darin heißt es, es 
sei offensichtlich, „daß die Ansätze im Haushalt der 
Bundesrepublik nicht ausreichen, um den ein-
maligen Aufwand für die Aufstellung der vorge-
sehenen deutschen Streitkräfte zu decken". Nicht 
zuletzt werde es vom Umfang der Außenhilfe ab-
hängen, ob der vorgesehene Zeitplan für die Auf-
stellung westdeutscher Streitkräfte eingehalten 
werden kann, wenn eine übermäßige Inanspruch
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nahme der deutschen Leistungskraft vermieden 
werden soll. Der Ausschuß für Fragen der euro-
päischen Sicherheit gibt in Übereinstimmung mit 
dem federführenden Ausschuß der Erwartung Aus-
druck, „daß die Bundesregierung im Atlantikver-
trag keinerlei Empfehlungen über materielle oder 
finanzielle Leistungen der Bundesrepublik zu-
stimmt, bevor sie die zuständigen Ausschüsse des 
Bundestages gehört hat". 

Der Haushaltsausschuß hat durch Abg. Dr. Vogel 
 einen Mehrheitsbericht unterbreiten lassen, in dem 

die künftigen finanziellen Belastungen durch 
den Verteidigungsbeitrag erörtert werden: Infolge 
des noch nicht ausgearbeiteten Programms für die 
Ausstattung der Verbände und die Eigenproduktion 
an Gerät könne das Bundesfinanzministerium die 
volle Höhe der Kosten der Wiederaufrüstung noch 
nicht beziffern. Gesamtkosten könnten deshalb 
nicht genannt werden, weil das Materialprogramm 
Millionen von Einzelposten umfaßt. Es sei auch noch 
nicht über die Ausstattung der einzelnen Divisio-
nen und über die Frage entschieden, welches Gerät 
bei uns produziert und welches vom Ausland be-
zogen wird. Man gehe davon aus, daß die Vereinig-
ten Staaten bei der Erstausstattung die Haupt-
kosten tragen werden. Zu festen finanziellen 
Leistungen habe sich die Bundesregierung in Lon-
don nicht verpflichtet. Die andere Seite erwarte 
von uns aus einem wachsenden deutschen Sozial-
produkt entsprechend wachsende Leistungen. Die 
Bundesrepublik bleibe jedoch Herr der Entschei-
dung, die andere Seite könne ihr nichts vor-
schreiben. 

In bezug auf die laufenden Kosten sei die Bun-
desregierung der Überzeugung — heißt es weiter 
im Bericht des Haushaltsausschusses — , sie könnten 
von einem wachsenden deutschen Sozialprodukt 
getragen werden. Führe das vorgesehene Drei-
jahresprogramm für die Aufstellung der Streit-
kräfte zu einer Überforderung unserer finanziellen 
und wirtschaftlichen Leistungskraft, dann werde 
man mehr Zeit brauchen: „Eine Gesamtkostenziffer 
kann nicht etwa deswegen nicht genannt werden, 
weil man einen zu hohen Betrag fürchtet, sondern 
weil infolge der vorgetragenen Einzelheiten noch 
keine sichere Kalkulationsbasis vorliegt. Man hat 
bis jetzt von keiner Seite, auch nicht von seiten der 
Dienststelle Blank, verbindlich Ziffern wie 60 Mil-
liarden DM in drei Jahren nennen hören. Für das 
Haushaltsjahr 1955 hat die Bundesregierung über 
den Betrag von 9 Milliarden DM hinaus keine 
neuen Mittel angefordert. Da sie nach ihren An-
gaben keine bindenden Verpflichtungen für kom-
mende Haushaltsjahre eingegangen ist, die das 
Bewilligungsrecht des Parlamentes einschränken 
würden, liegen Verteidigungsausgaben der folgen-
den Haushalte im Ermessen des Parlaments." 

Die Minderheit des Haushaltsausschusses hat 
demgegenüber durch Abg. Ritzel ausführen 
lassen, sie befürchte, daß das Gleichgewicht des 
Bundeshaushaltes durch von der Bundesregierung 
nicht genannte tatsächliche Belastungen erschüttert 
werde. Sie befürchte weiter, daß diese Belastung 
auf die Dauer in einem krassen Mißverhältnis zum 
Nationaleinkommen stehe. Die Bundesregierung 
habe über den Aufbau der deutschen Streitkräfte 
verbindliche Angaben nicht gemacht. Nach Aus-
sagen sachverständiger Militärs und auf Grund 
ernsthafter Pressemeldungen bestehe für die Min-
derheit kein Zweifel darüber, daß die Kosten für 
den Aufbau von 12 deutschen Divisionen in der 
vorgesehenen Dreijahresperiode mindestens 60 Mil- 



liarden DM betragen werden. Hinzu kämen die 
Ausgaben für zivilen Luftschutz, die auf min

-

destens 12 Milliarden DM geschätzt würden: 
Eine solche Belastung kann nach Auffassung 
der Minderheit auch aus einem wachsenden 
Sozialprodukt nicht aufgebracht werden. Es ist 
zu befürchten, daß eine zum Teil sogar erkenn-
bar gewollte Einschränkung der deutschen Kon-
kurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt die unab-
wendbare Folge sein wird. Das innenpolitische 
Ergebnis sieht die Minderheit in einer Gefähr-
dung der Währung und in einer Bedrohung des 
Sozialetats. 

O. Verteidigungsbeitrag und Truppenstationierung 

Zu der Problematik, die sich aus dem deutschen 
Beitritt zur WEU und NATO einerseits und der 
Anwesenheit von Streitkräften der WEU- und 
NATO-Mächte auf deutschem Boden andererseits 
ergibt, wird auf den Bericht zum Stationierungs-
vertrag verwiesen. 

Als ein Sonderthema wurde während der Aus-
schußberatungen die Frage aufgeworfen, ob sich 
aus der Ausrüstung der Stationierungstruppen mit 
taktischen Atomwaffen zusätzliche Gefahren für die 
Bundesrepublik ergeben können. In diesem Zu-
sammenhang wurde auch erörtert, was für den  Fall 
einer Auseinandersetzung mit Atomwaffen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung getan werden kann. 

Der Vertreter der Bundesregierung betonte, daß 
der Regierung bekannt sei, in welchem Umfang die 
Truppen der derzeitigen Besatzungsmächte mit 
atomarischen Waffen ausgerüstet sind; vor der 
ersten Zuführung solcher Waffen sei die Bundes-
regierung konsultiert worden. Es wurde weiter 
festgestellt, daß nach Inkrafttreten der Verträge 
nicht die Möglichkeit bestehen wird, taktische 
Atomwaffen oder andere Atomwaffen ohne Einver-
ständnis der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik zu stationieren. 

Die Regierung sei nicht der Meinung, so wurde 
ausgeführt, daß sich aus der Ausrüstung der bei 
uns stationierten .ausländischen Truppen mit Atom-
waffen zusätzliche Gefahren ergeben. Sie sehe 
hierin vielmehr eine Verstärkung der Abwehr-
kraft. Was den Schutz der Zivilbevölkerung angehe, 
so sei die Bundesregierung bereits seit einigen 
Monaten an den Arbeiten jenes Ausschusses der 
NATO beteiligt, der mit der Bearbeitung dieses 
Problems befaßt ist. 

Im Ausschuß herrschte Einverständnis darüber, 
daß im Falle eines militärischen Konflikts über den 
Einsatz atomarischer Waffen nicht allein unter 
militärischen Gesichtspunkten und durch mili-
tärische Befehlsorgane entschieden werden dürfte, 
sondern daß die Entscheidung bei den verantwort-
lichen politischen Organen liegen müsse. Hierzu 
wurde — in  Übereinstimmung mit Ausführungen 
Sir Anthony Edens vor dem Britischen Unterhaus 
— mitgeteilt, im Rahmen der NATO werde die Ent-
scheidung hierüber nicht beim militärischen Ober-
kommando, sondern beim Rat liegen. 

P. Votum des Ausschusses 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist nach Prüfung dieses Teils des Vertragswerks 
und auf Grund der in vorliegendem Bericht zusam-
mengefaßten Gesichtspunkte in seiner Mehrheit zu 
dem Ergebnis gelangt, dem Bundestag die An-
nahme des Zustimmungsgesetzes betreffend den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Brüs-
seler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 
empfehlen zu sollen. 

Bonn, den 16. Februar 1955 

Brandt (Berlin) 
Generalberichterstatter 
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A. Die militärpolitische Konstruktion des 
Vertragswerkes 

Das Vertragswerk, das an die Stelle des  alten 
Deutschlandvertrages und des Vertrages über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft mit  ihren 
Nebenabkommen tritt, hat wesentliche Modifikatio-
nen auf militärpolitischem Gebiet erhalten. Sie 
kommen in der Hauptsache in den im vorliegenden 
Gesetzentwurf genannten Verträgen zum Ausdruck. 



Die neuen Verträge dienen u. a. dem Zweck, den 
gleichen Grad der militärischen Sicherheit zu er-
reichen, wie er durch die Europäische Verteidi-
gungsgemeinschaft erzielt werden sollte, aber sie 
verfolgen diesen Zweck auf zum großen Teil völlig 
anderen Wegen. Im wesentlichen 'bedeuten die 
neuen Vertrage eine Verlagerung von der  supra-
nationalen in  die  nationale Zuständigkeit. 

Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft war 
eine zum Teil komplizierte, aber einheitliche Kon-
struktion. Ihre Elemente sind zum großen Teil 
heute noch vorhanden, jedoch transformiert in 
mehrfache, voneinander unterschiedene, wenn auch 
miteinander verzahnte Konstruktionen. Das Ver-
tragswerk erscheint damit nicht mehr als von einer 
Stelle beherrscht oderwenigstensdirigiert. 

Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft sollte 
unmittelbar der Einigung Europas durch die Schaf-
fung einer supranationalen Militärunion dienen. 
In erster Linie sollte die militärische Integration, 
die  sonst im allgemeinen erst in Kriegszeiten er-
folgt, jetzt, da sie als unvermeidbar erkannt wird, 

 bereits im Frieden vorgenommen werden und da-
mat für den Ernstfall die  Wirksamkeit des mili-
tärischen Schutzes erhöhen. Sodann aber sollte sie 
durch Überwindung des nationalstaatlichen Souve-
ränitätsgedankens an seiner entscheidenden Stelle, 
nämlich auf dem Gebiet der Militärhoheit, und 
Schaffung supranationaler Entscheidungsinstanzen 
auf militärischem Gebiet den förderativen Zusam-
menschluß Europas nicht nur vorbereiten, sondern 
im kritischen Punkte bereits verwirklichen. 

Dieses politische Ziel wird durch das neue Ver-
tragswerk nicht erreicht, wenn auch der Weg zu 
einer politischen Integration im allgemeinen und 
einer militärpolitischen Integration 'im besonderen 
nicht verbaut ist, ja durch einige Ansatzpunkte in 
Zukunft erleichtert werden kann. Es ist jedoch 
keine supranationale europäische Militärhoheit ge-
schaffen, sondern es sind durch den Brüsseler Ver-
trag nur negativ einige Beschränkungen der na-
tionalen Militärhoheit — und zwar für alle betei-
ligten Nationen — ausgesprochen. Das Ziel einer 
militärischen Integration wird jedoch auf dem 
Wege über den Nordatlantikvertrag angestrebt und 
in anderer Weise erreicht. 

Während beim alten Vertragswerk trotz mancher 
verbliebenen nationalen Zuständigkeiten und trotz 
des Einbaues der Europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft in die Nordatlantikvertragorganisa-
tion das Schwergewicht der Kompetenzen bei den 
Institutionen der Verteidigungsgemeinschaft, also 
an europäischer supranationaler Stelle lag, ver-
teilen sich nunmehr die Zuständigkeiten auf drei 
Ebenen, die nationale, die der Westeuropäischen 
Union (WEU) und die der Nordatlantikvertrag
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organisation (NATO). Dabei gilt als Grundsatz, daß 
alle Fragen, für die nicht eine Zuständigkeit der 
WEU oder der NATO vertraglich begründet wurde, 
im Bereich der nationalen Kompetenz verbleiben. 

Rechtlich liegt das Schwergewicht auf der natio-
nalen Ebene. In ihre Zuständigkeit fällt die  Mehr-
zahl der  früher geplanten militärischen Kompeten-
zen der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
(EVG). Ein großer Teil des Inhalts des Berichts des 
50. Bundestagsausschusses zur Mitberatung des 
EVG-Vertrages und der damit zusammenhängenden 
Abmachungen (Drucksache Nr. 3900 der 1. Wahl-
periode, Bericht der Abg. Strauß, Erler und 
Dr. J aeger auf Seiten 98 ff.) ist damit nicht mehr 
Gegenstand der gegenwärtigen Regelung und des 

vorliegenden Berichts. Das gilt insbesondere auch 
für die Fragen der Wehrverfassung, des inneren 
Gefüges, des Personalwesens, des Haushalts und 
der mit dem Aufbau der Streitkräfte zusammen-
hängenden Gerichtsbarkeit. Auf allen diesen Ge-
bieten werden nach Inkrafttreten des Vertrags-
werkes nationale Regelungen getroffen werden 
müssen. 

Am meisten begrenzt sind die Zuständigkeiten 
auf der zweiten Ebene, der Westeuropäischen 
Union. Ihhre positive Bedeutung liegt in der präzi-
sen Formulierung der Beistandsverpflichtung, im 
übrigen hat sie einige restriktive Bestandteile der 

 EVG übernommen, nämlich gewisse Rüstungskon-
trollen. Ansätze zur Integration, etwa durch die 
Schaffung einer Gemeinsamen Versammlung, soll-
ten nicht übersehen werden, vermögen aber gegen-
wärtig der Westeuropäischen Union nicht einmal 
annähernd jene Bedeutung zu geben, die  der EVG 
zugekommen wäre. 

Stärker ist die Idritte Ebene, die der  NATO, aus-
gebaut. Hier erscheinen die erhalten gebliebenen 
positiven militärischen Regelungen der EVG. Sie 
finden zwar keine so exakte juristische Ausprägung 
und schaffen damit keine so strenge politische Bin-
dung wie bei der EVG,aber sie erreichen doch die 

 notwendigen Voraussetzungen der  militärischen 
Organisation für eine gemeinsame Strategie. 

Man muß zwar den Inhalt des Nordatlantikver-
trages wohl noch als internationales und nicht als 
supranationales Recht ansprechen; aber in dem 
Maße, in dem der Ausbau der Organisation des 
Nordatlantikvertrages vervollständigt und der 
Rahmen der Kompetenzen ihrer Organe ausgefüllt 
und in Zukunft wohl auch erweitert wird, können 
sich Behörden und Kompetenzen entwickeln, die 
sich in ihrer Wirksamkeit supranationalen Rege-
lungen annähern. Vor allem aber wird durch die 
NATO eine militärische Integration schon jetzt 
bewirkt. 

Rechtlich muß man die deutschen Streitkräfte, 
die auf Grund des neuen Vertragswerkes entstehen 
sollen, 

 
als eine Nationalarmee ansprechen. Die 

durch WEU und NATO verbundene Streitmacht 
muß deshalb rechtlich als Koalitionsarmee bezeich-
net werden. Faktisch stellt sie jedoch (und zwar 
nicht auf Grund der Bestimmungen der  WEU, son-
dern auf Grund der Bestimmungen der NATO) 
mehr als eine Koalitionsarmee ,dar. Die  Integration 
sowie die gemeinsamen Kommandostellen schaffen 
militärisch zumindest auf 'dem Boden des europäi-
schen Kontinents eine einheitliche Organisation. 

 Insoweit bedeuten auch die neuen Verträge für 
den europäischen Kontinent eine wesentliche Ände-
rung des Begriffs der Nationalarmee. 

B. Gemeinsame Probleme der Westeuropäischen 
Union und der Nordatlantikvertragorganisation 

I. Beistandspflicht 
Das Kernstück der Verträge über die WEU und 

die NATO bildet, wie es zum Wesen eines Ver-
teidigungspaktes gehört, die Beistandspflicht zwi-
schen den  Vertragspartnern. Sie ist im Rahmen der 
WEU prägnanter formuliert und damit mit noch 
stärkeren Verpflichtungen lausgestattet als in der 
NATO. Nach Art.  V desBrüsseler Vertrages werden 
alle Mitgliedstaaten der vertragschließenden Macht, 
die Ziel eines 'bewaffneten Angriffs in Europa 
wird, „alle in  ihrer Macht stehende militärische 



und sonstige Hilfe und Unterstützung leisten". Es 
handelt sich demnach um eineautomatische Bei-
standspflicht, also  die wirksamste Form einer Bei-
standsverpflichtung, die im Rahmen eines Ver-
teidigungspaktes idenkbar ist. Diese Verpflichtung 
entspricht sachlich völlig dem Art. 2 § 3 des Ver-
trages über die Gründung der Europäischen Ver-
teidigungsgemeinschaft (BGBl. II 1954 S. 343 ff.) 
und den Art. 1 und 2 des Vertrages zwischen dem 
Vereinigten Königreich (Großbritannien) und den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Verteldigungs-
gemeinschaft (BGBl. II 1954 S. 421 ff.). 

Die Beistandsverpflichtung des Nordatlantik-
vertrages ist etwas elastischer gehalten. In Art. 5
dieses Vertrages verpflichtet sich jede Partei dazu, 
einem angegriffenen Vertragspartner „Beistand 
zu leisten, indem jede von ihnen unverzüglich  für 
sich im Zusammenwirken mit den anderen Parteien 
die Maßnahmen, einschließlich der Anwendung von 
Waffengewalt, trifft, die sie für erforderlich er-
achtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Ge-
bietes wiederherzustellen und zu erhalten". 

Hier wird die militärische ,Hilfeleistung nur als 
eine von mehreren Arten der Verwirklichung der 

 Beistandsverpflichtung betrachtet und  in das Er-
messen des einzelnen Staates gestellt. Diese Form 
der  Beistandsverpflichtung ist wohl aus Rücksicht 
auf das Verfassungsrecht der Vereinigten Staaten 
elastischer gehalten als die des früher abgeschlos-
senen Brüsseler Vertrages. Politisch dürfte im 
Augenblich ein Unterschied zwischen der  Wirkung 
beider Verträge kaum bestehen. Insbesondere der 
organisatorische Ausbau der NATO durch Auf-
stellung von schon im Frieden bestehenden Ver-
teidigungseinrichtungen würde im Ernstfall prak-
tisch ebenfalls einen automatischen Beistand be-
wirken. Da  Art.  51 der Charta der Vereinten Na-
tionen nur eine Anerkennung des naturrechtlich 
begründeten Rechtes eines Staates, sich gegen einen 
Angriff sofort zur Wehr zu setzen, enthält, bedeutet 
die Bezugnahme auf diesen Artikel in  der hier be-
handelten Bestimmung keinerlei Abschwächung. 

II. Beitritt 
Die völkerrechtliche Grundlage für den Beitritt 

der Bundesrepublik zur NATO ist das Protokoll zum 
Nordatlantikvertrag über den Beitritt der Bundes-
republik Deutschland (Drucksache 1061 S. 59). Nach 
Art. 1 und 2 idieses Protokolls wird  die  Regierung 
der  Vereinigten Staaten von Amerika der Bundes-
republik Deutschland eine Einladung zum Beitritt 
zum Nordatlantikvertrag übermitteln, wenn alle 
Mitgliedstaaten des Nordatlantikvertrages dieses 
Protokoll angenommen haben, die Ratifikation der 
Protokolle zur Änderung und Ergänzung des Brüs-
seler Vertrages und des Abkommens über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in  der Bun-
desrepublik Deutschland durch die beteiligten 
Staaten erfolgt ist und die erforderlichen Mitteilun-
gen hierüber gemacht sind. Umgekehrt bestimmt 
Art. 6 des Protokolls zur Änderung und Ergänzung 
des Brüsseler Vertrages, daß idieses Protokoll nach 
Ratifizierung durch die sieben 'beteiligten Regie-
rungen und nach Hinterlegung der ideutschen Bei-
trittsurkunde zum Nordatlantikvertrag in Kraft 
tritt. Damit wird das Inkrafttreten eines Teils der 
Bestimmungen von dem Inkrafttreten anderer Teile 
abhängig gemacht und das diesbezügliche Vertrags-
werk miteinander verknüpft. Es bildet insoweit 
rechtlich eine Einheit. 

III. Vertragsdauer 
Der Brüsseler Vertrag und der Nordatlantikver-

trag sind auf unbestimmte Dauer abgeschlossen. 
Nach Art. XII des Brüsseler Vertrages besteht erst 
50 Jahre nach seinem ursprünglichen Inkrafttreten 
eine Kündigungsmöglichkeit mit einjähriger Frist 
für jeden Vertragspartner. Die Vertragsdauer ent-
spricht der Vertragsdauer des Vertrages über die 
Gründung der Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft (Art. 128). Nach Art. 13 des Nordatlantik-
vertrages ist eine Kündigungsmöglichkeit nach 
zwanzigjähriger Geltungsdauer mit ebenfalls ein-
jähriger Frist gegeben, jedoch kann zusätzlich nach 
Art. 12 des gleichen Vertrages schon nach zehnjäh-
riger Geltungsdauer auf Antrag einer Partei eine 
Revision des Vertrages stattfinden. 

IV. Deutsche Gleichberechtigung 
Der unmittelbare Beitritt der  Bundesrepublik 

zur NATO, der nach dem EVG-Vertrag noch nicht 
vorgesehen war, verschafft ihr auch im eigent-
lichen militärischen Bereich die volle Gleichberech-
tigung. 

C. Die Westeuropäische Union (WEU) 

I. Aufgaben und Bedeutung des Brüsseler Vertrages 

Der Brüsseler Vertrag wurde am 17. März 1948 
zwischen den  fünf westeuropäischen Staaten Bel-
gien, Frankreich, Luxemburg, Niederlande und 
Großbritannien abgeschlossen als ein „Vertrag 
über Zusammenarbeit in wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Angelegenheiten und zur kol-
lektiven Selbstverteidigung" (Präambel). Die mili-
tärischen Absichten des Vertrages sollten im Rah-
men der Charta der  Vereinten Nationen erfüllt 
werden undinsbesondere eine Erneuerung einer 
deutschen Aggressionspolitik verhindern. 

Inzwischen haben sich die Zielsetzungen des Ver-
trages weitgehend geändert. Die für die wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Zusammenarbeit ge-
dachten Bestimmungen haben im Laufe der Zeit 
dadurch an  Bedeutung verloren, daß nach Abschluß 
des Brüsseler Paktes der Europarat in Straßburg 
und die Organization for European Economic  Coo-
peration  (OEEC) in  Paris diese Aufgaben in  größe-
rem r ahmen übernommen haben. Die vorgesehe-
nen Aufgaben der  militärischen Organisation haben 
sichdurch die Gründung der NATO, die eine solche 
Organisation aufgebaut hat, erledigt. Die militäri-
sche Zielsetzung ist, soweit sie sich gegen Deutsch-
land richtete, gegenstandslos geworden. Im Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 wird deshalb die Stelle der 
Präambel, die sich gegen leine deutsche Aggressions-
politik richtet, gestrichen und durch den neuen Ge-
danken ersetzt, daß der  Vertrag die Einheit Euro-
pas fördern und seiner fortschreitenden Integrie-
rung Antrieb geben solle. 

Die wichtigste Bestimmung ist die schon erwähnte 
automatische Beistandspflicht der Mitglieder. Eine 
besonders positive Bedeutung erlangt die WEU ge-
genüber der EVG idadurch, daß sich im Protokoll 
Nr. II (Art. 6) Großbritannien erstmals in seiner 
Geschichte 'verpflichtet, im Frieden eine bestimmte 
Streitmacht (vier britische Divisionen und die 
Zweite Taktische Luftflotte) auf dem Festland an 

 der Seite der Streitkräfte der anderen sechs Part-
ner zu belassen und diese Streitkräfte nicht gegen 
den Willen der Mehrheit der  Vertragspartner zu- 



rückzuziehen, ausgenommen bei Eintritt eines 
akuten Notstandes in Übersee. 

Die durch das schon erwähnte Protokoll vom 
23. Oktober 1954 erfolgte Revision des Brüsseler 
Vertrages gibt der Organisation des Vertrages den 
Namen Westeuropäische Union und stattet sie mit 
bestimmten Organen aus. Aufgaben dieser West-
europäischen Union sind jedoch auf militärischem 
Gebiet lediglich die Festsetzung der Höchststärke 
der in Friedenszeiten auf dem europäischen Fest-
land unterhaltenen Streitkräfte der Vertragspartner 
und gewisse Kontrollen über Bestände und Her-
stellung bestimmter Waffen. Damit steht die WEU 
zweifellos teilweise in einem inneren Gegensatz 
zur NATO, da die zuletzt genannten Bestimmungen 
die Bemühungen der NATO, die Streitkräfte ihrer 
Mitgliedstaaten möglichst zu stärken, bis zu einem 
gewissen Grad bremsen. Eine solche Regelung er-
scheint aus politischen Gründen notwendig. Auf 
positive militärische Aufgaben für die Organe der 
WEU wurde bewußt verzichtet, da man eine Paral-
lel-Organisation zu den militärischen NATO-Stäben 
zwecks Vermeidung von Doppelarbeit unterlassen 
hat und eigens auf eine Zusammenarbeit mit der 
NATO hinweist (siehe insbesondere Art. IV des 
Brüsseler Vertrages). 

II. Organe der WEU 
Das bedeutsamste Organ ist der „Rat der West-

europäischen Union". Er besteht aus Ministern der 
beteiligten Staaten. Dieser Rat war bisher ein rei-
ner Konsultativrat, also lediglich ein Beratungs-
gremium; er erhält nunmehr selbständige Entschei-
dungsbefugnisse. Der Rat beschließt grundsätzlich 
einstimmig, wendet jedoch auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle auch andere Abstimmungsver-
fahren (Zweidrittelmehrheit, einfache Mehrheit) an. 
Diese unterschiedlichen Abstimmungsvorschriften 
bedeuten einen Unterschied zur bisherigen Praxis 
des Rates des Brüsseler Vertrages, der keine Abstim-
mungsregel kannte, also für einen Beschluß der 
Einstimmigkeit bedurfte. Hier liegt ein Ansatz-
punkt für den Übergang von internationaler zu 
supranationaler Politik. 

Ein solcher ist auch in der Versammlung ent-
halten, die jährlich einen Bericht des Rates über 
seine Tätigkeit, insonderheit auf dem Gebiet der 
Rüstungskontrolle, ‚entgegenzunehmen hat (Art. IX 
des Brüsseler Vertrages). Diese Versammlung, die 
aus den Vertretern der Brüsseler Vertragsmächte bei 
der ,Beratenden Versammlung des Europarates be-
steht, entbehrt jedoch noch eigener Aufgaben. Es 
Ist vorerst nicht einmal bestimmt, in welcher Weise 
sie den Rat nach Erstattung des Berichts zur Ver-
antwortung ziehen kann. Dies ist zweifellos ein 
Rückschritt gegenüber den Vollmachten der Ge-
meinsamen Versammlung der EVG (Art. 33 bis 38 
des Vertrages über die Gründung der EVG). 

Der Rat erhält ausdrücklich das Recht, eigene 
Organe einzurichten, insbesondere ein Amt für 
Rüstungskontrolle. Dieses untersteht der allgemei-
nen Verwaltungskontrolle des Generalsekretärs 
(Art. 2 des Protokolls Nr. IV). 

Auch die Errichtung eigener Gerichte der WEU 
zur Regelung von Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen den Vertragspartnern und zum Schutz pri-
vater Interessen ist in Aussicht genommen. 

III. Begrenzung der Streitkräfte 
Das Protokoll Nr. II Über die Streitkräfte der 

Westeuropäischen Union wurde, wie in der Präam

-

bel ausdrücklich bemerkt, nach Konsultation des 
Nordatlantikrates beschlossen. Es wird hier der 
Versuch des Ausgleichs zwischen der Notwendig-
keit, die militärische Schlagkraft zu stärken, und 
den Wünschen auf Begrenzung der Friedensstärke 
unternommen. 

Die Höchstgrenze ist nur allgemein nach Gesamt-
stärke und Anzahl der Verbände festgelegt (Art. 1 
des Protokolls Nr. II). Die Anzahl der Verbände 
kann nach der gleichen Bestimmung, um den Be-
dürfnissen von NATO zu entsprechen, auf den 
neuesten Stand gebracht und angepaßt werden, 
vorausgesetzt, daß eine gleichwertige Kampfkraft 
erhalten bleibt und die Gesamtstärken nicht über-
schritten werden. 

Die Höchststärken entsprechen für die kontinen-
talen Mitgliedstaaten der WEU der geplanten 
Stärke ihrer Kontingente im Rahmen der EVG. 
Während in der EVG, als einer supranationalen In-
stitution, weder Höchst- noch Mindestgrenzen fest-
gelegt wurden, sondern eben das Ausmaß der Trup-
penstärke geregelt wurde, ist in der WEU nur eine 
Begrenzung nach oben ausgesprochen. Die Fest-
legung dieser Höchststärke gibt zwar jedem Ver-
tragsteil das Recht, Streitkräfte dieser Stärke auf-
zustellen oder zu unterhalten, legt ihm aber keines-
wegs die Pflicht auf, dies zu tun. 

Über die Mindeststärke sind im Rahmen der 
WEU keine Regelungen getroffen. Für die Mit-
gliedstaaten der WEU, außer der Bundesrepublik, 
ergibt sich die Mindeststärke ihrer Streitkräfte aus 
der jährlichen NATO-Empfehlung. Die tatsächliche 
Stärke der Streitkräfte dieser Staaten kann also 
zwischen dem mit ihrer Zustimmung in der NATO

-

Empfehlung ausgesprochenen Mindestmaß und der 
im Protokoll Nr. II festgelegten Höchstgrenze liegen. 

Da die Bundesrepublik bisher noch nicht an der 
NATO-Jahreserhebung und der daraus resultieren-
den NATO-Empfehlung beteiligt war, ist formell 
vorerst keine Mindeststärke für die Streitkräfte 
der Bundesrepublik festgelegt. Da es jedoch nach 
der Präambel des Brüsseler Vertrages das Ziel die-
ses Vertrages ist, die Sicherheit zu festigen, und 
der Beitritt der Bundesrepublik diesem Ziele die-
nen soll, da nach der Entschließung über Rüstungs-
produktion und -standardisierung der WEU (Druck-
sache 1061 S. 26) die Schlagkraft der gemeinsamen 
Verteidigungsstreitkräfte auf den Höchststand ge-
bracht werden soll, da zudem der Nordatlantik-
vertrag nach seiner Präambel der gemeinsamen 
Verteidigung und der Erhaltung des Friedens und 
der Sicherheit dienen soll, ein Ziel, das durch den 
Beitritt der Bundesrepublik in stärkerem Maße 
verwirklicht werden soll, wäre der Gedanke sinn-
widrig, die Bundesrepublik sei bei Ratifizierung 
des Vertragswerkes im Hinblick auf die vorerwähnte 
derzeitige formale Lücke im Vertragstext in der 
Lage, auf die Aufstellung von Streitkräften über-
haupt zu verzichten. 

Sollte in Zukunft die NATO in ihrer Jahres-
empfehlung für einen Mitgliedstaat, der gleichzeitig 
Mitglied der WEU ist, eine Erhöhung der Gesamt-
stärke der 'Streitkräfte über die oben erwähnte 
Höchstgrenze hinaus festlegen, so darf der betref-
fende Staat die empfohlene Erhöhung nur anneh-
men, wenn die Partner des Brüsseler Vertrages ihre 
Billigung entweder im Rat der WEU oder in der 
Organisation des Nordatlantikvertrages einstimmig 
zum Ausdruck bringen (Art. 3 des Protokolls Nr. II). 

Stärke und Bewaffnung der Polizeikräfte und 
der Streitkräfte für die bodenständige Verteidigung 



(der Streitkräfte also, die nicht operativ tätig, son-
dern territorial gebunden sind. und der Abwehr 
feindlicher Luftangriffe, dem Objektschutz und der 
Verhinderung von Sabotageakten im Gebiet der 
Mitgliedstaaten dienen) werden durch ein beson-
deres Abkommen festgelegt, und zwar unter Be-
rücksichtigung der eigentlichen Aufgaben, des Be-
darfes und der vorhandenen Stärke dieser Kräfte 
(Art. 5 des Protokolls Nr. II). Jedoch entfällt mit 
Inkrafttreten der Abmachungen über den deut-
schen Verteidigungsbeitrag der in Art. 2 des Pro-
tokolls über die Beendigung des Besatzungsregimes 
aufrechterhaltene Entmilitarisierungs- und Ab-
rüstungsvorbehalt. Von diesem Zeitpunkt an be-
stehen daher besatzungsrechtliche Beschränkun-
gen hinsichtlich des Aufbaues und der Stärke der 
Polizeikräfte nicht mehr. 

IV. Rüstungskontrollen 
Das Protokoll Nr. III enthält die materiellen 

Bestimmungen über die Rüstungskontrolle. Aus 
diesem Protokoll und seinen Anlagen ergibt sich, 
in welchem Umfange bestimmte Länder auf die 
Herstellung gewisser Waffen verzichtet haben, 
welche weiteren Waffen allgemein der Kontrolle 
durch die vorgesehene Organisation unterliegen, 
und infolgedessen auch, daß andere Waffen und 
Geräte unter keinerlei Kontrollvorschriften fallen. 
Das Protokoll Nr. IV enthält die Vorschriften über 
das Amt für Rüstungskontrolle, also über die Art 
der Durchführung der Kontrolle. Sagt Protokoll 
Nr. III, was kontrolliert wird, so sagt Protokoll 
Nr. IV, wie kontrolliert wird. Schließlich ist auf 
Art. IV Nr. 4 des Protokolls zur Änderung und Er-
gänzung des Brüsseler Vertrages hinzuweisen, 
dessen zweiter und dritter Satz das Abstimmungs-
verfahren im Ministerrat der Westeuropäischen 
Union in Fragen der Rüstungskontrolle behandelt. 
Ferner hat der Atlantikrat mit Ziffer 14 der Ent-
schließung zur Durchführung von Abschnitt IV 
der Schlußakte der Londoner Konferenz (Druck-
sache 1061 S. 64) die Einsetzung eines Offiziers 
von hohem Rang der Nordatlantikvertragorganisa-
tion veranlaßt, der befugt ist, dem Rat der West-
europäischen Union über die Streitkräfte der Mit-
glieder der Westeuropäischen Union auf dem 
europäischen Festland Informationen zu übermit-
teln, die sich insbesondere auch auf die Rüstungs-
kontrolle beziehen. 

Bei der Abfassung der Pariser Verträge ist man 
von dem ehemaligen Art. 107 des EVG-Vertrages 
ausgegangen. Der EVG-Vertrag sah eine Geneh-
migungspflicht für die Produktion, die Ein- und 
Ausfuhr von Waffen, die Produktionsmittel und 
die technische Forschung vor. 

Jetzt ist die Lage so, daß die Bundesrepublik 
Deutschland auf die Herstellung von Atom-, bio-
logischen und chemischen Waffen, von Großkriegs-
schiffen, Langstreckenbombern und ferngelenkten 
Geschossen verzichtet hat. Andere Mitgliedstaaten 
der Westeuropäischen Union haben derartige Ver-
zichterklärungen bisher nicht abgegeben. 

Bei der Westeuropäischen Union ist als inte-
grierte Behörde das Rüstungskontrollamt gebildet 
worden. Es hat die Aufgabe, zu kontrollieren, daß 
in den Staaten, die Verzichterklärungen abgege-
ben haben, dieser Verzicht eingehalten wird und 
daß ferner auf dem europäischen Kontinent in 
allen Teilnehmerstaaten die Bestände an Waffen 
der in Anlage IV bezeichneten Art mit den Be-
dürfnissen übereinstimmen. 

Für alle dem Nordatlantikvertrag unterstehenden 
Streitkräfte steht dem Rüstungskontrollamt kein 
eigenes Inspektionsrecht zu. Es muß sich vielmehr 
auf die Angaben beschränken, die ihm der von der 
Atlantikorganisation hierfür bestellte Offizier 
macht. 

Das Rüstungskontrollamt führt zwei Arten von 
Kontrollen durch, eine rechnerische Kontrolle und 
eine Inspektion. Die Inspektion erstreckt sich nur 
auf diejenigen Streitkräfte und Einrichtungen, die 
nicht der Atlantikorganisation unterstehen. Die 
rechnerische Kontrolle hat zu überprüfen, ob die 
angegebenen Mengen mit dem tatsächlichen Be-
darf übereinstimmen. Zu diesem Zweck hat der 
Atlantikrat in Ziffer 10 der erwähnten Entschlie-
ßung zur Durchführung von Abschnitt IV der 
Schlußakte der Londoner Konferenz bestimmt, daß 
der Alliierte Oberbefehlshaber in Europa künftig 
im Benehmen mit den zuständigen nationalen Stel-
len den Bedarf an logistischen Mitteln festzulegen 
habe, d. h. also den Bedarf an sämtlichem Gerät 
einschließlich Waffen, der für die Führung länge-
rer Kampfhandlungen erforderlich ist. Für die 
bodenständigen Streitkräfte und die Polizei sind 
innerhalb der Westeuropäischen Union noch be-
sondere Vereinbarungen zu treffen, aus denen sich 
nicht nur die Stärke dieser Streitkräfte, sondern 
auch die Art und der Umfang ihrer Bewaffnung 
zu ergeben hätten. Schwierig ist die Durchführung 
der Rechnungskontrolle für sonstige nationale 
Streitkräfte, die nicht der Atlantikorganisation 
unterstellt sind. Völlig aus der Kontrolle heraus 
fallen die Streitkräfte mit ihren Waffen, die sich 
nicht auf dem europäischen Kontinent befinden. 

Die Inspektion etwa in den Fabriken erfaßt 
lediglich die Lagerbestände und nicht die Her-
stellungsverfahren. Diese Form der Kontrolle ist 
auch gewählt worden für die Überwachung der 
Einhaltung der Verzichterklärungen auf Herstel-
lung bestimmter Waffen. Nur wenn ein konkreter 
Anhalt vorliegt, daß ein Verstoß gegen eine solche 
Erklärung gegeben ist, kann das Rüstungskontroll-
amt über die bloße Bestandskontrolle hinausgehen. 
Das Rüstungskontrollamt hat etwa von ihm fest-
gestellte Verstöße dem Rat der Westeuropäischen 
Union mitzuteilen. 

Auf die Verteilung der den einzelnen Mitglied-
staaten der Westeuropäischen Union zufließenden 
Außenhilfe hat das Rüstungskontrollamt keinen 
Einfluß. Nach Art. 23 des Protokolls Nr. IV über-
mittelt der Rat der Westeuropäischen Union dem 
Amt die ihm von der Regierung der Vereinig-
ten Staaten und von der Regierung von Kanada 
gemachten Angaben über die militärische Hilfe, 
die den auf dem Festland befindlichen Streit-
kräften der Mitglieder der Westeuropäischen 
Union gewährt werden soll. Hier wird deutlich, 
daß Großbritannien den Kontrollvorschriften über-
haupt nur insoweit unterliegt, als es sich um seine 
auf dem Festland stationierten Streitkräfte han-
delt. 

Scharf zu trennen von den Bestimmungen über 
die Rüstungskontrolle sind die Verhandlungen 
über eine gemeinsame europäische Rüstungspro-
duktion. Am 17. Januar 1955 haben hierüber be-
kanntlich auf Anregung der französischen Regie-
rung Verhandlungen begonnen, die zum Zeitpunkt 
der Berichterstättung noch nicht abgeschlossen 
sind. 



D. Die Nordatlantikvertragorganisation (NATO) 
I. Aufgaben 

Wie der Brüsseler Vertrag, bekennt sich auch der 
Nordatlantikvertrag zu den Grundsätzen der Ver-
einten Nationen und faßt seine Zielsetzung nicht 
nur militärisch auf. In der Präambel des Vertrages 
steht das Bekenntnis zu dem gemeinsamen Erbe 
und der gemeinsamen Zivilisation der Völker des 
atlantischen Raumes, in seinen Artikeln die Ver-
pflichtung zur friedlichen Regelung jedes Streit-
falles, zur Festigung der freien Einrichtungen. zur 
Förderung des allgemeinen Wohlergehens und zur 
Beseitigung der Gegensätze in der internationalen 
Wirtschaftspolitik. 

Die eigentliche Bedeutung des Nordatlantik-
vertrages liegt jedoch zweifellos im Bereich der 
Verteidigung gegen bewaffnete Angriffe. Die Be-
deutung der Beistandsverpflichtung wurde bereits 
an anderer Seite (B I) gewürdigt. 

Wenn rechtlich auch das Schwergewicht bei den 
nationalen Vertragspartnern verbleibt und der 
schon erwähnte Grundsatz gilt, daß nur diejenigen 
Fragen unter die Zuständigkeit der NATO fallen, 
die ihr ausdrücklich vertraglich zugewiesen sind, 
so hat sich doch seit dem Abschluß des Nordat-
lantikvertrages, militärisch gesehen, das Schwer-
gewicht dadurch immer mehr zur NATO verlagert, 
daß diese den weitgehaltenen Rahmen ihrer ver-
traglichen Zuständigkeit in immer größerem Maße 
durch Vorschriften und organisatorische Maßnah-
men ausfüllt. Die Selbständigkeit der National-
armeen wird dadurch immer mehr beschränkt, ihre 
Führung immer stärker verschmolzen. 

Bahnbrechend auf diesem Wege waren insbe-
sondere der Beschluß des Nordatlantikrates vom 
18. September 1950, nach dem die Freiheit Euro-
pas so schnell wie möglich durch die Schaffung 
einer integrierten Streitmacht gesichert werden 
sollte, und der weitere Beschluß vom 26. Septem-
ber 1950, der ein ins einzelne gehendes Programm 
für eine straffere Organisation des militärischen 
Kommandos dieser gemeinsamen Streitmacht auf-
stellte, sowie die Entschließung des Nordatlantik-
rates zur Durchführung des Abschnitts IV der 
Schlußakte der Londoner Konferenz vom 22. Ok-
tober 1954, über die nachfolgend noch gesprochen 
wird. 

II. Politische Organisation 
Die Organisation der NATO hat sich im Laufe 

der Jahre immer mehr ausgeweitet, spezialisiert 
und damit kompliziert. An der Spitze ihres insti-
tutionellen Systems steht nach Art. 9 des NATO

-

Vertrages der Rat. Er tagt in doppelter Form, 
periodisch als Rat der Minister und ständig als 
Rat ihrer bevollmächtigten Vertreter. Während bei 
den Ministertagungen der Vorsitz turnusmäßig 
wechselt, liegt er bei den Sitzungen des ständigen 
Rates der Vertreter in den Händen des General-
sekretärs. Abstimmungsregeln sind im Vertrag 
nicht vorgesehen. Demgemäß werden im Rat for-
melle Abstimmungen vermieden. Beschlüsse kön-
nen nach den allgemeinen Grundsätzen des Völker-
rechts nur einstimmig gefaßt werden. 

Der Generalsekretär und sein international zu-
sammengesetzter Stab leiten den zivilen Teil der 
Organisation, insonderheit die Abteilungen für 
politische Angelegenheiten, Produktion und Lo-
gistik sowie Wirtschaft und Finanzen. 

Die oberste Instanz des militärischen Zweiges 
ist der Militärausschuß (Military Committee). Er ist 

in Verteidigungsfragen das oberste beratende Or-
gan des Rates und gibt den nachgeordneten mili-
tärischen Instanzen Richtlinien und Weisungen. Er 
besteht aus Vertretern aller Mitgliedstaaten, und 
zwar aus jeweils einem ihrer Stabschefs. Die Ta-
gungen sind periodisch. 

Ständig tagt hingegen der Ausschuß der mili-
tärischen Vertreter (Military Representatives 
Committee). Er besteht aus den Vertretern der 
Stabschefs aller Mitgliedstaaten und ist für die-
jenigen militärischen Angelegenheiten zuständig, 
die nicht bis zur nächsten Sitzung des Militäraus-
schusses zurückgestellt werden können. 

Der praktisch wohl bedeutsamste Teil des Aus-
schusses der militärischen Vertreter ist die drei-
köpfige Ständige Gruppe (Standing Group) in 
Washington. Sie besteht aus den Vertretern der 
Stabschefs der USA, Großbritanniens und Frank-
reichs. Sie ist das eigentliche Exekutivorgan mili-
tärischer Art und hat u. a. die besondere Aufgabe, 
den gemeinsamen Verteidigungsplan für den ge-
samten Bereich der NATO aufzustellen. Ihr sind 
die Oberbefehlshaber der NATO-Oberkommandos 
unterstellt. Sie bedient sich zur Durchführung 
ihrer Arbeit militärischer Fachausschüsse. Der 
Ausschuß für Fragen der europäischen Sicherheit 
gibt der Hoffnung Ausdruck, daß der Bundesrepu-
blik mit Rücksicht auf die Besonderheit ihrer Auf-
gaben für die Verteidigung des Westens in Zu-
kunft eine Vertretung in der Ständigen Gruppe 
eingeräumt wird. 

III. Militärische Organisation (Kommandobehör-
den) 

Unterhalb der Ständigen Gruppe und dieser un-
terstellt beginnen die Kommandobehörden, die 
nicht nach dem Prinzip der Einstimmigkeit be-
schließen, sondern nach dem militärischen Grund-
satz der Kommandogewalt befehlen. An ihrer 
Spitze stehen Befehlshaber, die jeweils durch Be-
schluß des Rates auf Vorschlag des Militäraus-
schusses ernannt werden. 

Die Führungsspitze der NATO-Streitkräfte glie-
dert sich in die Oberkommandos Europa, Atlantik 
und Kanal, neben denen noch die Regionale Pla-
nungsgruppe USA — Kanada besteht. Dem Ober-
befehlshaber Europa — Supreme Allied Comman-
der Europe (SACEUR) — und seinem Hauptquar-
tier — Sunreme Headauartes Allied Powers Euro-
pe (SHAPE) — unterstehen die vier Kommando-
behörden Nord, Mitte, Süd und Mittelmeer. Nach 
der bisherigen Regelung gehört der größte Teil 
der Bundesrepublik zum Abschnitt Mitte, ein klei-
nerer Teil zum Abschnitt Nord. Da die Teilung 
eines einheitlichen Gebietes in verschiedene Ab-
schnitte für seine Verteidigung nicht von Vorteil 
ist, ist es der Wunsch des Ausschusses für Fragen 
der europäischen Sicherheit, daß die Bundesrepu-
blik nach Beitritt zum Nordatlantikpakt ihre Be-
mühungen dahin richtet, das gesamte Bundesge-
biet einem einzigen Abschnittskommando zu un-
terstellen und die Abschnittsgrenzen dementspre-
chend zu ändern. 

IV. Eingliederung der nationalen Streitkräfte in 
die Organisation der NATO 

Nach Ziffer 4 der Entschließung des Nordatlan-
tikrates zur Durchführung von Abschnitt IV der 
Schlußakte der Londoner Konferenz vom 22. Okto-
ber 1954 (Drucksache 1061 S. 61 ff.) werden alle 
auf dem europäischen Kontinent befindlichen 



Streitkräfte der NATO unterstellt; ausgenommen 
hiervon sind Streitkräfte, die für die Verteidigung 
überseeischer Gebiete bestimmt sind oder nach 
Anerkennung der NATO unter nationalem Be-
fehl verbleiben können. Nach Ziffer 5 der gleichen 
Entschließung sind die Mitgliedstaaten verpflich-
tet, dem NATO-Rat zwecks Prüfung und Anerken-
nung einen ersten Bericht über diejenigen Streit-
kräne zu erstatten, die sie im Bereich. SACEUR für 
die gemeinsame Verteidigung beizubehalten, nicht 
aber der NATO-Organisation zu unterstellen be-
absichtigen. In diesem Bericht ist zu begründen, 
warum die genannten Streitkräfte NATO nicht 
unterstellt werden. Der NATO-Rat entscheidet 
über diese Berichte. Für spätere Änderungsvor-
schläge gelten die im Rahmen der laufenden 
NATO-Erhebungen gefaßten Beschlüsse des 
NATO-Rates. 

Um den Umfang der Streitkräfte festzulegen, 
nimmt die NATO alljährlich eine Prüfung über die 
Leistungskraft und die tatsächlichen Beiträge der 
Mitgliedstaaten zur Verteidigung des nordatlan-
tischen Gebietes vor. Auf Grund diesbezüglicher 
Fragebogen verabschiedet der NATO-Rat Empfeh-
lungen, deren Befolgung anläßlich der Jahres-
erhebung ebenfalls überprüft wird (Ziffer 2 der 
oben erwähnten Entschließung). Die Bedeutung 
dieser Empfehlung in ihrem Verhältnis zu den in 
der WEU festgesetzten Höchstgrenzen der Streit-
kräfte wurde unter C III bereits behandelt (siehe 
auch Ziffer 3 der genannten Entschließung). Eben-
so erhält der Nordatlantikrat Informationen über 
die im Rahmen der Westeuropäischen Union ge-
troffenen Vereinbarungen über die Polizeikräfte 
und die Streitkräfte für die bodenständige Ver-
teidigung der Mitgliedstaaten (Ziffer 6 der ge-
nannten Entschließung). 

Die operativen Planungen der NATO sind eben-
so von der Beurteilung des möglichen Gegners wie 
von der Schlagkraft der eigenen Streitkräfte ab-
hängig und damit Änderungen unterworfen. Die 
Planungen werden sich demgemäß auch mit der 
fortschreitenden Aufstellung deutscher Streit-
kräfte ändern. Da die Bundesrepublik im NATO

-

Rat und im Militärausschuß vertreten ist, hat sie 
die Möglichkeit, an der entscheidenden Stelle die 
deutschen Interessen strategischer Art zu wahren. 

Die Verteilung der Truppen auf die Großräume 
(Dislozierung) sowie die Festlegung der Standorte 
(Stationierung) erfolgt in Übereinstimmung mit 
den operativen Plänen von NATO in Vereinbarung 
zwischen SACEUR und den beteiligten nationalen 
Stellen. Eine selbständige Änderung in der Dislo-
zierung sowie ein operativer Einsatz bedürfen der 
Zustimmung von SACEUR (Ziffer 7 der genann-
ten Entschließung). Truppenbewegungen zu Ma-
növerzwecken und Einsatz bei inneren Unruhen 
werden hiervon nicht berührt. 

Im Rahmen der EVG war die Divison als höch-
ste nationale Einheit vorgesehen, die Verschmel-
zung der nationalen Streitkräfte (Integration) soll-
te auf der Ebene des Korps erfolgen. Im Rahmen 
der NATO gilt in der Regel das Korps als die 
höchste nationale militärische Einheit. Die Inte-
gration soll im allgemeinen erst auf der Ebene der 
Armee vorgenommen werden. Eine Integration auf 
unteren Ebenen bleibt jedoch möglich; die Inte-
gration auf der Ebene der Heeresgruppe bleibt 
unter allen Umständen aufrechterhalten. Für die 
Einheiten der Luftwaffe gilt Entsprechendes (Zif-
fer 8 der genannten Entschließung). Diese Rege-
lung darf als Fortschritt im Hinblick auf die Er

-

höhung der Schlagkraft der Verteidigung ange-
sprochen werden. 

V. Versorgung 
Mit Versorgung ist hier nicht die Versorgung 

von Soldaten nach ihrem Ausscheiden aus den 
Streitkräften gemeint, sondern die Versorgung der 
Streitkräfte mit Waffen, Gerät und sonstigem Be

-

darf (Logistik). Da auch bei der neuen Organisa-
tion Streitkräfte verschiedener Nationalitäten ge-
mischt werden, muß von einer gewissen Ebene 
an die Versorgung der Streitkräfte von den atlan-
tischen Stäben aus koordiniert und sogar zentrali-
siert werden. Dabei ist aber ausdrücklich erklärt 
worden, daß die Verantwortung der nationalen 
Regierungen für die Bereitstellung und Zuführung 
der Versorgung ihrer Streitkräfte davon nicht be-
rührt wird. Es soll nur im Einvernehmen mit den 
nationalen Regierungen im großen Rahmen die so-
genannte logistische Unterstützung der Streit-
kräfte gesichert werden. Mit dieser Einschränkung 
ist also die Versorgung der Truppe im Frieden eine 
nationale Aufgabe. Lediglich gewisse Aufwendun-
gen der Nordatlantikvertragorganisation für die ge-
meinsame Infrastruktur werden aus einem gemein-
samen Haushalt bezahlt, zu dem auch die Bundes-
republik ihren Beitrag zu leisten hätte. Die Höhe 
der bisherigen gemeinsamen, nicht unmittelbar 
in den nationalen Haushalten, sondern nur global 
darin als Beitrag an die Atlantikorganisation ge-
leisteten Beträge konnte bisher noch nicht festge-
stellt werden. 
Über die volkswirtschaftliche Größenordnung, 
die Auswirkung auf das Preisgefüge, auf die 
Wirtschaftspolitik und etwaige Engpässe äußert 
sich nicht der Ausschuß für Fragen der europäi-
schen Sicherheit. Das ist Aufgabe des Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik. 

Das Beschaffungswesen soll in der Bundesrepu-
blik Deutschland so organisiert werden, daß eine 
enge Verbindung zwischen den Dienststellen des 
Verteidigungsressorts und dem Bundeswirtschafts-
ministerium gesichert ist. Die Rüstungswirtschaft 
darf kein Fremdkörper werden. Es sind bereits 
Leitsätze (siehe Anlage) für die Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium und 
dem Verteidigungsressort ausgearbeitet worden, 
die allerdings noch der Billligung durch das Bun-
deskabinett bedürfen. Für die Bauprogramme ist 
selbstverständlich ein Einvernehmen mit dem 
Wohnungsbauministerium erforderlich. 

Dem Verteidigungsressort würde die Ausarbei-
tung der taktisch-technischen Anforderungen ob-
liegen. Dabei sind der neueste Stand der techni-
schen Entwicklung, der Zeitplan der Aufstellung 
der Streitkräfte und natürlich auch die mögliche 
Organisation und Ausrüstung des Gegners zu be-
achten. 

Dann hat das Bundeswirtschaftsministerium zu 
prüfen, ob die Produktion der geforderten Waf-
fen und Geräte in der Bundesrepublik nach diesen 
taktisch-technischen Forderungen überhaupt mög-
lich ist. Es ist nicht an die Errichtung eines beson-
deren Waffenamtes für diesen Zweck gedacht. Die 
Beschaffung in den mit dem Bundeswirtschafts-
ministerium abgesprochenen volkswirtschaftlich 
vertretbaren Grenzen ist natürlich Sache des Be-
darfsträgers, d. h. Sache des Verteidigungsressorts. 

In den nächsten Jahren werden schwere Waffen, 
also Artillerie, Flugzeuge und Panzer, in der Bun-
desrepublik nicht hergestellt werden können. Sie 



können also in dieser Zeit nur durch Kauf oder 
durch Schenkung auf dem Wege der Außenhilfe 
beschafft werden. 

Um zu prüfen, ob die Streitkräfte materiell ge-
sehen ein wirklich schlagkräftiges Instrument wer-
den können, müssen die voraussichtlich entstehen-
den Gesamtkosten und die Möglichkeit ihrer Auf-
bringung nach Zeit und Höhe erörtert werden. Der 
Bericht des 1. Deutschen Bundestages zum EVG

-

Vertrag (Drucksache Nr. 3900 der 1. Wahlperiode) 
wies auf S. 109 darauf hin, daß die damals vorge-
sehenen Rüstungsvorhaben 39 Milliarden DM — 
ohne den jährlichen Unterhaltsaufwand von 
7000 bis 9000 DM je Kopf — gekostet hätten. 

Die Ausschußberatungen jetzt haben ergeben, 
daß die Veränderung in der Bewaffnung und Aus-
stattung der Streitkräfte und die Veränderungen 
im Preisgefüge, soweit sie bisher eingetreten sind 
oder auch für die nächsten Jahre sich nicht genau 
voraussehen lassen, eine so genaue Übersicht im ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht gestatten. Die Bun-
desregierung beabsichtigt nicht, den Verteidigungs-
ansatz für das Haushaltsjahr 1955 von Milliarden 
DM zu erhöhen. Sollte das gesamte Sozialprodukt 
in der Bundesrepublik in den nächsten 
Jahren weiterhin steigen, so müßte aller-
dings nach den Grundsätzen der NATO mit Zustim-
mung der Bundesregierung und des Bundestages 
auch ein höherer Veiteidigungsbeitrag als 9 Milli-
arden DM in Ansatz gebracht werden. Es ist aber 
offensichtlich, daß die Ansätze im Haushalt der 
Bundesrepublik nicht ausreichen, um den einmali-
gen Aufwand für die Aufstellung der vorgesehe-
nen deutschen Streitkräfte zu decken. Die Lücke 
muß durch die Außenhilfe geschlossen werden. Al-
lerdings ist zu beachten, daß die Außenhilfe nicht 
nur in Form von Schenkungen, sondern auch 
in Form von zinslosen oder verzinslichen Darlehen 
gegeben werden kann. Die Vereinigten Staaten 
haben bisher noch keine Verteidigungshilfeab-
kommen mit der Bundesrepublik getroffen, so daß 
die Art der Hilfeleistungen und die Bedingungen, 
unter denen sie gewährt werden, noch näherer Ver-
einbarung bedürfen. Die sich auf die schweren 
Waffen und einen Teil des leichteren Materials 
beziehenden Zusagen der verantwortlichen ame-
rikanischen Staatsmänner sind nicht schriftlich, 
sondern in den Verhandlungen mündlich abgege-
ben worden. Danach soll, wie früher schon erklärt 
wurde, die Bundesrepublik den übrigen NATO

-

Partnern gleichgestellt werden. Der zahlenmäßige 
Wert dieser Zusagen ist unter diesen Umständen 
nicht genau zu bestimmen. Nicht zuletzt wird es 
vom Umfang der Außenhilfe abhängen, ob der vor-
gesehene Zeitplan für die Aufstellung westdeut-
scher Streitkräfte eingehalten werden kann, wenn 
eine übermäßige Inanspruchnahme der deutschen 
Leistungskraft vermieden werden soll. 

Die vom Atlantikrat gegebenen Empfehlungen 
über die von den einzelnen Mitgliedstaaten aufzu-
bringenden personellen und materiellen Vertei-
digungsanstrengungen werden nur einstimmig ge-
geben. Infolgedessen kann eine die Bundesrepublik 
Deutschland betreffende Empfehlung nicht ohne 
oder gegen die deutsche Stimme zustande kommen. 
Der Ausschuß für Fragen der europäischen Sicher-
heit erwartet, daß die Bundesregierung im Atlan-
tikrat keinerlei Empfehlungen über materielle 
oder finanzielle Leistungen der Bundesrepublik zu-
stimmt, bevor sie die zuständigen Ausschüsse des 
Bundestages gehört hat. 

Die Bereitstellung von Material für ausgebildete 
Reservisten zu einem bestimmten späteren Zeit-
punkt ist bisher noch nicht in Aussicht genommen. 

VI. Berichtswesen, Inspektion und Ausbildung 
Nach Ziffern 11 und 12 der schon früher er-

wähnten Entschließung zur Durchführung von Ab-
schnitt IV der Schlußakte der Londoner Konferenz 
vom 22. Oktober 1954 erhält SACEUR die erwei-
terte Befugnis, Berichte über Umfang und Schlag-
kraft, Bewaffnung, Ausrüstung und Verbrauchs-
güter sowie über Organisation und Stationierung 
der logistischen Einrichtungen der ihm unterstell-
ten Streitkräfte anzufordern. Er kann in diesem 
Bereich auch die erforderlichen Inspektionen an 
Ort und Stelle durchführen. Die Mitgliedstaaten 
haben ihm die entsprechenden Berichte vorzule-
gen und die Inspektion zu unterstützen. 

Die Befugnisse von SACEUR erstrecken sich 
nicht nur auf die Zusammenfassung der ihm un-
terstellten Streitkräfte zu einer schlagkräftigen, in-
tegrierten Streitmacht, sondern auch auf deren 
Ausbildung. Er ist befugt, die höhere Ausbildung 
aller ihm in Friedenszeiten zur Verfügung gestell-
ten Streitkräfte unmittelbar zu leiten und zu 
überwachen. Er ist bei der Inspektion der Ausbil-
dung der Streitkräfte von den Mitgliedstaaten zu 
unterstützen (Ziffer 13 der genannten Entschlie-
ßung). 

In den Rahmen der Zuständigkeiten von NATO 
auf dem Gebiet der Ausbildung gehört die Vertei-
digungsakademie der NATO in Paris, in der in 
halbjährigen Kursen Offiziere im Range eines Ge-
nerals oder Obersten zusammen mit Beamten des 
diplomatischen Dienstes und der höheren Verwal-
tungslaufbahn sich dem Studium der Verteidi-
gungsprobleme des NATO-Bereiches widmen. 

VII. Besondere Verpflichtungen 
Durch den Beitritt zum Nordatlantikvertrag über-

nimmt die Bundesrepublik naturgemäß auch die 
Verpflichtungen, die sich aus den seit dem Inkraft-
treten des Nordatlantikvertrages in seinem Rah-
men zustande gekommenen Abkommen und Be-
schlüssen sowie aus der inzwischen entwickelten 
Organisationsform der NATO ergeben. Im einzel-
nen ergeben sich hieraus folgende Verpflichtungen: 

Die Bundesrepublik muß 
1. der zivilen und militärischen Struktur der 
NATO und der von dieser geleisteten Arbeit zu-
stimmen, 
2. einen Ständigen Vertreter und eine entsprechen-
de Delegation ernennen, 
3. bereit sein, dem Generalsekretär der NATO so-
wie SACEUR geeignete Persönlichkeiten namhaft 
zu machen, welche die für einen neuen Mitglied-
staat vorgesehenen Stellen besetzen können, 
4. sich an der Finanzierung der Organisation und 
des Infrastrukturprogramms (Militärbauprogram-
me jeder Art) unter Beachtung des bereits gülti-
gen Verfahrens beteiligen, wobei über die jähr-
lichen deutschen Beiträge noch verhandelt werden 
muß, 
5. bestimmten Abkommen beitreten. Es handelt 
sich hierbei um folgende Abkommen: 
a) Abkommen über die Rechtsstellung der Organi-

sation des Nordatlantikvertrages, der Nationa-
len Vertreter und des Internationalen Stabes, 
unterzeichnet am 20. September 1951 in 
Ottawa. 



Das Abkommen regelt die Rechte, Privilegien 
und Pflichten der Nationalen Vertreter und des 
Internationalen Stabes sowie die Rechtsstellung 
der NATO. 

b) Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten des 
Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung 
ihrer Streitkräfte, unterzeichnet am 19. Juni 
1951 in London (sog. NATO-Truppenvertrag). 

Das Abkommen regelt die Rechtsstellung der 
NATO-Streitkräfte, die einen anderen NATO

-

Mitgliedstaat durchqueren oder dort stationiert 
sind, und setzt einen Schadensschlüssel für 
durch NATO-Streitkräfte hervorgerufene Schä-
den fest (Art. VIII). 

Der Beitritt eines neuen Mitgliedstaates un-
terliegt der Billigung seitens des Nordatlantik-
rates, der gegebenenfalls weitere Bedingungen 
hierfür festlegen kann (Art. XVIII). Für die 
Bundesrepublik wird dieses Abkommen gemäß 
Art. VIII Abs. 1 Buchstabe (b) des Deutschland-
vertrages als Grundlage für die Vereinbarun-
gen dienen, die den bisherigen Truppenver-
trag ersetzen sollen. 

c) Protokoll über die Rechtsstellung der gemäß 
dem Nordatlantikvertrag gebildeten inter-
nationalen Militärischen Hauptquartiere, un-
terzeichnet am 28. August 1952 in Paris. 

Das Protokoll regelt die Privilegien der Mili-
tärischen Hauptquartiere in bezug auf die Be-
freiung von Steuern und Zöllen, es setzt ge-
wisse Vorrechte fest und definiert die Rechts-
stellung der Hauptquartiere. 

Auch der Beitritt zu diesem Abkommen un-
terliegt der Billigung seitens der Nordatlantik-
rates. 

Bonn, den 11. Februar 1955 

Erler 	Dr. Jaeger 

Berichterstatter 

Anlage (zu D V) 

Bonn, den 2. November 1954 

Leitsätze 
für die Zusammenarbeit zwischen dem Bundes

-

ministerium für Wirtschaft und dem Verteidigungs

-

ressort — unbeschadet der Zuständigkeiten anderer 
Ressorts — 

Die Verantwortung für die gesamte Wirtschafts-
politik trägt das Bundesministerium für Wirt-
schaft. Um die Deckung des Verteidigungsbedarfs 
entsprechend den wirtschaftspolitischen Grund-
sätzen des Bundesministeriums für Wirtschaft zu 
sichern, wird für die Zusammenarbeit zwischen 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und dem 
Verteidigungsressort folgendes festgelegt: 

1. Das Bundesministerium für Wirtschaft prüft 
die wirtschaftliche Durchführbarkeit der vom Ver

-

teidigungsressort nach Art, Menge und Zeit auf-
gestellten Bedarfsprogramme unter Wahrung der 
allgemeinen wirtschaftspolitischen Gesichtspunkte 
und der Grundsätze des Wettbewerbs. Die Be-
schaffungsprogramme werden von dem Verteidi-
gungsressort im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft aufgestellt. Das gleiche 
gilt auch für die Bauprogramme. Wird keine Eini-
gung erzielt, entscheidet der Kabinettsausschuß. 

2. Das Bundesministerium für Wirtschaft trifft 
im Zusammenhang mit den jeweiligen Beschaf-
fungsprogrammen die von ihm für erforderlich ge-
haltenen, im Rahmen seiner allgemeinen Zustän-
digkeit liegenden Maßnahmen, namentlich auf den 
Gebieten der Investitionen, der Außenwirtschaft, 
der Bevorratung, der Kapazitäten, der Anwen-
dung des Sicherstellungsgesetzes, des Energienot-
gesetzes usw. Maßnahmen auf den Gebieten der 
Preisbildung und Preisüberwachung obliegen im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen dem Bun-
desministerium für Wirtschaft. 

3. Die Typenauswahl und die Bereitstellung der 
technischen Unterlagen sind Aufgaben des Vertei-
digungsressorts. In Angelegenheiten mit erheb-
lichen Auswirkungen auf die Produktion, z. B. bei 
Forschungsvorhaben, Entwicklungsaufträgen und 
der Festlegung eines Prototyps sowie der Geheim-
haltung und Auswertung von Erfindungen ist das 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Wirtschaft herbeizuführen. Die Bildung von Sach-
verständigengremien für Fragen des Verteidigungs-
bedarfs erfolgt unter beiderseitiger Beteiligung. 

4. Die in Ausführung der Programme (Ziff. 1) 
vorzunehmende Beschaffung, die Auftragsverge-
bung, die Vereinbarung der Preise, die Abnahme, 
die Bezahlung und der Verkauf von Material ob-
liegen einem dem Verteidigungsressort nachgeord-
neten Beschaffungsamt. Das Beschaffungsamt be-
faßt sich nicht mit Aufgaben der in Ziff. 3 genann-
ten Art; diese Aufgaben obliegen einem dem Ver-
teidigungsressort nachgeordneten Technischen 
Amt. Unbeschadet der den für die Preisbildung 
und Preisüberwachung zuständigen Behörden nach 
den Vorschriften der Verordnungen PR 30/53 und 
PR 32/53 obliegenden Prüfungen wird das Vertei-
digungsressort etwa erforderliche vertragliche 
Preisprüfungsrechte nur im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft verein-
baren und ausüben. Der Bundesminister für Wirt-
schaft wird bei seinen Prüfungen Sachverständige 
des Verteidigungsressorts hinzuziehen. Eine enge 
Zusammenarbeit wird sichergestellt. 

5. Um die notwendige ständige Zusammenarbeit 
beider Häuser sicherzustellen, wird ein Arbeits-
ausschuß gebildet. Dem Arbeitsausschuß gehören 
an: je ein hauptverantwortlicher Vertreter beider 
Ministerien und je zwei fachliche Berater als stän-
dige Mitglieder. Die Entscheidungen des Arbeits-
ausschusses, die mit den Stimmen der beiden 
hauptverantwortlichen Vertreter zustande kommen, 
sind für beide Häuser und deren nachgeordnete 
Dienststellen verbindlich. Sie können nur von bei-
den Häusern einvernehmlich geändert oder auf-
gehoben werden. Kommt eine Einigung beider 
Häuser nicht zustande, so entscheidet der Kabi-
nettsausschuß. 

Dem Arbeitsausschuß sind zur Entscheidung vor-
zulegen: 

a) Alle Fragen, in denen das Einvernehmen bei-
der Häuser in den Ziff. 1 bis 4 vorgesehen ist. 



b) Grundsatzfragen der Beschaffung und des 
Beschaffungsverfahrens einschließlich Lieferungs-
und Zahlungsbedingungen sowie Streuung der 
Aufträge, Berücksichtigung mittelständischer Be-
triebe und der Notstandsgebiete. 

c) Grundsätze der Abnahme. 
d) Allgemeine Fragen der Bevorratung und des 

Verkaufs von überschüssigem Material. 
c) Aufträge von besonderer wirtschaftlicher, 

wirtschaftspolitischer oder handelspolitischer Be

-

deutung (die Bestimmung wird nach einer Erfah-
rungszeit von 6 Monaten näher präzisiert). 

f) Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsverwal-
tungen der Länder und den Organisationen der ge-
werblichen Wirtschaft. 

Der Ausschuß kann Ausnahmen von den von ihm 
festgelegten Grundsätzen im Einzelfall oder allge-
mein bewilligen. 

Jedes Haus kann jederzeit Zweifels- und Streit-
fragen an den Arbeitsausschuß herantragen. 

2. Besonderer Bericht des Ausschusses für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht (16. Ausschuß) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wahl 

(Mehrheitsauffassung) 
Wenn man in verfassungsrechtlicher Hinsicht das 

Vertragswerk von 1952, insbesondere, soweit es auf 
die Schaffung der Europäischen Verteidigungsge-
meinschaft abzielte, mit den militärischen Verträ-
gen vergleicht, die in den Drucksachen 1060 und 
1061 dem Bundestag zur Zustimmung vorgelegt 
sind, so hat die Änderung des Grundgesetzes von 
1954 die Zweifel über die Vereinbarkeit der vor-
geschlagenen Ratifikationsgesetze mit dem Grund-
gesetz ,ausgeräumt: in der Tat ist nun klargestellt, 
daß der Bund auf dem Gebiet der Landesverteidi-
gung Gesetze erlassen kann, und da die Verträge 
einstweilen nur die Verpflichtung begründen, eine 
nationale Armee aufzustellen bzw. die Ermächti-
gung zur Aufstellung von Truppen erteilen, brau-
chen die in der  noch nicht be-
handelten Fragen, die sich auf die Organisation der 
Armee beziehen, erst dann gelöst zu werden, wenn 
der Gesetzgeber daran geht, durch den Erlaß eines 
Wehrgesetzes die übernommenen Verpflichtungen 
zu erfüllen bzw. von den erteilten Ermächtigungen 
Gebrauch zu machen. Im übrigen wird auf die frü-
heren Darlegungen verwiesen, insbesondere auch 
darüber, daß eine Kriegserklärung schon heute ent-
sprechend unserer Verfassungstradition nur durch 
Gesetz erfolgen kann, was man aus der Analogie 
zu Art. 59 ableiten könnte. 

Bonn, den 11. Februar 1955 
Dr. Wahl 

Berichterstatter 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Arndt 

(Minderheitsauf fassung) 

Die amtliche Begründung kennzeichnet als Ziel 
dieser Verträge zutreffend die kollektive Selbst-
verteidigung — Drucksache 1061 S. 46, 47 und 54 —
und stellt richtig fest, daß der Nordatlantikvertrag 
sich auf Art. 51 der UN-Satzung stützt. Beide Ver-
träge sind also keine Systeme der kollektiven 
Sicherheit, sondern Militär-Allianzen (Bündnisse). 
Sie können nicht nach Art. 24 GG, sondern müssen 
unter den Voraussetzungen und in den Formen 
des Art. 59 GG abgeschlossen werden. 

Die Verpflichtung zur Kriegserklärung kann ver-
fassungsrechtlich nicht übernommen werden, weil 
das Grundgesetz keine Vorschriften über eine 
Kriegserklärung enthält und sie somit nicht zuläßt. 

Während die amtliche Begründung zum Nord-
atlantikvertrage ausführt — Drucksache 1061 Art. 5 
S. 55 —, die Mitglieder seien 

nicht verpflichtet, mit militärischen Mitteln Bei-
stand zu leisten, vielmehr steht es ihnen frei, ob 
sie 'ihre Beistandspflicht mit diesen oder mit son-
stigen Mitteln erfüllen wollen, 

hat der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes —
im Widerspruch hierzu — auf Befragen erklärt, daß 
„nach Treu und Glauben" die Gesamtheit des Ver-
tragswerkes Westdeutschland zur Aufstellung be-
waffneter Streitkräfte verpflichte. Rechtlich 
konnte eine Klarheit in dieser Frage nicht gewon-
nen werden. 

Bonn, den 11. Februar 1955 
Dr. Arndt 

Berichterstatter 



IV. Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris unter-

zeichnete Abkommen über das Statut der Saar 

- Drucksache 1062 - 

a) Generalbericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (4. Ausschuß) 

Generalberichterstatter: Abgeordneter Dr. Pfleiderer 
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KAPITEL I 

Politische Vorbemerkung 

Die französische Saarpolitik ist seit Kriegsende 
von dem Bestreben ausgegangen, das Saargebiet 
politisch von Deutschland abzutrennen und seine 
Wirtschaft mit derjenigen Frankreichs zu verbin-
den. Die Gründe für diese Politik scheinen ebenso-
sehr politischer wie wirtschaftlicher Art gewesen 
zu sein. Unter anderem hat auf französischer Seite 
der Wunsch eine Rolle gespielt, ein Gleichgewicht 
zwischen der deutschen und der französischen 
Schwerindustrie herzustellen und zu diesem Zweck 
die Wirtschaftskraft dies Saargebiets derjenigen 
Frankreichs hinzuzufügen. Außerdem sind von 
französischer Seite Reparationsgesichtspunkte vor-
gebracht worden, die eine französische Sonderstel-
lung im Saargebiet und einen Eingriff in die 
Privatrechte daselbst rechtfertigen sollen. 

Der deutsch-französische Saarstreit ist 1945 in 
einer ganz anderen Lage entstanden, als sie jetzt 
durch die Notwendigkeit und Möglichkeit der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit gegeben ist. 
Die unter damaligen Verhältnissen angestrebte 
Veränderung des deutschen Gebietsstandes er-
weist sich heute als unvereinbar mit den Grund

-

sätzen der Westeuropäischen Union, in der Deutsch-
land und Frankreich gemeinsam Gebiet und Frei-
heit verteidigen sollen. Was die Reparationen anbe-
langt, so glaubt der Auswärtige Ausschuß, daß solche 
weder von 'Gebietsteilen noch von Privatpersonen, 
sondern nur von Staaten im ganzen geschuldet 
werden. 

Der Auswärtige Ausschuß ist hinsichtlich des 
Saargebiets zu der Überzeugung gelangt, daß es 
wirtschaftlich in lebenswichtiger Weise sowohl mit 
Deutschland als auch mit Frankreich verbunden 
ist. Deshalb billigt er das Bestreben der deutschen 
Außenpolitik, den Lebensinteressen der deutschen 
Bevölkerung im Saargebiet, dem deutschen Rechts-
anspruch in bezug auf das Saargebiet und den be-
rechtigten Interessen, die Frankreich im Saargebiet 
besitzt, Rechnung zu tragen. 

Der Auswärtige Ausschuß ist einhellig der An-
sicht, daß die deutsch-französischen Beziehungen 
für die deutsche Außenpolitik, wie sie auch geführt 
werden möge, von grundlegender Bedeutung seien; 
der Ausschuß Ist ferner der Ansicht, daß befrie-
digende und nutzbringende deutsch-französische 
Beziehungen nicht geschaffen werden könnten ohne 
eine Regelung der Saarfrage. Der im Saargebiet 
bis heute bestehende Schwebezustand ist auf die 
Dauer unerträglich, und die von Frankreich unter 
Besatzungsrecht geschaffenen Verhältnisse können 
nicht fortbestehen, ohne nicht die Beziehungen zu 
Deutschland zu vergiften und die Befriedung Eu-
ropas zu beeinträchtigen. Es erscheint dem Aus-
schuß daher unerläßlich, daß die Saarfrage geregelt 
werde, und zwar durch ein Abkommen zwischen 
den beteiligten Hauptmächten, 'der Bundesrepublik 
Deutschland und der französischen Republik. 

Wenn nun auch die beiden Staaten im letzten 
Ziel ihrer Saarpolitik noch keine Übereinstimmung 
erzielt haben, so sollen rund wollen sie doch den 
fortdauernden Streit um der notwendigen Ver-
ständigung willen ausschalten. Dies bedeutet, daß 
eine vorläufige Lösung gefunden werden muß; es 
bedeutet ferner, daß diese Lösung von den im Saar-
gebiet geschaffenen Tatsachen auszugehen hat, die 
insofern aber von deutscher Seite nicht als recht-
mäßig anerkannt, sondern nur hingenommen wer-
den; es bedeutet schließlich, 'daß diese vorläufige 
Lösung alles vermeiden muß, was die Endlösung 
vorwegnehmen oder beeinträchtigen könnte. 

Es entspricht der Lage, 'die Vorläufigkeit der Lö-
sung, wie es in dem Abkommen über das Statut 



der Saar jetzt auch geschehen ist, bis zum Friedens-
schluß zu begrenzen. Sollte jedoch ein Friedens-
schluß in angemessener Zeit nicht zustande kommen, 
besonders etwa deshalb nicht, weil sich die ehemals 
kriegführenden Staaten in West und :Ost nicht 
einigen können, dann würde dies nach Auffassung 
des Ausschusses dazu führen müssen, daß die 
Regeln des allgemeinen Völkerrechts zur Geltung 
kämen. 

Der Vertagung der endgültigen Lösung der Saar-
frage bis zum Friedensvertrage hat der Ausschuß 
in der Hoffnung zugestimmt, ,daß diese endgültige 
Lösung bis dahin in einer für beide Teile befriedi-
genden Weise gefunden werden kann. Auf der 
Moskauer Konferenz von 1947 begründete Frank-
reich seine Ansprüche mit dem Wunsch, Deutsch-
land eines Teils seines Kriegspotentials zu berau-
ben, und forderte wörtlich: „Die Saar wird der Zu-
ständigkeit des interalliierten Kontrollrats in Ber-
lin entzogen. Sie hört auf, einen Teil des deut-
schen 'Staatsgebiets zu bilden." Dieser französischen 
Forderung auf Ausgliederung des Saargebiets aus 
der Zuständigkeit des Kontrollrats und aus dem 
deutschen Staatsgebiet haben die anderen Mächte 
allerdings nicht zugestimmt. Die zwischen 1947 und 
1950 von den Vereinigten Staaten und dem Ver-
einigten Königreich gegebenen Zusagen, die fran-
zösischen Ansprüche auf der Friedenskonferenz zu 
unterstützen, hält der Ausschuß deshalb für über-
holt. Der Ausschuß war ferner der Ansicht, daß die 
schwierigen Bedingungen, unter denen eine vor-
läufige Lösung heute notwendigerweise steht, auf 
allen Seiten Verständnis für die Gegenseite und 
für die Besonderheit der Lage verlangen und daß 
guter Wille und Mäßigung bei Durchführung der 
vorläufigen Lösung unumgänglich seien. Keine 
Seite darf ihren Organen erlauben, die schwache 
Grundlage an Vertrauen zu zerstören, auf der das 
Abkommen ruht. Die Befriedung des Erdteils 
hängt weithin von der Lösung der Saarfrage ab. 

Wenn in diesem Bericht zu dem Saarstatut vom 
23. Oktober 1954 Stellung zu nehmen ist, dann 
wird dies dadurch erheblich erschwert, daß das 
Statut für sich allein nicht ausreicht, um die Ver-
hältnisse zu beurteilen, die nach seinem Inkraft-
treten im Saargebiet herrschen werden. Der Aus-
schuß begrüßt die deutsch-französischen Abmachun-
gen über die Überwachung der Volksabstimmung 
und die Stellung des Kommissars, die am 14. Ja-
nuar in Baden-Baden getroffen wurden. Der Wert 
des Statuts wird grundlegend von den in Art. XII 
vorgesehenen französisch-saarländischen und 
deutsch-französisch-saarländischen Wirtschaftsab-
machungen beeinflußt werden, die aber erst nach 
der Ratifikation des Statuts abgeschlossen werden 
können. Darüber hinaus fehlen bis zur Stunde eine 
Reihe saarländischer Gesetze, die zur Durchführung 
des Abkommens erlassen werden müssen, so das 
Gesetz zur Änderung der saarländischen Verfas-
sung gemäß Art. VII und die Gesetze, durch die 
Art. VI verwirklicht werden soll. 

Der Ausschuß möchte nicht versäumen, im vollen 
Bewußtsein seiner Verantwortung rund mit all dem 
Ernst, den die Sache erfordert, ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, daß jeder Versuch, den versöhnlichen 
Geist, in dem :das Abkommen abgeschlossen wor-
den ist, durch unbefriedigende Durchführungs-
abkommen oder -gesetze zu beeinträchtigen, auf 
deutscher Seite die tiefste Enttäuschung und den 
nachdrücklichsten Widerstand hervorrufen wird. 

Das Junktim 

Als die Verträge, die als Vorläufer der am 
23. Oktober 1954 in Paris geschlossenen zu gelten 
haben, nämlich der Generalvertrag vom 26. Mai 
1952 und der EVG-Vertrag vom 27. Mai 1952, un-
terzeichnet wurden, war nicht davon die Rede, daß 
die Regelung 'der Saarfrage eine Vorbedingung der 
Unterzeichnung oder der Ratifizierung bilde. Erst 
seit Januar 1953 kommt in den Investiturreden der 
französischen Ministerpräsidenten und in zahlrei-
chen anderen außenpolitischen Verlautbarungen 
wechselnder französischer Regierungen die Absicht 
zum Ausdruck, die Ratifikation der europäischen 
Verträge von der vorherigen Regelung der Saar-
frage abhängig zu machen. Als jedoch die beiden 
genannten Verträge am 30. August 1,954 gescheitert 
waren und die Bundesregierung und die Regierun-
gen der westlichen Welt 'ihre neue Politik in der 
Zeit vom 28. September bis zum 3. Oktober 1954 
in London festlegten, war von einem Junktim mit 
der Saarfrage nicht wieder die Rede. In der Lon-
doner Schlußakte vom 3. Oktober 1954 ist die Saar-
frage nicht erwähnt. Erst am 7. Oktober gab der 
französische Ministerpräsident Mendès-France vor 
der französischen Nationalversammlung wieder die 
Versicherung ab, daß die Saarfrage zur gleichen 
Zeit geregelt werden müsse, wie die anderen 
schwebenden europäischen Probleme. Kurz vor der 
Unterzeichnung der anderen Verträge, die heute 
dem Bundestag vorliegen, wurde dann von fran-
zösischer Seite auf Grund eines Kabinettsbeschlus-
ses vom 22. Oktober 1954 das Junktim mit der 
Saarfrage auch dem deutschen Bundeskanzler ge-
genüber in aller Form wiederhergestellt. Obwohl 
rechtliche und sachliche Gründe für ein solches 
Junktim nicht bestehen, wurde es in den Pariser 
Verhandlungen doch als politisch unumgänglich 
hingenommen. Die Mehrheit des Ausschusses 
ist mit der Bundesregierung der Ansicht, daß 
der Nachteil, den ein Scheitern der Verträge 
für die internationale Stellung der Bundes-
republik, für ihre Sicherheit und für die 
Wiederherstellung der inneren Freiheit sowie für 
die Lage im Saargebiet selbst mit sich gebracht 
hätte, größer gewesen wäre als die Unterzeichnung 
eines Abkommens, auch wenn es die deutschen 
Wünsche nicht ganz erfüllte. Von der Minderheit 
des Ausschusses wurde in Abwägung 'des Für und 
Wider darauf hingewiesen, daß es aber doch von 
Bedeutung sei, daß die französische Natonalver-
sammlung dem Saarstatut mit großer Mehrheit zu-
gestimmt habe, daß die Vorteile auf französischer 
Seite also offenbar größer seien als auf deutscher 
Seite. Hierfür spreche auch das hartnäckige fran-
zösische Festhalten am Junktim. 

Der Ausschuß hat des längeren darüber 'beraten, 
was für eine Lage .geschaffen würde, wenn die 
französischen gesetzgebenden Körperschaften nur 
den Saarvertrag und nicht auch die anderen Ver-
träge ratifizierten, wenn daher für die Bundes-
republik, wenn sie alle Verträge ratifiziere, nur 
der Saarvertrag Geltung erlange. Der Ausschuß 
war einhellig der Ansicht, daß der Saarvertrag, 
der ja die Westeuropäische Union voraussetzt, für 
sich allein nicht in Kraft treten könne, sondern 
daß beim Scheitern der anderen Verträge ein neues 
Saarabkommen geschlossen werden müßte. 

Die Legitimation der vertragschließenden Teile 

Im Hinblick auf die politische Aufgabe, eine vor-
läufige vertragliche Lösung der Saarfrage zu fin- 



den, hatte der Ausschuß die völkerrechtliche Legi-
timation der beiden vertragschließenden Teile zu 
prüfen. Hierfür standen ihm zwei Gutachten des 
Ausschusses für Rechtswesen  und Verfassungsrecht, 
nämlich ein Mehrheits- und ein Minderheits-Gut-
achten zur Verfügung. Fest steht, daß die Legiti-
mation der Bundesrepublik bzw. der Bundesregie-
rung weder im Inland noch im Ausland einheitlich 
beurteilt wird. Die Bundesrepublik selbst betrach-
tet sich als identisch mit dem Deutschen Reich und 
hält sich für ermächtigt, als Sachwalterin gesamt-
deutscher Interessen einen vorläufigen Modus 
vivendi zu schaffen. Der Ausschuß ist dieser Schluß-
folgerung beigetreten. Auch ist durch die Erklärung 
der New Yorker Außenministerkonferenz vom 
September 1950, die in die Londoner Schlußakte 
vom 3. Oktober 1954 übernommen worden ist und 
der in Paris am 23. Oktober 1954 auch die NATO

-

Mächte beigetreten sind, nicht nur das politische 
Interesse der Bundesregierung an Gesamtdeutsch-
land, sondern auch eine Art Treuhänderschaft oder 
Sachwalterschaft der Bundesregierung für Gesamt-
deutschland anerkannt worden. Damit wäre eine 
Legitimation zum Abschluß eines Abkommens über 
einen vorläufigen Status gegeben. 

Inhaltlich muß jedoch die Legitimation der Bun-
desrepublik in doppelter Weise eingeschränkt wer-
den. Einmal kann sie, da die Bevölkerung in den 
Gebietsteilen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Grundgesetzes an der Willensbildung der Bundes-
republik nicht mitwirken kann, auf deutsches 
Staatsgebiet und deutsche Staatsangehörige nicht 
verzichten. Zum anderen ist die S ouveränität der 
Bundesrepublik durch die in Art. 2 des Deutsch-
landvertrages den Alliierten in bezug auf Deutsch-
land als Ganzes vorbehaltenen Rechte beschränkt. 
Da aber in dem Abkommen weder auf deutsches 
Gebiet noch auf deutsche Staatsangehörige ver-
zichtet wird, kann die Legitimation der Bundes-
republik zum Abschluß eines vorläufigen Modus 
vivendi nicht bezweifelt werden. Eine besatzungs-
rechtliche Legitimation ad hoc ist nach Ansicht des 
Ausschusses ausgeschlossen. 

Was nun die Legitimation der französischen Re-
gierung zum Abschluß des Abkommens anbelangt, 
so ist sie vom Ausschuß nicht bezweifelt worden, 
wobei es dahingestellt bleiben konnte, inwieweit 
diese Legitimation aus der Stellung der franzö-
sischen Republik als Besatzungsmacht in Deutschland 
oder aus ihrer über das Besatzungsrecht hinaus-
gehenden tatsächlichen Machtstellung im Saarge-
biet herzuleiten sei. Auch Frankreich ist auf Grund 
des Art. 2 und des Art. 7 Abs. 2 des Deutschland-
vertrages vor einem Friedensvertrag nur berech-
tigt, bei einer vorläufigen Regelung der Saarfrage 
mitzuwirken. Wegen der Einzelheiten darf auf die 
in der Anlage beigefügten Auffassungen der Mehr-
heit und der Minderheit im Ausschuß für Rechts-
wesen und Verfassungsrecht Bezug genommen 
werden. 

Die Rechtsnatur des Abkommens 

An weiteren Rechtsfragen war vorab zu prüfen, 
ob das Abkommen über das Statut der Saar, das 
in der Form eines Regierungsabkommens abge-
schlossen worden ist, im Hinblick auf Art. 59 GG 
nicht wesentliche Formmängel aufweise, ob es der 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
und der Ratifizierung bedürfe oder überhaupt nicht 
ratifizierbar sei. Der Ausschuß für auswärtige An-
gelegenheiten schloß sich der in dem Mehrheitsbe- 

richt des Ausschusses für Rechtswesen und Ver-
fassungsrecht niedergelegten Auffassung an und 
glaubte, hinsichtlich der Form des Abkommens, 
hinsichtlich des Erfordernisses der Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften und der Ratifika-
tionsbedürftigkeit keine Einwendungen erheben zu 
müssen. Die Minderheit des Auswärtigen Aus-
schusses teilt die im Minderheitsgutachten des 
Rechtsausschusses niedergelegte abweichende Auf-
fassung. 

Das Verhältnis des Statuts zu Art. 23 Satz 2 GG 

In Würdigung der in der Minderheitsauffassung 
des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs-
recht dargelegten Gesichtspunkte hat sich der Aus-
schuß für auswärtige Angelegenheiten auch mit 
der möglichen Rückwirkung des Statuts auf die 
Rechte nach Art. 23 Satz 2 GG befaßt. Die Minder-
heit war der Auffassung, daß diese Bestimmung 
des Grundgesetzes zusammen mit seiner Präambel 
eine „Offenhaltungspflicht" der Bundesrepublik 
festsetze, d. h. eine Rechtspflicht, jedem anderen 
Teil Deutschlands jederzeit den Beitritt zu er-
möglichen; diese Rechtspflicht werde verletzt, 
wenn, wie es durch das Statut geschähe, dem Saar-
gebiet der Beitritt auch nur zeitweise unmöglich 
gemacht werde. Die Mehrheit hat sich dem 
nicht angeschlossen; sie war vielmehr der Auf-
fassung, daß in Art. 23 Satz 2 GG nur zum Aus-
druck gebracht sei, daß in anderen Teilen Deutsch-
lands das Grundgesetz in Kraft gesetzt werden 
müsse, nachdem ein Beitritt erfolgt sei; es sei aber 
offengelassen, in welcher Form ein solcher Bei-
tritt erfolgen müsse. Abgesehen davon werde aber 
die erwähnte „Offenhaltungspflicht" zur Zeit hin-
sichtlich des Saargebiets gar nicht verletzt, da ein 
Beitritt des Gebiets zur Bundesrepublik vor einer 
friedensvertraglichen Regelung nicht im Bereich 
des Möglichen liege. 

„Mit Gesetzeskraft" 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs-
recht hat dem Ausschuß für auswärtige Angelegen-
heiten empfohlen, in Art. 2 des Entwurfs des Rati-
fikationsgesetzes die Formulierung „mit Gesetzes-
kraft zu streichen. Auch in den Beratungen des 
Auswärtigen Ausschusses schienen gerade bei dem 
Abkommen über das Statut der Saar Gründe für 
die Streichung zu sprechen, weil hier kein in in-
nerdeutsches Staatsrecht umzuwandelnder Ver-
tragsinhalt vorliege. 

Der Auswärtige Ausschuß entschloß sich aus die-
sen Gründen, in Art. 2 des Gesetzentwurfs die 
Formel „mit Gesetzeskraft" zu streichen. 

Auf die Begründung im Generalbericht zu Druck-
sache 1000 wird verwiesen (siehe S. 24). 

Die Zugehörigkeit des Saargebiets zu Deutschland 

Die Bundesrepublik kann zum Abschluß des 
Abkommens, wie oben ausgeführt, nur unter der 
Voraussetzung und unter der Einschränkung als 
legitimiert betrachtet werden, daß sie möglichen 
Verfügungen des künftigen Gesamtdeutschlands 
über deutsches Staatsgebiet nicht vorgreift. Dieser 
Standpunkt ist auch von den Westmächten aner-
kannt. Nichts von dem, was das Abkommen fest-
setzt, kann also als Veränderung der deutsch-
französischen Grenzen von 1937 angesehen werden. 
Somit bleibt das Saargebiet auch nach Abschluß 
des Abkommens, was es vorher stets gewesen war: 
ein Teil Deutschlands in den Grenzen von 1937. 



Es besteht auch kein Zweifel daran, daß das 
Saargebiet zu Deutschland in den Grenzen von 
1937 gehört, das am 5. Juni 1945 in vier Be-
satzungszonen aufgeteilt wurde. Das Bestreben der 
französischen Regierung, das Saargebiet aus ihrer 
eigenen Besatzungszone herauszulösen und einem 
Sonderregime zu unterstellen, hat an dieser Zuge-
hörigkeit zu Deutschland in den Grenzen von 1937 
nichts geändert. Die vier Mächte haben in ihrer 
Gesamtheit der Herauslösung des Saargebiets aus 
der zu ihrem Bereich gehörigen französischen Be-
satzungszone nie zugestimmt, noch gar eine Ver-
änderung der deutschen Grenzen von 1937 
vorgenommen. Nun haben die Bundesrepublik 
und die französische Republik einen Vertrag 
geschlossen, um einen Teil der französischen 
Besatzungszone einem europäischen Kommissar zu 
unterstellen, der seinerseits der Westeuropäischen 
Union untersteht, also einer Staatengemeinschaft, 
die von derjenigen der vier Besatzungsmächte we-
sentlich verschieden ist. Dies ist juristisch eine 
höchst bemerkenswerte, aus der politischen Lage 
zu erklärende Maßnahme, die aber niemals dahin 
ausgelegt werden kann, als seien die Grenzen 
Deutschlands endgültig verändert worden und als 
sei das Saargebiet seiner Zugehörigkeit zu Deutsch-
land beraubt. In den Beratungen des Ausschusses 
ist darauf hingewiesen worden, daß sich der ge-
samtdeutsche Vorbehalt nach wie vor, auch nach 
Unterstellung des Saargebietes unter die treu-
händerische Kontrolle der Westeuropäischen Union, 
auf das Saargebiet erstrecke. 

Nach Art. 1 des van-der-Goes-van-Naters-
Planes sollte das Saargebiet mit der Bildung der 
Europäischen Gemeinschaft, jedoch unter Vorbehalt 
des Friedensvertrages, „europäisches Territorium" 
werden. Wenn nun schon zweifelhaft war, ob diese 
Bestimmungrechtswirksam werden konnte, so kann 
auf Grund des vorliegenden Abkommens, in dem 
eine ähnliche Bestimmung gar nicht mehr ent-
halten ist, erst recht nicht mehr von einer Abtren-
nung die Rede sein. Das neue Saarstatut spricht 
nirgends von einem „europäischen Territorium". 
Der Ausschuß war deshalb einmütig der Ansicht, 
daß das Saargebiet auch nach Inkrafttreten des 
Abkommens Bestandteil Deutschlands in den 
Grenzen von 1937 bleibe. 

Der Ausschuß für innere Verwaltung hat dar-
über hinaus mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
eine besondere Staatsangehörigkeit für die Bewoh-
ner des Saargebietes nicht anerkannt werden 
könne. 

In den Beratungen des Auswärtigen Ausschus-
ses ist von der Minderheit die Ansicht vertreten 
worden, die Bundesregierung habe als Sachwal-
terin gesamtdeutscher Interessen nicht nur den 
Gebietsstand zu wahren, sondern auch alles zu, 
unterlassen, was es der künftigen gesamtdeutschen 
Regierung erschweren könne, das Staatsgebiet un-
versehrt zu erhalten. Mit dem Zugeständnis eines 
vorläufigen, von dem Vertragspartner als Euro-
päisierung bezeichneten Sonderstatus sei aber be-
reits der Tatbestand der Erschwerung gegeben. 
Die Mehrheit hat sich dieser Auffassung nicht an-
geschlossen, sie hält die Sorgen der Minderheit 
nicht für begründet. 

Im Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs-
recht ist angeregt worden, die deutsche Auffassung 
über das Staatsgebiet und die Staatsangehörigen an 
der Saar in dem Zustimmungsgesetz selbst zu ver-
ankern und die Zustimmung von der bei der Ra

-

tifizierung der französischen Regierung zu notifi-
zierenden Auffassung abhängig zu machen, daß 
das Statut keine Ausgliederung von Land und 
Leuten aus dem deutschen Staatsverband mit sich 
bringe. 

Die Mehrheit des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht lehnte diese Anregung jedoch 
ab, um die Ratifikation nicht zu erschweren, war 
doch auch in der französischen Nationalversamm-
lung die Zustimmung nicht an die Annahme fran-
zösischer Auslegungen durch die Bundesrepublik 
geknüpft worden. Die Mehrheit des Ausschusses 
für auswärtige Angelegenheiten hat sich dieser 
Auffassung angeschlossen. 

Die Grenzen des Saargebiets 

Im Zusammenhang mit den Grenzen stehen auch 
die von französischer Seite vorgenommenen einsei-
tigen Veränderungen des Saargebiets. Bei der Her-
auslösung des Saargebiets aus der französischen 
Besatzungszone verliefen die Grenzen des Saar-
gebiets gleichlaufend mit denen, die im Vertrag 
von Versailles festgesetzt worden waren. Am 
1. August 1946 bezogen die französischen Behör-
den die Kreise Saarburg, Wadern und einige Ge-
meinden des Kreises Birkenfeld in das Saargebiet 
ein. Dadurch wurde ein breiter, aus saarländi-
schem Gebiet gebildeter Korridor zwischen dem 
ursprünglichen Saarbecken und Luxemburg ge-
schaffen. Im Jahre 1947 veranlaßten britische und 
amerikanische Schritte die französischen Behörden, 
den größten Teil dieses neuen Gebiets wieder zu-
rückzugliedern, doch nahmen die Franzosen dafür 
in den Kreisen Birkenfeld und Kusel wieder an-
dere Gemeinden in Anspruch. Die letzte Grenz-
änderung fand im März 1949 statt, als die Ge-
meinde Kirberg in das Saargebiet einbezogen 
wurde. Das Saargebiet von April 1949 war somit 
durch die Eingliederung von 103 Gemeinden um 
ein Drittel größer geworden, als dasjenige des 
Versailler Vertrages gewesen war. Die Gren-
zen des Saargebiets, wie sie seit 1949 bestehen, 
werden durch das vorliegende Statut nicht ge-
ändert. 

Die Saar — kein Staat 

Der Ausschuß hat unter Verwertung der Stel-
lungnahme des Ausschusses für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen auch geprüft, ob das Saar-
gebiet durch das Statut Staatscharakter erhalte. 
Diese Frage ist unabhängig von der Frage der Zu-
gehörigkeit des Saargebietes zu Deutschland. 
Wo Bestrebungen im Gange seien, das Saargebiet 
nach und nach in die Stellung eines zweiten Luxem-
burg zu bringen, hätten diese schon in dein ver-
gangenen Jahren auf der internationalen Ebene 
keine Unterstützung gefunden. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
verband dann in folgender Weise seine eigene 
Stellungnahme mit derjenigen des Ausschusses für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen: Dem Saar-
gebiet fehlen die wesentlichen Merkmale eines 
selbständigen Staatswesens. Wir haben es beim 
Saargebiet vielmehr mit einer teilweise autonomen 
Gebietseinheit eigener Art zu tun, nämlich einer 
Gebietseinheit mit eingeschränkter :innerer Auto-
nomie, die nach außen hin nicht als handlungsfähi-
ges Rechtssubjekt in Erscheinung treten kann. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hob in seinen Beratungen, dann noch besonders 



hervor, daß nichts stärker die Staatlichkeit des 
Saargebiets verneine als sein nach dem Statut 
vorläufiger Charakter. Man könne nicht von einem 
Staatswesen sprechen, wenn sein Dasein nicht nur 
politisch, sondern auch juristisch unter einer auf-
lösenden Bedingung stehe. 

KAPITEL II 

Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln des 
Abkommens 

Artikel I 

Art. I wirft vor allem drei Fragen auf: 

a) Er kündigt die Absicht an, dem Saargebiet im 
Rahmen der Westeuropäischen Union ein europä-
isches Statut zu geben. Die Bedeutung dieses Aus-
druckes ist viel erörtert worden, um so mehr, als das 
Wort „europäisch" heute unbestimmter ist als je. 
Das Statut verdient das Beiwort „europäisch" nur 
insofern, als es in den Rahmen der Westeuropäischen 
Union gestellt ist und der Rat dieser Union einen 
Kommissar bestellt, der ihm verantwortlich ist. 
Das Statut ist jedoch nicht in dem Sinne euro-
päisch, daß, wie nach dem van-der-Goes-van-Na-
ters-Plan, ein „europäisches Territorium" geschaf-
fen würde. 

b) Art. I enthält auch die sehr wesentliche Be-
stimmung, daß das Statut einer Volksabstimmung 
unterliegt. 

Der Ausschuß war einhellig der Ansicht, daß es 
an sich unerwünscht sei, einem Teil des Staats-
volkes das Recht zu geben, über eine Frage abzu-
stimmen, die in gleicher Weise das Volk im ganzen 
angehe. Noch unerwünschter wäre es aber gewesen, 
wenn eine Volksabstimmung nur über das vor-
läufige Statut, nicht aber über die endgültige Lö-
sung vereinbart worden wäre, weil dann die Volks-
abstimmung über das vorläufige 'Statut die End-
lösung möglicherweise präjudiziert hätte. Da aber 
eine Volksabstimmung auch über die im Friedens-
vertrag zu treffende Endlösung vereinbart worden 
ist, wogen die Bedenken gegen die erste Volks-
abstimmung nicht mehr so schwer. 

Für die Bewertung der ersten Volksabstimmung, 
die das vorläufige Statut billigen oder verwerfen 
soll, ist es außerdem bedeutsam, daß sie sich nicht 
auf ein Begehren des Saargebiets, sondern auf ein 
Abkommen bezieht, das von der Bundesrepublik 
geschlossen worden ist. Die Volksabstimmung 
stellt somit nur eine qualifizierte Form der inner-
staatlichen Zustimmung zu einem völkerrechtlichen 
Akt dar, die sonst den gesetzgebenden Körper-
schaften obliegt und die freilich besser einem von 
der Saarbevölkerung frei gewählten Landtag über-
lassen worden wäre. 

c) Was nun die Auslegung des in Art. I einge-
führten Begriffs „in Frage stellen" anbelangt, so 
hat sie der Ausschuß mit besonderer Sorgfalt 
geprüft. Er hat dabei die Worte der Präambel: „in 
dem Bestreben, jeden Anlaß zu Streitigkeiten in 
den gegenseitigen Beziehungen zu beseitigen", 
herangezogen. Aus diesen Stellen geht die Absicht 
der beiden vertragschließenden Teile hervor, 
durch das Statut jeden Anlaß zu Streitigkeiten 
aus der Welt zu schaffen, und zwar für eine gewisse 
Dauer, bis eine Endlösung möglich ist. Die Ent-
scheidung über die Zukunft des .  Saargebiets soll 
bis zum Friedensvertrag vertagt werden. Die mit 

der Annahme des Statuts getroffene Entscheidung 
soll während seiner Laufzeit nicht mehr „in Frage 
gestellt" werden können. 

Wenn heute das Saarabkommen abgeschlossen 
wird, so soll verhindert werden, daß die vertrag-
schließenden Teile morgen den Kampf um seine 
Beseitigung beginnen. 

Hierzu sagt der dem Auswärtigen Ausschuß er-
stattete Bericht des Ausschusses für innere Ver-
waltung, die Formulierung „nicht mehr in Frage 
stellen" bedeute, daß die Gültigkeit des Statuts 
nicht bezweifelt und daß keine einseitige Abän-
derung vorgenommen oder gefordert werden 
dürfe. 

Dagegen könne im Falle der Nichtbewährung des 
Statuts von den beteiligten Parteien dessen Ver-
besserung angestrebt werden. 

Artikel II 

Art. II enthält allgemeine Bestimmungen über 
die Stellung und die Aufgaben des zukünftigen 
Europäischen Kommissars. 

a) Der Kommissar nimmt die Vertretung der In-
teressen des Saargebiets auf dem Gebiet der aus-
wärtigen Angelegenheiten und der Verteidigung 
wahr. Der Ausschuß für auswärtige Angelegenhei-
ten sieht in seiner Mehrheit in der Übertragung 
dieser bisher von der französischen Regierung 
wahrgenommenen Aufgaben auf einen Kommissar, 
an dessen Ernennung die Bundesregierung ebenso 
beteiligt ist wie die französische Regierung und der 
dem Rat der Westeuropäischen Union verantwort-
lich ist, einen grundlegenden Wandel im Saarge-
biet und in diesem Wandel einen der wesentlichen 
Gründe für seine Zustimmung zum Statut. 

b) Die Aufgaben des Kommissars sind von zwei-
erlei Art: Einerseits nimmt der Kommissar die 
Saarinteressen auf dem Gebiet der auswärtigen 
Angelegenheiten und der Verteidigung wahr, an-
dererseits überwacht er die Beachtung des Statuts. 
Der Ausschuß hält es für notwendig, daß der Euro-
päische Kommissar zur Erfüllung seiner Aufgabe, 
die Durchführung des Statuts zu überwachen, 
Ersuchen an die Saarregierung richten kann, denen 
diese entsprechen muß. Im Bedarfsfalle muß es 
dem Kommissar auch möglich sein, sich mit einem 
Ersuchen unmittelbar an untere Behörden zu 
wenden. 

Bei der Überwachung des Statuts muß der Kom-
missar nach Ansicht des Ausschusses seine Haupt-
aufmerksamkeit auf zwei Gebiete richten: 1. auf 
die Bestimmungen über die Menschenrechte 
und Grundfreiheiten und 2. auf die Wirt-
schaftsbeziehungen des Saargebiets zu anderen Ge-
bieten. Von der Handhabung dieser beiden Teile 
des Statuts wird es wesentlich abhängen, ob der 
erhoffte Erfolg — die Befriedung innerhalb des 
Saargebiets — eintritt. Die Ermächtigung des Kom-
missars, die Durchführung der Art. XI und XII zu 
überwachen, erwächst nach Ansicht des Ausschusses 
nicht nur aus der allgemeinen Überwachungs-
aufgabe nach Art. II, sondern stärker noch aus der 
Pflicht zur „Vertretung der Saarinteressen in aus-
wärtigen Angelegenheiten", deren wesentlicher 
Teil für die Saar gerade auf wirtschaftlichem 
Gebiet liegt. Die Ermächtigung des Kommissars 
erstreckt sich demnach auf die Beziehungen zwi-
schen dem Saargebiet, der Bundesrepublik, Frank-
reich und 'dritten Ländern. 



d) Der Europäische Kommissar wird von dem 
Ministerrat der Westeuropäischen Union mit einer 
Mehrheit ernannt, bei der sich die Stimmen sowohl 
der Bundesrepublik als auch Frankreichs befinden 
müssen. Die Zustimmung der Saarregierung ist 
ebenfalls erforderlich. Angesichts der Natur des 
Amtes und seiner Aufgaben mißt der Ausschuß 
der Wahl einer geeigneten, unabhängigen Persön-
lichkeit für diesen Posten die größte Bedeutung 
bei. Der Kommissar ist dem Ministerrat der West-
europäischen Union verantwortlich. Dadurch, daß 
seine Berichte an die Versammlung der Westeuro-
päischen Union weitergeleitet werden, ist auch eine 
Art parlamentarische Kontrolle gesichert. Der 
Kommissar legt dem Rat nicht nur einen jährlichen 
Rechenschaftsbericht vor, sondern hat dem Rat auf 
Ersuchen über besondere Fragen Bericht zu erstat-
ten. Der Rat führt die Entscheidungen, zu deren 
Ausführung der Kommissar auf Grund seiner Un-
terstellung verpflichtet ist, durch Mehrheitsbe-
schluß herbei. Die Einführung von Mehrheitsbe-
schlüssen ist in diesem Zusammenhang begrüßens-
wert. Jede andere Regelung wäre geeignet gewesen, 
die Kontrollfunktion des Rates lahmzulegen. 

e) In Art. X des geänderten Brüsseler Vertrages 
ist vorgesehen, daß alle rechtlichen Streitfälle zwi-
schen den Unterzeichnermächten durch internatio-
nale Gerichtsbarkeit entschieden werden sollen, 
welche vom Internationalen Gerichtshof im Haag 
oder einem besonderen, neu zu schaffenden Gericht 
innerhalb der Westeuropäischen Union 'ausgeübt 
wird. 

Artikel III 

In Art. III einigen sich die Bundesrepublik 
Deutschland und die französische Republik über 
gemeinsame Vorschläge, die sie machen werden, 
um die Wahrnehmung der Interessen des Saarge-
bietes in den Ministerräten und parlamentarischen 
Versammlungen der europäischen Zusammen-
schlüsse zu regeln. Art. III lehnt sich an die Be-
stimmungen der Ziff. 7 des van-der-Goes-van-
Naters-Planes an. Ausgangspunkt ist der Grund-
siatz, daß das Saargebiet als Nicht-Staat nicht un-
mittelbar in Ministerräten vertreten sein könne, 
die nur Vollmitgliedern offenstehen. Wohl aber 
könnten Abgeordnete aus dem Saargebiet Sitz 
und Stimme in Versammlungen haben, die ent-
weder keine oder nur begrenzte Vollmachten be-
sitzen. 

Der Europäische Kommissar vertritt deshalb im 
Ministerausschuß des Europarats und im Minister-
rat der Westeuropäischen Union die Interessen des 
Saargebiets mit beratender Stimme. Für den Be-
sonderen Ministerrat der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl ist eine Ausnahme vor-
gesehen insofern, als bei Tagungen von Fach-
ministern nicht, wie bei Tagungen von Außenmini-
stern, der Europäische Kommissar das Saargebiet 
vertritt, sondern der zuständige Fachminister, und 
zwar mit vollem Stimmrecht. Diese Bestimmung, 
die über Ziff. 7 des van-der-Goes-van-Naters-
Planes hinausgeht, wurde offensichtlich getroffen, 
um der lebenswichtigen Bedeutung der Kohle- und 
Stahlwirtschaft für das Saargebiet gerecht zu 
werden. 

In der Beratenden Versammlung des Europarats 
tritt für die Abgeordneten des Saargebiets keine 
Änderung ein, während in der Gemeinsamen Ver-
sammlung der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vorgesehen ist, nunmehr drei 

Saarabgeordnete zuzulassen. Die Versammlung der 
Westeuropäischen Union soll die saarländischen 
Abgeordneten der Beratenden Versammlung mit-
umfassen. Unter politischen Gesichtspunkten 
bringt die Regelung für die Gemeinsame Ver-
sammlung der Montangemeinschaft insofern eine 
Neuerung mit sich, als die saarländischen Vertre-
ter, die bisher in der Zahl der französischen Ver-
treter enthalten waren, nunmehr für sich selbst 
gerechnet werden. Die französische Vertretung 
wird trotz des Ausscheidens der drei Stimmen der 
Abgeordneten aus dem Saargebiet mit ihren 
18 Stimmen den Vertretungen der Bundesrepublik 
und Italien gleich bleiben. 

Es ergibt sich freilich die Notwendigkeit, so-
wohl den Vertrag über die Gründung der Montan-
gemeinschaft als auch den Brüsseler Vertrag zu 
ändern, um einem nicht als Mitgliedstaat anzu-
sprechenden Gebiet die Entsendung von Vertretern 
zu gestatten. 

Artikel IV 
Aus Art. IV ergibt sich, daß die Teilnahme des 

Saargebiets an der europäischen Verteidigung erst 
später, und zwar durch einen im Rahmen der 
Westeuropäischen Union zu schließenden Vertrag, 
festgelegt wird. Am Zustandekommen dieses Ver-
trags wird die Bundesrepublik beteiligt sein. Alle 
damit zusammenhängenden Fragen stehen somit 
noch offen, insbesondere auch die Frage, in wel-
cher Form das Saargebiet seinen Wehrbeitrag 
leisten soll. 

Den Ausschuß interessierte die Frage, ob Frank-
reich weiterhin die Verteidigung des Saargebiets 
wahrnehmen wird, wie dies in Art. 9 des allge-
meinen Vertrags zwischen Frankreich und dem 
Saarland vom 20. Mai 1953 vorgesehen ist. Diese 
Frage ist zu verneinen. Art. II des Statuts be-
stimmt, daß der Europäische Kommissar die Inter-
essen des Saargebiets auf dem Gebiet der Verteidi-
gung wahrnimmt, und Art. V sieht eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen ihm und SACEUR vor. 
Aus diesen Bestimmungen folgt, daß Frankreich 
keine Sonderstellung in bezug auf die Verteidi-
gung des Saargebiets einnehmen soll. 

Der Ausschuß hat auch geprüft, ob bis zum In-
krafttreten des nach Art. HIV im Rahmen der West-
europäischen Union abzuschließenden Vertrags 
weiterhin französische Truppen im Saargebiet 
stationiert bleib en können. Da es gemäß Art. V 
des Statuts neben den Zuständigkeiten des Euro-
päischen Kommissars nur Zuständigkeiten der 
Saarorgane gibt, hat der Ausschuß dies einhellig 
verneint. 

Artikel V 

Die Formulierung des Art. V gleicht der von 
Ziff. 11 des van-der-Goes-van-Naters-Planes. Der 
Artikel spricht eine Kompetenzvermutung zugun-
sten der Regierung und der Behörden des Saar-
gebiets aus. Was die Zuständigkeit des Kommissars 
auf wirtschaftlichem Gebiet anbelangt, wird auf 
die Ausführungen dieses Berichts zu Art. II ver-
wiesen. 

Artikel VI 

a) Art. VI Abs. 1 geht von dem Grundsatz aus, 
daß die politischen Freiheiten an der Saar wieder-
hergestellt werden. Die Formulierung: „Die politi-
schen Parteien, die Vereine, die Zeitungen und die 



öffentlichen Versammlungen werden einer Geneh-
migung nicht unterworfen" entspricht dem Art. 16 
des van-der-Goes-van-Naters-Plans. Die im Früh-
jahr 1954 in London und Paris im Rahmen des 
Allgemeinen Ausschusses des Europarates über 
diese Biestimmung geführten Erörterungen spitzten 
sich auf die Frage zu, ob trotzdem Parteien noch 
aus politischen Gründen verboten werden könnten. 
Die Erörterungen führten zur Annahme einer Be-
stimmung, die den Art. 16 des van-der-Goes-van-
Naters-Plans näher erläutert. Sie lautet: 

„Der Art. 16 soll so angewendet werden, daß 
sichergestellt wird, daß die politischen Parteien 
einer Genehmigung nicht unterworfen werden 
und daß sie aus politischen Gründen weder ver-
boten noch suspendiert werden dürfen, es sei 
denn, daß sie danach trachten, die politischen 
Freiheiten zu zerstören oder das Statut durch 
undemokratische Mittel zu ändern." 
Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 

Verwaltung hat in seiner dem Ausschuß für aus-
wärtige Angelegenheiten vorgelegten ersten Ent-
schließung diese vom Allgemeinen Ausschuß des 
Europarates 'beschlossene Auslegung des Art. 16 
des Naters-Plans herangezogen und folgende Ent-
schließung beantragt: 

„Der Deutsche Bundestag betrachtet jede An-
wendung und Auslegung des Art. VI des Statuts, 
die nicht sicherstellt, 

daß die politischen Parteien, die Vereine und 
die Presse keiner Genehmigung mehr unter-
worfen sein werden und weder vor noch nach 
dem in Art. I vorgesehenen Referendum aus poli-
tischen Gründen verboten oder suspendiert 
werden können, es sei denn, daß sie darauf 
ausgehen, die politischen Freiheiten zu zer-
stören oder das Statut durch undemokratische 
Mittel zu ändern, 

als unvereinbar mit dem provisorischen Charak-
ter dieses Statuts, dem Statut des Europarats 
und der Konvention des Europarats zur Wah-
rung der Menschenrechte." 
Dem Auswärtigen Ausschuß scheint es selbstver-

ständlich, daß die Freiheit der Parteien, die durch 
die Aufhebung dies Genehmigungszwangs wieder-
hergestellt wird, nicht erneut beeinträchtigt wer-
den darf. 

b) Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Frage 
befaßt, wie die Bestimmungen des Art. VI Abs. 2 
auszulegen seien. Soll es Einzelpersonen und Par-
teien im Saargebiet verboten sein, sich schon wäh-
rend der Laufzeit des Statuts für eine 'bestimmte 
endgültige Regelung der Saarfrage im Friedens-
vertrag einzusetzen? Die Begründung der Bundes-
regierung verneint diese Frage. Tatsächlich wäre 
es mit demokratischen Grundsätzen nicht ver-
einbar, wenn man eine entscheidende Frage wie 
die, welches das endgültige Schicksal des Saar-
gebiets sein soll, aus der öffentlichen Erörterung 
im Saargebiet verbannen wollte. Legt man 
die Bestimmung anders aus, so würde das poli-
tische Leben an der Saar erneut in eine unerträg-
liche Zwangsjacke gepreßt, was nur zu weiterer 
Beunruhigung Anlaß geben könnte. Daß die Be-
völkerung des Saargebiets ein Recht darauf hat, zu 
dieser Frage Stellung zu nehmen, ergibt sich auch 
schon aus der Tatsache, daß gemäß Art. IX Bestim-
mungen des Friedensvertrags, die die Saar betref-
fen, der Billigung der Saarbevölkerung in freier 
Volksabstimmung unterliegen. 

In diesem Zusammenhang begrüßt es der Aus-
schuß, daß mittlerweile zwischen der deutschen und 
der französischen Regierung vereinbart worden ist, 
daß sich der europäische Kommissar bei Erfüllung 
seiner Aufgaben von der Konvention zur Wah-
rung der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
leiten lassen wird. Hierbei wird der Kommissar zu 
beachten haben, daß es zu den Grundfreiheiten der 
Saarbevölkerung gehört, während der Dauer des 
Statuts frei und, ungehindert die ihr im Friedens-
vertrag erwünschte Lösung zu erörtern, dies um so 
mehr, als das Statut vorläufig ist und die im Frie-
densvertrag zu treffende Lösung von ihrem Willen 
:abhängt. 

c) Der Ausschuß begrüßt es ferner als eine zu-
sätzliche Sicherung, daß mittlerweile zwischen der 
Bundesrepublik und Frankreich abgesprochen wor-
den ist, daß Einzelpersonen, Gruppen und Organi-
sationen im Saargebiet, die sich durch eine Ent-
scheidung des Kommissars in ihren Grundrechten 
und demokratischen Freiheiten verletzt fühlen, 
gegen diese Entscheidung eine unabhängige ge-
richtliche Instanz anrufen können. Das im Abs. 3 
des Art. VI 'ausgesprochene Verbot der Einmischung 
gilt selbstverständlich gleichermaßen für Frank-
reich wie für die Bundesrepublik. Die Lage zwi-
schen den beiden Nachbarn des Saargebiets ist 
allerdings insofern verschieden, als auf Grund der 
engen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Frank-
reich und dem Saargebiet die Möglichkeiten einer 
unkontrollierbaren französischen Beeinflussung 
sehr viel größer sind. 

Artikel VII 
Der Artikel setzt die Verpflichtung fest, die die 

Annahme des Statuts durch Volksabstimmung für 
die Saarregierung nach sich zieht: 

a) Die Saarregierung muß die Bestimmungen 
des Statuts innehalten. 

b) Sie muß dafür sorgen, daß die durch die An-
nahme des Statuts notwendig gewordenen Ände-
rungen an der Saarverfassungvorgenommen werden. 

Nach der einmütigen Auffassung des Ausschus-
ses, die vom Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen geteilt wird, zielt diese Be-
stimmung in erster Linie auf die Präambel 
der Saarverfassung*), die der durch das Statut ge-
schaffenen neuen Lage nicht entspricht. Insbeson-
dere darf in der Saarverfassung eine Formulie-
rung des Inhalts, daß das Saargebiet politisch vom 
Deutschen Reich unabhängig sei, nicht mehr er-
scheinen. Des weiteren müßten nach Ansicht des 
beteiligten Ausschusses auch die dem Statut wider-
sprechenden Bestimmungen des 1. Abschnitts des 
II. Hauptteils der Saarverfassung*) geändert wer-
den. Es ist von besonderer Bedeutung, daß es dem 
Kommissar obliegen würde, die Durchführung 
dieser Änderungen zu überwachen. 

Der Ausschuß hat 'es bedauert, daß die Frist 
zwischen Volksabstimmung und Landtagswahlen 
nur ungenau bestimmt worden ist. Die loyale 
Durchführung des Abkommens erfordert, den bis-
her nicht zugelassenen Parteien an der Saar die 
ohnehin kurze Zeitspanne von drei Monaten voll 
zu gewähren, damit sie sich auf die Wahlen vor-
beireiten können. 

Artikel VIII 
Die Garantie des Statuts, die die Bundesrepublik 

und Frankreich nach Art. VIII geben sollen, er- 

*) siehe S. 66 



gibt sich aus dem Sinn des Abkommens, an die 
Stelle des offenen Saarstreits eine bis zum Ab-
schluß eines Friedensvertrages befristete vorläufige 
Lösung treten zu lassen. Aus dem Wortlaut ergibt 
sich allerdings auch die juristisch seltsame Lage, 
daß die Unterzeichner des Abkommens gleichzeitig 
„in eigener Sache" als Garantiemächte auftreten. 
Zur Bekräftigung sollen die Vereinigten Staaten 
und Großbritannien ebenfalls die Einhaltung des 
Statuts bis zu einem Friedensvertrag zu gewähr-
leisten. 

Artikel IX 
Über die Bedeutung und die Tragweite des 

Art. IX haben im Ausschuß eingehende Erörte-
rungen stattgefunden. Die hier vorgesehene zweite 
Volksabstimmung sichert, daß der die Verhältnisse 
des Saargebiets betreffende Teil der Friedensrege-
lung in keinem Falle gegen den Willen der Saar-
bevölkerung verwirklicht werden kann. 

Artikel X 
a) Wer ist befugt, den Beginn der dreimonatigen 

Frist festzulegen, während derer die erste Volks-
abstimmung vorbereitet wird? Diese Frage hat den 
Ausschuß lange beschäftigt. Zu diesem Zeitpunkt 
müssen die in Art. VI Abs. 1 genannten Freiheiten 
hergestellt sein. Der Ausschuß ist der Auffassung, 
daß das Vorliegen dieser Bedingungen verbindlich 
nur von der neutralen Kommission festgestellt 
werden kann, die nach der Übereinkunft der bei-
den Regierungen die Volksabstimmung zu über-
wachen hat. Dieser Kommission wird es obliegen, 
festzustellen, ob die in Art. VI Abs. 1 geforderte 
Befreiung der Parteien und Vereine, der Presse 
und Versammlungen vom Zulassungszwang ver-
wirklicht ist. Zu diesem Zwecke ist — wie der Aus

-

wärtige Ausschuß nach dementsprechender Unter-
richtung durch die Bundesregierung mit Befriedi-
gung feststellt — mit der französischen Regierung 
abgesprochen worden, daß es der neutralen Kom-
mission obliegt, den Zeitpunkt zu bestimmen, an 
dem nach den Bestimmungen des Art. X die drei-
monatige Frist zu laufen beginnt. Die Kommission 
muß ferner die Einhaltung der Regeln überwachen, 
die bei international vereinbarten Volksabstimmun-
gen gebräuchlich sind. Um ihre Aufgaben durch-
führen zu können, ist sie befugt, Ersuchen an die 
Saarregierung zu richten, dienen diese zu entspre-
chen hat. Auch dies ist mit der französischen Re-
gierung abgesprochen worden. 

b) Der Ausschuß stellte fest, daß die Zeitspanne 
von drei Monaten zur Vorbereitung der Valksab-
stimmung sehr kurz bemessen ist. In der Aus-
sprache wurde daran erinnert, daß es im Allge-
meinen Ausschuß des Europarats im Frühjahr 1953 
lebhaft bezweifelt worden sei, ob eine Vorberei-
tungszeit von sechs Monaten nicht unzumutbar sei 
und ob nicht statt dessen eine solche von einem 
Jahr gewährt werden müsse. Der Ausschuß mißt 
deshalb bei der Kürze der nun festgelegten Zeit 
dem Grundsatz gerechter „Startbedingungen" für 
alle Parteien aus demokratischen Gründen er-
höhte Bedeutung bei. Wie der Ausschuß mit Befrie-
digung feststellte, soll die Kommission — wie gleich-
falls mit der französischen Regierung abgesprochen 
worden list — darüber wachen, daß alle Parteien 
gleiche Rechte und Einwirkungsmöglichkeiten, ins-
besondere auf dem Gebiet des Presse-, Rundfunk-, 
Fernseh- und Versammlungswesens, erhalten. 

c) In der Frage der Abstimmungsberechtigung 
lag dem Ausschuß eine Stellungnahme des Aus-
schusses für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
vor, in der eine Zulassung der sog. „Graukärtler", 

Auszug aus der Verfassung des Saarlandes vom 15. Dezember 1947 

Präambel 
Das Volk an der Saar, 
berufen, nach dem Zusammenbruch des Deutschen 

Reiches sein Gemeinschaftsleben kulturell, poli-
tisch, wirtschaftlich und sozial neu zu gestalten, 

durchdrungen von der Erkenntnis, daß sein Bestand 
und seine Entwicklung durch die organische Ein-
ordnung des Saarlandes in den Wirtschaftsbereich 
der französischen Republik gesichert werden kön-
nen, 

vertrauend auf ein internationales Statut, das die 
Grundlage für sein Eigenleben und seinen Wieder-
aufstieg festlegen wird, 

gründet seine Zukunft auf den wirtschaftlichen An-
schluß des Saarlandes an die französische Republik 
und die Währungs- und Zolleinheit mit ihr, die ein-
schließen: 

die politische Unabhängigkeit des Saarlandes vom 
Deutschen Reich, 
die Landesverteidigung und die Vertretung der 
saarländischen Interessen im Ausland durch die 
französische Republik, 
die Anwendung der französischen Zoll- und Wäh-
rungsgesetze im Saarland, 
die Bestellung eines Vertreters der Regierung der 
französischen Republik mit Verordnungsrecht zur 
Sicherstellung der Zoll- und Währungseinheit und 
einer Aufsichtsbefugnis, um die Beobachtung des 
Statuts zu garantieren, 
eine Organisation des Justizwesens, die die Ein-
heitlichkeit der Rechtsprechung im Rahmen des 
Statuts gewährleistet. 

Der Landtag des Saarlandes, vom Volke frei gewählt, 
hat daher, 

um diesem Willen verpflichtenden Ausdruck zu 
verleihen und — nach Überwindung eines Systems, 
das die menschliche Persönlichkeit entwürdigte 
und versklavte — Freiheit, Menschlichkeit, Recht 
und Moral als Grundlage des neuen Staates zu 
verankern, dessen Sendung es sei, Brücke zur Ver-
ständigung der Völker zu bilden und in Ehrfurcht 
vor Gott dem Frieden der Welt zu dienen, 

die folgende Verfassung beschlossen: 

II. Hauptteil 
Ordnung und Aufgaben der öffentlichen Gewalt 

1. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 60. Das Saarland ist ein autonom, demo-

kratisch und sozial geordnetes Land und wirtschaft-
lich an Frankreich angeschlossen. 

Artikel 61. Die Fahne des Landes besteht aus 
einem weißen Kreuz auf blaurotem Grund. 
Das Nähere darüber, sowie über das Landeswappen, 
bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 62. Die oberste Gewalt geht vom Saar-
volk aus. 
Das Volk übt sie durch die von ihm gewählten Ver

-

treter und gemäß Artikel 101 durch Volksentscheid aus. 
Artikel 63. Die aus dem Einbau der Saar in den 

französischen Wirtschaftsbereich und in das franzö-
sische Zoll- und Währungssystem sich ergebenden Bin-
dungen, gegenwärtige und zukünftige Abmachungen 
und die Regeln des Völkerrechts sind Bestandteile des 
Landesrechts und genießen den Vorrang vor inner-
staatlichem Recht. 

Artikel 64. Die verfassungsmäßige Trennung der 
gesetzgebenden, rechtsprechenden und vollziehenden 
Gewalt ist unantastbar. 



d. h. derjenigen Bewohner des Saargebiets, die 
nicht den Saarpaß erhalten haben, der Ausgewie-
senen und der an der Heimkehr Verhinderten ge-
fordert wird. In ähnlichem Sinne äußerte sich der 
Ausschuß für innere Verwaltung in seiner zweiten 
Entschließung. Der Ausschuß für auswärtige An-
gelegenheiten hält diese Forderung für berechtigt, 
und zwar nicht nur für die Volksabstimmung, son-
dern ebensosehr für die nachfolgenden Landtags-
wahlen. 

d) Der Ausschuß für innere Verwaltung hat in 
seiner zweiten Entschließung ferner eine Reihe von 
Bedingungen aufgestellt, [die erfüllt sein müßten, 
ehe die in Art. X genannte Vorbereitungsfrist für 
die Volksabstimmung zu laufen beginnen könne. 
Die Frist, so heißt es in der Entschließung, könne 
nicht beginnen, solange 
1. im französischen Staatshaushalt für politische 
Zwecke im Saargebiet vorgesehene Mittel weiter 
verwendet werden könnten, 

2. der Vertreter Frankreichs und die ihm nachge-
ordneten politischen Beamten im Saargebiet, die 
französische Polizei und die französischen Truppen 
das Gebiet nicht verlassen und französische Bürger 
im Staatsdienst ihr Amt nicht niedergelegt hätten, 

3.nicht allen im Saargebiet vertretenen politischen 
Parteien und Gruppen Rundfunk- und Fernseh-
sender gleichmäßig zur Verfügung gestellt würden, 

4.nicht unter „von außen kommende Einmischung" 
auch die Unterstützung von Parteien, Vereinen und 
Verlagen durch nichtsaarländische Unternehmen 
im Saargebiet verstanden werde, 

5. nicht sichergestellt sei, daß wedervor noch nach 
dem in Art. I vorgesehenen Referendum Mittel der 
öffentlichen Haushalte des Saargebietes für Pro-
pagandazwecke verwandt würden, 

6. nicht alle Ausweisungen aus politischen Grün-
den aufgehoben worden seien, 

7. nicht die Tätigkeit der politischen Polizei der 
jetzigen Saarregierung eingestellt worden sei. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
ist zu der Schlußfolgerung gelangt, daß es Aufgabe 
der vorgesehenen neutralen Kommission und spä-
ter des Kommissars sei, dafür zu sorgen, daß unzu-
lässige Einflußmöglichkeiten ausgeschlossen wür-
den. 

Artikel XI und XII 
Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

hat bei der Erörterung der wirtschaftlichen Be-
stimmungen des Saarstatuts dem nachstehend in 
seinen wesentlichen Teilen wiedergegebenen Be-
richt des Ausschusses für Wirtschaftspolitik — er-
stattet von Abg. Dr. Hellwig — besondere Be-
achtung geschenkt: 

„1. Wie das ganze Vertragswerk sind auch die 
die wirtschaftlichen Beziehungen regelnden Be-
stimmungen sehr kurz und elastisch gefaßt. Von 
den übrigen Bestimmungen unterscheiden sich 
die wirtschaftlichen aber insofern, als sie von 
vornherein als Rahmenbestimmungen gedacht 
sind, die ihre Konkretisierung noch durch be-
sondere Abmachungen erhalten sollen (Art. 
XII A und D). Ein Urteil über die bisher vorlie-
genden Rahmenbestimmungen kann daher nur 
allgemeiner Natur sein, solange nicht das Ergeb-
nis weiterer Abmachungen vorliegt. 

2. Es war von Anfang an eine grundsätzliche 
deutsche Forderung, daß für die Bundesrepublik 
im Saargebiet zumindest die gleichen Rechte auf 

wirtschaftlichem Gebiet eingeräumt werden 
müßten, wie sie für Frankreich bestehen. Nur 
unter der Voraussetzung der Entwicklung eines 
gemeinsamen Marktes zwischen dem Saargebiet 
und der Bundesrepublik glaubte man deutscher-
seits die vertragliche Bestätigung der Bestimmun-
gen einer französisch-saarländischen Konvention 
über einen gemeinsamen Markt zwischen Frank-
reich und dem Saargebiet vertreten und damit die 
bisherige ablehnende Haltung gegenüber den ein-
seitigen Bindungen und Privilegien in den fran-
zösisch-saarländischen Konventionen aufgeben 
zu können. 

3. Eine weitere deutsche Forderung betraf die 
Aufhebung der diskriminierenden Behandlung, 
der deutsches Vermögen im Saargebiet seit 
1945/46 unterliegt. 

4. Es war nicht zuletzt auch ein Ziel der 
deutschen Politik, die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Lage des Saargebiets und der Saar-
bevölkerung zu erreichen, ein Ziel, das durchaus 
nicht mit den beiden vorgenannten in Wider-
spruch steht. 

Anhand des vorliegenden Abkommentextes 
und des dazugehörenden Briefwechsels hatte der 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik zu prüfen, ob 
und inwieweit in der angedeuteten Richtung den 
deutschen Forderungen und Zielen Rechnung ge-
tragen wurde. 

5. In dem Art. XI bringen die Bundesregie-
rung und die französische Regierung ihren Wil-
len zum Ausdruck, „gemeinsam alle Anstren-
gungen zu machen, die notwendig sind, um der 
saarländischen Wirtschaft Entwicklungsmöglich-
keiten im weitesten Umfange zu geben". 

Dieser Artikel kann nur verstanden werden, 
wenn geprüft wird, welche Umstände bisher für 
die weitere Entwicklung der saarländischen 
Wirtschaft nachteilig waren. Sämtliche über die 
saarländische Wirtschaftslage zur Verfügung 
stehenden Unterlagen lassen erkennen, daß fol-
gende Umstände als besonders nachteilig emp-
funden werden: 
a) Mangel an Investitionskapital und daher 

Rückstand in der Investitionstätigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit; 

b) einseitige Bindung hinsichtlich der Güterver-
sorgung an die französische Einfuhrpolitik, 
mangelnde Bewegungsmöglichkeit für die Be-
friedigung des Importbedarfs der Saarwirt-
schaft, besonders von der Bundesrepublik 
her; 

c) Ausschaltung bestimmter für den Export nach 
den benachbarten Absatzgebieten in der 
Bundesrepublik orientierter Wirtschafts-
zweige von einem erleichterten Zugang zu 
[diesen Absatzgebieten. Für Kohle, Eisen und 
Stahl ist dieses Problem des unbehinderten 
Absatzes in die Bundesrepublik durch die 
Herstellung des Gemeinsamen Marktes für 
Kohle und Stahl im wesentlichen gelöst wor-
den mit dem bemerkenswerten Ergebnis, daß 
von der saarländischen Kohlen-, Eisen- und 
Stahlproduktion in der letzten Zeit nahezu 
rund ein Drittel bereits in die Bundesrepu-
blik geht. 

Art. XI des Saarabkommens kann im Hin-
blick auf diese Lage der Saarwirtschaft nur 
so interpretiert werden, wie es auch die Bun-
desregierung getan hat: nämlich in dem 
Sinne, daß auf der Grundlage der deutsch- 



französischen Zusammenarbeit zur inneren 
Festigung der Saarwirtschaft durch Investi-
tionen, Verbesserung der Außenhandelslage, 
besonders im Verkehr mit der Bundesrepu-
blik, und ähnliche Maßnahmen beigetragen 
werden solle. Dieser Artikel bildet eine Norm 
für die Durchführung der wirtschaftlichen 
Bestimmungen des Abkommens. 

6. Nach dem Vertragstext Art. XII A sollen 
die Grundsätze, auf denen die französisch-saar-
ländische Wirtschaftsunion gegenwärtig beruht, 
in ein zwischen Frankreich und der Saar abzu-
schließendes Abkommen über wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit aufgenommen werden. Die Durch-
führung der Bestimmungen des Art. XI und des 
Art. XII B bedeutet jedoch eine Änderung des 
bestehenden Zustandes. 

7. Die Frage der Regelung der künftigen Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und dem Saargebiet ist weiterhin wesentlicher 
Gegenstand des Art. XII, wobei „das Ziel" er-
reicht werden soll, „gleichartige Beziehungen zu 
schaffen, wie sie zwischen Frankreich und 
dem Saargebiet bestehen". Dabei handelt es sich 
bei dem angestrebten Ziel nicht um eine restlose 
Gleichstellung, denn im Text heißt es, man wolle 
„gleichartige Beziehungen" („relations sembla-
bles") schaffen. 

Das Ziel ist etappenweise zu erreichen, und 
zwar in „Blickrichtung" auf die ständige Aus-
weitung „der deutsch-französischen" und „euro-
päischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit". 

„Die fortschreitende Erweiterung" der wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesre-
publik und dem Saargebiet darf weder die franzö-
sisch-saarländische Währungsunion noch die 
Durchführung der französisch-saarländischen 
Konventionen in „Gefahr bringen"; besonders darf 
auch die Errichtung einer Zollgrenze zwischen 
Frankreich und dem Saargebiet nicht notwendig 
werden. Es ist allerdings durchaus möglich, daß 
die Einfuhr von Waren aus dem Bundesgebiet nach 
dem Saargebiet entsprechend dem Bedarf des 
Saargebiets kontingentsmäßig festgelegt wird, 
eine Technik, die bei dem deutsch-französischen 
Saar-Zollabkommen der Jahre 1926 bis 1935 an-
gewandt wurde. 

Schließlich darf gemäß Art. XII D durch die 
neu abzuschließenden Abkommen über die Er-
weiterung des Wirtschaftsverkehrs zwischen der 
Bundesrepublik und dem Saargebiet (Verhand-
lungspartner sind Frankreich, die Bundesrepu-
blik und das Saargebiet) auch nicht die Zahlungs-
bilanz zwischen dem Frankengebiet und der Bun-
desrepublik „schwer beeinträchtigt" werden. 

8. In der weiten Auslegungsfähigkeit liegt eine 
nicht zu verkennende Gefahr dieser Schutzklau-
seln des Vertrages. Wann sind die Währungsunion 
oder die Konventionen als gefährdet zu betrach-
ten? Wann ist die Zahlungsbilanz „schwer beein-
trächtigt", und wer befindet darüber? Auf diese 
Fragen gibt der Vertragstext keine eindeutige 
Antwort. 

9. Zu der Herstellung „gleichartiger Beziehun-
gen" zur Bundesrepublik gehört auch die Zulas-
sung von Banken und Versicherungen. Dieses 
Problem ist nicht ausdrücklich 'im Vertrag selbst 
geregelt, sondern in dem Briefwechsel zwischen 
dem deutschen Bundeskanzler und dem franzö-
sischen Ministerpräsidenten aufgegriffen. Es ge-
hört in der Tat zu dem Komplex, der unter den 

Begriff „gleichartige Beziehungen" fällt, so daß 
man sich insofern auch auf den Vertrag stützen 
kann. In dem Briefwechsel wurde von franzö-
sischer Seite in Aussicht gestellt: 
1. „Daß die für die Zulassung von Banken zu-

ständigen französischen 'Behörden die Anwei-
sung erhalten werden, etwaige Anträge der 
deutschen Banken in einem Geiste der Zusam-
menarbeit zu prüfen". 

2. Die französische Regierung werde sich mit der 
saarländischen Regierung mit dem Ziele ins 
Benehmen setzen, „daß diese etwaige An-
träge deutscher Versicherungsgesellschaften 
ebenfalls in einem Geiste der Zusammenarbeit 
prüft". 
Man wird deutscherseits unter den „gleich-

artigen Beziehungen", wie sie gegenüber der 
Bundesrepublik hergestellt werden sollen, auch 
die grundsätzliche Aufhebung aller diskriminie-
renden Bestimmungen gegenüber dem Nieder-
lassungs- und Betätigungsrecht deutscher Unter-
nehmungen im Saargebiet zu verstehen haben. 
Jede Abweichung von den für französische Unter-
nehmungen bestehenden Freiheiten würde als 
Diskriminierung und im. 'Widerspruch zu dem 
Ziel der „gleichartigen Beziehungen" zur Bundes-
republik aufgefaßt werden müssen. 

10. über das deutsche Wirtschaftsvermögen im 
Saargebiet wird im Vertrag außer über die Ver-
waltung der Saargruben nichts gesagt. In dem 
den Abkommen beigefügten Briefwechsel ist die-
ses Problem aufgeworfen worden. In diesem 
Briefwechsel wurde in Aussicht gestellt: 
1. Die Sequesterverwaltungen im Saargebiet sol-

len „vor der Volksabstimmung über das europä-
ische Statut der Saar aufgehoben werden". 

2. Was die Saarbergwerke betrifft, so wird die 
Saarregierung gemeinsam mit den Vertretern 
der französischen Regierung folgende Maß-
nahmen treffen: 
a) „Die Personalangelegenheiten und sozialen 

Fragen werden stets einer dem Vorstand 
der Saarbergwerke angehörenden saarlän-
dischen Persönlichkeit anvertraut werden." 

b) „Es werden alle in Betracht kommenden 
Maßnahmen getroffen werden, um den An-
teil der Saarländer an dem mit Verwal-
tungs- und technischen Aufgaben befaßten 
Personenkreis auf allen Stufen der organi-
satorischen Gliederung der Saarbergwerke 
zu steigern. Diese Maßnahmen werden im 
Rahmen der von der französischen Regie-
rung verfolgten Politik getroffen, dem Saar-
gebiet fortschreitend die volle Verantwor-
tung für die Gruben auf allen Gebieten zu 
überlassen." 

Mit der Aufhebung der Sequesterverwaltun-
gen allein wird der vielgestaltige Bereich von 
Zwangsmaßnahmen gegenüber dem deutschen 
Vermögen im Saargebiet noch nicht geregelt. Der 
Ausschuß vertritt in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung die Meinung, daß die Auf-
hebung der diskriminierenden Eingriffe in das 
deutsche Vermögen im Saargebiet im Zuge der 
Herstellung „gleichartiger Beziehungen" nach 
Art. XII B erfolgen muß und in den vorgesehe

-

nen Verhandlungen angestrebt werden sollte. 
11. Das Saarabkommen sieht einen Zusatzver-

trag zwischen den beteiligten Regierungen über 
die Regelung der Vertretung des Saargebiets im 



Ministerrat (Art. III b 1) und in der Gemeinsa-
men Versammlung (Art. III b 2) der Montan-Ge-
meinschaft vor. Nicht erwähnt ist im Saarabkom-
men eine etwaige Beteiligung des Saargebiets in 
der Hohen Behörde, im Beratenden Ausschuß und 
im Hohen Gerichtshof. Hier interessiert naturge-
mäß die Frage der ,Gewichtsverteilung innerhalb 
der Montangemeinschaft. Die Zuerkennung von je 
18 Sitzen an die Bundesrepublik und Frankreich 
wurde im Montanvertrag Art. 21 damit begrün-
det, daß die Vertreter der Saarbevölkerung in 
der Zahl der Frankreich zugewiesenen Abgeord-
neten eingerechnet sind. 

Frankreich hat sich stets auf den Standpunkt 
gestellt, daß ein Gleichgewicht zwischen der Bun-
desrepublik und Frankreich gesichert werden 
müsse. Durch die Realisierung des Art. III B, der 
die Erhöhung der von Frankreich entsandten 
Abgeordneten auf 18 sowie 3 gesondert ent-
sandte saarländische Abgeordnete für die Gemein-
same Versammlung vorsieht, kann dieses Gleich-
gewicht zugunsten Frankreichs in Frage !gestellt 
werden." 
Soweit der Bericht des Ausschusses für Wirt-

schaftspolitik. Der Auswärtige Ausschuß hat sich 
ferner die Auffassung des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses zu eigen gemacht, die folgendermaßen 
lautet: 

„Der in den Art. XI und XII des Saarstatuts 
niedergelegte Anspruch gibt die Möglichkeit, 
zwischen der Bundesrepublik und dem Saarge

-

biet  gleichartige Beziehungen zu erreichen, wie sie 
auf Grund des französisch-saarländischen Abkom-
mens über wirtschaftliche Zusammenarbeit ein-
treten werden. Es besteht auch eine deutsche 
Verpflichtung gegenüber der Saarbevölkerung, 
sie in der Rückgewinnung ihrer wirtschaftlichen 
Freiheit zu unterstützen." 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat es besonders begrüßt, daß die wirtschaftlichen 
Bestimmungen des Saarstatuts trotz ihrer Mängel 
und Lücken zwei zeitgemäßen Grundgedanken zu 
dienen versuchen: 

1. der deutsch-französischen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit und 

2. dem wirtschaftlichen Wohlergehen des Saar-
gebietes selbst. 

Die mit der Saarfrage gestellten wirtschaftlichen 
Aufgaben könnten in der Tat nicht gelöst werden, 
wenn jeder der beiden Vertragspartner, die Bun-
desrepublik Deutschland und die französische Re-
publik, nur seine eigenen Interessen im Auge hät-
te. Diese sollten daher auch in den kommenden 
Verhandlungen dem Gedanken der deutsch-fran-
zösischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit unter-
geordnet werden. Gelingt es, auf diesem Gebiete 
eine Verständigung zu erreichen, so ist damit ein 
wichtiger Beitrag zur deutsch-französischen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit im ganzen geleistet. 
Art. XII hat recht, wenn er fordert, daß in dieser 
Blickrichtung die wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und dem Saargebiet 
ausgestaltet werden sollen. 

Wichtig ist ferner, daß die wirtschaftlichen Be-
stimmungen des Saarstatuts nach Art. XI in erster 
Linie die wirtschaftliche Entwicklung des Saarge-
biets selbst fördern sollen. Für das Saargebiet han-
delt es sich bei 'der Festlegung seines künftigen 
wirtschaftlichen Status und seiner Verknüpfung mit 

der deutschen und der französischen Wirtschaft um 
eine Lebensfrage, d. h. um sehr viel mehr, als es 
sich bei den Beziehungen zum Saargebiet für Frank-
reich und die Bundesrepublik handelt. 

Der Auswärtige Ausschuß legt Wert auf die Fest-
stellung, daß für die Bundesrepublik in allen wirt-
schaftlichen Fragen das Interesse des Saargebiets 
in erster Linie maßgebend war. 

Der Auswärtige Ausschuß glaubt, ebenso wie es 
der Ausschuß für Wirtschaftspolitik in seiner Stel-
lungnahme zum Ausdruck gebracht hat, daß die 
Art. XI und XII des Saarstatuts die Möglichkeit eröff-
nen, zwischen der Bundesrepublik und dem Saar-
gebiet gleichartige wirtschaftliche Beziehungen 
herzustellen, wie sie zwischen Frankreich und dem 
Saargebiet bestehen und wie sie bereits im 
van-der-Goes-van-Naters-Plan ausdrücklich vorge-
sehen waren. Der Ausschuß erwartet von den kom-
menden Verhandlungen, daß diese gleichartigen 
Beziehungen auch tatsächlich auf lallen Gebieten —
mit der alleinigen Ausnahme des in Art. XII aus-
drücklich erwähnten Währungsgebiets — herge-
stellt werden. 

Der Auswärtige Ausschuß ist ferner der Ansicht, 
daß es im Sinne der wirtschaftlichen Bestimmun-
gen des Saarstatuts, insbesondere des Art. XI liegt, 
die gleichartigen Beziehungen zwar schrittweise, 
aber doch so schnell wie möglich herzustellen. Das 
nach Art. XII D 'abzuschließende dreiseitige Ab-
kommen zwischen der Bundesrepublik, Frankreich 
und dem Saargebiet sollte hierüber Klarheit schaf-
fen. 

Der Ausschuß verkennt nicht die Gefahren, die 
einige in Art. XII enthaltene Vorbehalte in sich 
bergen, wenn sie nicht im Geiste der Zusammen-
arbeit und nach dem wirtschaftlichen Interesse des 
Saargebiets gehandhabt werden. Der Ausschuß hält 
es daher für wichtig, daß die Vorbehalte in dem 
dreiseitigen Abkommen so gefaßt werden, daß sie 
den oben erwähnten beiden Grundgedanken ent-
sprechen, denen die wirtschaftlichen Bestimmungen 
des Statuts zu dienen versuchen. 

Mit der Durchführung der Art. XI und XII wird 
im Verhältnis der Bundesrepublik zum Saargebiet 
eine Wirtschaftsbeziehung eigener Art entstehen, 
die möglicherweise eine besondere Entschließung 
des GATT und des Europäischen Wirtschaftsrats 
erforderlich machen wird. 

Zur Neuregelung des Verhältnisses der Bundes-
republik zum Saargebiet gehört ferner die Beendi-
gung der Sequestermaßnahmen, die noch vor dem 
Volksentscheid erfolgen soll. 

Mit der im Briefwechsel zum Saarabkommen ver-
einbarten Aufhebung der Sequesterverwaltungen 
allein wird freilich der vielgestaltige Bereich von 
Zwangsmaßnahmen gegenüber dem deutschen Ver-
mögen im Saargebiet noch nicht geregelt. Offen 
bleiben insbesondere folgende wichtige Punkte: 

1. Die nach deutscher Auffassung unrechtmäßigen 
Reparationsmaßnahmen des französischen Staates 
gegen saarländische Industrieunternehmen. 

2. Die französischen Beteiligungen an Wirtschafts-
unternehmungen, die durch politischen, wirtschaft-
lichen oder finanziellen Druck oder auf Grund der 
Reparationsforderungen geschaffen worden sind. 

3. Die Enteignung der Geschäftsorganisation der 
deutschen Banken im Saargebiet durch diskrimi-
nierende Behandlung bei der Währungsumstellung: 
Reichsmark — Saarmark — Franken. 



4. Die Enteignung der deutschen Versicherungs-
unternehmungen im Saargebiet durch Zwangsüber-
tragung ihres Geschäftsbestandes und Vermögens 
im Saargebiet auf französische Gesellschaften. 

5. Die Regelung des ehemaligen Reichsvermögens, 
insbesondere des Eigentums des Reichs an den 
Saargruben. 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik hat im 
zweiten Teil seiner Stellungnahme auf die deutsche 
Verpflichtung gegenüber der Saarbevölkerung, sie 
bei der Rückgewinnung ihrer wirtschaftlichen Frei-
heit zu unterstützen, hingewiesen. Das französisch-
saarländische Abkommen über wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, mit dem gemäß Art. XII A des Sta-
tuts die bisherigen Konventionen über eine 
französisch-saarländische Wirtschaftsunion abgelöst 
werden, wird jedoch den Art. V, XI, XII B und E 
Rechnung tragen müssen. Insbesondere müßten 
nach Art. V auch die Zoll- und Devisenbehörden 
saarländische Behörden sein. Das neue französisch-
saarländische Verhältnis wird sich also von dem 
bisherigen in wesentlichen Punkten unterscheiden 
müssen. Hierbei kommt es vor allem darauf an, daß 
dem Saargebiet ein Höchstmaß an Selbstverwaltung 
einschließlich der entsprechenden gesetzgeberischen 
Maßnahmen eingeräumt wird; daß die bisherigen 
Elemente der wirtschaftspolitischen Unterordnung 
und Bevormundung durch eine saarländische Mit-
wirkung an den gemeinsam im Verhältnis Frank-
reich-Saargebiet zu regelnden Angelegenheiten er-
setzt werden; und daß die französisch-saarländischen 
Vereinbarungen — mit Ausnahme der Währungs-
frage — nichts enthalten, was mit dem Grundsatz 
der Herstellung gleichartiger Beziehung zwischen 
dem Saargebiet und der Bundesrepublik im Wider-
spruch stehen würde. 

Demnach muß bei dem neuen französisch-saar-
ländischen Abkommen über wirtschaftliche Zusam-
menarbeit hinsichtlich der Grubenfrage darauf ge-
achtet werden, daß nach Art. XII E das Saargebiet 
„für die Verwaltung sämtlicher Kohlenvorkommen 
der Saar einschließlich des Warndt sowie der von 
den Saarbergwerken verwalteten Grubenanlagen" 
Sorge trägt. 

Besondere Bedeutung mißt der Ausschuß der Be-
stimmung bei, die klarstellt, daß auch die Verwal-
tung der umstrittenen Kohlevorkommen im Warndt 
Sache des Saargebiets ist, handelt es sich hierbei 
doch um eine Frage, die für die wirtschaftliche Zu-
kunft des Saargebiets von entscheidender Bedeu-
tung ist. 

Alle das Verhältnis Frankreich—Saargebiet be-
treffenden Fragen werden zwar nach Art. XII A 
zwischen dem Saargebiet und Frankreich verhan-
delt. Hierzu ist jedoch ein Doppeltes zu sagen: 

1. Zu auswärtigen Verhandlungen, die auf Grund 
des Statuts geführt werden müssen, ist nach Art. II 
Abs. 1 Satz 1 des Statuts nur der Kommissar zu-
ständig. Verträge, die durch andere Organe abge-
schlossen werden, können keine Gültigkeit erlan-
gen und keine Rechtskraft gegen Dritte erzeugen. 
Gerade die auswärtigen Wirtschaftsbeziehungen 
des Saargebiets werden einen wesentlichen, wenn 
nicht gar den wichtigsten Teil der Saarinteressen 
auf dem Gebiet der auswärtigen Angelegenheiten 
bilden, die der Kommissar wahrzunehmen hat. 

2. Die Bundesrepublik hat als Partner des Saar-
statuts einen eigenen Anspruch darauf, daß das 
Ergebnis dieser Verhandlungen den einschlägigen 
Bestimmungen des Saarstatuts entspricht. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß das Ver-
hältnis Frankreich-Saargebiet und das Verhältnis 
Bundesrepublik-Saargebiet nur in gleichzeitigen 
Verhandlungen befriedigend geregelt werden kann. 
Soll doch nach dem Wortlaut des Art. XII A des 
Statuts das französisch-saarländische Abkommen 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit den Bestim-
mungen des Art. XII B, die sich mit den deutsch-
saarländischen Beziehungen befassen, Rechnung 
tragen. Der Ausschuß sieht nicht, wie in einem 
französisch-saarländischen Abkommen dem Grund-
satz der Herstellung gleichartiger Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik und dem Saargebiet 
Rechnung getragen werden kann, wenn über diese 
Beziehungen nicht durch gleichzeitige Verhand-
lungen Klarheit geschaffen wird. Auch die Be-
stimmung des Art. XII, daß die deutsch-saar-
ländischen wirtschaftlichen Beziehungen die Durch-
führung des Abkommens über die französisch-
saarländische Zusammenarbeit nicht in Gefahr 
bringen soll, spricht dafür, diese beiden Verhält-
nisse von vornherein aufeinander abzustimmen. 

Artikel XIII 

Der Ausschuß hat sich zu dieser Frage nicht ge-
äußert, da über sie noch Verhandlungen zwischen 
den sechs in der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl zusammengeschlossenen Regierun-
gen stattfinden müßten. 

Artikel XIV 
Die Bestimmungen des Art. XIV ziehen die 

Schlußfolgerung aus der Tatsache, daß das Statut 
in den Rahmen der Westeuropäischen Union ge-
stellt ist und ohne deren Bestehen nicht verwirk-
licht werden kann. 

KAPITEL III 

Der Antrag 

Das Abkommen über das Statut der Saar ist 
nicht vollkommen. Die Mehrheit des Ausschusses 
war jedoch trotz großer Bedenken der Ansicht, daß 
dieses Abkommen für die deutsch-französischen Be-
ziehungen und für die Deutschen im Saargebiet 
angesichts der bestehenden allgemeinen politischen 
Situation besser sei als kein Abkommen. Der Wert 
des Abkommens wird aber letztlich von der Art 
und Weise seiner Durchführung bestimmt werden. 
Insofern ist die Zustimmung zu dem Abkommen 
ein Wagnis. Die Mehrheit des Ausschusses war der 
Ansicht, daß man, um aus der Sackgasse der Saar-
frage herauszukommen, dieses Wagnis auf sich neh-
men müsse im Vertrauen auf die fortschreitende 
deutsch-französische und europäische Zusam-
menarbeit. 

Die Lücken und Mängel des Abkommens haben 
den anderen beteiligten Ausschüssen und auch 
zahlreichen Mitgliedern des Ausschusses für aus-
wärtige Angelegenheiten den Wunsch nahegelegt, 
ihre Auffassungen, sei es in Ergänzungen zum Ratifi-
kationsgesetz, sei es in Entschließungen niederzu-
legen und diese dem Hohen Hause zur Annahme zu 
empfehlen. 

Die Tatsache jedoch, daß das Abkommen über das 
Statut der Saar in der Bundesrepublik und in 
Frankreich nur mühsam den Weg in die völker-
rechtliche und politische Wirklichkeit findet, hat die 



Mehrheit des Ausschusses veranlaßt, grundsätzlich 
alle Änderungs- und Entschließungsanträge abzu-
lehnen, wie berechtigt diese im Einzelfall auch ge-
wesen wären. Das betrifft auch zwei Anträge*), die 
die Minderheit des Ausschusses auf Ergänzung des 
Ratifikationsgesetzes gestellt hat. Im Gegensatz zu 
den anderen Verträgen, die bereits eine dauernde 
Wirklichkeit schaffen, ist das Statut der Saar vor-
läufig. In der Hoffnung, daß dieses vorläufige Sta-
tut den Deutschen im Saargebiet den Weg zu einem 
dauernden Frieden bereiten möge, empfiehlt der 

Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten dem 
Hohen Hause, dem Gesetz betreffend das am 23. Ok-
tober 1954 in Paris unterzeichnete Abkommen über 
das Statut der Saar zuzustimmen. 

Bonn, den 17. Februar 1955 

Dr. Pfleiderer 
Generalberichterstatter 

b) Besonderer Bericht des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wahl 

(Mehrheitsauffassung) 

A. 
1. Das Saarabkommen führte im Rechtsausschuß 

zunächst wegen seiner äußeren Aufmachung als 
Regierungsabkommen zu lebhaften Auseinanderset-
zungen. In seiner Mehrheit stellte sich der Rechts-
ausschuß jedoch auf den Standpunkt, daß im mo

-

dernen internationalen Verkehr die äußeren For-
men des Staatsvertrages weder für eine Verpflich-
tung der beteiligten Staaten wesentlich sind, noch 
die Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Rati-
fikation durch den Gesetzgeber, noch für die Trans-
formation seines Inhalts in innerstaatliches Recht, 
bilden. Die allgemeine Zeitströmung führt von dem 
Formalismus weg, auch im internationalen Verkehr 
gibt es Staatsverträge, die z. B. nur in einem Brief-
wechsel niedergelegt sind. Nachdem der Regie-
rungsvertreter erklärt hat, die Ratifikations-
urkunde solle auch für das Saarabkommen hinter-
legt werden, bleibt zudem hier dem Herrn Bundes-
präsidenten der entscheidende Akt zur völkerrecht-
lichen Verpflichtung der Bundesrepublik vorbehal-
ten. Das Zustimmungserfordernis hängt also allein 
von dem Inhalt der Vereinbarung ab. Deswegen 
wurde von der Mehrheit die gesetzliche Zustim-
mung zum Saarabkommen für erforderlich gehal-
ten, da dieses Abkommen die außenpolitischen Be-
ziehungen der Bundesrepublik betrifft. Ferner war 
die Mehrheit der Ansicht, daß es auch auf die Worte 
„mit Gesetzeskraft" in Art. 2 des Zustimmungsge-
setzes nicht ankommt, und hat deshalb ihre Strei-
chung vorgeschlagen. Dabei wurde aber durch Er-
klärungen zur Abstimmung klargestellt, daß die 
Gründe, aus denen die Worte „mit Gesetzeskraft" 
gestrichen wurden, bei den einzelnen Mitgliedern 
des Rechtsausschusses verschieden waren. Ein Teil 
hielt gerade beim Saarvertrag die Worte „mit Ge-
setzeskraft" für entbehrlich, weil hier kein trans- 

formierbarer Vertragsinhalt vorliege, andere glaub-
ten, dieser Zusatz sei überhaupt überflüssig, zu-
mal er in der Weimarer Zeit in allen Zustimmungs-
gesetzen zu internationalen Abmachungen gefehlt 
habe. 

2. Bezüglich der Ratifizierbarkeit des Saarab-
kommens wurde weiter der Einwand erhoben, es 
liege in Wahrheit gar keine Einigung der Regie-
rungschefs über die Saar vor, da die französische 
und deutsche Auffassung, wie die amtlichen Doku-
mente in Bonn und Paris laus wiesen, von so ver-
schiedenen Auffassungen über den Sinn des Ver-
einbarten ausgingen, daß die für jeden Vertrag not-
wendige Willensübereinstimmung nicht festgestellt 
werden könne: vielmehr liege ein dissensus vor. 
Diese Auffassung teilt die Mehrheit des Rechtsaus-
schusses nicht. Die nachstehend erwähnte Äußerung 
von Mendès-France in der französischen Kammer 
zeigt, daß der französische Ministerpräsident völ-
lig mit der deutschen Auffassung darin überein-
stimmt, daß erst der Friedensvertrag und die damit 
verbundene Volksabstimmung über das endgültige 
Schicksal der Saar entscheiden kann. Deswegen ist 
die Regelung des Saarabkommens provisorisch und 
deswegen ist, da dem Friedensvertrag die endgül-
tige Festlegung der Grenzen Deutschlands vorbe-
halten ist, auch ein endgültiger Verzicht auf die 
deutschen Grenzen nicht erklärt. 

3. Die gleichen Gesichtspunkte wurden noch ein-
mal unter der Fragestellung erörtert, ob die Bun-
desregierung zum Abschluß des Saarabkommens 
nach dem Grundgesetz überhaupt legitimiert sei. 
Man war sich darüber einig, daß in der Tat, trotz 
der Identität der Bundesrepublik mit dem alten 
Deutschen Reich ihre Kompetenzen in gesamtdeut-
schen Fragen beschränkt sind, weil in den faktisch 
abgetrennten ,Gebietsteilen die deutsche Bevölke-
rung an der demokratischen Willensbildung inner-
halb der Bundesrepublik nicht mitwirken kann. 
Deswegen kann die Bundesrepublik auf deutsches 
Staatsgebiet nicht verzichten. Daß dies in dem Ver- 

*) 1. Nach Artikel I wird der folgende neue Artikel I a 
eingefügt: 

„Artikel I a 

Das Abkommen ändert nichts daran, daß die 
Deutschen an der Saar ein Teil des deutschen Staats-
volkes sind und daß der Geltungsbereich des durch 
das Abkommen errichteten Statuts ein Teil des deut-
schen Staatsgebietes ist." 

2. Nach Artikel I a wird der folgende neue Artikel I b 
eingefügt: 

„Artikel I b 
Artikel VI Abs. 2 des Abkommens bedeutet, daß 

nach Billigung des Statuts die Konvention über die 
Grundfreiheiten und Menschenrechte an der Saar 
durchzuführen ist, insbesondere also die Saarbevöl-
kerung das Riecht hat, sich frei über den Zeitpunkt 
und den Inhalt des Friedensvertrages auszusprechen." 



tragswerk ausdrücklich anerkannt ist, hat der 
Rechtsausschuß mit Befriedigung zur Kenntnis ge-
nommen. Ebensowenig ist ihr aber auch ein Ver-
zicht auf deutsche Staatsangehörige möglich. Um 
ihre gesamtdeutsche Mission zu erfüllen, kann sie 
aber provisorische Maßnahmen ergreifen, beson-
ders dann, wenn damit eine Verbesserung der als 
rechtswidrig bekämpften faktischen Zustände er-
reicht wird. Damit mündet aber auch diese Erwä-
gung in die nunmehr zu treffende Feststellung ein, 
daß eine Besserung der deutschen Situation an der 
Saar durch das Abkommen erreicht wird. 

B. 
Was nun den Inhalt des Saarabkommens angeht, 

so stellt es hinreichend klar, daß das Statut provi-
sorischen Charakter hat, keinen Verzicht auf die 
deutschen 'Grenzen umschließt (vergleiche oben), 
aber auch keinen Verzicht auf die deutschen Staats-
angehörigen des Saargebiets enthält und im übri-
gen nur auf die faktische Hinnahme des Saarregi-
mes ohne seine rechtliche Anerkennung hinaus-
läuft. Um diesen Begriff gingen schon im Jahre 1952 
die Erörterungen, und ich schrieb 'damals, was noch 
heute gilt: 

„Es ist zuzugeben, daß für den mit dem völker-
rechtlichen Denken nicht Vertrauten eine Unter-
scheidung zwischen tatsächlicher Hinnahme und 
rechtlicher Anerkennung nicht leicht zu vollzie-
hen ist. Aber es handelt sich hier rum eine für das 
Verständnis der Verträge grundlegende Figur. 
Die Aufgabe der Bundesregierung war es, das 
Besatzungsstatut abzulösen. In vielen Fällen 
konnte dies nur in der Weise geschehen, daß die 
Alliierten an den durch ihre Politik in den letz-
ten Jahren geschaffenen Tatbeständen festhiel-
ten und die Bundesregierung auf die Aufgabe 
beschränkt war, wenigstens eine Milderung ihres 
bisherigen Standpunktes zu vereinbaren. Daß da-
mit die hingenommenen Tatbestände nicht als 
rechtmäßig im vollen Sinne anerkannt werden, 
liegt auf der Hand. Eis mußte aber die Spannung 
zwischen Recht und Wirklichkeit wenigstens ab-
geschwächt werden. Im internationalen Recht ist 
das Rechtsschutzsystem nicht voll ausgebaut. Völ-
kerrechtswidrigkeiten werden deshalb häufig als 
Fakten hingenommen, weil es an der Instanz 
fehlt, die das verbotene Faktum annullieren 
könnte. Dies ist der Kern der De-facto-Doktrin, 
die sich auch hier auswirkt." 
Dias bei dem Deutschlandvertrag erörterte Argu-

ment, es entstehe im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes ein neuer Teilstaat, kehrte bei der Erörte-
rung des Saarstatuts in der Weise wieder, daß man 
eine Ausgliederung des Saargebiets aus Deutsch-
land befürchtet. Was oben für die Wiedervereini-
gungsfrage dargelegt wurde, gilt hier entsprechend. 
Man kann nicht uno actu das, was seit 1945 im 
Saargebiet geschehen ist, wegwischen, sondern man 
muß, genau wie es für die Bundesrepublik im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes selbst geschehen 
ist, die deutsche Position schrittweise zu verbessern 
suchen. Zu dieser Politik gibt das Grundgesetz die 
rechtliche Möglichkeit, da nicht anzunehmen ist, 
daß seine Verfasser bei der Aufstellung des ge-
samtdeutschen Programms die Bundesregierung so 
beschränken wollten, daß sie nur den endgültigen 
Vollzug der gesamtdeutschen Mission der Bundes-
republik vornehmen dürfte. Damit erledigt sich 
auch der Einwand, daß das Saarstatut gegen das 
aus Art. 23 GG wohl zu folgernde Recht des Saar

-

gebiets, dem Grundgesetz beizutreten, verstoße. In 
der Tat ist vorläufig dies Recht nicht durchgesetzt. 
Aber nur dieser Umweg über das Saarstatut hat 
zum ersten Mal den Weg dazu eröffnet. Wenn Men-
des-France auf die Frage des französischen Abge-
ordneten Liautey erklärte, daß, wenn die Saarbe-
völkerung bei der im Art. 7 vorgesehenen Volks-
abstimnung sich einfach für die Ruckkehr der Saar 
zu Deutschland ausspreche, dann die Volksabstim-
mung sich gegenüber dem Friedensvertrag durch-
setze, so ist damit seit 1945 zum ersten mal eine 
vertragliche Grundlage für eine deutsche Politik 
an der Saar geschaffen. Mit der Grenzfrage hängt 
aufs engste die der Staatsangehörigkeit der Saar-
bevölkerung zusammen. Da auf die Grenzen nicht 
verzichtet ist, 'behalten die deutschen Bewohner der 
Saar die deutsche Staatsangehörigkeit, und zwar 
nicht nur die, die sie im Jahre 1945 schon besaßen, 
sondern auch diejenigen, die sie durch die Geburt 
von deutschen Eltern nach dem ius sanguinis, das 
schon immer das deutsche ,Staatsangehörigkeits-
recht beherrschte, erworben haben. Das entspricht 
der bisherigen deutschen Staatspraxis, und es ist 
nicht einzusehen, wieso ihr durch das Saarabkom-
men die Grundlage entzogen sein sollte. 

Den Rechtsausschuß beschäftigte auch die Frage, 
ob die zuzulassenden Parteien an der Saar zwi-
schen Inkrafttreten des Saarstatuts und dem Frie-
densvertrag schon die im Friedensvertrag zu fin-
dende Lösung des Saarproblems erörtern könnten. 
Dies wurde bejaht und als allein dem Vertrags-
inhalt entsprechend angesehen. 

Die wirtschaftlichen Lösungen haben den Rechts-
ausschuß am wenigsten befriedigt. 

Die Bundesregierung hat vor den versammelten 
Ausschüssen des Bundestages, die die Verträge zu 
prüfen haben, über die Verhandlungen in Baden-
Baden berichtet, die auf den Ausbau eines Rechts-
schutzes für die in dem Saarabkommen gewährten 
Freiheitsrechte gerichtet waren. Liegt auch zur 
Zeit. noch kein Zusatztext zu dem Saarabkommen 
vor, so hat doch der Rechtsausschuß von dem Ver-
handlungsergebnis mit Befriedigung Kenntnis ge-
nommen. 

C. 
Es war angeregt 'worden, die dargelegten wich-

tigen ,Auslegungsergebnisse über Staatsgebiet und 
Staatsangehörige an der Saar in dem Zustimmungs-
gesetz selbst zu verankern, indem die Zustimmung 
davon abhängig gemacht werden sollte, daß das 
Saarstatut wirklich keine Ausgliederung von Land 
und Leuten der Saar aus dem deutschen Staatsver-
band darstelle. Die Mehrheit widersetzte sich die-
sem Verlangen, weil die französische Nationalver-
sammlung ihrerseits den entsprechenden Vorschlag 
des französischen Auswärtigen Ausschusses, die Zu-
stimmung an den Vorbehalt der französischen In-
terpretation des Abkommens zu knüpfen, fallen 
ließ. Der französische Ministerpräsident Mendès-
France hatte alle Zusatzanträge durch die Andro-
hung der Demission (Vertrauensfrage) verhindert. 
Nur das Amendement Palewski, das praktisch ein 
Junktim des ,Saarabkommens mit den übrigen Ver-
trägen herstellte, wurde aufrechterhalten, und zu 
allen Verträgen in der Nationalversammlung ge-
meinsam die Zustimmung erteilt. Gerade diese 
Tatsache macht nach der Mehrheitsauffassung 
einen entsprechenden Vorbehalt überflüssig, weil 
in dem Deutschlandvertrag, der auch die fran-
zösische Unterschrift trägt, die Grenzregelung 



dem Friedensvertrag vorbehalten ist. Daß der 
Deutschlandvertrag keine rechtliche Anerkennung 
des Saarregimes enthält, ergibt sich aus dem im 
BGBl. 1954 II S. 307 veröffentlichten Briefwechsel, 
in dem der Bundeskanzler klarstellt, daß die Ein-
beziehung gewisser sich auf die Saar beziehender 
Verträge und Abkommen in die Liste der aufrecht-
erhaltenen Verträge „in keiner Weise eine Aner-
kennung des gegenwärtigen Status an der Saar 
durch die Bundesrepublik darstellt", ein Stand

-

punkt, der in den Antwortbriefen der Verhand-
lungspartner „angenommen" worden ist. Anderer-
seits glaubte der Rechtsausschuß dem Auswärtigen 
Ausschuß empfehlen zu sollen, in einer von den 
Zustimmungsgesetzen gesonderten Entschließung 
dem Bundestag die Klarstellung der deutschen 
Rechtsauffassung vorzuschlagen. 

Bonn, den 11. Februar 1955 
Dr. Wahl 

Berichterstatter 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Arndt 

(Minderheitsauffassung) 

1. Das Abkommen ist nicht ratifizierbar. Es 
herrschte Einigkeit darüber, daß es im Sinne des 
Art. 59 Abs. 2 GG die politischen Beziehungen des 
Bundes regelt. Eine solche Regelung kann, um 
wirksam zu sein, ausschließlich durch einen Ver-
trag geschehen, bei dem die förmliche und sach-
liche Zuständigkeit zur völkerrechtlichen Vertre-
tung des Bundes allein beim Bundespräsidenten 
liegt. Die Vereinbarungen sind jedoch kein Ver-
trag zwischen den beiden Staaten — Frankreich 
und Deutschland —, sondern nur zwischen ihren 
Regierungen. Ein Regierungsabkommen ist nur 
zulässig und dann auch ratifizierbier, wenn die Re-
gierung im Bereich ihrer ausschließlichen Zustän-
digkeit handelt und 'deshalb befugt ist, die Regie-
rung els solche, mithin auch jede künftige Regie-
rung und auf diese Weise mittelbar den Staat zu 
binden. Die Regelung der politischen Beziehungen 
des Bundes gehört nicht zur Zuständigkeit der Re-
gierung, sondern nach der zwingenden Vorschrift 
des Art. 59 GG zur Zuständigkeit des Bundespräsi-
denten mit Ermächtigung der gesetzgebenden Kör-
perschaften. Die Bundesregierung hat als ein abso-
lut unzuständiges Organ gehandelt. Dieser Fehler 
kann auch durch eine Ratifikation nicht geheilt 
werden, soll das Abkommen doch gerade nicht als 
Staatsvertrag, sondern als Regierungsabkommen 
ratifiziert werden. Eine solche Ratifikation würde 
bedeuten, daß Bundespräsident und Bundestag die 
von der Bundesregierung (durch den von ihr im 
eigenen Namen vorgenommenen Abschluß des Ab-
kommens) ausgeübte Kompetenz als ordnungsge-
mäß im Rahmen der Regierungszuständigkeit be-
stätigen. Eine solche Bestätigung ist ihnen durch 
Art. 59 GG verwehrt. 

Es mag sein, daß in Einzelfällen ohne Bedeutung 
der Unterschied zwischen Staatsverträgen und Re-
gierungsabkommen vernachlässigt wurde. über-
zeugende und gewichtige Beispiele hat die Bundes-
regierung nicht beibringen können. Jedenfalls 
könnte durch Unachtsamkeiten in der Staatspraxis 
der Art. 59 GG nicht aufgehoben werden. Der Ra-
pallo-Vertrag ist unter besondersartigen und zur 
Zeit einer noch unklaren Staatspraxis geschlossen 
worden, als die Weimarer Reichsverfassung keine 
insoweit dem Art. 59 GG voll entsprechende Vor-
schrift enthielt. 

Deutscherseits ist die Form des Regierungsab-
kommens gewählt, weil man das Erfordernis einer 
Zustimmung der Volksvertretung durch Gesetz 
vermeiden wollte. Französischerseits eist die Form 

des Regierungsabkommens gewählt, weil man das 
Saarstatut als eine res inter alienos (acta behan-
deln will. Entsprechend ihrem 1950 notifizierten 
Standpunkt und der authentischen Interpretation 
der Formel über den rechtlichen Status West-
deutschlands und der Bundesregierung, an welcher 
Interpretation der französische Ministerpräsident 
am 12. Oktober 1954 vor der Nationalversammlung 
festgehalten hat (Journal Officiel S. 4667), will 
Frankreich keine „Jurisdiktion" Westdeutschlands 
'an der Saar anerkennen. Deshalb sieht man die 
Bundesregierung und nur sie als kraft besatzungs-
rechtlicher Ermächtigung zu einem solchen Abkom-
men in fremder Sache als bevollmächtigt an. Daß 
man die Ratifikation fordert, hat den Sinn, daß 
sich auch Westdeutschland an diesen Akt der Bun-
desregierung für gebunden halten, Westdeutsch-
land also ein Einwand aus der Unzuständigkeit 
seiner Regierung verwehrt werden soll. 

Ein solches Abkommen ist nicht ratifizierbar. Im 
übrigen würde auch eine Ratifikation an seiner 
Nichtigkeit nichts ändern. 

2. Das Abkommen ist mit Art. 23 GG unverein-
bar. 

Das Grundgesetz geht verfassungskräftig vom 
Fortbestand des deutschen Volkes als einheitlichen 
Staatsvolks aus. Es kennt kein „Volk der Bundes-
republik", von dem in der Vorlage die Rede ist, 
die 'das State Department am 12. November 1954 
für 'den amerikanischen Senat ausgefertigt hat. Es 
kennt kein „Bundesvolk", auch keinen Unterschied 
zwischen dem deutschen Volk und einer „Saarbe-
völkerung". Soweit der Parlamentarische Rat durch 
das Grundgesetz „für die Bundesrepublik Deutsch-
land" als den Staat Deutschland „auch für jene 
Deutschen gehandelt" hat, „denen mitzuwirken 
versagt war", hat er als ihr Treuhänder jenen 
Deutschen Rechte eingeräumt, insbesondere die 
Grundrechte und das Recht aus Art. 23 GG. In 
allen Teilen des das ganze deutsche Volk als Staats-
volk umfassenden Staates Deutschland in seinen 
Grenzen von 1937 haben die Deutschen im Sinne 
des Art. 116 GG, zu denen auch die Deutschen an 
der Saar gehören, das verfassungskräftige Recht, 
in ihrem Gebiet das Grundgesetz durch Beitritt in 
Kraft zu setzen. 

Dieses Recht wird den Deutschen an der Saar, in 
der sowjetisch besetzten Zone und in den polnisch 
verwalteten Gebieten östlich der Oder und Neiße 
zwar tatsächlich durch Besatzungszwang auszuüben 
verwehrt, steht ihnen jedoch nach deutschem 
Staatsrecht zu und kann ohne vorausgegangene 
Änderung des Grundgesetzes durch einen freiwillig 
geschlossenen Vertrag nicht abgedungen werden. 

Es bedarf keiner weiteren Begründung, 'daß dies 
durch das Abkommen für die Dauer des Statuts 
geschehen soll. 



3. Das Abkommen ist mit Art. 25 GG unverein-
bar. 

Die Konvention zum Schutze der Grundfreihei-
ten und Bürgerrechte ist ratifiziert und als allge-
meine Regel dies Völkerrechts anzusehen. Daher 
kann für keinen Teil des deutschen Staatsgebietes 
eine vertragliche Regelung getroffen werden, der 
dieser Konvention nicht vollauf entspricht. 

4. Eine Zustimmung zu diesem Abkommen ist in 
der Sache nicht möglich und nicht statthaft, weil 
die Beteiligten zwar einen Text verabredeten, aber 
sich über seinen Sinn, seine Bedeutung und seine 
Folgen nicht einigten. Es liegt vielmehr ein offener 
Dissens vor, ein ,,dèsaccord", wie der Abgeordnete 
Paul Reynaud als Vorsitzender des Finanzausschus-
ses am 22. Dezember 1954 vor der Nationalver-
sammlung erklärte (Journal Officiel S. 6760). In 
der 61. Sitzung des Bundestages am 15. Dezember 
1954 (Stenographischer Bericht S. 3129) hat der 
Bundeskanzler ebenfalls „offensichtliche Meinungs-
verschiedenheiten" festgestellt und ihre rechtzei-
tige Bereinigung versprochen. Das ist nicht gesche-
hen. Nach der amtlichen Begründung der Bundes-
regierung soll durch das Abkommen „völlig klar-
gestellt" sein, daß die Saar weiter zu Deutschland 
in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 gehöre. 
Nach französischer Auslegung wird die Saar 
durch das Abkommen zwar kein Staat, aber 
ein Subjekt des Völkerrechts mit eigenen Rechten 
und Pflichten und — wenn auch bis zum Friedens-
vertrag provisorischen — Gebietsgrenzen. In allen 
wichtigen Fragen schließen sich so die Auslegun-
gen, die einerseits die Bundesregierung, anderer-
seits die französische Regierung dem Abkommen 
zuteil werden lassen, gegenseitig aus. 

Unter diesen außerordentlichen Umständen kann 
es nicht die Aufgabe des Bundestages oder seiner 
einzelnen Mitglieder sein, eine eigene Meinung 
darüber zu entwickeln, wie das Abkommen zu ver

-

stehen ist. Denn nicht der Bundestag hat hierüber 
das letzte Wort zu sprechen, sondern im Streitfalle 
ein internationales Gericht. Die entscheidende Frage 
lautet daher, ob die Mitglieder des Bundestages 
es vor ihrem Gewissen, vor dem deutschen Volke 
und vor der deutschen Geschichte ihrer Überzeu-
gung nach verantworten und gewährleisten kön-
nen, daß im Streitfalle ein internationales Gericht 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die Ausle-
gung der Bundesregierung als richtig und gerecht-
fertigt anerkennen wird. 

Um eine 'derartige Erwartung zu sichern, hat die 
Minderheit beantragt, dem Zustimmungsgesetz 
zwei Artikel einzufügen. Darin sollte als Grund-
lage der Zustimmung festgestellt werden, daß die-
ses Abkommen nichts daran ändere, daß die Deut-
schen an der Saar Teil des deutschen Staatsvolkes 
sind und ihr Gebiet Teil des deutschen Staatsgebie-
tes ist, ferner, daß die Artikel VI und IX des Ab-
kommens die Grundfreiheiten und Bürgerrechte 
im vollen Sinne der auch an der Saar gültigen 
Konvention uneingeschränkt einräumen. Diese ge-
setzlichen Feststellungen sollten bei Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde der Republik Frankreich 
notifiziert werden. Die der Fraktion der CDU/CSU 
angehörenden Ausschußmitiglieder haben mit ihrer 
Mehrheit diese Anträge, die der Auslegung der 
Bundesregierung entsprechen, abgelehnt und den 
Beschluß herbeigeführt, daß der Bundestag inhalts-
gleiche Entschließungen ,fassen solle. 

Unter diesen Umständen kann es nicht verant-
wortet werden, dem ,Abkommen zuzustimmen und 
'dadurch die Gewähr zu übernehmen, daß es recht-
lich so zu verstehen ist, wie die Bundesregierung 
es erläutert. 

Bonn, den 11. Februar 1955 

Dr. Arndt 
Berichterstatter 



B. Anträge des Ausschusses 



I. Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes betreffend das Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 1000 - 

mit den aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen zuzustimmen. 

Bonn, den 15. Februar 1955 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger 
Vorsitzender 

Dr. Furler 
Generalberichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes betreffend das Protokoll vom 23. Oktober 1954 
über die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 1000 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 

(4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das 
Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 23. Oktober 1954 in Paris unter-
zeichneten Protokoll über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland nebst den diesem Protokoll bei-
gefügten Listen I bis V 'sowie dem Brief-
wechsel vom 23. Oktober 1954, der sich auf 
im Jahre 1952 gewechselte Briefe bezieht, 
wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Protokoll nebst den beigefügten 
Listen I bis V und der in Artikel 1 genannte 
Briefwechsel werden nachstehend mit Ge-
setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nebst 
den beigefügten Listen I bis V nach seinem 
Artikel 3 Abs. 2 und' der in Artikel 1 
genannte Briefwechsel in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Der Bundesminister des Auswärtigen wird 
ermächtigt, den Wortlaut der in Artikel 1 
des Protokolls genannten Abmachungen in 
der geänderten Fassung bekanntzumachen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das 
Protokoll vom 23. Oktober 1954 über die 
Beendigung des Besatzungsregimes in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 23. Oktober 1954 in Paris unter-
zeichneten Protokoll über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland nebst den diesem Protokoll bei-
gefügten Listen I bis V sowie dem Brief-
wechsel vom 23. Oktober 1954, der sich auf 
im Jahre 1952 gewechselte Briefe bezieht, 
und dem Briefwechsel vom 23. Oktober 1954 
betreffend Erleichterungen für Botschaften 
und Konsulate wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Protokoll nebst 'den beigefügten 
Listen I bis V und die in Artikel 1 genann-
ten Briefwechsel werden nachstehend ver-
öffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nebst 
den beigefügten Listen I bis V nach seinem 
Artikel 3 Abs. 2 und die in Artikel 1 genann-
ten Briefwechsel in Kraft treten, ist im Bun-
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 



II. Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes betreffend den Vertrag 
vom 23. Oktober 1954 über den Aufenthalt auslän

-

discher Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 1060 - 

mit der aus der nachstehenden Zusammenstellung er-
sichtlichen Änderung zuzustimmen. 

Bonn, den 15. Februar 1955 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger 
Vorsitzender 

Dr. Furler 
Generalberichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes betreffend den Vertrag vom 23. Oktober 1954 

über den Aufenthalt ausländischer Streikräfte in der Bundesrepublik Deutschland 

- Drucksache 1060 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 

(4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den 
Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem um 23. Oktober 1954 in Paris unter-
zeichneten Vertrag über den Aufenthalt aus-
ländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Der Vertrag wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 4 Abs. 1 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den 
Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den 
Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

(1) Der Vertrag wird nachstehend ver-
öffentlicht. 

(2)unverändert 

Artikel 3 

unverändert 



III. Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes betreffend den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Brüsseler Vertrag 
und zum Nordatlantikvertrag 

- Drucksache 1061 - 

mit der aus der nachstehenden Zusammenstellung er-
sichtlichen Änderung zuzustimmen. 

Bonn, den 16. Februar 1955 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger 
Vorsitzender 

Brandt (Berlin) 
Generalberichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes betreffend den Beitritt der Bundesrepublik 

Deutschland zum Brüsseler Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 

- Drucksache 1061 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 

(4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Brüsseler 

Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch-
land zu dem Vertrag über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Zusammenarbeit und 
über kollektive Selbstverteidigung vom 
17. März 1948 in der Fassung des am 23. Ok-
tober 1954 in Paris unterzeichneten Proto-
kolls und den weiteren hierzu am 23. Okto-
ber 1954 in Paris unterzeichneten Protokol-
len und Anlagen wird zugestimmt. 

Artikel 2 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch-
land zum Nordatlantikvertrag vom 4. April 
1949 in der Fassung vom 15. Oktober 1951 
wird zugestimmt. 

Artikel 3 

(1) Die Verträge sowie die Protokolle und 
Anlagen werden nachstehend mit Gesetzes-
kraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag ihres Inkrafttretens für die 
Bundesrepublik Deutschland ist im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zum Brüsseler 

Vertrag und zum Nordatlantikvertrag 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

(1) Die Verträge sowie die Protokolle und 
Anlagen werden nachstehend veröffentlicht. 

(2) unverändert 

Artikel 4 

unverändert 



IV. Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete Abkommen 
über das Statut der Saar 

- Drucksache 1062 - 

mit der aus der nachstehenden Zusammenstellung er-
sichtlichen Änderung zuzustimmen. 

Bonn, den 17. Februar 1955 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger 
Vorsitzender 

Dr. Pfleiderer 
Generalberichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes betreffend das am 23. Oktober 1954 in Paris 

unterzeichnete Abkommen über das Statut der Saar 

- Drucksache 1062 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 

(4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete 

Abkommen über das Statut der Saar 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 23. Oktober 1954 in Paris unter-
zeichneten Abkommen zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Regierung der Französischen Republik 
über das Statut der Saar nebst den Schrift-
wechseln vom gleichen Tage wird zuge-
stimmt. 

Artikel 2 

Das Abkommen und die Schriftwechsel 
werden nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht. Der Tag ihres Inkrafttretens ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das am 
23. Oktober 1954 in Paris unterzeichnete 

Abkommen über das Statut der Saar 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

Das Abkommen und die Schriftwechsel 
werden nachstehend veröffentlicht. Der Tag 
ihres Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Artikel 3 

unverändert 


